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Von der sogenannten new economy 
war an dieser Stelle schon öfter die 
Rede. Mittlerweile vergeht kein Tag . .- 
ohne eine entsprechende Berichter- 
stattung über die kommenden Seg- 
nungen der neuen Wirtschaftsstruk- 
turen. Die Tages- und Wirtschaftspres- 
se bearbeitet das Thema in der ge- 
wohnt modischen Form. Wem es als 
erstes gelingt eine neu Entwicklungs- 
parole zu platzieren, der macht den 
Trend von morgen. Während sich das 
Publikum langsam mit dem Thema 
new economy anfreundet, haben die 
ganz schnellen Medien diese bereits 
wieder abgeschrieben. Die Unterneh- 
men am neuen Börsenmarkt waren 
gestern noch die modernen Helden, 
heute sind sie ruchlose Geldvernichter. 
Das lnternet war gestern noch das In- 
strument der vierten industriell- tech- 
nologischen Revolution, das jeden in 
den Bann zieht und unsere Kommu- 
nikation grundlegend verändern 
wird. Heute werden die immer härter 
aufdrehenden Propagandafeldzüge 
der lnternetwirtschaft als Volksver- 
dummung zum Weichklopfen derer, 
die immer noch nicht ,,drin sind", kri- 
tisiert. Die Berichterstattung über die 
Entwicklung mag den Vermarktungs- 
bedingungen der modernen Medien- 
wirtschaft entsprechen. Mit Berichter- 
stattung, die einen entsprechenden 
lnformationsgehalt vorweisen kann, 
hat dies nun wahrlich nichts zu tun. 
Es liegt eher der Verdacht nahe, das 
heutige Journalisten selber Opfer ei- 
ner sich verändernden, immer schnel- 
ler werdenden Arbeitskultur in der 
neuen Wirtschaft geworden sind. 
Halb verdaute Dauerkommunikation 
mit sich ständig widersprechende Aus- 
sagen, drängt Qualitätsbewußtsein 
und Durchdringungsgrad im Berufs- 
stand der Journalisten vollständig an 
den Rand. 

Jüngstes ,,Opfer" dieser Berichter- 
stattung wurde die Bildungsministe- 
rin und Mitherausgeberin dieser Zeit- 
schrift Edelgard Bulmahn. lhre IT- Of- 
fensive mit dem Slogan ,,Anschluss 
statt Auschluss" wurde als Teil einer 
Kampagne der lnternetwirtschaft 
entlarvt, die nur dazu diene Panikma- 
che zu betreiben und den Internet- 
verweigerern den ,,Schweiß auf die 
Stirn zu treiben". 

Es kann einer Bildungsministerin 
eigentlich nicht zum Vorwurf gerei- 
chen, wen sie den Versuch unter- 
nimmt eine drohende Spaltung zwi- 
schen lnformationselite und ,,Inter- 
netproletariat" zu vermeiden. 

*** 
Im Zusammenhang mit der IT- Of- 
fensive des Bildungsministerium er- 
scheint ein anderer Punkt interessan- 
ter: 

Unter der Überschrift : „Die @- 
Kids kommen", thematisierte die 
Kulturwissenschaftlerin Jutta Greis 
vor einiger Zeit die Widersprüche, die 
mit wachsender PC-Nutzung im Be- 
reich der Arbeitskompetenzen, Sozi- 
alverhalten und Mentalitäten der 
nachwachsenden Arbeitsgeneration 
auftreten: 

,,Multitasking ist Kompetenz und 
Attitüde der nachwachsenden Gene- 
ration im Privaten wie im Job. Sie 
spielen oder arbeiten am Computer, 
telefonieren dabei mit Freunden, es- 
sen und hören Musik, alles parallel 
(...). Einerseits imponiert die Schnel- 
ligkeit, mit der Informationen verar- 
beitet werden: Der Multitasking ge- 
übte Nachwuchs ist flexibel, reakti- 
onsschnell und in der Lage auf meh- 
reren Ebenen zu kommunizieren und 
zu handeln. Anderseits spricht eini- 
ges dafür, dass Multitasking eher zu 
Qualitätsverlusten führt, weil die vie- 
len Reize physiologisch gar nicht rich- 
tig verarbeitet werden können. Die 
Konzentrationsfähigkeit leidet auf 
die Dauer." Frau Greis rät, den Trend 
zur Beschleunigung und Parallelakti- 
vitäten beim Nachwuchs zu begleiten 
und gleichzeitig Qualitätsbewußt- 
sein und Gründlichkeit zu fördern. 

Kurzum: Bei einer IT Offensive 
des Bildungsministeriums kann nicht 
allein die Frage ,,Bist Du schon drin?" 
im Vordergrund stehen. Die Frage 
nach den Bildungsthemen, die Suche 
nach einer modernen Pädagogik die 
eine Balance zwischen Flexibilität, 
Schnelligkeit und Qualitätsbewußt- 
sein vermittelt, die Ausbildung von 
Lehrern die als natürliche Autoritäten 
in der neuen Technologie akzeptiert 
und nicht als blutige Anfänger mit 
dem moralischen Zeigefinger von 
den @-Kids abgetan werden, dies 
alles sind drängende Fragen einer 

zeitgemäßen Bildungspolitik. Sie war- 
ten auf eine konzeptionelle Antwort. 

*** 
Das Beispiel der Kulturwissenschaft- 
lerin zeigt jedoch auch, dass die De- 
batte über die new economy keine 
reine Wirtschaftsdebatte ist. Ginge 
es nur darum, dass neue Sektoren 
mit neuen Traumgewinnen in den 
Wirtschaftsstrukturen empor steigen 
und alte Branche verdrängen, könn- 
ten wir das Thema schnell verlassen. 
Innerhalb der spw nimmt die 
Durchleuchtung der new economy, 
der lnformationsgesellschaft, des 
postindustriellen Kapitalismus, der 
Rolle des human capital und der Bil- 
dung etc. deshalb einen breiteren 
Raum ein, weil wir davon ausgehen, 
dass es sich dabei um die Herausbil- 
dung einer neuen kapitalistischen 
Verwertungsstruktur handelt, die 
anderen Gesetzen folgt als dies ihre 
historischen Vorgänger taten. Es 
handelt sich im Sinne von Gramsci 
wohl eher um eine passive Revoluti- 
on, also um die Umwälzung aller 
bestehenden Regeln, Normen und 
Akkumulationsbedingungen zur 
Schaffung einer neuen Wachstums- 
epoche des Kapitalismus. Eine sol- 
che passive Revolution bringt selbst- 
verständlich auch neue Widersprü- 
che in der Kultur- und Lebensweise 
einer Gesellschaft hervor. Wir wer- 
den uns diesen Widersprüchen wid- 
men und aus der Analyse neue Poli- 
tikansätze für einen modernen Sozi- 
almus entwickeln müssen. Die hier 
und da immer wieder aufflackernde 
Annahme diese passive Revolution 
könne noch aufgehalten werden, 
halte ich jedoch für eine irrige An- 
nahme. 

Kurzum schon die Bildungsfrage 
zeigt: der Strategievorschlag, sich als 
fortschrittliche sozialistische Linke in 
die Klassen- und Kulturauseinander- 
setzungen um den neuen Kapitalis- 
mus einzuschreiben ist keine redu- 
zierte Minimal-Strategie, weil die Zei- 
ten für Sozialisten nun mal so hart 
sind, es wird viel mehr ein steiniger 
Weg der euphorisch bis hektischen 
Modernierungsrethorik eine tragfä- 
hige Reformperspektive auf dem Bo- 
den der new economy entgegen zu 
setzen. SPW 

Liberalen, Marxisten und Konservati- 
ven in Frage. Die ,,Große Industrielle 
Revolution" am Ende des 18. Jahr- 
huncerts ist für ihn nicht mehr und 
nicht weniger als ein Mythos. Häu- 
fungen technologischer oder produk- 
tionsorganisatorischer Innovationen 
habe es in der Wirtschaftsgechichte 
immer wieder gegeben, ohne dass ih- 
nen epochale Bedeutung zugeschrie- 
ben worden sei. Sein Verdacht: die 
Proklamierung, die Erfindung einer 
industriellen Revolution wurde not- 
wendig, um eine von da an unauf- 
haltsame, unendliche Entwicklung 
suggerieren zu können -allen wird es 
immer besser und besser gehen. Der 
Weg - der industrielle Fortschritt - 
war der richtige und der einzige: of- 
fen blieb allenfalls, ob das Kapital 
oder das Proletariat auf diesem Weg 
dasKommando führen sollte. 

Ein für unser demokratisches, auf- 
geklärtes Selbstverständnis funda- 
mentales Ereignis wird von Waller- 
stein in neuem Licht angestrahlt: die 
Französische Revolution. Unbestritten 
bleibt auch in seiner Sichtweise, dass 
zwischen 1789 und 1795 eine Dyna- 
stie gestürzt, führende Persönlichkei- 
ten hingerichtet, eine Republik ausge- 
rufen wurde. Aber in seinen Augen 
waren diese Ereignisse nicht wirklich 
revolutionär: ,,(...)ich glaube, dass das 
Konzept des Aufstiegs einer Bour- 
geoisie, die irgendwie eine Aristokra- 
tie stürzte, mehr oder weniger das 
Gegenteil dessen ist, was wirklich pas- 
sierte, nämlich, dass sich die Aristo- 
kratie selbst in eine Bourgeoisie ver- 
wandelte, um ihre kollektiven Privile- 
gien zu retten." (S. 88) 

Der Feudalismus musste und 
konnte nicht gestürzt werden, weil er 
sich schon selbst abgeschafft hatte. 
Dem Feudaladel in Frankreich - wie 
davor und danach in anderen Län- 
dern - erschien eine über den freien 
Markt und freie Wahlen vermittelte 
Herrschaft allmählich effizienter als 
das wirtschaftlich stagnative und von 
zahllosen Agrarrevolten geschwächte 
Feudalregime. 

Veränderung sollte also nicht 
mehr blockiert, sondern kontrolliert 
werden. ,,Alles muss sich ändern, da- 
mit alles gleich bleibt," heißt es in To- 
masi di Lampedusas Roman „Der Leo- 
pard", der von der burgerlichen Revo- 
lution in Süditalien um 1860 handelt. 
Die neue industrielle Bourgeoisie war 
- bei vielen Ausnahmen - nichts als 
die intellektuell aufgeschreckte und 
zu verheißungsvolleren Produktions- 
und Machttechniken übergegangene 
Feudalklasse. 

„Als der Staub sich legte, stellte 
sich heraus, dass die Veränderungen 
[in Frankreich] weniger aufsehener- 
regend waren als häufig versichert 
wird. Die größeren landwirtschaftli- 
chen Gebilde blieben größtenteils in- 
takt, obwohl natürlich hier und da 
der Name des Eigentümers gewech- 
selt hatte. (...) Die Klasse der freien 
Bauern (...) trat stärker hervor als zu- 
vor, allerdings weitgehend auf Ko- 
sten der kleinsten produzenten (...). 
Die Agrarreformen gingen manch- 
mal geräuschvoll vor sich, aber sie 
passen sich ein in eine langsame, 
gleichmäßige Kurve eines mehrere 
Jahrhunderte andauernden paralle- 
len Wandels in vielen Teilen Westeu- 
ropas. Was das Gewerbe betrifft, so 
wurden gewiss die Zünfte abge- 
schafft. Auch verschwanden Binnen- 
zölle, was einen größeren, freien Bin- 
nenmarkt schuf. Dennoch sollte man 
nicht vergessen, dass es schon vor 
1789 eine Zone ohne interne Zoll- 
schranken gab: die Fünf großen Gü- 
ter, die Paris einschlossen. Dieses Ge- 
biet hatte annähernd die Größe Eng- 
lands." (S. 18) 

War die französische Revolution 
also nur ein Machtwechsel ohne epo- 
chale Bedeutung? 

,,Ich meine, die Bourgeoisie, oder 
die kapitalistischen Schichten, oder 
die herrschenden Klassen (...) zogen 
aus dem französischen revolutionären 
Aufruhr zwei Schlüsse. Einer war ein 
Gefühl großer Bedrohung, nicht nur 
durch das, was von den Robespierres 
dieser Welt, sondern von den ungebil- 
deten Massen getan werden könnte, 
die zum ersten Mal ernsthaft über die 
Erringung staatlicher Macht nachzu- 
denken schienen. (...) Diese system- 
feindlichen Aufstände waren viel- 
leicht nicht besonders erfolgreich. 
lhre Bedeutung liegt aber einfach dar- 
in, dass sie überhaupt stattfanden 
und so Vorboten eines bedeutenden 
qulitativen Wandels in der Struktur 
des kapitalistischen Weltsystems und 
einen Wendepunktseiner politischen 
Entwicklung bildeten. Daraufhin kam 
die Welt-Bourgeoisie, wie ich glaube, 
zu einem zweiten und sehr logischen 
Schluss. Stetiger Wandel in kurzen 
Abständen war unvermeidbar, und es 
war daher hoffnungslos, den histori- 
schen Mythos aufrecht zu erhalten, 
(..J dass politischer Wandel 
außergewöhnlich,meistens kurzlebig 
und normalerweise unerwünscht war. 
Nur wenn die Welt-Bourgeoisie die 
Normalität des Wandels akzeptierte, 
hatte sie eine Chance, ihn zu bändi- 
gen und zu verlangsamen." (S. 21) 

Wallersteins irritierende Bilanz 
lautet: „Die Französische Revolution 
hat Frankreich nicht besonders verän- 
dert. Aber sie hat das Weltsystem ver- 
ändert." 

Wallerstein unterstreicht gewöhn- 
lich als nebensächlich angesehene 
Momente: 

Die beginnende Formierung lang- 
fristig orientierter systemfeindlicher 
Bewegungen: in erster Linie die frühe 
Arbeiterbewegung; 

Dann die Differenzierung der mo- 
dernen Ideologien (und zugleich der 
Sozialwissenschaften), die politischen 
Interessen untergeordnet sind und 
die unmögliche Trennung von Markt, 
Staat und Privatsphären reproduzie- 
ren; 

Ganz besonders hebt Wallerstein 
den durch die Revolution in Frank- 
reich ausgelösten Aufstand der 
Schwarzen in Haitit 1804 und den 
fast zur gleichen Zeit einsetzenden 
Modernisierungsschub in Ägypten 
hervor - wenn man so will, die ersten 
modernen Konflikte zwischen Peri- 
phrie und Metropolen. 

Wandeln wir Wallersteins These 
zur Französischen Revolution auf sei- 
ne eigene Arbeit um, könnte gesagt 
werden: Die Arbeiten Wallersteins ha- 
ben die Geschichte nicht besonders 
verändert. Aber sie haben den Blick 
auf geschichtliche Zusammenhänge 
verändert. SPW 

Literatur: 
lmmanuel Wallerstein, Die Sozialwissenschaft 

kaputtdenken, Weinheim 1995 
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ist er - auch wenn inzwischen etliche 
seiner Texte in deutscher Übersetzung 
vorliegen - wenig bekannt. Mit Brau- 
del teilt Wallerstein die Überzeugung 
von der Notwendigkeit einer Synthese 
von Sozial- und Geschichtswissens- 
haft, das Interesse an ,,historischen 
Konjunkturen", zyklischen Verläufen, 
Kampagnen, das Misstrauen gegen 
alle ,,überhistorischen Konstanten'' - 
und die radikale Ablehnung der Idee 
eines ,,linearen gesellschaftlichen 
Fortschritts". 

Wallerstein wirft den siegreichen 
,,Weltanschauungen8' des 19. Jahr- 
hunderts - Liberalismus und Marxis- 
mus - aber fatale Defizite vor: Erstens 
den ,,metaphysischen" Glaube an 
,,Entwicklung" und zwar unaufhalt- 
sam zum Höheren, Besseren - in Poli- 
tik und Ökonomie, in Technik und 
Kultur. Sein zweiter Vorwurf an die 
Adresse der beiden ,,großen Ideologi- 
en": Eurozentrismus - die weitgehen- 
de Ausblendung der ,,Welt-Periphe- 
rie" und damit des größten Teils der 
Menschheit. Und das dritte Defizit: 
die nicht unbedingt rhetorische, aber 
faktische Ignoranz gegenüber kultu- 
rellen Machtverhältnissen, insbeson- 
dere der Hierarchie der Geschlechter. 

Sozialwissenschaft. Sie ist der Ruf 
nach einer Debatte über das Paradig- 
ma" (S. 304). In Deutschland ist die 
,,Weltsystemanalyse" - der Begrifft 
klingt in der deutschen Übersetzung, 
anders als im Englischen, etwas sek- 
tiererisch -viel weniger beachtet wor- 
den als in den USA, Frankreich oder 
Lateinamerika. 

„Die Weltsystemanalyse stellt die 
Analyseeinheit in den Mittelpunkt der 
Debatte. (...) Sie ersetzt den Begriff 
Gesellschaft durch den Begriff histori- 
schesSystem. Natürlich ist das nur ein 
semantischer Austausch. Aber er be- 
freit uns von der zentralen Konnotati- 
on, die die Gesellschaft bekommen 
hat, von ihrer Bindung an den Staat. 
(...) Überdies unterstreicht der Begriff 
historisches System die Einheit der hi- 
storischen Sozialwissenschaft. Die 
Einheit ist zugleich systematisch und 
historisch." (S. 292f) 

Im Mittelpunkt von Wallersteins 
Untersuchungen stehen nich das Ka- 
russell der bedeutenden Ereignisse, 
nicht die Geschichte nationalstaatli- 
cher Gesellschaften, sondern die lan- 
gen Zeitabläufe, die großen Räume, 
das Gegeneinander oder Miteinander 
von zyklischen Bewegungen und sä- 
kularen Trends -mit anderen Worten: 
die Geschichte der historischen Syste- 
me, der Weltsysteme, in der Gegen- 
wart: der kapitalistischen Weltwirt- 
schaft. 

Fast ebenso wichtig ist Wallerstein 
die Forderung nach einer intensiven 
Beschäftigung der ,,scientific commu- 
nity" mit ihrer eigenen - über weite 
Strecken recht trostlosen - Geschich- 
te. Im Trümmerstaub der sozialwis- 
senschaftlichen Paradigmen des 19. 
Jahrhunderts flimmern zwei erkennt- 
nistheoretische Provokationen: Zu- 
nächst ,,Theorie der Wirtschaftsge- 
schichte statt Wirtschaftstheorie! 
Theorie der Sozialgeschichte statt 
Theorie des Sozialen" und schließlich 
die Proklamation ,,Geschichte ist 
Theorie!" 

Ein großes Programm, und in 
manchen Formulierungen seines Au- 
tors blitzt - trotz eingestreuter Relati- 
vierungen - auch ein beachtlicher, 
vielleicht sogar vermessener Ehrgeiz 
auf. 

immanuel Wallerstein begann sei- 
ne wissenschaftliche Laufbahn mit Ar- 
beiten über die neuere Geschichte 
Afrikas. Die ,,Weltsystemanaiyse" ent- 
stand in den internationalen Diskus- 
sionen der späten sechziger und der 
siebziger Jahre über den ,,Nord-Süd- 
Konflikt", die Probelme der 
,,Unterentwicklung",der ,,Modernisie- 

rung", des ,,take off". Die Analysen 
von Andre Gunder Frank, Johan Gal- 
tung oder Samir Amin stellten die da- 
mals vorherrschenden ,,Entwicklungs- 
euphorie" radikal in Frage. 

Die Grundthese der ,,Weltsystem- 
analyse", bezogen nicht nur auf „un- 
sere" Welt, sondern auch auf das „ko- 
loniale Indien", das ,,imperialistische 
Japan" oder die Sowjetunion lautet: 
nationale Entwicklung, nationalstaatli- 
che, regionale und selbst lokale Ge- 
schichte und Gegenwart können nur 
in einer, aus einer globalen Analyse er- 
klärt werden, von der Wirtschafts- bis 
zur Mentalitätsgeschichte, von der Re- 
gierungs- bis zur Familiengeschichte: 
„Die wirkliche Neuheit ist also, dass die 
Perspektive der Weltsysteme leugnet, 
dass der Nationalstaat in irgendeiner 
Form eine relativ autonome Gesell- 
schaft repräsentiert, die sich mit der 
Zeit entwickelt." (S. 317) Vor allem 
aber: Unterentwicklung ist kein bedau- 
erliches Relikt der Vormoderne, son- 
dern unve;meidliches Resultat eben 
der sich seit vierhundert, fünfhundert 
Jahren so dynamisch entwickelnden 
kapitalistischen Weltwirtschaft. 

Vorläufer der neuen hiostorischen 
Sozialwissenschaft ist für Wallerstein 
am ehesten eine Paria-Diszplin unter 
den etablierten Sozialwissenschaften 
- die Wirtschaftsgeschichte. Zweifel- 
los ist es kein Vorurteil, die bisherige 
akademische Wirtschaftsgeschichte 
weitgehend als deskriptiv und theo- 
rielos abzutun. Umgekehrt: Theorie, 
die Geschichte ignoriert - und dieser 
Vorwurf geht vor allem an die zeitge- 
nössische Wirtshcaftstheorie - ist kei- 
ne Theorie. 

Freilich: So ganz neu ist der An- 
spruch der Weltsystemanalyse - ob 
man nun an Schumpeter oder an Alt- 
husser denkt - nicht. Gerade der Mar- 
xismus, die Marxismen hatten von 
Anfang an für einen breiteren Gesell- 
schaftsbegriff und für eine Theorie 
des globalen Kapitalismus plädiert. 
Nur blieben solche Ansätze all ZU oft 
im Sand eines teleologischen Sche- 
matismus und tagespolitischer Tabus 
stecken. immerhin kamen von marxi- 
stischen Theoretikern wie Maurice 
Godelier oder Emilio Sereni differen- 
zierte Beiträge zu dieser Diskussion. 
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Die Weltsysternanalyse 
Wallersteins Alternative besteht in der 
Utopie einer Welt, einer Wissenschaft 
ohne Grenzzäune. Die Sozialwissen- 
schaften sollen zu einer einzigen Dis- 
ziplin werden, er schlägt für sie den 
Namen ,,historische Sozialwissen- 
schaften" (oder ,,soziologische Ge- 
schichte") vor. Außerdem postulierte 
er mit der ,,Weltsystemanalyse" einen 
neuen Begriff: „Die Weltsystemanaly- 
se ist kein Paradigma der historischen 

Die Bedeutung der Französi- 
schen Reovlution 
Eine weitere für Wallersteins wissen- 
schaftliches Interesse zentrale Frage 
lautet: steht am Anfang aller Entwick- 
lung eine industrielle Revolution, erst 
recht eine bürgerliche Revolution? 
Wallerstein stellt diese Gewissheit von 
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10 Jahre 
Vereinigung 
BRD-DDR 
Kritische Bilanz u n d  

Von Siegfried Prokop 

humane Alternativen 

,,Helmut Kohl hat die deutsche Einheit 
hervorragend gestaltet", behauptete 
Angela Merkel in einem vom 
Deutschlandfunk Ende August gesen- 
deten Interview. Die CDU vermag sich 
offenbar ebenso wie manche ,,Trans- 
formationsforscher" noch immer 
nicht von der Legende ,,Kanzler der 
Einheit" zu verabschieden. Welche 
Verdienste Kohl beim Zustandekom- 
men der äußeren Einheit zuzuschrei- 
ben sein werden, wird von den Histo- 
rikern noch bis ins Detail erforscht 
und festgestellt werden. Dass aber 
Kohl für die innere Einheit nicht we- 
nig neue Barrieren errichtete, steht 
schon heute fest. 

Die Strukturelle Kolonialisierung 
Fritz Vilmar, emeritierter Politologe der 
Freien Universität Berlin, hat keine 
Schwierigkeiten mit der Wahrheit. Er 
gab zusammen mit Wolfgang Dümcke 
1995 das Buch ,,Kolonialisierung der 
DDR" heraus, das bis jetzt die einzige 
umfassende und grundlegende Kritik 

Dass Kohl für die der (west)deutschen Vereinigungspoli- 
innere Einheit nicht tik geblieben ist. Dieses Buch, das in 
wenig neue Barrie- Deutschland immerhin drei Auflagen 

ren errichtete, steht erlebte, erschien inzwischen unter Mit- 
schon heute fest. wirkung von Gislaine Guittard auch in 

Frankreich. Die bei der Übertragung 
ins Französische von Vilmar gewonne- 
nen Erfahrungen und Erkenntnisse, er- 
gänzt durch Beiträge namhafter ost- 
deutscher Publizisten, werden in dem 
jetzt vorliegenden Buch ,,Zehn Jahre 
Vereinigungspolitik präsentiert (I), das 
bislang zu verzeichnende thematische 
Lücken schließt und den häufig attak- 
kierten Terminus ,,Kolonialisierung" als 
,,strukturelle Kolonialisierung" präzi- 
siert. Dieser Begriff beschreibt aller- 
dings nur einen Trend des Vereini- 
gungsprozesses. Auf der anderen Seite 
habe sich die Demokratisierung vollzo- 
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gen, auf deren einzelne Bestandteile 
der Herausgeber ausdrücklich hin- 
weist. Manches spricht für die Sicht 
Vilmars. Die Summe der Entscheidun- 
gen der Regierung Kohl diente nicht 
der Menschenwürde und der demo- 
kratischen Selbstbestimmung der Ost- 
deutschen, sondern lediglich der Über- 
tragung der sozio-ökonomischen 
Strukturen der Alt- BRD auf Ost- 
deutschland. Diese Übertragung 
nahm den Charakter eines Sieges an, 
der diese Strukturen gegen jede Kritik 
immunisierte und der die basisdemo- 
kratischen Impulse der DDR vom 
Herbst 1989 zunichte werden ließ. Ab- 
gewickelt wurde nicht nur die demo- 
kratisierte DDR des 89er Aufbruchs, 
abgewickelt wurden auch viele ihrer 
Bürger. Nach wie vor gibt es Argumen- 
te gegen die Sicht Vilmars, die beden- 
kenswert sind. 

Kolonialisierung setze Eroberung 
voraus, meint der Berliner Wirt- 
schaftshistoriker Jörg Roesler: „Der 
Weg der Kolonialisierung wurde im 
großen Maßstab im 19. Jahrhundert 
vor allem in Asien und Afrika beschrit- 
ten, nachdem bis zum Ende des 18. 
Jahrhunderts die größten traditionel- 
len Kolonialreiche in Lateinamerika zu 
finden waren." (11, 20) Roesler, der 
zwölf Fälle von Vereinigungen in der 
Geschichte vergleichend untersuchte, 
entschied sich im Ergebnis des Ver- 
gleichs für den Terminus ,,Anschluss": 
In der am 12. April 1990 unterzeich- 
neten Koalitionsvereinbarung hatte 
sich die neue DDR-Regierung unter 
Lothar de Maiziere zur staatlichen 
Einheit Deutschland auf dem durch 
Artikel 23 des Grundgesetzes vorge- 
zeichneten Weg, der den Beitritt zur 

Bundesrepublik regelte, bekannt: 
,,Damit waren die vor den Wahlen in 
der deutschen Öffentlichkeit noch ge- 
führten Diskussionen, ob die Einheit 
Deutschlands besser nach Artikel 146 
oder Artikel 23 erreicht werden sollte, 
ob die Einheit besser auf dem Wege 
des Anschlusses oder durch Zusam- 
menschluss zustande kommen wür- 
de, gegenstandslos geworden." (11, 
94/95) Einheit und Freiheit in 
Deutschland zu vollenden, hielt Hel- 
mut Kohl für einen ,,beispiellosen Vor- 
gang". Roesler hält dagegen, dass 
Kohl 1990 lediglich Maßnahmen er- 
griffen habe, „als handele es sich um 
Steine aus einem Serienbaukasten, 
,Anschluß' genannt." (11, 31 5) 

Allzuweit ist Roesler von der Sicht 
Vilmars nicht entfernt, denn am 
Schluss seines Bandes fügte er dem 
Begriff ,,Anschluss" noch das Prädikat 
,,total" hinzu. Das, was in seinem 
Buch mit einem ,totalen' Anschluss 
apostrophiert wurde, habe es so nur 
noch in Quebec, in der Slowakei und 
in Estland gegeben, jenen An- 
schlussfällen, bei denen auch die Ei- 
gentumsverhältnisse in den Anglei- 
chungsprozess einbezogen wurden. 
In dieser Fast-Vollständigkeit sei der 
Anschluss nicht einmal in Österreich 
erfolgt. Wie man auch immer zur Ge- 
samtbewertung der Vereinigung ste- 
hen mag, die Fakten sprechen eine 
deutliche Sprache. 

Die historische ,,Leistungn von  
Helmut Kohl 
In dem von Vilmar herausgegebenen 
Buch wird unter kritischer Berücksich- 
tigung vielfältiger Quellen der Nach- 
weis geführt, dass Helmut Kohl aus- 
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sende Sammlung von Vorträgen und schichte der Sowjetunion eine Spur 
Zeitschriftenaufsätze. des Antisemitismus; auch die popu- 

Iäre ,,Solidarität mit der Dritten 
Moderne u n d  Rassismus 
In das Zentrum Wallersteins theoreti- 
schem Projekt führt die Beschäftigung 
mit der Frage: Ist der Rassismus ein 
schäbiges Relikt der Vormorderne 
oder die Ideologie des 21. Jahrhun- 
derts? Die herrschende Vorstellung 
war: wir entfernen uns langsam, aber 
unaufhaltsam aus dem Dunkel der 
Unaufgeklärtheit, aus dumpfer Befan- 
genheit, aus rohen, gefährlichen Vor- 
urteilen. Kein Zweifel: unsere modere- 
ne Zivilisation - der demokratische 
Kapitalismus - propagiert die Gleich- 
berechtigung. Nur: ,,Rassismus und 
Unterentwicklung (...) sind besondere 
Ausdrucksformen eines grundlegen- 
den Vorgangs, durch den unser eige- 
nes historisches System organisiert 
wurde: Ein Prozess, bei dem die einen 
eingeschlossen und die anderen aus- 
geschlossen werden." (S. 101) 

Rassismus verleiht den Einge- 
schlossenen, den Bevorzuqten ein Be- 
wusstsein der Größe, er schafft ein 
Gefühl der Solidarität zwischen Men- 
schen, die sonst vielleicht - der weiße 
Executive Director und der weiße 
Wohlfahrtsempfänger in Los Angeles 
- nur wenig miteinander gemein hät- 
ten. Vor allem die Gewissheit rassi- 
scher Überlegenheit hat, so Waller- 
stein, die Klassengegensätze zum Ver- 
schwinden gebracht. 

Rassismus und Unterentwicklung 
Wallerstein konstatiert eine Paral- 

lelität von ,,Rassismus als Phänomen 
innerhalb einzelner Staaten" und 
,,Unterentwicklung als Phänomen des 
zwischenstaatlichen Systems". Der 
Rassismus wurde durch das Verspre- 
chen der Gleichheit erträglich, die Un- 
terentwicklung durch die Chance ei- 
ner Entwicklung: ,,(...) fast alle Men- 
schen, fast alle ideologischen Denk- 
richtungen haben für eine gewisse 
Zeit das universalistische Ideal einer 
Welt ohne Rassismus und ohne Ar- 
mut proklamiert; aber alle haben 
trotzdem auch weiterhin Institutio- 
nen unterstützt und aufrecht erhal- 
ten, die direkt und indirekt diese an- 
geblich unerwünschten Realitäten ha- 
ben fortbestehen und sogar zuneh- 
men lassen." (S. 102) 

Den Linken aller Schattierungen - 
und er zählt sich neben Gunnar Myrd- 
al, Stuart Hall oder Etienne Balibar zu 
den wenigen ,,anderen" - wirft Wal- 
lertein vor, den Rassismus zwar mora- 
lisch verurteilt, aber nicht oder nur 
oberflächlich analysiert zu haben. 
Nicht allein zieht sich durch die Ge- 

Welt" von den sechsziger Jahren bis 
heute habe allzuoft Elemente des 
,,Paternalismus" oder rassistische 
Stereotype aufgewiesen. 

Die Sozialwissenschaft ,,kaputt- 
denken" 
,,Unthinking Social Science" heißt 
Wallersteins Buch über die etablier- 
ten Sozialwissenschaften im engli- 
schen Original. Denn Wallerstein 
hält viele der seit dem 18. Jahrhunx- 
dert formulierten ,,apriorischen Sät- 
ze" für ,,irreführendr' und ,,einen- 
gend": „Wir müssen die heilige Drei- 
faltigkeit von Politik, Wirtschaft und 
Kultur abschaffen, von denen man 
annimmt, dass sie drei autonome 
Bereiche mentrschlichen Handelns 
mit einer eigenen Logik und eigenen 
Prozessen sind: (...) der öffentliche 
Bereich der Machtausübung, der 
halböffentliche Bereich der Produkti- 
on und der persönliche Bereich des 
alltgälichen Lebens." (5. 270, 1 150 

Wallersteins zentraler Vorwurf 
gegen Politologie, Soziologie, Öko- 
nomie und Anthropologie lautet: 
„Die Unterschiede (...) innerhalb je- 
der einzelnen sogenannten Disziplin 
sind viel größer als die Unterschiede 
untereinander" (5. 286). 

Wallerstein zeichnet die Geschich- 
te der ,,lnstitutionalisierung", um 
nicht zu sagen der ,,Erfindung" dieser 
,,DisziplinenJ' im 18. und 19. Jahrhun- 
dert nach. Die Startlinie: die ,,bürgerli- 
chen Revolutionen" in Europa und 
Nordamerika. Der Starre der vorrevo- 
lutionären Verhältnisse folgte die Be- 
wegung, die stete ,,Entwicklung" und 
damit die gesteigerte Unberechenbar- 
keit der neuen Ära. ,,Gesellschafts- 
analyse", zuvor nichts als die Leiden- 
schaft einiger Intellketueller, wurde 
auf einmal für die Mächtigen zur bit- 
teren Notwendigkeit, wollte man 
nicht den Überblick und möglicher- 
weise die Macht verlieren. Fakultäten 
mit ungewohnten Namen, wissen- 
schaftliche Gesellschaften und Zeit- 
schriften entstanden. Der, wie es 
schien, unbestreitbaren Trennung von 
Öffentlichem und Privatem, von 
Markt, Gesetz und Macht entsprach 
die Aufsplitterung des sozialwissen- 
schaftlichen Denkens. 

Wallersein erinnert wiederholt an 
Gunnar Myrdals schon historisch ge- 
wordene und doch alles andere als 
erledigte Kritik an der häufigen Be- 
schränktheit (und letztlich Irrationali- 
tät) sozialwissenschaftlicher Modelle. 
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Weitaus mehr als in der Naturwissen- 
schaft überwiegt an den sozialwis- 
senschaftlichen Fakultäten heute im- 
mer noch lineares Denken, wird Kom- 
plexität systematisch ignoriert. 

Auseinandersetzung m i t  Marx 
u n d  Braudel 
Weiten Raum im Werk Wallersteins 
nimmt die Auseinandersetzung mit 
den Geschichts- und Entwicklungs- 
theorien von Fernand Braudel und 
Karl Marx ein. Wallerstein sieht sich 
durchaus in der Tradition eines un- 
dogmatischen, selbstkritischen Mar- 
xismus, wie ihn vielleicht Eric Hobsba- 
wm, Ernest Mandel oder Paul Baran 
vertraten. Wichtige Anregungen ver- 
dankte er etwa Marx' Thesen über 
,,Konkurrenz und Weltmarkt" und 
über die Interdependenz von Politi- 
schem, Ökonomischem und Kulturel- 
lem. 

Fernand Braudel - langjähriger 
Herusasgeber der Zeitschrift ,,Annales 
d'histoire economique et sociale", 
Autor von Werken wie ,,Sozialge- 
schichte des 15. - 18. Jahrhunderts" 
und „Das Mittelmeer und die medi- 
terrane Welt in der Epoche Philipps 
11." - gehörte seit den fünfziger Jah- 
ren zu den einflussreichsten französi- 
schen Sozialwissenschaftlern. Bei uns 
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Wichtig ist mir; dass 
der Verband 

kollektiv zukunfts- 
und politikfähig wird 

und sich politische 
Relevanz gemäß 

seiner Möglichkeiten 
zurückerkämpft. 

keine positiven Visionen als symbo- 
lisch-kulturellen Überbau von techno- 
kratischen Re-Regulierungen und De- 
visenspekulationssteuerkonzeptionen 
- so wichtig diese auch sind? Meines 
Erachtens wird eine moderne Linke 
die Forderung nach selbstbestimmter 
Lebensführung, nach Sicherheit in der 
Flexibilität und damit die Aspekte der 
individuellen Beschäftigungsfähigkeit 
und der Lebensqualität zum wesentli- 
chen Ausgangspunkt einer Neu-Profi- 
lierung machen müssen. 

Vom Nutzen u n d  Schaden der 
Strömungen 
spw: Viele denken bei den Jusos im- 
mer auch an die Strömungsauseinan- 
dersetzungen, die die Arbeit der letz- 
ten fünfundzwanzig Jahren prägten. 
Da hat sich ja einiges geändert. Wel- 
che Relevanz hat diese Entwicklung 
für die Arbeit der Jusos? 

Mikfeld: An die Stelle der Strö- 
mungen sind vielfach Regionalismen 
und machtpolitisch motivierte Cliquen 
getreten. Ein Fortschritt ist das nicht. 
Damit geht es nicht friedlicher, aber 
dafür politisch beliebiger ab. Die inne- 
ren Reibungsverluste sind immer noch 
viel zu groß. Auch die Juso-Linke hat 
zweifelsohne Fehler gemacht. Wenn 
sie in Zukunft eine Aufgabe hat, dann 
nicht als machtpolitischer Akteur auf 
Bundeskongressen, sondern als links- 
sozialistischer Diskussionszusammen- 

hang mit dem Anspruch, der konkre- 
ten und praktischen Juso-Arbeit ein 
theoretisches Fundament zu liefern. 
Wir wollen die zaghaften Prozesse in 
der Gesellschaft in Richtung einer Neu- 
en Linken im Juso-Verband und der 
SPD repräsentieren. 

spw: Liegt der Bedeutungsrück- 
gang der Strömungen auch daran, 
dass immer seltener theoretische Ar- 
beit als kollektiver Prozess stattfindet? 

Mikfeld: Ja und nein. Juso-Strö- 
mungen bildeten mal eine mehr oder 
weniger organische Einheit mit Denk- 
weisen, Formierungen und Vorden- 
kern real existierender linker Strömun- 
gen in der Gesellschaft. Wenn es kei- 
nen gesellschaftlichen Bezug gibt, ist 
die Gefahr von Sektierertum und Frak- 
tionismus noch größer. 

Dies heißt aber nicht, dass wir kei- 
nen kollektiven Neuanfang theoreti- 
scher Debatten wagen sollten. Nur 
müssen wir dann wirklich Neue Zeiten 
denken. Meines Erachtens gilt es, an 
den Debatten um das Projekt Moder- 
ner Sozialismus wieder anzuknüpfen. 

spw: Wie soll denn eine solche 
Verzahnung organisiert werden? 

Mikfeld: Schritt für Schritt. Wir ar- 
beiten im Moment daran, einen Kern 
von linken Personen im Jugendbe- 
reich als Gegengewicht zu den sich 
formierenden jungen Sozialliberalen 
zusammenzuführen. Mittelfristig 
brauchen wir sowohl einen organi- 

Die Sozialwissenschaften 
kaputtden ken 
Zum 70. Gebur ts tag  von l m m a n u e l  Wal lers te in  

Von Winfried Roth 

st Fortschritt unaufhaltsam, unver- 
meidlich? Gibt es eine andere Ge- 
schichte als die des Fortschritts? 

Kann man eine Geschichte Deutsch- 
lands schreiben? Hat die Französische 
Revolution Frankreich verändert? 
Warum müssen die Entwicklungslän- 
der sich entwickeln? 

Winfried Roth, Jorunalist, lebt in Berlin 
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lmmanuel Wallerstein stellt gerne 
Fragen, auch rhetorische, suggestive 
Fragen, die wichtigste: Brauchen wir 
ein neues Paradigma, einen neuen 
Entwurf sozialwissenschaftlicher Er- 
kenntnis, um uns in unserer Welt - 
wie weit ist sie überhaupt unsere? - 
zurecht zu finden? ,,Es ist deshalb an- 
gezeigt, das Werk der Sozialwissen- 
schaften der letzten 200 Jahre noch 
einmal zu beginnen, vielleicht nicht 
ganz von vorn, aber doch so gut wie. 
Die gesammelten Daten sind dabei 
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sierten Think Tank einer Neuen Linken 
als auch ein offenes Netzwerk in die 
Bereiche Arbeit, Wissenschaft und 
Kultur. Hier fordere ich vom Projekt 
spw im übrigen ausdrücklich Unter- 
stützung ein. 

spw: Der Bundesvorstand hat ja 
als Reaktion auf den Reformdruck im 
Verband beschlossen, eine Strategie- 
diskussion zu führen. Die ist mit ei- 
nem dreiviertel Jahr zwar knapp be- 
messen - schließlich findet ja auch 
wieder ein Wahlkongress in 2001 
statt. Denkst Du, dass diese Strategie- 
debatte zu einer „Re-Theoretisierung" 
im positiven Sinne beitragen kann? 

Mikfeld: Der Kongreß 2001 stellt 
ja auch nur eine Zwischenetappe dar, 
auf der zumindest mal alle Teile der 
Jusos Farbe bekennen müssen, wohin 
sie eigentlich wollen. Natürlich ist 
eine strategische Erneuerung ohne er- 
neuertes theoretisches Fundament ist 
nicht denkbar. Dieser Prozeß wird 
aber länger dauern. Wichtig ist mir 
zunächst, dass der.Verband kollektiv 
zukunfts- und politikfähig wird und 
sich politische Relevanz gemäß seiner 
Möglichkeiten zurückerkämpft. Die 
gemeinsam geteilte Einsicht, dass ein 
,,Weiter so" in wenigen Jahren zum 
Ende der Jusos führt, wäre aus meiner 
Sicht ein Riesenerfolg. Darauf ließe 
sich aufbauen. 

spw: Herzlichen Dank für dieses 
Gespräch SPW 

bestenfalls nur teileweise relevant", ist 
sich Wallerstein in „Die Sozialwissem- 
schaft kaputtdenken" von 1995 si- 
cher (S. 48). 

lmmanuel Wallerstein, am 28. 
September 1930 in New York gebo- 
ren, ist jüdischer Herkünft, seine El- 
tern emigrierten in den zwanziger 
Jahren aus Deutschland in die USA. 
Seine wissenschaftliche Laufbahn be- 
gann Wallerstein als Dozent an ver- 
schiedenen Universitäten in den USA 
und Kanada, bis er 1976 Leiter des 
,,Fernand-Braudel-Zentrums" an der 
Universität des Staates New York in 
Binghampton wurde. Internationale 
Bekanntheit erhielt er vor allem durch 
sein seit 1974 in drei Bänden veröf- 
fentliche~ Werk „The Modern World- 
System". Einen Einblick in Waller- 
steins Denken als nonkonformisti- 
scher Sozialwissenschaftler gibt das 
bereits erwähnte Buch „Die Sozialwis- 
senschaft kaputtdenken". Hierbei 
handelt es sich um eine leicht zu le- 
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schließlich wegen ,,kalten wahltakti- 
schen Kalküls" (I, 149) 1990 unter 
lgnorierung aller Warnungen von 
Fachleuten die überstürzte Wäh- 
rungsunion riskierte, die den größten 
volkswirtschaftlichen Rückschlag 
nach sich zog, der in der gesamten 
Geschichte des Kapitalismus bisher zu 
verzeichnen war. In kurzer Zeit verlor 
der Osten vier Millionen Arbeitsplät- 
ze, während im Westen zwei Millio- 
nen neue Arbeitsplätze entstanden. 
Der größte Teil der prinzipiell funkti- 
onsfähigen Volkswirtschaft der DDR 
wurde so zerlegt und privatisiert, dass 
drei Viertel der industriellen Arbeits- 
plätze liquidiert wurde. In Ost- 
deutschland bildete sich eine Zwei- 
drittelgesellschaft neuer Art heraus- 
nur ein Drittel behielt die Arbeit. Ein 
Drittel hat nach Verlust des alten Ar- 
beitsplatzes zwar einen neuen gefun- 
den, der aber oft unsicher und prekär 
ist, während ein weiteres Drittel aus 
der Erwerbsarbeit hinausgedrängt 
wurde oder als Langzeitarbeitslose 
kaum noch eine Erwerbsperspektive 
hat. Im Vergleich zur alten Bundesre- 
publik wurden die Verhältnisse inso- 
fern umgekehrt, als eine breite Zone 
instabiler und prekärer Beschäftigung 
etabliert wurde und die soziale Mar- 
ginalisierung vor allem durch Lang- 
zeitarbeitslosigkeit deutlich zunahm. 

Westdeutsche Handelsketten, die 
den Binnenmarkt der DDR unter sich 
aufgeteilt hatten, verdrängten Ostpro- 
dukte aus den Regalen der Kaufhäuser 
und Geschäfte und die traditionellen 
Märkte in Osteuropa brachen nicht 
weg, sie wurden den ostdeutschen 
Produzenten abgenommen. Im Inter- 
esse des Machterhalts der regierenden 
Partei musste Deutschland sich auf die 
,,denkbar teuerste Art vereinigen", 
heißt es in den ,,Thesen zur inneren 
Uneinigkeit" (1, 18) von Daniela Dahn, 
die den anderen Texten des von Vilmar 
herausgegebenen Buches vorange- 
stellt sind. Selbst die Enkel und Urenkel 
werden an den finanziellen Lasten 
noch zu tragen haben. 

Der Hamburger Publizist Karl- 
Heinz Roth bemerkt zu den Folgeko- 
sten der Währungsunion: „Die ,Wirt- 
schafts-, Währungs- und Sozialunion' 
war in allen Einzelheiten vorgedacht 
und wurde 1990 in ihrer radikalsten 
Planungsvariante realisiert ... Aber 
auch die volkswirtschaftlichen Folge- 
kosten eines solchen Vorgehens wa- 
ren in allen Varianten durchgespielt 
worden. Seit Mitte der fünfziger Jahre 
hatten die Planer immer wieder be- 
tont, dass sie um so höher sein wür- 
den, je schneller der Anschluss vollzo- 

gen würde." (111, 80) Roth weist aus- 
drücklich auf den autoritären Stil 
Kohls hin, der ,,Kommissarstrukturen" 
eingerichtet hatte: ,,Kohl gründete 
eine Reihe hierarchisch abgestufter 
Beratungsgremien, deren Teilnehmer 
er aus seiner persönlichen Klientel re- 
krutierte, und vereinbarte mit ihnen 
ein autokratisch von allen parlamen- 
tarisch-demokratischen Strukturen 
abgeschottetes Vorgehen ..." (111, 81 ) 

Im zehnten Jahr der Einheit er- 
reicht die ostdeutsche Industrie noch 
nicht den Produktionsausstoß von 
1989. Nach dem 2. Weltkrieg wurde 
trotz Demontagen und Reparationen 
der Vorkriegsstand schon 1950, d. h. 
nach fünf Jahren, wieder erreicht. Die 
offizielle Statistik bietet ein geschön- 
tes Bild, wenn sie immer wieder auf 
das Jahr 1991 als Basisjahr ausweicht 
und so eine Steigerung von 140 % er- 
rechnet. 

In der Landwirtschaft kam es an- 
ders, als es sich die Bundesregierung 
gedacht hatte. Die Nachfolgeunter- 
nehmen der LPG ließen sich nicht li- 
quidieren. Gelänge es der ostdeut- 
schen Landwirtschaft mit ihrem 
,,Flaggschiff" (1, 233), den Agrarge- 
nossenschaften, trotz aller Erschwer- 
nisse ihre Funktionsfähigkeit über ei- 
ner längeren Zeitraum zu beweisen, 
könnte sie auch in Westeuropa an 
Anziehungskraft gewinnen. 

Soziale Liquidierung 
Eines der schäbigsten Kapitel in der 
Regierungszeit Kohls stellt die ,,sozia- 
le Liquidierung" oder Ausgrenzung 
ostdeutscher Eliten dar, obwohl es ein 
Potential ostdeutscher demokrati- 
scher ,,Gegeneliten" gab (1, 85). Be- 
reits 1993 waren etwa drei Viertel der 
im Wissenschaftsbereich tätigen Ost- 
deutschen entlassen worden (heute 
91 % ). Die Neuausschreibung aller 
Lehrstühle führte dazu, dass fast alle 
Stellen an westdeutsche Bewerber 
vergeben wurden. Besonders gilt dies 
für leitende Positionen. Nur sehr we- 
nige Ostdeutsche wurden Institutsdi- 
rektoren. Von den 1700 Wissen- 
schaftlern der Akademie der Wissen- 
schaften, die positiv evaluiert wurden, 
erhielt nur ein verschwindend kleiner 
Teil eine unbefristete Stelle. Mit  Zah- 
len belegt wird die Dezimierung der 
industriellen Forschung, die im Kon- 
trast zu dem lauthals verkündeten 
,,Aufbau Ost" stand. Die soziale Liqui- 
dation erheblicher Teile der ostdeut- 
schen Eliten wird von Vilmar als Tat- 
bestand gewertet, der zu den klassi- 
schen Politikmustern der strukturellen 
Kolonialisierung gehört. Der Elitenan- 

teil der Ostdeutschen in Deutschland 
müsste entsprechend ihrem Bevölke- 
rungsanteil bei etwa 20 % liegen. Die 
Ostdeutschen sind in allen Elite-Berei- 
chen unterrepräsentiert. An der Spit- 
ze der Wirtschafts- und Justizhierar- 
chie ist kein einziger Ostdeutscher zu 
finden. Die ehemaligen Bezirkszeitun- 
gen sind durchweg in der Hand west- 
deutscher Medienkonzerne, kein 
Chefredakteur stammt aus dem 
Osten. 

Nach 1990 fand'über die Privati- 
sierung der Treuhand ein gigantischer 
Vermögenstransfer Ost-West statt. 
Die Ostdeutschen wurden um ihren 
Besitzanteil am Volkseigentum ge- 
bracht. Dieser Transfer wird heute 
eher verschwiegen, während der Fi- 
nanztransfer West-Ost übertrieben 
herausgestellt wird. Der Ökonom UI- 
rich Busch belegt schlüssig, dass die 
Ostdeutschen für ein weiteres Jahr- 
zehnt einen ,,Anteils- und Entschädi- 
gungsanspruch" (1, 191) haben, der 
aus ihrer umfassenden Enteignung 
nach 1990 herrührt. Finanztransfers 
haben bis dahin praktisch den Cha- 
rakter von Re-Transfers. 

Zehn Jahre nach Herstellung der 
Einheit zeigt sich, dass sich eine ost- 
deutsche Sonderidentität herausge- In kurzer Zeit verlor 
bildet hat. Deutschland ist ein Staat, der Osten vier 
der in zwei Gesellschaften zerfällt. Millionen Arbeits- 
Umfragen bestätigen immer auf's plätze, während im 
Neue, dass 80-88 % der Ostdeut- Westen zwei 
schen sich als ,,Deutscher zweiter Millionen neue 
Klasse" fühlen. Wer es mit der viel be- entstanden. 
schworenen ,,inneren Einheit" ernst 
nimmt, darf sich nicht auf die kriti- 
sche Analyse beschränken. Es bedarf 
humaner Alternativen, wozu Roesler 
und Vilmar Vorschläge unterbreiten. 

Zehn Jahre sind nicht ausreichend 
für eine Gesamtbewertung des Vor- 
gangs. Allerdings sollte akzeptiert wer- 
den, dass „die Geschichte noch offen 
ist, dass das Ergebnis jedes Anschlusses 
von dieser zeitlichen Reife sowohl dau- 
erhafte Integration als auch fortgesetz- 
te Ambivalenz oder erneute Abspal- 
tung heißen kann." (11, 322) SPW 
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MAGAZIN THEORIE & STRATEGIE 

Aufschwung Ost? sie aber nicht zuerst eines für Ost- Erstens in den hinlänglich bekann- 
ten Schwächen der zentralistischen 

gisch entscheidenden Frage sehe ich 
die deutsche Linke gegenwärtig im 
Hinblick auf die Auseinandersetzung 
mit dem neuen Sozialliberalismus 
Schröders. Nehmen wir für uns in An- 
spruch, eine linke Konzeption als Ant- 
wort auf die Neuen Zeiten zu entwik- 
keln oder erklären wir alles Neue per 
se mit dem analytischen General- 
schlüssel von der Hegemonie des 
Neoliberalismus. Die marxistische Ka- 
pitalismuskritik existiert doch vielfach 
nur noch entstellt in Form eines Vul- 
gärkeynesiasmus. Wir bräuchten -ins 
Unreine gesprochen - so etwas wie 
die Synthese aus einer politischen 
Ökonomie der new economy plus Re- 
qulationstheorie plus einer materiali- 

Zweitens entgrenzt diese Entwick- 
lung die Arbeitsverhältnisse, wie wir sie 
mal kannten. Die Grenzen zwischen 
lohnabhängiger und selbstständiger 
Arbeit werden flüssiger. Damit ent- 
steht nicht das Reich der Freien und 
Flexiblen. Für viele bedeutet es es neue 
Risiken. Aber es gibt auch keine Rück- 
fahrkarte in dieZeit, in der Papa tagaus 
tagein mit Henkelmann durchs Tor 9 
spaziert. Heute vergessen manche, 
dass die gesellschaftlich-reale Kehrseite 
des geschützten Normalarbeitsverhält- 
nisses das Leitbild vom männlichen Fa- 
milienernährer war. 

Dies wiederum wirkt sich drittens 
auf die Lebensführung aus. Die Anfor- 
derunqen, Arbeit und Privatleben un- 

deutschland! 
Gewiss hat die ostdeutsche 

Marktwirtschaft als solche auch Fort- 
Planwirtschaft, die nur durch die Ab- Bemerkungen nach 10 Jahren deutscher Einheit 
schottung gegenüber dem Weltmarkt 
versteckt bleiben konnten, aber nun, schritte gemacht. So ist das BIP pro 

Einwohner bis 1996 auf 56,8 O/O des 
westdeutschen Niveaus angestiegen, 
die Arbeitsproduktivität bis 1997 auf 
60,4 % und das Bruttoeinkommen 
der abhängig Beschäftigten bis 1996 
auf 74,4 % der Werte in den alten 

von Dr. Edelbert Richter in der unmittelbaren Konfrontation 
mit ihm, natürlich offenbar werden 
mussten. Es ist jedoch ein billiger 
ideologischer Trick, diese Schwächen 
als die Hauptursache oder gar die ein- 
zige Ursache des Zusammenbruchs 
hinzustellen. Denn die DDR war we- 

1. Gegenwärtige Stagnation 
Bundesländern angewachsen. Aber 
seitdem stagnieren alle diese Größen 
und bleiben die Wachstumsraten hin- D er wirtschaftliche Fortschritt, 

den Ostdeutschland in den 
zehn Jahren seit der Wie- 

dervereinigung erlebt hat, kann am 
besten abgelesen werden an der Brei- 

der ,,bankrott3' noch war das 
Produktivkapital, das sie hinterließ, 
,,alles Schrott". Zudem zeigt der Ver- ter denen Westdeutschlands zurück! 

Von einem Aufholen kann demnach 
keine Rede mehr sein. 

gleich mit anderen, ähnlich entwi- 
ckelten Ländern des ehemaligen Ost- 
blocks (Tschechien, Ungarn, Polen), 
dass es in keinem von ihnen zu einer 

te und Qualität des Warenangebots 
und an der stark verbesserten Infra- 
struktur (Telekom, Straßen, Stadter- 

Dagegen verweist man nun seit 
1998 gern auf das außerordentliche 
Wachstum speziell der Industrie und 
des Exports. In der Tat lag die Zu- 

stischen Milieu- und Lebensweisefor- 
schung plus Gramsci. 

Dies hat dann auch Konsequen- 
zen für die von dir thematisierte 
Agenda der Jusos. Den Anspruch, 
emanzipatorische Antworten auf die 
Inividualisierung, die Pluralisierung 
von Lebensstilen, die Technikentwick- 
lung, die Zukunft von Bildung usw. zu 
formulieren, vermisse ich bei Teilen 
der Linken. Zumindest aber eine neue 
Generation muß diese Themen wie- 
der aufgreifen. Genau das ist die Auf- 
gabe der Jusos. 

spw: Vor einiger Zeit hast Du zu- 
sammen mit Thomas Westphal in ei- 
nen spw-Artikel geschrieben: ,,Der 
entfesselte Kapitalismus verdampft 
alle Traditionen, die sowohl den Kon- 
servativen als auch der klassisch refor- 
mistischen Sozialdemokratie heilig 
sind" (spw 2/99, S. 22-27). 

Mikfeld: Dabei handelt es sich ja 
um eine Anspielung auf eine Passage 
im Kommunistischen Manifest. Man 
kann den entsprechenden Satz auch 
noch vervollständigen: „... und die 
Menschen sind endlich gezwungen, 
ihre Lebensstellung, ihre gegenseiti- 
gen Beziehungen mit nüchternen Au- 
gen anzusehen." 

Genau das passiert ja heute. Ent- 
kleidet man die neue Realität mal ih- 
res in Werbeagenturen und Redakti- 
onstuben ausgedachten glitzernden 
Schleiers der Startup-Millionäre, so 
blickt man dennoch auf erhebliche 
und für viele brutale Veränderungen 
im Lebensalltag, die ich in der Ten- 
denz, nicht hingegen in der sozialen 
Konsequenz für den Einzelnen, für ir- 
reversibel halte. 

Erstens hat die informationstech- 
nologische Revolution erhebliche 
Auswirkungen auf die gesellschaftli- 
che Kommunikation und Konsumwei- 
sen sowie auf die Organisation von 
Wertschöpfungsprozessen. 

ter einen Hut zu bekommen wach- 
sen. Aber es steigen auch die Chan- 
cen, aus alten Zwängen auszubre- 
chen und eine selbstbestimmte Le- 
bensführung zu realisieren. Lebens- 
führung wird reflexiver und die Fähig- 
keit zur Selbstorganisation und Bio- 
grafieplanung eine Kernkompetenz 
für den Alltag. 

Möglicherweise erreichen wir da- 
mit eine qualitativ neue Stufe der In- 
dividualisierung, die alle sozialen Mi- 
lieus und alle Lebensbereiche umfaßt. 
Das fatale darin ist, dass Auflösung 
der Arbeits- und Lebenswelt des Mo- 
dell Deutschland auch unter der Be- 
dingung rot-grüner Politik doppelt 
gespalten verläuft. Zum einen haben 
die sozialen Realitäten der Moderni- 
sierungsgewinnerlnnen und die der 
Verliererlnnen immer weniger mitein- 
ander zu tun. Zum anderen entstehen 
neue Konflikte rund um die Frage der 
Lebensführung, die quer zu den so- 
zialen Spaltungen verlaufen. 

solchen Deindustrialisierung gekom- 
men ist. 

setzen. Dies klappt wirtschaftspoli- 
tisch zum Teil, kulturell überhaupt 
nicht. Ein neues Projekt, das in der 
Lage wäre, zwischen auseinanderdrif- 
tenden Gesellschaftsteilen zu vermit- 
teln, existiert aber auch auf Seiten der 
sozialdemokratischen Linken gegen- 
wärtig nicht. 

Diese neue Stufe der Individuali- 
sierung werden wir politisch nicht mit 
abstrakter Gerechtigkeitsrhetorik und 
miefigem Kollektivismus und schon 
gar nicht kulturell mit AWO-Sitzungs- 
saal, Willy-Brandt-Plakaten und 
Rheinhausen-Romantik, also dem 
symbolischen Repertoire der Nach- 
kriegsjahrzehnte, beantworten kön- 
nen. So leid mir das persönlich als 
Ruhr-Einwohner, dessen Opas beide 
unter Tage gearbeitet haben, ja auch 
tun mag. Aber ich habe den Eindruck, 
dass die Linke in der SPD diese Ent- 
wicklung nicht mit nüchternen Augen 
sieht, sondern die Augen immer fe- 
ster zukneift. 

Die polemischen Seitenhiebe aus 
unseren Reihen gegen die flexiblen 
und hochqualifizierten Beschäftigten 
in der New Economy demonstrieren 
den angedeuteten Kulturbruch. Die 
Freelancer und lnfobroker sind nicht 
die Mehrheit der Gesellschaft, wohl 
wahr. Den kommenden Facharbeiter 
des 21. Jahrhunderts und bereits ge- 
genwärtig wichtigen Meinungsma- 
cher aber den neuen Sozialliberalen 
zu überlassen oder sogar in die Arme 
einer sich modernisierenden CDU zu 
treiben, ist strategisch auch wenig 
klug. 

Warum sagen wir immer nur, was 
alles schlecht ist? Warum reduzieren 
wir uns auf die Nörglerrolle? Warum 
unterscheiden wir uns am Beginn des 
21. Jahrhunderts in manchen Fragen 
gelegentlich kaum noch von der SPD- 
Rechten der 70er? Warum haben wir 

neuerung usw.). So wichtig dies alles 
für das tägliche Leben ist, es belegt 
aber leider noch keinen eigenständi- 

wachsrate des verarbeitenden Gewer- 
bes 1999 als Folge der Mitte der 90er 
Jahre getätigten hohen lnvestitionen 
bei 10,5 % und die des Exports gar 
bei 18,4 %. Aber: Die betreffenden 
lnvestitionen pro Kopf sind seit 1997 

Eine zweite Ursache lag in der vor 
einer wenigstens annähernden wirt- 
schaftlichen Angleichung vollzoge- 
nen Währungsunion. Das wider- 

gen Aufschwung. Schaut man näm- 
lich genauer hin, so stellt sich heraus, 
dass ein Großteil der Waren aus West- 
deutschland kommt und die Verbes- 

sprach nicht nur der ökonomischen 
Vernunft allgemein, sondern auch 
speziell der Logik nachholender Ent- 
wicklung: Es gibt (jedenfalls auf Dau- 

serung der Infrastruktur nicht von der wieder zurückgegangen! Und sie sind 
ostdeutschen privaten Wirtschaft, 
sondern vom gesamtdeutschen Staat 

seit 1998 sogar hinter die der alten 
Bundesländer zurückgefallen. Trotz 
der gestiegenen Exporte hat sich au- 

Die in beträchtli- 
chem staatlichen 

Finanztransfers 
wirken wie ein 

Konjunkturpro- 
grarnm für West- 

deutschland! 

er) keine starke Währung ohne eine 
starke Wirtschaft, und es gibt keine finanziert worden ist. Obwohl also 

die Marktwirtschaft seit 10 Jahren 
(oder jedenfalls seit dem Abschluss 
der Privatisierung 1994) in Ost- 

ßerdem nichts daran geändert, dass 
die nicht FuE-intensiven (und d. h. 
nicht exportträchtigen) Zweige in der 

nachholende Entwicklung ohne Den Facharbeiter des 
2 1. Jahrhunderts 
den neuen Sozialli- 
beralen zu überlas- 
sen oder in die Arme 
der CDU zu treiben, 
ist strategisch wenig 
klug. 

Schutz und Förderung durch den 
Staat. Die schlagartige Aufwertung 
der Währung um 400 % führte so deutschland etabliert ist, ist das, was 

hier als Fortschritt ins Auge sticht, kei- 
neswegs allein auf sie zurück zu füh- 

ostdeutschen Industrie überwiegen. 
Zudem handelt es sich ganz überwie- 
gend um kleine und mittlere Unter- 

zum Verlust der Exportmärkte und 
damit der Exportindustrie. Und dabei 
fehlten weitgehend Schutz und ren, sondern in hohem Grade auf ei- nehmen. Die für Innovation, Produkti- 

nen anderen Markt und letztlich auf 
den Staat. 

vität und Vernetzung so wichtigen 
großen Unternehmen fehlen weitge- 
hend. Dass die Unternehmen, die 

Förderung durch den Staat in Gestalt 
einer gegensteuernden Industrie- und 
Strukturpolitik. Untrüglicher Beleg für dieseTatsa- 

che sind die seit 1992 permanent ge- 
genüber den selbst erzeugten Ein- 
kommen um rund 200 Mrd. DM hö- 

nicht in ostdeutschem Besitz sind, 
meist nur verlängerte Werkbänke 
sind, ist ein weiteres Defizit, das ge- 

Die ,,Schocktherapie" wurde - 
drittens -fortgesetzt in der vierjähri- 
gen Privatisierungspolitik der Treu- 

heren Konsum- und Investi- 
tionsausgaben in Ostdeutschland 
(sog. Produktionslücke). Das ist ein 

blieben ist. Schließlich muss man sich handanstalt. Die Einwände der Oppo- Soziale Basis wiedergewinnen 
spw: Ist die Linke immer noch nicht 
im 21 .Jahrhundert angekommen? 

Mikfeld: In jedem Fall zerbröselt 
die gesellschaftliche Basis für die alte 
Sozialdemokratie der Nachkriegszeit. 
Während die einen sich selbst als In- 
novatoren der neuen Zeit verstehen, 
fragen sich die anderen, wo sie in die- 
ser ganzen Rhetorik von Aufbruch 
und Wissengesellschaft noch vorkom- 
men. Sie wenden sich von der Politik 
ab. Der alte politische und symbo- 
lisch-kulturelle Kitt der Sozialdemo- 
kratie taugt nur noch für einen 
schrumpfenden Teil in den industriel- 
len Kernbelegschaften. Nur ein Bei- 
spiel: wir haben in NRW binnen zehn 
Jahren 1,5 Millionen Wählerlnnen 
verloren. Wolfgang Clement versucht 
diesem Zerfall der Basis des ,,Systems 
Rau" etwas Modernes entgegenzu- 

daran erinnern, dass bei einem Anteil 
der neuen Bundesländer von 19 % an 

sition dagegen waren: 
1. Eine überstürzte Pri- 

Drittel der gesamtwirtschaftlichen 
Nachfrage! Es wird zum kleineren Teil 
durch Kapitalimport und zum größe- 

der Bevölkerung Deutschlands der vatisierung werde schon aufgrund 
Anteil des ostdeutschen Indust- 
rieumsatzes am gesamtdeutschen 
1997198 gerade mal 7% betrug, und 

des riesigen Angebots und der gewal- 
tigen Nachfrageproblemedie Preise 

ren Teil durch Transferleistungen des gegen Null gehen lassen, also zur Ver- 
Staats finanziert. Das entsprechende 
Güterangebot wird aber hauptsäch- 
lich von der westdeutschen Wirt- 
schaft bereitgestellt. Die in beträchtli- 
chem Umfang kreditfinanzierten 
staatlichen Finanztransfers wirken da- 

der der Aufwendungen für FuE im 
verarbeitenden Gewerbe nur 5%! 

schleuderung des Produktivkapitals 
führen, und außerdem zu Kapitalver- 
nichtung in großem Maßstab. Es 

2. Ursachen müsse daher zunächst mit staatlicher 
Hilfe saniert werden, was sanierungs- 
fähig ist. 

Der Verlust von zwei Dritteln der In- 
dustrie und 80 % des industriellen 

her wie ein großangelegtes keyne- Forschungs- und Entwicklungspoten- 2. Die Orientierung auf die gro- 
sianisches Konjunkturprogramm für 
Westdeutschland. Eben deshalb sind 

tials in wenigen Jahren stellt die 
schwerste Katastrophe in der ostdeut- 
schen Wirtschaftsgeschichte dar. We- 

ßen Westinvestoren werde die Ost- 
deutschen ihres ohnehin nicht üppi- 
gen Vermögens berauben und ihnen 

der der 1. Weltkrieg noch die Welt- 
wirtschaftskrise noch der 2. Weltkrieg 
haben zu Potenzialverlusten derarti- 

die Initiative zum Aufbau der eigenen 
Wirtschaft aus der Hand nehmen. Es 
müsse daher statt des direkten, ob- 
jektweisen Verkaufs (der eben so- 
wieso keiner ist) eine Privatisierung 

gen Ausmaßes geführt. Worin liegen 
die Ursachen? Dc Edelbert Richtel; Md6 (SPD), lebt in Weima~ 
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Warum unterschei- 
den wi r  uns am 
Beginn des 2 7.  

Jahrhunderts in 
manchen Fragen 

gelegentlich kaum 
noch von der SPD- 
Rechten der 70er? 

zung mit gesellschaftlicher Komplexi- 
tät und tiefgreifenden Umbrüchen ist 
dabei leider in den Hintergrund getre- 
ten. Nach Ansicht vieler auch kriti- 
scher Jugendlicher haben wir es uns 
zu einfach gemacht. 

spw: Heißt das jetzt, dass Ihr stär- 
ker auf Konfrontation zur Regierung 
gehen wollt? 

Mikfeld: Das wäre zu einfach. Wir 
müssen vielmehr tagespolitischen 
Realismus, mittelfristige Reformper- 
spektiven und politische Konfliktfä- 
higkeit zusammendenken. Die Jusos 
sind keine kollektive Großmacht in 
der SPD. Sie waren es auch in den 
letzten Jahren nicht. Das wissen alle, 
also macht es auch keinen Sinn zu 
bluffen. Wir können unsere Potenzia- 
le ausschöpfen, wenn wir erstens in 
relevanten Zukunftsfragen intelligen- 
te Lösungen über einzelne Instrumen- 
te hinaus vorausdenken und es uns 
gelingt, Zustimmung in unserer eige- 
nen Generation dafür zu mobilisieren. 
Die anlaufende Bildungsdebatte wird 
hier von zentraler Bedeutung sein. 
Zweitens müssen wir die Spielräume 
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nutzen, die sich uns trotz struktureller 
Schwächungen bieten. Ähnlich wie 
Franz Müntefering Mitte der 90er den 
Jugendparteitag durchgesetzt hat, 
bietet die aktuell von ihm in Koopera- 
tion mit uns die Wege geleitete Ju- 
gendinitiative der SPD eine Arena, die 
wir Jusos für uns nutzen müssen. So 
wird z.B. der Parteitag 2001 einen bil- 
dungs- und jugendpolitischen 
Schwerpunkt haben. Die Chancen 
nutzen bedeutet auch, den anstehen- 
den Generationenwechsel in der SPD 
als machtpolitische Frage zu begrei- 
fen und als neue linke Generation Po- 
sitionen zu besetzen. 

spw: Nun geht Dir der Ruf voran, 
die Jusos so entschlossen reformieren 
zu wollen, dass manche dabei nicht 
Schritt halten können.. 

Mikfeld: Ich formuliere weiterhin 
den ernsthaften Anspruch, die Jusos 
zu einer modernen und linken Ju- 
gendorganisation weiterzuentwik- 
keln. Wer darin einen Gegensatz sieht 
und eine Kultur des Stillstands pre- 
digt, denkt und handelt nicht nur 
vollkommen unhistorisch. Er oder sie 
macht es den sich in manchen Regio- 
nen tummelnden Grüppchen von 
stramm regierungstreuen jungen So- 
zialliberalen verdammt leicht, eine 
Bedeutung zu gewinnen, die ihnen 
eigentlich nicht zusteht. 

Wir erleben ja nun wirklich nicht 
erst seit heute eine voranschreitende 
Erosion der Substanz des Juso-Ver- 
bandes. Viele Jahre hat dies auf Bun- 
desebene der Partei kaum jemand in- 
teressiert. Jetzt aber sind die Probleme 
so offensichtlich, dass auf die Jusos 
auf allen Ebenen ein stärkerer Druck 
ausgeübt wird. Wir haben massive 
Mobilisierungsdefizite bei den Jung- 
wählerlnnen und die Mitgliederstruk- 
tur zeigt, dass wir mehr Besitzer des 
roten Parteibuches über 80 als unter 
25 Jahren haben. Nun sind daran kei- 
neswegs die Jusos alleine Schuld. Und 
schon gar nicht lassen wir uns die Rol- 
le des Sündenbocks zuschieben. Aber 
das strategische Ziel, politische Mei- 
nungsführerschaft in unserer eigenen 
Generation zu erlangen, will ich aus 
Sicht der Jusos ausdrücklich formulie- 
ren. Hier müssen wir zuerst mal unse- 
re Strukturen überprüfen. Sind wir 
noch in den entscheidenden Debatten 
präsent? Können wir überhaupt noch 
Themen setzen? Entspricht die Art 
und Weise wie wir Politik machen, 
noch den Ansprüchen von Jugendli- 
chen und jungen Erwachsenen im 
Jahr 2000? Auch wer Kritik formulie- 
ren und Druck entfalten will, braucht 
gesellschaftliche Zustimmung. 
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Meines Erachtens wird die Frage, 
ob die Jusos sich einen politisch-kul- 
turellen Erneuerungschub zutrauen 
über ihre Existenz als linke Jugendor- 
ganisation entscheiden. Viel Zeit 
bleibt dafür nicht. Womöglich wird 
ein weiterer Generationenwechsel in 
verantwortlichen Positionen erforder- 
lich sein, um alte Irrationalitäten und 
Sandkastenspiele zu überwinden. 

Zeitgemäße Kapitalismuskritik 
spw: Verstehe ich Dich richtig, dass es 
Euch im Kern darum geht, soetwas 
wie eine neue politische Generation 
gerade auch in Abgrenzung zu der 
heute dominierenden ,,68er-Generati- 
on" zu formieren? 

Mikfeld: Der Impuls von 1968 ist 
doch seit Anfang der 8Oer nur noch 
ein sanftes Zucken. Und die meisten 
so genannten 68er haben sich in sich 
in Nostalgiker und Opportunisten 
aufgespalten. Zukunftsfähig ist das 
für die Linke nicht. Inwieweit die 
Quellen linker Formierung, die alten 
und neuen sozialen Bewegungen der 
ersten vier Nachkriegsjahrzehnte 
noch taugen, bleibt abzuwarten. In 
unserer eigenen Generation ist der 
Bezug auf die alte Arbeiterbewegung 
denkbar gering. Auch das linksalter- 
native Milieu hat sich post-moderni- 
siert. Es ist an Schulen und Hochschu- 
len verschwindend gering. Dieser Kul- 
turbruch mit der alten Linken ist real. 
Daher helfen alte Beschwörungsfor- 
meln auch nicht weiter. 

spw: In der aktuellen Juso-Diskus- 
sion finden sich neuerdings Schlag- 
worte wie ,,Abschied vom Massenver- 
band", ,,Chancenprogramm" und 
,,GenerationengerechtigkeitJ'. Sind 
die klassischen Diskussionsthemen 
der Jusos aus den 70er und 80er Jah- 
re - z. B. die Staatsfrage, Krisenanaly- 
se des Kapitalismus, antikapitalisti- 
sche Strukturreform, Doppelstrategie 
und antimonopolistisches Bündnis - 
out? 

Mikfeld: Kapitalismuskritik auf 
der einen und Selbstkritik und Er- 
neuerung müssen ja nicht in Wider- 
spruch zueinander stehen. Im Gegen- 
teil. Ich bin vor kurzem auf einen nun 
in Deutschland veröffentlichten Text 
von Stuart Hall aus dem Jahr 1989 
gestoßen. Darin stellt er die damals 
für die britische Linke entscheidende 
Frage: sind die Neuen Zeiten das Pro- 
dukt der Thatcher-Revolution oder ist 
der Thatcherism viel mehr der Ver- 
such, eine politische Antwort auf 
weitaus tieferliegende ökonomische 
und gesellschaftliche ~ m b r ü c h e  ZU 

formulieren. Genau vor dieser strate- 
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durch Vergabe von Anteilsrechten er- 
folgen. 

Da sich jedoch die neoliberale 
Ideologie durchsetzte, ist genau das 
eingetreten, was die Opposition be- 
fürchtet hatte: Die Privatisierung hat 
nicht nur zur Verschleuderung des 
~roduktivkapitals geführt, sie hat dem 
öffentlichen Sektor sogar soviel geko- 
stet, dass dafür eine ordentliche Sa- 
nierung möglich gewesen wäre. 
Zweitens sind die Ostdeutschen nicht 
nur weitgehend vom Produktivkapital 
ausgeschlossen worden. Es hat dar- 
über hinaus auch die erhoffte Offensi- 
ve westlicher Investoren nicht (oder 
höchstens 1994 - 1996) stattgefun- 
den. 

Mit der Industrie wurde auch de- 
ren Forschung und Entwicklung pri- 
vatisiert bzw. abgewickelt. Der Rück- 
zug des Staats bedeutete in diesem 
Fall aber die sträfliche Ver- 
nachlässigung einer seiner originären 
Aufgaben! Denn FuE sind zwar privat 
verwertbar, darüber hinaus aber auch 
ein öffentliches Gut für das der Staat 
die Verantwortung trägt. 

Der ganz überwiegende Teil des 
Treuhandvermögens ging in westliche 
Hände. Hinzu kamen die Rückgabere- 
gelung für Alteigentümer in West- 
deutschland und die Gewinne aus 
dem Konjunkturprogramm für die 
westdeutsche Wirtschaft. Nimmt 
man das alles zusammen, so erweist 
sich der sogenannte Aufbau Ost als 
„das größte Bereicherungsprogramm 
für Westdeutsche, das es je gegeben 
hat." (H. Voscherau) Damit schließt 
sich der Teufelskreis, in dem sich die 
deutsche Einheit ökonomisch be- 
wegt. Denn dem Einkommenstrans- 
fer von West nach Ost, der die Gemü- 
ter immer wieder beschäftigt und der 
den Aufschwung Ost tatsächlich in 
gewissem Sinne behindert, liegt ein 
Vermögenstransfer von Ost nach 
West zugrunde, der die Gemüter 
zwar kaum beschäftigt, aber jenen 
erst notwendig und möglich macht! 

eine zweite lnvestitionsoffensive Ost 
und zumal für die Ansiedlung von 
Großunternehmen. 

3.2 Alternative statt nachahmende 
Entwicklung 
Erst wenn wir in Deutschland die wirt- 
schaftliche Entwicklung auf diese 
Weise nicht sich selbst überlassen, 
sondern politisch gestalten wollen, 
stellt sich die an sich naheliegende 
Frage, ob der Osten die westdeutsche 
Wirtschaft eigentlich kopieren oder 
nicht vielmehr einen komplementären 
Entwicklungsweg einschlagen sollte. 
Wir sollten aus der Not sozusagen 
eine Tugend machen und z. B. viel 
entschiedener auf ökologische 
Modernisierung setzen. Das Leitbild 
für die ostdeutsche Wirtschaft darf je- 
denfalls nicht mehr das Einholen, die 
Angleichung an Westdeutschland 
sein. Das Leitbild muss die eigenstän- 
dige Partnerschaft und Ergänzung 
sein. Nur so kommt Ostdeutschland 
aus seiner Rolle als Filialökonomie her- 
aus. 

3.3 Vermögenspolitische Aktivie- 
rung statt Transferleistungen für 
den Konsum 
Am effizientesten wäre es, wenn die 
Politik sozusagen gleich zwei Fliegen 
mit einer Klappe schlagen und sich 
auf die Stärkung der Eigenkapitalba- 
sis der Unternehmen und auf die 
Weckung der Initiative, Aktivität und 
Kreativität der Menschen zugleich 
konzentrieren würde. Soll diesen Kri- 
terien zusammengenommen ent- 
sprochen werden, so folgt: 

Arbeitgeber und Gewerkschaften 
sollten sich in Ostdeutschland zusam- 
mentun und der alten Forderung 
nach einer Beteiligung der Arbeitneh- 
mer am Produktivvermögen endlich 
zum Durchbruch verhelfen; 

Mit  der Beteiligung am Produktiv- 
vermögen erhalten die Beschäftigten 
zugleich die Möglichkeit einer ergän- 
zenden Altersversorgung; 

Einzelbetriebliche Arbeitnehmer- 
beteiligungen werden durch staatli- 
che Bürgschaften abgesichert (wie es 
in einzelnen Bundesländern schon - 
unzulänglich - geschieht); 

Überbetriebliche Arbeitnehmer- 
beteiligungen werden von Landes- 
fonds verwaltet und zur Entwicklung 
des jeweiligen Landes gewinnbrin- 
gend angelegt; 

Die Arbeitnehmer erhalten für den 
Teil ihres Einkommenszuwachses, den Der Aufbau Ost 
sie in das Betriebskapital bzw. einen erweist sich als ,,das 
regionalen Fonds einbringen, einen größte Bereiche- 
staatlichen Zuschuß in relevanter rungsprogramm für 
Höhe; Westdeutsche, das 

Die öffentliche Förderung privater esje gegeben hat." 
Investitionen wird an die Bedingung (H. Voscherau) 
geknüpft, dass die Arbeitgeber die Ar- 
beitnehmer am Erfolg des Unterneh- 
mens beteiligen; 

3.4 Förderung von Netzwerken 
statt von ,,Einzelkämpfern " 
Die ökonomische Forschung hat seit 
den 80er Jahren neben Markt und 
innerbetrieblicher Organisation die 
Bedeutung von Kooperationsbezie- 
hungen der Unternehmen unterein- 
ander und mit öffentlichen Institutio- 
nen als dritte Säule einer lebendigen 
Wirtschaft herausgearbeitet. Der Er- 
folg einer Wirtschaft beruht nicht nur 
auf dem Wettbewerb von Einzel- 
kämpfern, sondern auch auf diesen 
gewachsenen Netzwerken (Synergie- 
effekte). Diese Kooperationsbezie- 
hungen sind in Ostdeutschland im- 
mer noch unterentwickelt. 

Die neuen Förderprogramme des 
Bundes wie ,,lnnonet" und zumal ,,In- 
noregio" sind eine wichtige Hilfe bei 
der Bewältigung dieser Probleme. 

3. Forderungen 

3.7 lndustriepolitische Offensive 
statt neoliberalem Rückzug des 
Staates 
Mit der Treuhandprivatisierung wurde 
der neoliberale Rückzug des Staates 
aus der Wirtschaft ins Extrem getrie- 
ben, und im Extrem führt er offenbar 
nicht zur Belebung, sondern zur Zer- 
störung der Wirtschaft. Die Lehre aus 
diesem Privatisierungsprozess ist da- 
her eine Rückkehr zur Industriepolitik. 
Sie muss massive Anreize geben für 

Foto: Christ ian Kiel (Berlin) 
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Wie aber gerade der Ansturm auf In- 
noregio gezeigt hat, kann und muss 
dieser Ansatz umfassender ausgebaut 
werden (z. B. im Sinne des japani- 
schen Technopolis-Konzepts). 

neue Produkte kostet in einigen Bran- 
chen weit mehr als ihre Entwicklung 
und selbst ihre Produktion! An eine 
Liefertradition kann Ostdeutschland 
jedoch kaum noch anknüpfen. 

Eine öffentliche Förderung speziell 
des Exports ist daher nicht nur gerecht- 
fertigt, sondern sogar geboten. Über 
die bisherigen Maßnahmen hinaus 
gibt es dazu folgende Ansatzpunkte: 
1 .  Umorientierung der Beschaf- 
fungspolitikvon Bund und alten Bun- 
desländern. Bisher vergeben die west- 
deutschen Länder und Kommunen 
nur ein Prozent ihres Auftragsvolu- 
mens nach Ostdeutschland. 

2. Stärkere Förderung von Marke- 
ting, Marktforschung und Beratung 
im Auslandsgeschäft 
3. Obwohl die traditionell engen 
Außenhandelsbeziehungen Ost- 
deutschlands zu Mittel-Ost-Europa 
weitgehend abgebrochen wurden, 
ist ihr Anteil am Gesamtexport Ost- 
deutschlands mit mehr als 20 % im- 
mer noch höher als der entsprechen- 
de Anteil am westdeutschen Ge- 
samtexport (unter 10 %). Daher soll- 
te die politisch-strategische Unter- 
stützung des ostdeutschen Exports 
vorrangig auf Mittel-Ost-Europa ori- 
entieren. 

SPW 

Das Leitbild darf 
nicht mehr das 

Einholen, die 
Angleichung an 

Westdeutschland 
sein, sondern die 

eigenständige 
Partnerschaft und 

Ergänzung. 

Ein Interview mit dem Juso-Bundesvorsitzenden 
Benjamin Mikfeld 3.5 Förderung des Marktzugangs 

statt Marktgläubigkeit 
Alle Fortschritte in der Produktion 
nützen nichts, wenn die Produkte kei- 
nen Absatz finden. Selbst wenn wir 
uns einmal vorstellen, die Schwächen 
der ostdeutschen Industrie seien 
durchweg behoben, so blieben die 
Absatzschwierigkeiten immer noch 
bestehen. Denn das Marketing für 
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lichkeiten. Sie ist ein erster Schritt, 
weitere müssen folgen. 

spw: Als wir 1996 die damalige 
Juso-Vorsitzende Andrea Nahles inter- 
viewten, war sie voller Optimismus 
über die Möglichkeiten der Jusos, 
wieder eine bedeutendere Rolle in der 
SPD einzunehmen. Der Kölner Ju- 
gendparteitag im November 1996 
und die Debatte um die Ausbildungs- 
finanzierung schien ihr ja auch in der 
Folgezeit zunächst recht zu geben. 
Auf diesen politischen Frühling ist 
aber sehr rasch Ernüchterung einge- 
kehrt. 

Mikfeld: Maßgebliche Bedingun- 
gen haben sich seit 1996 geändert. 
Erstens regiert die SPD im Bund und 
damit vollzieht sich in der Partei eine 
Schließung des demokratischen 
Raums. Zweitens haben wir einen 
neuen Parteivorsitzenden, der eher 
wenig Wert auf Nähe zu den Jusos 
legt. 

Wir haben damals als Verband ge- 
meinsam am konkreten Thema der 
Ausbildungskrise mit der Umlagefi- 
nanzierung eine plausible politische 
Lösung gesellschaftlich bekannt ge- 
macht und uns innerparteilich durch- 
gesetzt. Das war auch wichtig für die 
Binnenidentifikation. Ich selbst habe 
dieses Vorgehen damals für vollkom- 
men richtig erachtet. 

Heute ist der Verband durch zwei 
Jahre Rot-grün und die Ignoranz ge- 
genüber Beschlüssen und Wahlver- 
sprechen desillusioniert und frustriert 
worden. Vielleicht haben wir mit der 
Formulierung vom Politikwechsel zu 
hohe Erwartungen aufgebaut. Die 
Kehrseite der starken Orientierung auf 
einzelne politische Instrumente war, 
dass einer jungen Juso-Generation 
quasi eine bipolare Weltordnung pro 
oder contra Ausbildungsumlage ver- 
mittelt wurde. Die Auseinanderset- 
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Soziale Republik Europa kommt SRE, das ja kurz vor der SI-Tagung im 
letzten Jahr entstand, eine bedeuten- 
de Rolle. Die Diskussionen in der SRE 
kreisen vor allem um die Frage, mit 
welcher Strategie die Vorherrschaft 
neoliberaler Politikkonzepte in Orga- 
nisationen wie der W O  und dem 
IWF am wirkungsvollsten gebrochen 
werden kann, ob diese Institutionen 
in sich reformierbar sind oder ob sie 
nur durch Unterordnung unter die 
UNO bzw. ihre Unterorganisationen 
kontrolliert werden können. 

Dritter Schwerpunkt ist die Har- 
monisierung der Steuer- und Sozialsy- 
steme in der EU. Weitgehende Einig- 
keit besteht hier bereits über die Not- 
wendigkeit von Mindeststeuersätzen 
und kompatiblen Gewinnermitt- 
lungsvorschriften im Bereich der Un- 
ternehmensbesteuerung. Einigen Dis- 
kussionsbedarf gibt es dagegen noch 
im Zusammenhang mit einer europa- 
weiten Öko- teuer. 

Mit Blick auf die recht unter- 
schiedlichen nationalstaatlichen Tra- 
ditionen durchaus überraschend ist, 
dass zu arbeits- und tarifrechtlichen 
Fragen bereits weitgehende Überein- 
stimmung dahingehend erzielt wer- 
den konnte, dass kollektiwertragliche 
Lösungen angestrebt werden sollen, 
wobei gesetzliche Regelungen dafür 
sorgen müssen, dass die Arbeitneh- 
merlnnen und ihre Vertretungen eine 
starke Position erhalten. 

Spätestens zum EU-Gipfel Anfang 
Dezember in Nizza sollen in diesen 
Bereichen veröffentlichungsreife ge- 
meinsame Positionen erarbeitet wer- 
den, mit denen Alternativen zur der- 
zeit vorherrschenden politischen Inte- 
gration Europas auf der Basis von Mi- 
nimalkonsensen aufgezeigt werden 
können. SPW 

spw: Ende letzten Jahres hast Du mit nachvollziehbaren Gründen längst 
der Bundesgeschäftsführerin Jessika verloren. Die individuelle Platzierung 
Wischmeier und der stellvertretenden auf dem Markt der Möglichkeiten ist 

jetzt in Schwung Bundesvorsitzenden Bettina Kohl- oft der einzige Ausweg. Die Linke 
rausch eine umfangreiche Diagnose steckt im Hinblick auf den Generatio- 
des gesellschaftlichen Umfeldes jung- nenumbruch daher sowohl in der 

Von Burkhard Winsemann sozialistischer Strategie vorgenom- Modernitäts- als auch in der Vertrau- 
men. enskrise. 

Mikfeld: Wir haben die Frage auf- spw: Mit  diesen Problemen ste- 
geworfen, ob wir Jusos noch über die hen die Jusos aber nicht allein. 

Am Rande der mit 550 Teilnehmerln- 
nen überaus motivierenden Sommer- 
universität der Gauche Socialiste in 
Nantes fand am 1. September eine 
Vorstandssitzung des Vereins Soziale 
Republik Europa, der im letzten Jahr 
gegründeten Organisation der sozial- 
demokratischen und sozialistischen 
Linken in  Europa, statt. 

Die inhaltlichen Diskussionen kon- 
zentrieren sich auf drei Bereiche in 
denen noch in diesem Jahr Positions- 
papiere verabschiedet werden sollen, 
die die bereits im Gründungsmanifest 
angelegten Positionen konkretisieren 
sollen. 

Der grundlegenden Forderung 
nach einer sozialen Republik Europa 
entsprechend wird eine nur auf das 
im Zusammenhang mit der Erweite- 
rung Nötigste beschränkte Reform 
der EU-Institutionen abgelehnt, weil 
sie den weiteren lntegrationsprozess 
praktisch zum Stillstand bringen wür- 
de. Der von Bundesaußenminister 
Joschka Fischer angestoßenen Debat- 
te über einen europäischen Bundes- 
staat, einen stärker integrierten Kern 
der EU steht die SRE deshalb positiv 
gegenüber. Die Verabschiedung einer 
Verfassung soll es ermöglichen, politi- 
sche Kontrolle über die ökonomische 
Integration zurückzugewinnen und 
mehr Transparenz und Demokratie zu 
schaffen. Die Verfassung soll jedoch 
nicht Motor einer weiteren Zentrali- 
sierung werden, sondern durch klare 
Kompetenzzuweisungen an die ein- 
zelnen Ebenen dezentrale Regelungs- 
möglichkeiten sichern. 

Die Globalisierung und die Rolle 
der EU bei der Entwicklung einer ge- 
rechten Weltwirtschaftsordnung spie- 
len bereits im Gründungsmanifest der 

richtigen Konzepte verfügen, um un- Mikfeld: Richtig, alle politischen 
sere eigene Generation für linke Poli- Lager kämpfen gegenwärtig um die 
tik zu gewinnen. Jugendliche und junge Generation. Unsere eindeuti- 

Ich formuliere 
weiterhin den 
ernsthaften An- 
spruch, die Jusos zu 
einer modernen und 
linken Jugendorgani- 
sation weiterzuent- 
wickeln. 

junge Erwachsene wachsen heute in gen politischen Gegner sind der Neo- 
einen entgrenzten Kapitalismus hin- liberalismus und der modernisierte 
ein, in dem für sie viele alte Gewißhei- Rechtskonservatismus a la Roland 
ten ihre Gültigkeit verloren haben. 
Mehr als älteren Generationen ist Ju- 
gendlichen klar, dass eine neue Epo- 
che des Kapitalismus angebrochen 
hat. Für viele ist Aktienzockerei oder 
auch die Realisierung einer Geschäfts- 
idee eine konkretere Utopie als der 
sozial-ökologische Umbau oder die 
Re-Regulierung der Weltwirtschaft. 
Dies bedeutet keineswegs, dass Zu- 

Koch, vielleicht sogar ein erstarkender 
Rechtspopulismus. Als größten ideo- 
logischen Konkurrenten sehe ich aus 
Sicht einer neuen jungen Linken vor 
allem den neuen Sozialliberalismus a 
la Bury, Gabriel & Co. Entschieden ist 
noch nichts. Wir müssen selbstbe- 
wußt genug sein um zu sagen, dass 
wir die besseren Entwürfe für die Zu- 
kunft einer neuen Gesellschaft haben. 

achdem die Arbeit des Vor- 
stands bisher durch Unklar- 
heiten über praktikable und 

effektive Arbeitsweisen noch etwas 
schleppend verlaufen war, nimmt das 
Projekt jetzt Fahrt auf. Das gilt sowohl 
für den inhaltlich-programmatischen 
Bereich als auch für die Ausweitung 
der Kontakte zu bislang noch nicht 
beteiligten Parteien bzw. den darin 
aktiven linken Gruppierungen. Hier 
zeigt sich, dass die Kontakte nach 
Spanien und Italien noch recht zart 
sind und intensiver Pflege bedürfen. 
Auf der anderen Seite werden zur Zeit 
weitere Kontakte entwickelt, so nach 
Österreich und in (Noch-)Nicht-EU- 
Staaten wie die Schweiz und die 
Tschechische Republik. 

Die Diskussionen 
kreisen um die 

Frage, mit welcher 
Strategie die 

Vorherrschaft 
neoliberaler Politik- 

konzepte gebrochen 
werden kann, 

kunftsfragen nicht mehr gestellt wer- Und wir müssen den Mut haben, die- 
den. Aber Gesellschaftkritik artikuliert se nicht dogmatisch zu verkünden, 
sich oft diffus und fragmentiert. Was sondern im offenen Diskurs weiterzu- 
fehlt sind neue Politikformen und 
neue am individuellen Bewußtsein 
ansetzende Deutungsmuster der Lin- 
ken im flexiblen Kapitalismus. Kaum 
ein 2Ojähriger hat mehr die Erfahrung 
von kollektivem Engagement. Die jun- 
gen Meinungsmacherlnnen finden 
sich heute weniger in den Interessen- 
Vertretungen und Jugendverbänden, 
sondern kommunikativen Schaltzen- 
tralen der Agenturen und Redaktio- 
nen. Zwar machen viele Jugendliche 
erhebliche Unsicherheits- und Aus- 
grenzungserfahrungen. Das Vertrau- 
en in die Gestaltungskompetenz der 
politischen Klasse haben sie aber aus 

entwickeln. 

Realismus, Reformperspektive 
und Konfl ikt fähigkeit  
Unsere aktuelle Kampagne trägt da- 
her den Titel ,,Neue Zeiten denken". 
Im Kern geht es darum, neue Politik- 
formen zu erproben und die Ausein- 
andersetzung mit der Frage ,,Wie 
wollen wir als junge Generation in 
Zukunft arbeiten, wirtschaften und le- 
ben?" als kreativen und offenen Pro- 
zeß zu organisieren. Die Kampagne 
wird von vielen Gliederungen ange- 
nommen und um eigene Ideen er- 
gänzt. Sie ist kein fertiges Konzept 

Benjamin Mikfeld, studiert Sozialwissenschaften an der Ruhr-Universität 
Bochum und ist seit Frühjahr 1999 Bundesvorsitzender der Jusos, seit 1995 

gewähltes Mitglied im SPD-Parteivorstand, er lebt in Bochum. 
Das Interview führte Reinhold Rünker: 

Burkhard Winsemann arbeitet als wissenschafttlicher Mitarbeiter im 
Deutschen Bundestag und lebt in Berlin. 
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C chweden war vom 24. bis zum schuldet zu sein. Ein Eindruck, der 
30. Juli der Gastgeber für die In- sich bei der großen Demonstration Jugend probt inter- über unter den Beschäftigten organisie- 

ren, das sind die Pioniere in diesem Be- 
reich (vgl. etwa Pickshaus u.a.). 

Mal zugespitzt und ohne die prakti- 
schen Schwierigkeiten unter den mo- 
mentan Bedingungen leugnen zu wol- 
len: Ob und inwieweit die zeitlichen An- 
forderungen an solche Jobs mit Regelar- 
beitszeiten vereinbar sind, hat wenig mit 
dem grundsätzlichen Charakter von In- 
formationsarbeit zu tun, sondern mit 
den heute hier üblichen und durchaus 
veränderbaren Konkurrenz- und Arbeits- 
bedingungen. Rein technisch gesehen 
ist lnformationsarbeit problemloser als 
irgend eine andere Arbeit unterbrechbar. 
Ob den Einkommen in der Informations- 
wirtschaft das Leistungsprinzip und so- 
ziale Kriterien zugrunde liegen oder ob 
die Ungleichheiten immer größer wer- 
den, hat nichts mit den besonderen dort 
herrschenden Qualifikationsanforderun- 
gen an die Arbeit zu tun, sondern mit 
den sozialen Bedingungen ihrer Anwen- 
dung und der Verteilung der gesell- 
schaftlichen Wertschöpfung. 

Ob eine Gesellschaft diese wach- 
senden Ungleichheiten zulässt oder da- 
gegen anreguliert, ist wiederum gesell- 
schaftlich und nicht technisch be- 
stimmt. Es ist z.B. eine Frage der Tarif- 
politik und des Arbeitsrechts, des Urhe- 
berrechts, der Sozialpolitik und des 
Steuersystems. Auch ein qualitativ 
hochstehendes und auf Chancengleich- 
heit (also Abbau statt Hinnahme vorge- 
gebener Ungleichheiten) ausgerichtetes 
Bildungswesen und die Förderung 
ständiger Weiterqualifizierungsmög- 
lichkeiten ist wichtig. Nur sollte man 
sich nichts vormachen: man wird die 
ungleiche Verteilung von ,,Human Ca- 
pital" nicht mit besserer Bildungspolitik 
in den Griff bekommen, denn die Un- 
gleichheit der erzielbaren Einkommen 
ist ja wie dargestellt kein Ausdruck ir- 
gendwie objektivierbarer individueller 
Leistungsbeiträge oder angeeigneter 
Bildung. Wenn man die soziale Un- 
gleichheit begrenzen will, muss man 
dies direkt mit den genannten Instru- 
menten angehen, es wird kein automa- 
tisches Resultat besserer Bildung sein. 

etwas anderes, als schlicht die modern- 
sten Elemente des Kapitalismus schon 
deswegen als potenziell sozialistisch zu 
betrachten, weil sie eben besonders 

- 
d t e r n a t i o n a l  Union of Socialist durch Malmö am Donnerstag bestä- 

- 
Youth, kurz IUSY Unter dem Motto tigte, die zuerst ,,nur" unter dem 
,,The Power of Solidarity" kamen Motto „The Power of Solidarity" ge- 

nationale Solidarität 
modern sind. Sozialismus erfordert im- 

mehr als 6000 Teilnehmerlnnen aus plant war, dann aber nach einigen IUSY-Festival 2000 in  MalmölSchweden mer noch eine Umwälzung der Pro- 
duktions- und Aneignungsweise, also 
nicht weniger als eine soziale Revoluti- 

Diskussionen noch den Zusatz „... ge- 
gen Rassismus und Xenophobie" be- 
kam. Das hat den kleinsten gemeinsa- 
men Nenner dieses Festivals deutlich 
gemacht. 

von Katja Pohl und Thilo Scholle 
über 100 Ländern und 150 Organisa- 
tionen zusammen. Die größte auslän- 
dische Delegation stellte der Juso- 
Bundesverband mit etwa 600 Ju- 
gendlichen. Aus anderen Ländern rei- 
sten u.a. die palästinensische Fatah- 
Jugend, viele Gruppen aus Südameri- 
ka, Mitglieder des ANC-Youth-Con- 
gress aus Südafrika, Genosslnnen aus 
Buthan, und auch elf Mitglieder der 
Young Democratic Socialists aus den 
USA an. 

On, was sicher nur als langwieriger Pro- 
zess begriffen werden kann. 

In Bezug auf die Informationsökono- 
Vieles hing von der individuellen 

Programmgestaltung auf dem Festi- 
val ab. Wer es nur auf die Programm- 
highlights abgesehen hatte, wird ent- 
täuscht zurückgekehrt sein. Wer aber 
die Möglichkeiten des Seminarpro- 
gramms voll ausgeschöpft hat und 
versucht hat mit anderen Festivalbe- 
suchern ins Gespräch zu kommen, 
wird erlebt haben, was internationale 
Solidarität bedeuten kann. 

insgesamt bleibt fraglich, was die 
Arbeit der IUSY über dieses Festival 
hinaus zur Formierung einer interna- 
tionalen sozialistischen Jugendbewe- 
gung beitragen kann. Die Ausstrah- 
lungsfähigkeit der IUSY in den Mit- 
gliedsorganisationen scheint be- 
grenzt zu sein. Bei den Jusos gewinnt 
man oft den Eindruck, als wäre IUSY 
und internationale nur für einen klei- 
nen Kreis ~userwählter transparent. 

Größtes Problem bleibt die große 
Heterogenität der Mitgliedsorganisa- 
tionen. Neben dem Problem der un- 
terschiedlichen politischen Überzeu- 
gungen und Herangehensweisen 
liegt auch ein Problem in der geringen 
Zahl der für die IUSY hauptamtlich 
Tätigen. Ein Ansatz, der auf dem Fe- 
stival bereits im Ansatz im Bereich der 
Studierenden erprobt wurde, könnte 
in der verstärkten Nutzung der neuen 
Medien liegen. So wurden hier e- 
mail-Adressen von Studentlnnen ge- 
sammelt, um einen gemeinsamen In- 
formationsaustausch zu starten. 

Sicherlich sind gemeinsame sozia- 
listische Perspektiven nicht von Heute 
auf Morgen zu haben. Nur mit dem 
konsequenten Aufbau neuer Kommu- 
nikationszusam,menhänge lässt sich 
überhaupt eine Perspektive erahnen. 
Sicherlich werden mittelfristig die 
Möglichkeiten des lnternets dazu bei- 
tragen, aber auch bei den Jusos ist es 
an der Zeit transparenter mit den in- 
ternationalen Beziehungen umzuge- 
hen. SPW 

mie liegt ein zentraler Widerspruch zwi- 
lnhatliche Heterogenität 
Die IUSY hat viele Mitglieder mit un- 
terschiedlichen Hintergründen, die 
eine gemeinsame Zielformulierungen 
nur sehr eingeschränkt zuließen. So 
glänzte die Delegation von Young La- 
bour aus GB auf der Demonstration 
mit der Fahne „New Labour - New Bri- 
tain", in der Festival-Zeitung wurde 
zudem Tony Blair als das größte ,,pro" 
zu Großbritannien genannt. Auch 
nach der Selbsteinschätzung der 15 
britischen Teilnehrnerlnnen zählten 
sich diese nicht mehr zur politischen 
Linken. Ihnen ginge es um Arbeits- 
plätze und nicht um Ideologie - ,,eine 
Flagge könne man nicht essen". Wie 
sich diese Aussagen der ,,Neuen Mit- 
te" mit einer sozialistischen Zukunfts- 
vision vereinbaren lassen, ist uns nicht 
ersichtlich. 

Problematisch auch teilweise das 
Verhältnis zwischen Nationalismus 
und Internationalismus bei einzelnen 
Delegationen. Dass die ,,Fatah-Ju- 
gend" aus Palästina über einen nicht 
unerheblichen Nationalstolz verfügte, 
war klar und aus der Geschichte ohne 
weiteres erklärbar. Bemerkenswert 
war das augenscheinlich gute Ver- 
hältnis zur israelischen Delegation. 
Schwieriger die Situation in den ehe- 
mals von Russland dominierten Teilre- 
publiken der Ex-UdSSR. Dort gibt es 
unter den sozialdemokratischen Or- 
ganisationen die Tendenz, Diskrimi- 
nierungen der alten russischen Elite 
mit neuer Ausgrenzung der heutigen 
russischen Minderheit zu begegnen. 

Deutlich mehr Möglichkeiten, sich 
selbst in den Diskussionsprozess ein- 
zubinden, gab es dagegen bei den 
Seminaren. Die Themenpalette reich- 
te von der EU-Osterweiterung über 
internationale Handelsbeziehungen, 
die grenzüberschreitende Zusam- 
menarbeit der Gewerkschaften, die 
Demokratisierungsprozess in Afrika 
und in Osteuropa, bis hin zu Fragen 
der Wahlkampf- und Kampagnenge- 
staltung. Durch die geringere Refe- 
rentenzahl kam auch ein viel intensi- 
verer Dialog zwischen Publikum und 
Podium zustande. 

schen der Möglichkeit, Informationen 
universell und praktisch kostenlos zur 
Verfügung zu stellen einerseits, und der 
Einschränkung dieser Möglichkeit und 
damit der Entwicklung des gesellschaftli- 
chen Reichtums sowie der Aneignung 

I 
I 

Eine rechte Verschwomng hinter „linken" 
An~ch lagen? Die  ,,Roten Brigaden" als deren 
Werkzeug? 

erheblicher Teile des gesellschaftlich pro- 
duzierten Reichtums durch die Monopo- 
lisierung intellektueller Eigentumsrechte 
andererseits. Die daraus resultierenden 

Anspruchsvolles Programm 
Neben vielen Seminarangeboten und 
vier Konferenzen zu den Schwer- 
punkten des Festivals ,,Equality", ,,La- 
bor", ,,DemocracyJ' und „The Future 
of Socialism", war viel Platz für neue 
Kontakte, Kulturen und die Erkun- 
dung der schwedischen Umgebung. 
Zum Thema ,,Equality" diskutierten 
u.a. die Friedensnobelpreisträgerin 
von 1992, Rigoberta Menchu aus 
Guatemala, und Nora Cortinas von 
den ,,Madres de la Plaza de Mayor' 
zu Fragen vor allem der Gleichstel- 
lung zwischen Mann und Frau. Die 
kontroverseste Konferenz fand am 
dritten Festivaltag statt. Hauptredner 
war der Generalsekretär der Welt- 
handelsorganisation WTO, Mike 
Moore. Hier offenbarte sich einmal 
mehr das Dilemma dieser Konferen- 
zen: Bei im Schnitt etwa sechs Podi- 
umsteilnehmern dauerte es etwa 1 
314 Stunden, ehe alle Redner mit ih- 
ren Eröffnungsstatements durch 
wahren. Für Fragen aus dem Publi- 
kum blieben da noch gerade mal 15 
Minuten Zeit. Am Tag vier wurde un- 
ter der Überschrift ,,Demokratie" dis- 
kutiert. Thabo Mbeki, Präsident Süd- 
afrikas, lieferte eine inhaltlich sehr in- 
teressante Rede ab und auch die an- 
deren Diskutanlnnen, darunter die 
mexikanische PRD-Vorsitzende Ame- 
lia Garcia, gaben aufschlussreiche In- 
puts. Am folgenden Tag wurde die 
Zukunft des Sozialismus erörtert. 
Hauptredner war der SPÖ-vorsitzen- 
de Alfred Gusenbauer, vor ein paar 
Jahren noch IUSY-Vice-President. 

Viele Teilnehmerinnen und Teil- 
nehmer bemängelten die ,,Ergebnis- 
losigkeit", bzw. die wenig konkreten 
Diskussionen. Diese Form scheint, wie 
einiges andere mehr, der großen 
Spannweite an Positionen einzelner 
IUSY Mitgliedsorganisationen ge- 
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lnformationsnutzer als auch der intellek- 
tuell Arbeitenden sowie der Entwick- 
lungsländer, deren Abstand hier noch 
viel größer und unaufholbarer ist als in 

Insgesamt bleibt 
fraglich, was die 
Arbeit der IUSY zur 
Formierung einer 
internationalen 
sozialistischen 
Jugendbewegung 
beitragen kann. 

allen anderen Bereichen, auf der ande- 
ren. Seite, kann eine zentrale Triebkraft 
zukünftiger Auseinandersetzungen sein. 

Bisher erfüllt der lnformationskapita- 
lismus seine ,,historische Mission", zum 
Zwecke der Aneignung von Informati- 
onsrenten in gewaltigem Tempo die in- 
formationstechnische Erschließung und 
Durchdringung der Welt voranzutrei- 
ben. Die Kehrseite dieser Entwicklung ist 

Farbentragend und schlagend, völkisch und 
reaktionär, männerbündlerisch und  elitär - 

die fortschreitende Privatisierung und 
Kapitalisierung der Medienwirtschaft 
und -infrastruktur bis hin zum Bildungs- 

Geschichte einer urdeutschen Organisation. 

ilter Grab 
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Wesen sowie Polarisierung der Einkom- 
men und Vermögen. Auf die Dauer ist 
dieser Privatisierungs- und Polarisie- 
rungsprozess aus der Perspektive der Ge- 
sellschaften bzw. ihrer überwiegenden 
Mehrheit kontraproduktiv und sozial zer- 
störerisch, führt zur Einschränkung von 
Entwicklungsmöglichkeiten, kultureller 
Vielfalt und Demokratie. 

Demokratische Revolution 2 E 
und Judenernanzipatioi W N D  
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II Es ging nicht um 
Sicherheit ... II 
Eine amerikanische Historikerkonferenz zum 
Kalten Krieg 1946-1 990 

Von Frank Schauff 

Die amerikanischen 
Historiker beurteilen 

die US-amerikani- 
schen Politik im 

Kalten Krieg von 
einem deutlich 

kritischen Blickwin- 
kel aus 

Frank Schaue Historiker und lnte 
und Berlin 

E nde Juni diesen Jahres fand in 
Toronto die 26. Jahrestagung 
der Society for Historians o f  

Arnerican Foreign Relations (SHAFR) 
statt. Schwerpunkt bildeten der Ko- 
reakrieg sowie andere Facetten des 
Kalten Krieges in den Jahren 1946 - 
1990. Die Diskussion der meist aus 
den USA stammenden, durchaus bür- 
gerlichen Historiker war aus mehreren 
Gründen beachtlich. Zunächst fehlte 
der Diskussion um den Kalten Krieg 
jener Triumphalismus, der in der deut- 
schen Debatte vorherrscht. Des weite- 
ren gingen die dort anwesenden Hi- 
storiker ausgesprochen kritisch mit 

~rantionaler Sekretar der Jusos, lebt in Düren 

der eigenen Regierung um. Zuletzt 
nahmen sie dabei Deutungsmuster 
auf, die wiederum in der deutschen 
Debatte völlig fehlen. 

Insgesamt gesehen wurden die 
von US-Regierungen von Truman bis 
Reagan vertretenen Politikmuster und 
der Aufwand, der von amerikanischer 
Seite auf den Kalten Krieg verausgabt 
wurde, kritisch hinterfragt. So wiesen 
Stephen M. Streeter (McCaster Uni- 
versity) für Guatemala in den 60er 
und 70er Jahren, Jeffrey F. Taffet 
(Georgetown University) für Chile in 
den 60er Jahren und LeeAnna Y Keith 
(Meredith College) für die Dominika- 
nische Republik der 60er Jahre nach, 
dass die Fehlwahrnehmung und der 
schematische Antikommunismus der 
US-amerikanischen Führungen natio- 
nalistische Gruppierungen in eine lin- 
ke Richtung drängten. Taffet kam zu 
dem Schluss, dass das Verhalten der 
US-Führung unter Lyndon B. Johnson 
gegenüber der chilenischen Führung 
unter Frey dazu führte, dass diese sich 
gegen die US-Politik der niedrigen 
Kupferpreise wehrte, was Johnson 
wiederum zum Anlass nahm, die chi- 
lenische Regierung aufgrund der For- 
derungen amerikanischer Unterneh- 
men unter Druckzu setzen und damit 
die Wahl von Salvador Allende be- 
günstigt zu haben. Die Dependenz- 
theorie, die in der aktuellen theoreti- 

Zur aktuellen Debatte um 
Rechtsextremismus, 
Fremdenfeindlichkeit und Gewalt 
Von Birgit Fischer 

echtsextremismus, Fremden- R feindlichkeit und Gewalt sind 
wieder ein öffentliches Thema. 

Das ist gut so. Die tatsächlichen Hin- 
tergründe des Düsseldorfer An- 
schlags, bei dem acht Aussiedler zum 
Teil schwer verletzt wurden, sind im- 
mer noch ungeklärt. Aber unabhän- 

Birgit Fischer; Ministerin für Frauen, Jugend, Familie und Gesundheit des 
Landes NRW lebt in Bochum 

gig davon war es dringend notwen- 
dig, die schleichende Gewöhnung der 
Öffentlichkeit an eine zunehmende 
alltägliche rechtsradikale und frem- 
denfeindliche Gewalt zu durchbre- 
chen - in Ost- und Westdeutschland. 
Denn bis zu diesem Zeitpunkt wurde 
das Problem Rechtsextremismus von 
vielen unterschätzt, bestenfalls wurde 
es als ostdeutsches Sonderproblem 
wahrgenommen. 

Tatsache ist jedoch: Weder in 
NRW noch in anderen Bundesländern 
ist überraschend und unvermittelt 

schen Debatte von vielen als veraltet 
angesehen wird, sei auf diesen Zu- 
sammenhang völlig zutreffend anzu- 
wenden. 

Mark T. Gilderhus (Texas Christian 
University) forderte in der Diskussion, 
in bezug auf die amerikanische Politik 
des Kalten Krieges insbesondere in La- 
teinamerika müßten dahinterstehen- 
de Unternehmensinteressen wieder 
stärker in den Vordergrund gerückt 
werden. 

Hinsichtlich der Entkolonialisie- 
rung Schwarzafrikas stellte John Kent 
(London School of Economics) fest, er 
habe seinen Studenten verboten, das 
Wort ,,Sicherheit" im Zusammenhang 
mit dem Kalten Krieg zu benutzen. Es 
sei nicht um Sicherheit gegangen, 
sonder letztlich um „die Herzen und 
Köpfe der Menschen", um die soziale 
und politische Ordnung der Welt. 

Insgesamt bewerteten die ameri- 
kanischen Historiker die Beweggrün- 
de der US-amerikanischen Politik im 
Kalten Krieg von einem deutlich kriti- 
schen Blickwinkel aus. Wiederholt be- 
tonten sie den irrationalen, ja aggres- 
siven Charakter US-amerikanischer 
Außenpolitik seit 1945 und schreck- 
ten dabei vor Analogien und Schlüs- 
sen nicht zurück, die Linken in Europa 
und insbesondere Deutschland mitt- 
lerweile leider abhanden gekommen 
sind. SPW 

eine neue Welle rechtsextremer Ge- 
walt hereingebrochen. Die Situation 
zumindest in Nordrhein-Westfalen ist 
vielmehr äußerst ambivalent. Berichte 
und Einschätzungen des Verfassungs- 
schutzes machen dies deutlich. 

Die Fakten 
In Nordrhein-Westfalen ist die Zahl 
rechtsextremer und fremdenfeindli- 
cher Anschläge seit 1993 (Brandan- 
schlag in Solingen) fast kontinuierlich 
zurückgegangen. 1999 verzeichnete 
der nordrhein-westfälische Verfas- 
sungsschutz 576 fremdenfeindliche 
Straftaten. Gegenüber dem Vorjahr 
ist das ein Rückgang um knapp 14 
Prozent. Auch rechte Parteien haben 
in Nordrhein-Westfalen insgesamt so 
gut wie keine Bedeutung. Republika- 
ner und DVU sind kaum wahrnehm- 
bar, die NPD als Wahlpartei ist in NRW 
ebenfalls praktisch bedeutungslos. 

Parallel dazu hat jedoch der Ein- 
fluss rechtsradikaler Parteien auf Ju- 

liegt. Als solches ist es ein Monopol, 
und damit eine potenzielle Basis für 
Renteneinkommen. Dieses Eigentum 
soll möglichst hoch verwertet werden, 
indem möglichst nicht nur ein Rücklauf 
der Kosten oder normaler Profit erzielt 
wird, sondern darüber hinausgehende 
Informationsrenten. 

Das Hauptinteresse des Informati- 
onskapitalismus besteht daher darin, 
die technisch mögliche billige Verbrei- 
tung und Nutzung von Informations- 
produkten zu verhindern. Dabei kann 
es, im Soharebereich oder bei Handys 
z.B., durchaus sinnvoll sein, bestimmte 
Produkte sogar kostenlos zu verbreiten, 
aber nur, um damit die Basis für die 
möglichst massenhafte Nutzung dar- 
auf aufbauender Dienste oder Informa- 
tionsprodukte zu schaffen. Die zentrale 
ökonomische Triebkraft der Informati- 
onsökonomie ist die Aneignung mög- 
lichst hoher Informationsrenten. Das 
gilt bis hinunter zu den ,,Start-ups" und 
den einzelnen Unternehmensgründern 
in diesem Bereich, denn davon träumen 
sie doch fast alle: jetzt reinklotzen und 
mit einem Produkt ganz vorne sein, 
und dann Geld scheffeln ohne Ende. 

Dabei ist dann die Qualität des Pro- 
dukts letztlich nicht mehr entscheidend, 
sondern ob es gelungen ist, eine mög- 
lichst starke, am besten nahezu mono- 
polistische Position auf dem entspre- 
chenden Markt aufzubauen. Dabei führt 
die Natur solcher lnformationsprodukte 
tendenziell zu einer Verfestigung mono- 
polistischer Positionen, weil der Ge- 
brauchswert steigt, wenn es möglichst 
viele benutzen und damit diverseTrans- 
aktionskosten sinken. Musterbeispiel ist 
hier sicherlich Microsoft, deren Win- 
dows-Betriebssystem eher schlecht ist, 
aber weil es fast jeddr hat, es bei fast j e  
dem neuen Computer dabei ist und da- 
für die meisten Anwendungsprogram- 
me existieren, verdient sich MS mit sei- 
nen Programmen dumm und dämlich, 
weil sie weltweit in gigantischen Aufla- 
gen verkauft werden. Um diese Stellung 
zu halten und auszunutzen, werden alle 
möglichen technischen und geschäftli- 
chen Tricks eingesetzt. 

Die Gier nach globalen Informati- 
onsrenten ist auch eine zentrale Trieb- 
kraft des modernen Imperialismus und 
eine Hauptmotivation der massiven Be- 
mühungen der entwickelten Staaten 
und insbesondere der USA, im Rahmen 
der W O  weltweit ihr Konzept der ,,In- 
tellectual Property Rights" (IPR) durch- 
zusetzen (vgl. Verzola 1). 

Cyberlords 
Betrachtet man nun die sich im Sektor 
der Informationsökonomie darstellende 

Klassenstruktur, kann man die Eigentü- 
mer intellektueller Eigentumsrechte 
(Software- und Medienunternehmen, 
aber auch Patentinhaber im Bereich der 
Pharmazie, Biotechnologie etc.), die Ei- 
gentümer der zur Produktion oder Ver- 
breitung der lnfo~mation~~rodukte nö- 
tigen Infrastruktur (z.B. des Internet), 
und die privilegierten Künstlerlnnen. 
besonders herausragenden Text- oder 
Softwareautorlnnen, Staranwälte etc., 
die sich lnformationsrenten aneignen 
und so übermäßige Profite oder Ein- 
kommen erzielen können, als die Ren- 
tiersklasse der Informationsökonomie 
bezeichnen. Der philippinische Autor 
Roberto Verzola hat dafür aus den Wör- 
tern ,,Cyberspace" und ,,Landlord" die 
Bezeichnung ,,Cyberlord" konstruiert.' 
Diese ,,Cyberlords" sind ein immer 
wichtiger werdender Teil der herrschen- 
den Klasse in den entwickelten Län- 
dern, in den USA vielleicht schon der 
dominante Teil. 

Die überwältigende Mehrheit der 
von Fiete Sass beschriebenen ,,Know- 
ledge Worker" gehört nicht zu diesen 
,,Cyberlords", sondern zu den von Ver- 
zola so bezeichneten ,,lntellectuals", die 
überwiegend von Einkommen aus ihrer 
Arbeit leben. 

,,Knowledge Worker Orientie- 
rung" 
Wie kann unter diesen Bedingungen 
die von Sass zurecht angemahnte 
"Knowledge Worker Orientierung" der 
Gewerkschaften (und der Linken) aus- 
sehen? Zunächst geht es sicher um so- 
zialen Schutz derjenigen überwiegen- 
den Mehrzahl der intellektuell Arbeiten- 
den, die keineswegs Millionäre oder auf 
dem Weg dahin sind. Sie leiden zuneh- 
mend unter wachsendem Stress und 
sozialer Unsicherheit, gerade auch 
wenn sie selbständig tätig sind. Die IG 
Medien hat große und international 
beispielhafte Erfolge bei der für Ge- 
werkschaften traditionell kaum vorstell- 
baren Organisierung von solchen "Frei- 
en". Dabei geht es selbstverständlich 
auch um angemessene Entgelte. Der 
Maßstab gewerkschaftlicher Aktivität 
kann dabei aber auch weiterhin nur in 
einem ausgewogenen Verhältnis von 
Leistungsprinzip und Solidarität beste- 
hen, nicht darin, privilegierte Gruppen 
bei der Aneignung möglichst hoher In- 
formationsrenten zu unterstützen. 

Der zentrale Ausgangspunkt linker 
und gewerkschaftlicher Herangehens- 
weise ist m.E., dass auch in diesem Sek- 
tor Menschen tätig sind, für die die An- 
wendung der eigenen Arbeitskraft 
nicht nur Verwertung ihres ,,Human 
Capital" ist, sondern zugleich Lebenstä- 

tigkeit, Verwendung der eigenen Le- 
benszeit. Und als Menschen und in Be- 
zug auf ihreZeit und Tätigkeit haben sie 
auch und v.a andere, menschliche Be- 
dürfnisse, sind sie nicht nur sozusagen, 
um einen Begriff von Marx aufzugrei- 
fen, ,,Charaktermasken" ihres eigenen 
,,Human Capital". Sie haben z.B. Be- 
dürfnisse an angenehmer und kollegia- 
ler Arbeit, selbstbestimmter und kürze- 
rer Arbeitszeit und qualitativ guter Ar- 
beit statt ständiger Hetze von einem 
Projekt zum nächsten. Sie haben sogar 
moralische Bedürfnisse und gesell- 
schaftliche Wertorientierungen auf Soli- 
darität und Gerechtigkeit und sie haben 
Möglichkeiten, diese betrieblich und 
gesellschaftlich geltend zu machen. 

Solche Prozesse voranzubringen 
und zu fördern, durch Regulierung und 
soziale Gestaltung andere Kriterien ein- 
zubringen als möglichst hohe Produkti- 
vität im Wirtschaftskrieg, das ist die 
Aufgabe von Gewerkschaften und Lin- 
ken. Diejenigen in der Informations- 
wirtschaft Tätigen, die dort diese Be- 
dürfnisse artikulieren, sich kritisch mit 
neuen Managementmethoden ausein- 
andersetzen und Kommunikation dar- 

,, Der Schlüssel zur 
Transformation einer 
monopolistischen in 
eine nicht-monopoli- 
stische Informations- 
Ökonomie liegt 
darin, monopolisti- 
sche intellektuelle 
Eigentumsrechte 
durch andere 
Formen der Beloh- 
nung intellektueller 
Tätigkeit zu erset- 
zen." 
Roberto Verzola 
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dukte und Produktion, sondern an der 
vom Kapital auf Basis der ungünstigen 
Kräfteverhältnisse in Zeiten von Mas- 
senarbeitslosigkeit durchgesetzten Um- 
verteilung zu Lasten der Löhne bzw. 
steigenden Mehrwertrate. 

Und in dem Maße, wie hier tätige 
,,Knowledge Worker" übermäßig hohe 
Einkommen erzielen, auch wenn sie als 
Angestellte tätig sind und dies auf- 
grund ihrer besonderen Bedeutung 
oder ,,Produktivitätr' für den Betrieb 
durchsetzen können, oder als kleine 
Selbständige, die keine oder nur weni- 
ge Lohnabhängige beschäftigen, sind 
ihre Einkommen Bestandteile solchen 
Extramehrwerts, beruhen also auf Aus- 
beutung. Das ist kein moralischer Vor- 
wurf, aber es es sollte analytisch klar 
sein, weil es Konsequenzen für die Ver- 
allgemeinerungsfähigkeit der damit zu- 
sammenhängenden Interessen und für 
die Strategie hat. 
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lnformationsrenten 
Es geht nicht nur um den in allen kapita- 
listischen Wirtschaftszweigen üblichen 
Extraprofit, den sich die produktiveren 
oder qualitativ besseren Produkte her- 
stellenden Betriebe zu Lasten ihrer Kon- 
kurrenten aneignen können. Dieser Pro- 
zess treibt die Produktivkraftentwicklung 
voran und ist insoweit gerechtfertigt, 
und durch das Nachziehen oder Über- 
holen der Konkurrenz sind diese Extra- 
profite immer wieder gefährdet. Es geht 
auch nicht nur darum, dass aufgrund 
des raschen Wachstums in dieser Bran- 
che das Produktionspotential und insbe 
sondere das Potential qualifizierter Ar- 
beitskräfte gegenüber der wachsenden 
Nachfrage knapp ist und deshalb die 
Profitraten und die Einkommen hier 
überdurchschnittlich sind. Auch diese Si- 
tuation ist zeitlich begrenzt, und danach 
werden sich die Löhne hier denen für 
qualifizierte Arbeitskraft in anderen Be- 
reichen tendenziell angleichen, bei Über- 
angebot vielleicht sogar darunter fallen. 
Es gibt aber einen spezifischen, in dieser 
Form nur für lnformationsprodukte zu- 
treffenden Grund dafür, dass in diesem 
Sektor erfolgreiche Unternehmen dauer- 
haft überdurchschnittliche bis exorbitan- 
te Profite erzielen können, von denen 
dann auch die für diese spezifischen Pro- 
dukte individuell wichtigen Personen 
(seien es z.B. Musik- und Filmkünstler 
oder ,,Programmierkünstler") durch ex- 
orbitante Einkommen profitieren kön- 
nen. 

Als lnformationsprodukte betrachte 
ich hier z.B. Software, Texte, Musik, Fil- 
me, Erfindungen, Design und andere 
Ideen usw., also Produkte, die wesent- 
lich Resultate geistiger Arbeit sind und 
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deren Ve~ielfältigung und Verbreitung 
nur relativ geringe bis nahezu gar keine 
Kosten verursacht. Die wesentlichen 
Kosten fallen bei der Entwicklung bzw. 
ursprünglichen Produktion an, hier ist 
erheblicher Kapitalvorschuss notwen- 
dig, der heute häufig über die Börse 
oder andere Kapitalanlagemodelle von 
vermögenden Privathaushalten einge- 
sammelt wird. Wenn das Produkt kein 
Erfolg wird, kann dieser Einsatz verlo- 
rengehen. Wenn das Produkt aber ein 
Erfolg wird und der ,,break even point", 
also die für die Kostendeckung notwen- 
dige verkaufte Auflage bzw. Nutzung 
überschritten wird, dann ist es fast so 
gut wie eine Lizenz zum Gelddrucken, 
weil mit jeder zusätzlich verkauften Ko- 
pie oder Lizenz ein Vielfaches von Ein- 
nahmen gegenüber den zusätzlichen 
Kosten entsteht. Der ökonomischen 
Form nach handelt es sich dabei nicht 
um gewerbliche Profite, sondern um 
Renten, Informationsrenten. 

Marx hat die Grundrente analysiert, 
die sich die Eigentümer knapper, nicht 
beliebig produzierbarer Produktionbe- 
dingungen wie Ackerboden, Rohstoff- 
quellen, lnfrastruktureinrichtungen usw. 
aneignen. Die produzierenden Betriebe 
sind auf die Nutzung dieser Produktions- 
bedingungen angewiesen, können an- 
dererseits mittels dieser Nutzung über- 
durchschnittliche Profite erzielen. Soweit 
die Kapitalisten der Produktionsbetriebe 
und die Eigentümer dieser Produktions- 
bedingungen nicht identisch sind, fließt 
letzteren die Differenz zwischen diesem 
überdurchschnittlichen und dem nor- 
malen Profit als Rente, konkret als Pacht 
oder irgendeine andere Form von Nut- 
zungsentgelt zu. Da sie auf einer mono- 
polistischen Position beruhen, unterlie- 
gen diese Renteneinkommen nicht dem 
Ausgleich der Profitraten, sondern kön- 
nen dauerhaft und in großer Höhe be- 
stehen. 

lnformationskapitalismus und 
moderner Imperialismus 
Nun könnte man meinen, dass Infor- 
mationsprodukte ganz im Gegensatz 
dazu doch gerade keine knappen Pro- 
duktionsbedingungen, sondern belie- 
big und extrem billig zu vervielfältigen 
sind. Technisch gesehen ist das richtig, 
und das ist die Basis für die Verbreitung 
von ,,Raubkopien", ,,Markenpiraterie" 
usw. Aber gesellschaftlich ist es nicht SO, 

sondern die lnformationsprodukte sind 
als kapitalistisches Eigentum produziert 
worden. Das Eigentumsrecht bezieht 
sich auf das ideelle Produkt, die Urhe- 
berschaft der Idee bzw. des ursprüngii- 
chen Produkts, das den folgenden KO- 
pien oder Anwendungen zugrunde 
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gendliche zugenommen. Bei den 
Kommunalwahlen 1999 hat die DVU 
in Dortmund bei den 16 bis 25-jähri- 
gen beispielsweise einen Stimmenan- 
teil von 9,9 % erreicht; die Republika- 
ner in Herne sogar einen Anteil von 
rund 15 %. Darüber hinaus nimmt 
vor allem die NPD mittlerweile nicht 
nur eine Schlüsselrolle bei der Mobili- 
sierung des rechten Spektrums ein, 
sondern sie gewinnt politisch und 
kommerziell zunehmend Einfluss auf 
jugendliche Subkulturen. Erfolgreich 
nutzen rechtsradikale Akteure dabei 
zeitgemäße technische und kulturelle 
Medien wie lnternet und Skin-Musik 
als Transmissionsriemen für ihre Agi- 
tation und finden damit bei Jugendli- 
chen zahlreiche Abnehmer - unab- 
hängig von ihrer politischen Gesin- 
nung. Dies kann dann schnell zur 
,,Einstiegsdroge" in die rechte Szene 
werden. 

Hinzu kommt, dass gerade in letz- 
ter Zeit die Zahl der jungen Menschen 
aus dem gewaltbereiten rechten 
Spektrum gestiegen ist und die verüb- 
ten Straftaten schwerere Folgen hat- 
ten, als noch im vergangenen Jahr. 
Vermehrte Waffen- und Sprengstoff- 
funde bei neonazistischen Gruppen 
verbunden mit der zunehmenden Be- 
reitschaft, sie auch einzusetzen, ver- 
anlassten Heinz Fromm, den Präsi- 
denten des Verfassungsschutzes, 
jüngst sogar von Ansätzen für einen 
rechten Terrorismus zu sprechen. 

Die gesamtgesellschaftliche 
Verantwortung 
Gleichwohl wäre es nun völlig falsch, 
Rechtsextremismus als Jugendpro- 
blem zu begreifen. Rechtsextremis- 
mus kommt vielmehr aus der Mitte 
der Gesellschaft. Viele Menschen ha- 
ben das Gefühl, dass sie in einer Zeit 
des raschen ökonomischen und so- 
zialen Wandels nicht mehr mithalten 
können. Einmal Gelerntes verliert vor 
allem in der Arbeitswelt rasch an Be- 
deutung. Dies führt zu Verunsiche- 
rung und zum Verlust von Orientie- 
rung. 

Wir wissen, dass immer dann, 
wenn das Selbstwertgefühl eines 
Menschen in Frage gestellt ist, wenn 
Angst vor persönlichen Misserfolgen, 
fehlende Perspektiven, Unsicherheit 
und Angst, zu den Verlierern zu ge- 
hören, das Lebensgefühl bestimmen, 
die Empfänglichkeit für scheinbar ein- 
fache Lösungen und autoritäre Struk- 
turen besonders groß ist. Dies trifft 
auch Jugendliche, aber eben nicht al- 
lein und schon gar nicht nur benach- 
teiligte Jugendliche. 

Paul Spiegel konstatierte vor kur- 
zem in unserer Gesellschaft eine ,,still- 
schweigende Zustimmungsbereit- 
schaft". Dazu gesellt sich eine seit 
mehreren Jahren beobachtbare ,,Kul- 
tur des Wegsehens". „Die Zeit" be- 
schrieb dies vor uber einem Jahr so: 
,,Erst gewöhnt man sich an die Bom- 
berjacken, dann akzeptiert man sie. 
Wenn Reporter nachfragen, antwor- 
ten biedere Bürger: ,Uns hat noch 
kein Rechter etwas getan."' 

Daran sind Politik, Medien, Wirt- 
schaft - kurz: die so genannten Eliten 
- nicht ganz unschuldig. Bekannte 
Stichworte sind: Die Kampagne ge- 
gen die doppelte Staatsbürgerschaft, 
ein (wenn auch schnell wieder zu- 
rückgezogenes) Hitlerplakat im nord- 
rhein-westfälischen Landtagswahl- 
kampf, politische Meinungsäußerun- 
gen, wie „Wir brauchen weniger Aus- 
länder die uns ausnützen, und mehr, 
die uns nützen;" oder „die Grenze der 
Belastbarkeit durch Zuwanderung ist 
erreicht," und nicht zuletzt ,,Kinder 
statt Inder". 

Hier wird deutlich, wie wenig sen- 
si bel selbst überzeugte Demokraten 
häufig agieren, denn solche Aussa- 
gen sind durchaus geeignet, kollekti- 
ve Feindbilder und Stimmungen zu 
schaffen. 

Jugend, Jugendarbeit und 
Rechtsextremismus 
Es ist eine vielfache Erfahrung: Je in- 
tensiver eine öffentliche Debatte ge- 
führt wird, umso mehr drängt die Dis- 
kussion zu schnellen, sichtbaren Maß- 
nahmen und umso schwerer haben es 
langfristig angelegte Konzepte. Selbst- 
verständlich bleibt es richtig und wich- 

tig, der demokratischen Überzeugung 
der großen Mehrheit symbolische Fo- 
ren und symbolischen Ausdruck zu 
schaffen. Richtig ist auch, rechtsextre- 
mer und fremdenfeindlicher Gewalt 
und Volksverhetzung mit der ganzen 
Härte des Gesetzes zu begegnen. Aber 
es wäre grundfalsch, darüber die Be- 
deutung auf Dauer angelegter, prä- 
ventiver Konzepte gering zu achten. 
Besonders in der Arbeit mit Jugendli- 
chen gilt das Prinzip der Nachhaltig- 
keit. Erst dauerhaft angelegte und 
konsequent realisierte Präventionskon- 
zepte vermitteln die demokratische 
und soziale Kompetenz, wichtige 
Schlüsselqualifikationen, um rassisti- 
sche Einflüsse reflektieren und abweh- 
ren zu können. 

Vor allem die Jugendarbeit ist hier 
nicht nur sehr kreativ, sondern sie ar- 
beitet seit vielen Jahren - häufig von 
der Presseöffentlichkeit unbemerkt - 
kontinuierlich mit jungen Menschen. 
Aber sie kann genauso wenig wie 
Schule die gesellschaftlichen Proble- 
me allein schultern geschweige denn, 
lösen. 

Gerade bei Jugendlichen treten 
häufig Unsicherheiten geballt auf. Vie- 
le von ihnen wissen oft noch nicht ein- 
mal, ob sie überhaupt die Chance auf 
einen Ausbildungs- oder Arbeitsplatz 
erhalten. Deshalb gehört die Bekämp- 
fung der Jugendarbeitslosigkeit nach 
wie vor zu den wichtigsten politischen 
Handlungsfeldern. Allerdings müssen 
wir uns auch darüber klar sein, dass 
dies allein Rechtsextremismus nicht ' 

verhindert. Dies zeigen insbesondere 
die Erfahrungen in den neuen Bundes- 
ländern. Viele der braunen Schläger 
gehen tagsüber einem Beruf nach. 

Weder in NRW noch 
in anderen Bundes- 
ländern ist überra- 
schend und unver- 
mittelt eine neue 
Welle rechtsextre- 
mer Gewalt herein- 
gebrochen. 



Jugendliche brauchen darüber 
hinaus auch die Möglichkeit, in ihrem 
Umfeld frühzeitig Verantwortung zu 
übernehmen um es entsprechend mit 
gestalten zu können. Dies setzt vor- 
aus, dass sie Anerkennung finden, 
Selbstvertrauen besitzen und Hilfe- 
stellungen erhalten um ihre Chancen 
und Perspektiven nutzen zu können. 
In einer Zeit, in der die Elterngenerati- 
on Jugendlichen keine ausreichende 
Orientierung mehr geben kann, da 
die gesellschaftlichen Veränderungen 
die Menschen permanent vor neue 
Herausforderungen stellen, muss ne- 
ben der Familie Jugendarbeit und 

Ein friedliches Schule Unterstützung anbieten und 
Zusammenleben organisieren. Dazu gehören ausrei- 

erfordert starke und chende Betreuungsangebote vor al- 
selbstbewusste lem für Kinder in sozial benachteilig- 

Persönlichkeiten. ten Gebieten, genauso wie Hilfestel- 
lungen für junge Menschen beim 
Übergang von der Schule in den Beruf 
oder aber Angebote, die Familien in 
schwieriger sozialer Lage stabilisieren. 

Die jüngste Shell-Jugendstudie 
hat gezeigt, dass Vorbehalte gegen- 
über Ausländerinnen und Ausländern 

bei den Jugendlichen am größten 
sind, die über wenige oder gar keine 
Kontakte zu ihnen verfügen. Dies 
zeigt, wie wichtig insbesondere die 
interkulturelle Jugendarbeit im Kampf 
gegen Rechtsextremismus und Frem- 
denfeindlichkeit ist. Denn ihr geht es 
darum, Zusammenleben zu organi- 
sieren, um Lebensweisen, Gewohn- 
heiten und kulturelle Hintergründe 
anderer Nationalitäten zu erfahren 
und verarbeiten zu können. 

Nicht zuletzt kommt es darauf an, 
die klare Mehrheit gegen rechts sicht- 
bar zu machen. Junge Menschen 
brauchen Vorbilder und positive Bei- 
spiele, die das friedliche und gleich- 
wertige Zusammenleben unterstüt- 
zen und anerkennen. Dies gelingt be- 
sonders gut, wenn Jugendliche ihre 
Altersgenossen selbst versuchen zu 
überzeugen. In Nordrhein-Westfalen 
initiieren wir deshalb ein Bündnis „Ju- 
gend NRW gegen Intoleranz, Gewalt 
und Rechtsextremismus". Darüber 
hinaus fördern wir eine landesweite 
Aktion mit dem Titel ,,Respect: Ju- 
gend gegen Gewalt" oder Maßnah- 
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men der jungen Musikszene gegen 
Rechts. 

Fazit 
Die Bekämpfung von Rechtsextremis- 
mus, Fremdenfeindlichkeit und Ge- 
walt, fordert jeden von uns täglich 
neu. Zivilcourage, Toleranz und An- 
erkennung gegenüber anderen kann 
jeder von uns auf ganz unterschiedli- 
che Weise zeigen. Wir müssen dar- 
über hinaus dafür Sorge tragen, dass 
Jugendliche unabhängig von ihrer 
Nationalität ausreichende Zugangs- 
möglichkeit zu Arbeit und Bildung 
haben, und ihnen Mitgestaltungs- 
möglichkeiten bei öffentlichen Be- 
langen bieten. Sie müssen sich zuge- 
hörig fühlen zur sozialen Gemein- 
schaft. Dies sagt sich leicht, ist aber 
harte Arbeit. 

Ein friedliches Zusammenleben er- 
fordert starke und selbstbewusste Per- 
sönlichkeiten. Unsere Demokratie ist 
dann stabil, wenn die Bereitschaft 
vorhanden ist, die Freiheit und Rechte 
des Einzelnen anzuerkennen und 
wenn nötig zu verteidigen. 
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I n der letzten spw hat Fiete Sass ei- 
nen sehr interessanten -Aufsatz 
zum Thema ,,Human Capital" veröf- 

fentlicht, der hoffentlich den Ausgangs- 
punkt einer breiteren Debatte zur Positi- 
onsbestimmung von Sozialistlnnen zur 
Informationsökonomie bilden wird. Ich 
will ausgehend von Fietes Text einige 
theoretische und strategische Bemer- 
kungen machen, die nicht unbedingt 
im Gegensatz zu Fietes Ausführungen 
stehen, aber andere Akzente setzen 
und einige neue Aspekte einbringen. 

Vom ,,Wert" des ,,Human Capital" 
Fiete Sass weist darauf hin, dass Human 
Capital nicht Kapital im eigentlichen 
Sinne ist, weil es an freie Personen ge- 
bunden ist. Niemand, selbst diese Per- 
sonen nicht, kann es (also sich) verkau- 
fen und dieses ,,Kapital" damit realisie- 
ren. Der ,,Wert" des Human Capital ist 
also sowieso eine fiktive Größe, aber es 
handelt sich auch gar nicht um einen 
Wert im werttheoretischen Sinne, der ir- 
gendwie durch seine Reproduktionsko- 
sten, letztlich die dazu gesellschaftlich 
notwendige Arbeit, bestimmt wäre, 
sondern um einen fiktiven Preis, der 
auantitativ bestimmt ist ,,aus den (ab- 
gezinsten) späteren Erträgen, hier Ein- 
kommen" (Sass: 40). Ein Mensch mit 
einem Jahresbruttoeinkommen von 
100.000 DM könnte so bei einem Zins- 
satz von 5% den fiktiven Wert seines 
Human Capital als 100.000/0,05 = 2 
Mio. DM bestimmen. Es handelt sich 
sozusagen um den ,,Shareholder Va- 
tue" der Arbeitskraft, wobei unter bür- 
aerlichen Verhältnissen die Person 
selbst ihr eigener und einziger Shareh- 
older ist. Ohne das Wort ,,Human Capi- 
tal" zu verwenden, beschreibt schon 
Marx dieses Phänomen genau, nicht 
ohne hinzuzufügen: „Die Verrückheit 
der kapitalistischen Vorstellungsweise 
erreicht hier ihre Spitze" (MEW 25: 
483). Der so ermittelte fiktive Wert 
hängt ab von erwarteten realisierbaren 
Erträgen bzw. Einkommen einerseits, 
dem allgemeinen Zinsniveau anderer- 
seits, kann also je nach ökonomischer 
Lage und ihrer Einschätzung heftig 
schwanken. Kaufen kann man sich da- 
für wie gesagt sowieso nichts. 

Tatsächlich kaufen und verkaufen 
kann man Kapital in anderen Formen, 
dessen Preis auf gleiche Weise durch die 
Kapitalisierung erwarteter Erträge be- 
stimmt wird. Die gilt zum Einen für (von 
Marx so genanntes) fiktives Kapital in 
seinen verschiedenen Formen, nämlich 
Wertpapiere aller Art, insbesondere 
auch Aktien, die nur Eigentumstitel an 
Anteilen und Profiten eines Kapitals 
sind, das real z.B. in Form von Gebäu- 

den, Maschinerie oder auch Geld ganz 
woanders angewendet wird (vgl. MEW 
25: 483ff.). Der Markt- bzw. Kurswert 
dieses fiktiven Kapitals kann ein Mehrfa- 
ches des realen Kapitalwerts betragen, 
erst recht, wenn die Kurse auch noch 
spekulativ überhöht sind, wie im ge- 
genwärtigen Casino-Kapitalismus. Zum 
Zweiten bestimmt sich so der Boden- 
preis im Kapitalismus, nämlich aus der 
Kapitalisierung der Grundrente (vgl. 
etwa MEW 25: 636f.), der nach Marx 
dritten grundlegenden Einkommens- 
form im Kapitalismus neben Profit und 
Arbeitslohn (MEW 25: 822). 

Wertschöpfung oder Ausbeu- 
tung? 
Welchen sozialökonomischen Charak- 
ter haben nun die Erträge bzw. Einkom- 
men, die der quantitativen Bestimmung 
des Human Capital zugrundeliegen? 
Zum einen sind es Löhne, so gesehen 
kann jede einigermaßen ,,beschäfti- 
gungsfähige" Arbeitskraft als Human 
Capital betrachtet werden. Das span- 
nende Thema, um das es auch bei Sass 
geht, sind allerdings die weit über übli- 
chen Löhnen auch qualifizierter Be- 
schäftigter liegenden Einkommen, die 
von besonders begehrten ,,Knowledge 
Workern" insbesondere in aufstreben- 
den Bereichen der ,,New Economy" er- 
zielt werden. Diese sind offenbar nicht, 
wie es Löhne in marxistischer Sicht all- 
gemein sind, durch den Wert der Ar- 
beitskraft bestimmt, also ihren Repro- 
duktionskosten auf dem historisch er- 
reichten und gesellschaftlich im Rah- 
men der Kräfteverhältnisse zwischen 
Kapital und Arbeit durchgesetzten Ni- 
veau (incl. aller Abgaben, Altersvorsor- 
ge und den normalen Annehmlichkei- 
ten des Lebens). Sondern sie liegen 
deutlich darüber, auch unter Berück- 
sichtigung des Qualifizierungsauf- 
wands, werden keineswegs von allen 
qualifizierten Erwerbstätigen erreicht. 

Dies ist allerdings keinerlei Erklä- 
rung, sondern ein klassischer Zirkel- 
schluss, denn wie wir eben sahen, ist 
genau andersherum dieses Human Ca- 
pital gerade durch die Höhe dieser Ein- 
kommen bestimmt, die es hier erklären 
soll, und davon unabhängig überhaupt 
nicht zu bestimmen. Auch die in der 
,,Human Capital lnvestitionsrechnung" 
nach Davenport (Sass: 41) genannten 
Faktoren ermöglichen keine solche 
Bestimmung.Als Legitimationsideolo- 
gie wird diese angebliche Erklärung al- 
lerdings gerne aufgegriffen. 

Selbstverständlich ist trotzdem et- 
was Wahres an diesen Modellen, reflek- 
tieren sie reale Bedingungen und Prozes- 
se. Zum Einen ist ein qualifiziertes Ar- 

Über Human 
Capital, Cyberlords 

und modernen 
Sozialismus 

Mehr als nur Anmerkungen zum Artikel 
von Fiete Sass in spw 1 14 

von Ralf Krämer* 

beitskräftepotential selbstverständlich 
eine wichtige Bedingung für hochpro- 
duktive Produktion. Aber es geht immer 
um gesellschafiliche Produktion und 
Produktivität und es ist nur eine Bedin- 
gung, und sie ist nicht individualisierbar 
und nicht wie oben dargestellt als „Hu- 
man Capital" quantifizierbar. Auch das 
Anlagevermögen einer Volkwirtschaft 
wird ja in keiner seriösen Statistikin Höhe 
seines Shareholder Value oder fiktiven 
Kapitalwerts ausgewiesen, sondern aus- 
gehend von den Anschaffungs- oder 
Wiederbeschaffungspreisen. 

Zum Anderen haben die von Sass 
dargestellten Faktoren und Anforde- 
rungen an dieTräger des ,,Human Capi- 
tal" sowie angemessene Formen des Die Gier nach 
Managements und der Betriebsorgani- globalen Informati- 
sation tatsächlich große Bedeutung da- onsrenten ist eine 
für, ob diese Person oder der Betrieb in zentrale Triebkraft 
der Lage ist, unter den gegebenen Be- des modernen 
dingungen besonders hohe Ein kom- lmperialismus 
men oder Erträge zu erzielen oder ob 
ihnen das nicht gelingt und sie ggf. so- 
gar in der Pleite enden. Aber es geht 
hier um Mechanismen, die zu einer ex- 
trem ungleichen Aneignung gesell- 
schaftlich produzierter Werte führen, 
nicht um die Produktion besonders ho- 
her Werte. 

Anders gesagt: Dort wird über den 
im Betrieb selbst produzierten Mehr- 
wert hinaus Extramehrwert angeeignet, 
zu Lasten anderer Bereiche der Wirt- 
schaft und der dort Arbeitenden. Auch 
Sass sagt zurecht: „Das Ganze ist ein 
beispielloser Raubzug" (Sass 45). Aller- 
dings erleben wir nicht nur und primär 
einen Raubzug zu Lasten der Profite an- 
derer Firmen, sondern v.a. auch zu La- 
sten der Arbeitenden bzw. der Arbeite- 
rlnnenklasse. Denn dass zugleich die 
Profite insgesamt gestiegen sind, liegt 
nicht an höherer Wertschöpfung durch 
verstärkte Nutzung immaterieller Pro- 

* Ralf Krämer. Dortmund, Sozialwissenschaftler 
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--U"-- in die Regierungspolitikzu integrieren schen Fragen zu treffen Im Ausland, 

sem Fall für Barak geringer Anlass zur 
Sorge sein. 

Ausgerechnet in dieser kritischen 
Phase des Friedensprozesses sowie 
der wachsenden innerisraelischen 
Spannungen hat also ein Prozess der 
Selbsterneuerung in der Partei einge- 
setzt. Doch ebenso unklar wie das 
Schicksal der Partei selbst ist auch ihr 
innenpolitischer Kurs: Zunächst hatte 
Barak - unter vehementem Protest ei- 
nes Großteils seiner Partei und seiner 
Wähler - versucht, das religiöse Lager 

und dem Motto seines Wahlbündnis- 
ses ,,Israel Achat" (Ein Israel) gerecht 
zu werden. Nach wiederholten Ent- 
täuschungen durch seine Koalitions- 
partner hat er nun jedoch zu einer 
,,säkularen Revolution" aufgerufen: 
Machtdomänen des religiösen Esta- 
blishments wie das Religionsministeri- 
um werden abgeschafft, und Israel 
soll nach 52 Jahren endlich eine Ver- 
fassung erhalten. Letztere war bisher 
sowohl an den ungeklärten Landes- 
grenzen gescheitert, als auch am Pro- 
test der Orthodoxen, für die nicht ein 
säkulares Dokument, sondern die Bi- 
bel die Prinzipien eines jüdischen 
Staates festlegt. Ob Barak und d.ie Ar- 
beitspartei für diese Projekte eine 
Mehrheit in der Knesset finden oder 
ob es ein weiteres Mal Neuwahlen 
geben wird, ist derzeit nicht abzuse- 
hen. 

Wegen der Ungewissheit des Ab- 
stimmungsverhaltens der enttäuschten 
israelischen Wählerinnen und Wähler 
wagt derzeit aber kaum ein israelischer 
Politiker konkrete Aussagen'bezüglich 
der offenen innen- und außenpoliti- 

das auf a~bschließende Lösungen im 
Friedensprozess drängt, wirbt man mit 
dem Hinweis auf die ,,constituency", 
die eigene Wählerschaft, um Verständ- 
nis. Diese dürfe man nicht mit weitge- 
henden Vorschlägen zu Jerusalem oder 
der Rückkehr palästinensischer Flücht- 
linge überfordern, wenn man den be- 
reits schwachen Rückhalt im Volk und 
die Wiederwahl nicht gefährden wolle. 
Doch obwohl - oder gerade weil -die 
israelische Führung dieses Problem mit 
ihren palästinensischen Partnern teilt, 
scheint hier eine Lösung weniger denn 
je in Sicht. SDW 

' Peretz, Don/ Doron, Gideon: The Govern- 
ment and Politics in Israel, 3. Aufl., Boul- 
der, 1997, 5.93. 

Sznaider, Natan: Einsam an der Spitze, in: 
Süddeutsche Zeitung vom 12. Juli 2000, 
5.1 6. 

3Yishai, Yael: Land of Paradoxes. lnterest Po- 
litics in Israel, Albany, 1991, S. 31 ff. 

4The FES Israeli Youth Study, No.1, Tel Aviv, 
1998, 5.14, 22. 

5Arian, Asher/Talmud, Ilan, ,,Electoral Politics 
and Economic Control in Israel" in: Piven, 
Frances Fox (Hrsg.), Labour Parties in Post- 
industrial Societies, New York, 1992, 
5.169-189, 181 ff. 
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M A G A Z I N  

I n Spanien, so scheint es, laufen die 
Uhren anders. Während der Zeit 
konservativ-liberaler Regierungen 

in Europa trotzten die Iberer den 
Trend und verhalfen Felipe Gonzalez 
und seiner Spanischen Sozialistischen 
Arbeiterpartei PSOE dreimal hinter- 
einander zu einer absoluten Mehr- 
heit. Heute, wo in fast allen großen 
europäischen Ländern Sozialdemo- 
kraten das Sagen haben, befindet sich 
die PSOE nach ihrer katastrophalen 
Niederlage bei den Parlamentswahlen 
vom 12 März. in einer permanenten 
Krise. 

Der Rücktritt des durch die ersten 
Vorwahlen in der Geschichte der 
PSOE, den sog. ,,primarias" gekürten 
Hoffnungsträgers Borrell und die 
Übernahme der Macht durch den Ap- 
parat, symbolisiert durch die Spitzen- 
kandidatur des in eben jenen Vor- 
wahlen unterlegenen Generalsekre- 
tärs Joaquin Almunia, hatte nicht nur 
die eigen Basis tief verunsichert, son- 
dern auch die Glaubwürdigkeit der 
Partei in der Öffentlichkeit untergra- 
ben. Entsprechend verheerend fiel 
das Ergebnis der Parlamentswahlen 
aus, bei denen es der Rechten in Spa- 
nien erstmals gelang, eine absolute 
Mehrheit zu erringen. Almunia trat 
noch in der Wahlnacht von all seinen 
Ämtern zurück. Der Parteivorstand 
folgte ihm kurz darauf. Die so füh- 
rungslose Partei berief eine politische 
Kommission mit dem Ministerpräsi- 
denten Andalusiens, Manuel Chavez 
zur Vorbereitung eines Parteikongres- 
ses und zur Führung der Geschäfte 
ein. Chavez, der in Andalusien die so- 
zialistische Mehrheit verteidigen 
konnte, stand vor der Aufgabe, zwi- 
schen den unterschiedlichen, ,,Famili- 
en" genannten Strömungen der Par- 
tei und den sich tagtäglich in der Pres- 
se selbst präsentierenden Kandidaten 
für das Amt des Generalsekretärs zu 
vermitteln und ein Verfahren zur 
Durchführung der Wahlen festzule- 
gen. 

Die neue Kandidatlnnen-Lage 
Nachdem die formellen Hürden für 
eine Kandidatur erhöht werden konn- 
ten, zeichneten sich vier Kandidatu- 
ren für das verwaiste Amt des Gene- 
ralsekretärs ab: Rosa Diez, Europaab- 
geordnete und ehem. baskische Mini- 
sterin, Matilde Fernandez die den 
,,guerristas" zugerechnet wurde, der 
Ministerpräsident von Kastilien La 
Mancha, Jose Bono, sowie der Leone- 
ser Abgeordnete Rodriguez Zapatero. 

Rosa Diez, die als erste ihre Kandi- 
datur bekannt gab, konnte auf ihre 

hohe persönliche Popularität an der 
Basis anknüpfen und forderte ener- 
gisch einen neuen, volksnahen Politik- 
stil ein. Dabei legte sie schon in ihrer 
ersten Pressekonferenz wert darauf, 
sich von dem ü b e ~ a t e r  Felipe Gonza- 
lez emanzipiert zu haben, was unwill- 
kürlich Zweifel an ihrer Unabhängig- 
keit schürte. 

Matilde Fernandez stellte sich ex- 
plizit als Kandidatin des nach dem 
ehemaligen zweiten Mann der PSOE, 
Alfonso Guerra als ,,guerristas8' titu- 
lierten linken Parteiflügels zur Wahl , 
während Jose Bono seine Erfolge in 
der traditionell konservativ geprägten 
Region Kastilien La Mancha als Beweis 
für seine Eignung als Spitzenkandidat 
ins Feld führte. Der bis dato weithin 
unbekannte Zapatero, der für die 
Strömung ,,Neuer Weg" die Überra- 
schung des Wahlkampfes war, profi- 
lierte sich vor allem durch seine Ju- 
gendlichkeit. 

Der Sieger der primarias vor zwei 
Jahren, der Katalane Jose Borrell, wur- 
de von der Öffentlichkeit eine Zeitlang 
als Kandidat gehandelt, verzichtete 
aber auf eine abermalige Kandidatur. 

Die Wahlen 
Die Auseinandersetzungen im Vorfeld 
des Parteitages rankten sich in erster 
Linie um die Frage des Wahlmodus. In 
der PSOE hatte es seit der Machtüber- 
nahme der jungen Garde um Felipe 
Gonzalez und Alfonso Guerra auf 
dem letzten Exilparteitag im franzosi- 
chen Soresnes 1976, keine derartigen 
Auseinandersetzungen mehr gege- 
ben. Die Strömungen und politischen 
Familien, die die PSOE dominieren, 
konnten sich auf keinen Kompromiß 
verständigen. Insbesondere Diez und 
Fernandez, die nicht damit rechnen 
konnten, im ersten Wahlgang eine 
ausreichende Stimmenzahl zu erhal- 
ten, spekulierten auf eine ,,deal" zwi- 
schen den Wahlgängen. Zu den Be- 
sonderheiten der PSOE Statuten ge- 
hört nämlich, das der gewählte Gene- 
ralsekretär nach seiner Wahl dem 
Kongreß eine Liste für den Vorstand 
vorlegen muß, über die die Delegier- 
ten dann im Block abstimmen müs- 
sen. Bono, Befürworter nur eines 
Wahlgangs, hatte daher schon bei 
der Vorstellung seiner Kandidatur zu 
Protokoll gegeben, er werde kein Ge- 
neralsekretär, der in der Nacht vor den 
Wahlen in einem Hinterzimmer des 
Kongresses Kompromisse werde ein- 
gehen müssen. 

Das vehemente Eintreten des Vor- 
sitzenden der politischen Kommissi- 
on, Manuel Chavez, für nur einen 

Wer ist Zapatero? 
Der K o n g r e ß  der spanischen PSOE 

Von Niels Annen 

Wahlgang wurde so in der Öffentlich- 
keit allgemein als Votum für Bono in- 
terpretiert, zumal die andalusische 
Delegation mit etwa einem Drittel der 
Stimmen die mit Abstand größte re- 
gionale Gruppe auf dem Parteitag 
stellen. Zusammen mit dem Stim- 
menblock aus Kastilien La Mancha 
schien eine Mehrheit im ersten Wahl- 
gang für Bono als durchaus wahr- 
scheinlich 

Auf dem Kongreß in Madrid wur- 
de zunächst das Verfahren kontrovers 
abgestimmt. Auch dies ein Novum für 
einen Parteitag der Sozialistischen Ar- 
beiterpartei Spaniens. Die Reihenfol- 
ge der Redner wurde per Los be- 
stimmt. 

So betrat Rosa Diez als erste das 
Podium. Ihre emotionale, aber wei- 
testgehend inhaltsleere Rede wurde 
mit höflichen Applaus bedacht. 

Jose Bono, in staatsmännischer 
Manier, verwies auf seine fünf absolu- 
ten Mehrheiten in seiner Heimatregi- 
on und legte den Schwerpunkt auf 
die kommende Auseinandersetzung 
mit der regierenden Volkspartei. 

Die anschließende Rede von Ma- 
tilde Fernandez rekurrierte auf tradi- 
tionelle sozialistische Werte und ge- 
riet zur Abrechnung mit der PSOE Po- 
litik der letzten Jahre. Die ehemalige 
pragmatische Ministerin in der prag- 
matischen Regierung Felipe Gonza- 
lez'stellte, so schrieb es ,,EI Pais" den 
Pragmatismus an sich in Frage. Von 
diesem negativen ~ n t e r t o n  hob sich 
der letzte Redner, Rodriguez Zapatero 
durch seinen Optimismus ab. Ohne 
auf politische Grundsatzfragen einzu- 
gehen verwies Zapatero auf die Stär- 
ken der PSOE, die neuen Herausforde- 
rungen durch die Informationstech- 
nologien und die Notwendigkeit ei- 
nes ,,sanften Wandels". Dieser ,,cam- 
bio tranquilo", zur Charakterisierung 
einer neuen Oppositionsstrategie ge- 

Der Rücktritt des 
Hoffnungsträgers 
Borrell hatte die 
eigen Basis tief 
verunsiche~ und  die 
Glaubwürdigkeit in  
der Öffentlichkeit 
untergraben. 

Niels Annen ist IUSY-Vice-President und lebt in Hamburg 
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Parteivorstand zustande zu bringen. 
Das hervorragende Ergebnis von über 
90% für die neue Exekutive, aber 
auch die Zusammensetzung des „Co- 
mission ejecutiva" zeigt, dass Zapate- 
ros Wahl kein Ergebnis eines Handels 
gewesen war: Keiner seiner Gegen- 
kandidaten oder der traditionellen 
,,BaroneJ' ist mehr in dem Gremien 
vertreten. Einzig der als Präsident zum 
Nachfolger des verstorbenen Ramon 
Rubial gewählte Manuel Chavez ver- 
körpert den Übergang. 

Wer aber ist Rodriguez Zapatero? 
Der spanische Historiker Santos Julia 
schrieb dazu, dass Zapatero, gewach- 

MAGAZIN 

Hinweise auf traditionelle sozialistische 
Programmpunkte zu finden. Entschei- 
dend scheint jedoch in der Tat die Fra- 
ge zu sein, ob es dem neuen General- 
sekretär gelingen kann, die Partei aus 
ihrer Agonie und ihrer quasi Feudal- 
struktur herauszuführen. Dabei sind 
von dem leoneser Überraschungskandi- 
daten keine Wunderdinge zu erwarten. 
Die regierende PP sitzt unangefochten 
im Madrider Moncloa Palast und ver- 
weist gelassen auf gute Wirtschaftsda- 
ten und eine erfolgreiche Regierungsbi- 
lanz. Zur Rückeroberung der Macht be- 
darf es nicht nur einer programmati- 
schen Debatte, sondern auch einer Mo- 

sen aus der Parlamentsarbeit, den Sieg dernisierung und Demokratisierung der 
dacht, wurde von den Delegierten einer neuen Generation über die Par- Partei. Dazu gehört auch ein Abschied 

Der ,, Neue Weg" wie wohl auch als Programm für die eige- teioligarchie bedeutet. Die Nach- von Felipe Gonzalez aus der Tagespoli- 
Zapatero seine ne verstanden' Als am späten wuchspolitiker der PSOE, und auch tik. Für die Generation von Zapatero ist 

Formation nennt, Abend die Ergebnisse das ist bemerkenswert, stammen nicht der historische Wahlsieg von 1982 mit 
nimmt Anleihen war die perfekt Mit aus der traditionsreichen Sozialisti- weniger nostalgischen Gefühlen ver- 

beim ,, Dritten Weg" vier Stimmen 'Orsprung lag Zapatero schen Jugend, sondern aus einem bunden als für die abgetretene Partei- 
ohne sich aber klar Nachdem alle Versuche der Netzwerk von nationalen und lokalen und Fraktionsführung, die überwie- 

Parteibarone sich auf einen Kandida- Abgeordneten, und zu positionieren. gend aus Ex- Ministern, Ex- Staatssekre- 
ten zu verständigen gescheitert wa- Provinzpolitikern. Der ,,Neue Weg" wie tären und Ex- Provinzgouverneuren der 
ren, hatten nun die Delegierten das Zapatero seine Formation nennt, Regierung Gonzalez bestand. 
Wort. nimmt eine Reihe von Anleihen bei der Was Zapatero nun aber wirklich 

,,Neuen Mitte" bzw. dem ,,Dritten von den anderen Kandidaten unter- 
Wer ist Zapatero? Weg" ohne sich aber klar zu positio- scheidet, schreibt Felix de Azua, das 
Der ''neue Mann''' Zapatero stand nieren. In dem politischen Dokument, wissen wir immer noch nicht. Man 
nun vor der ersten Bewährungsprobe' das der Kongress ohne großen Enthu- darf zurecht gespannt sein auf den 
eine Mehrheit für seine Liste für den siasmus verabschiedet hat, sind keine ,,cambio tranquilo". SPW 

Zur Patentierung 
von tienen 
Von Wolfgang Wordarg 

z U den wesentlichen Merkmalen 
des biotechnischen Zeitalters 
gehört die Konkurrenz um ge- 

netische Information. Wer genetische 
Information besitzt, entscheidet über 
deren Verwendung und über die Ver- 
teilung der daraus zu erzielenden Er- 
träge. Gegenwärtig werden die Re- 
geln festgelegt, wie die Gesellschaft 

Dr: Wolfgang Wodarg, 1947, ist Mitglied im Ausschuss für Gesundheit des 
Deutschen Bundestages und Sprecher der SPD in der Enquete-Kommission 
,,Recht und Ethik der modernen Medizin". 

mit diesem neuartigen, nicht nur 
wirtschaftlichen Machtfaktor Gen 
umgehen will. Eine Schlüsselrolle - so 
viel steht fest - wird dabei das Patent- 
system spielen. 

Rechtliche Hintergründe 
Im Allgemeinen werden die patent- 
rechtlichen Prinzipien solange als un- 
problematisch angesehen, wie sie 
sich auf nichtlebende Materie, etwa 
die Erfindung einer Maschine oder ei- 
ner chemischen Substanz, erstrecken. 
Die Patentierung von Genen, isolier- 
ten Körperteilen oder -funktionen hat 
jedoch eine grundsätzliche Kontrover- 
se ausgelöst. Im Zentrum steht dabei 
die Frage, ob die Kriterien der Paten- 
tierbarkeit umstandslos auf den 
pflanzlichen, tierischen oder gar 
menschlichen Bereich übertragen 
werden können. In der Bundesrepu- 
blik wird dies gegenwärtig heftig dis- 
kutiert. Anlass ist die EU-Richtlinie 981 
44lEG ,,Rechtlicher Schutz biotechno- 
logischer Erfindungen", die von den 
Mitgliedstaaten formal bis spätestens 
30. Juli 2000 umgesetzt hätte wer- 

den müssen. Bislang hat jedoch - au- 
ßer Finnland und Dänemark - noch 
kein EU-Land die Implementierung 
der Richtlinie in nationales Recht voll- 
zogen, die niederländische Regierung 
entschloss sich bereits 1998 - mit Un- 
terstützung Italiens - eine Nichtig- 
keitsklage beim Europäischen Ge- 
richtshof zu erheben. 

Die Richtlinie hat die europaweite 
Harmonisierung des Patentrechts 
zum Ziel und bestimmt in ihren Sach- 
vorschriften, welches ,,biologische 
Material" unter welchen Vorausset- 
zungen wie patentrechtlich zu schüt- 
zen ist. Die Terminologie gemahnt fa- 
tal an die Bezeichnung Menschenma- 
terial aus der Zeit der Weltkriege und 
entkleidet, zur bloßen Ware degra- 
diert, die belebte Natur ihrer Würde. 
Die Begriffswahl ist damit Signal für 
die technizistische Ausrichtung der 
Richtlinie, die das klassische Patent- 
recht wie selbstverständlich auf orga- 
nisches Leben anwendet - und dabei 
lediglich in der Präambel vorgibt, des- 
sen Besonderheiten zu berücksichti- 
gen. 

INTERNATIONALE POLITIK 

Die Mitverantwortung der ren Interessen durch die Arbeitspartei fig geringes Interesse, 
Arbeitspartei repräsentiert fühlte.5 Dies und nicht sich in diesezu integrie- 
Auch wenn Ehud Barak und die Ar- 
beitspartei von diesen politischen Zu- 
ständen derzeit stark betroffen sind, 
so haben sie doch die Entwicklung 
dahin mitzuverantworten. Denn es 
waren nicht zuletzt die Monopolstel- 
lung der Arbeitspartei in vielen staatli- 
chen und gesellschaftlichen Bereichen 
(zum Beispiel im Gesundheitswesen) 
und die daraus resultierenden Abhän- 
gigkeitsverhältnisse, welche die israe- 
lische Politik bis in die 90er Jahre 
prägten. 

Die Bedeutung der israelischen Ar- 
beitspartei rührt vor allem von den 
dichten gesellschaftlichen Netzwer- 
ken her, die sie bereits vor der Staats- 
gründung geschaffen hatte. Denn die 
Mapai (Partei der Arbeiter Eretz Isra- 
els, wie sie damals noch hieß) ver- 
stand sich zwar als Partei der Arbeiter- 
klasse, doch gab es im leschuw (der 
jüdischen Gemeinschaft in Palästina 
vor 1948) weder eine ausgeprägte 
Klassengesellschaft noch eine Arbei- 
terklasse im eigentlichen Sinn. Im Ge- 
genteil, zunächst waren die Nation 
und der Staat zu errichten, in der die 
zukünftige Arbeiterklasse den ihr zu- 
stehenden Platz erhalten würde. Die 
Mapai konnte entscheidende Teile der 
Bevölkerung mobilisieren, weil sie das 
dominierende Element in den vor- 
staatlichen militärischen Verteidi- 
gungseinheiten und in der Histadrut 
war. Die Histadrut ist bis heute eine 
allgemeine Gewerkschaft, damals 
waren auch soziale Versorgungsein- 
richtungen wie die Krankenkasse und 
ein allgemeines Schulwesen an sie an- 
geschlossen. 

Der prägende Einfluss der Arbeits- 
partei auf Gesellschaft und Politik 
blieb auch nach der Staatsgründung 
Israels erhalten, denn nach der Staats- 
gründung wurde sie die führende Par- 
tei im neu gegründeten Parlament. 
Allerdings wurden ihre Strukturen zu- 
nehmend als undurchdrinqbar und - 
hierarchisch wahrgenommen. So 
wurde beispielsweise die Besetzung 
aller parteilichen und politischen Äm- 
ter durch ein (nicht-gewähltes!) No- 
minierungkomitee bestimmt, wo- 
durch sich ein Patronage-System ent- 
wickelte, das die Partei in den Augen 
der Bevölkerung zur Vertreterin be- 
stimmter Bevölkerungsgruppen wer- 
den ließ. Dazu zählten insbesondere 
aschkenasische, d.h. europäisch 
stämmige Juden oder Vertreter der 
Bürokratie, während sich die schnell 
wachsende Gruppe orientalischer Ju- 
den (Misrachim) immer weniger in ih- 

zuletzt die Schuld, die der Parteifüh- 
rung an den im Jom-Kippur-Krieg von 
1973 erlittenen Verlusten gegeben 
wurde, führten schließlich 1977 zum 
Sturz der Arbeitspartei. Die Partei war 
zum schwerfälligen Apparat verkom- 
men, dem die Bevölkerung ihr Ver- 
trauen entzog. 

Erst 1992 setzten sich die Forde- 
rungen nach parteiinterner Demo- 
kratisierung in Form von sogenannten 
prirnaries durch. Seither werden die 
Kandidatinnen und Kandidaten für 
die Wahlen zur Knesset in einer Ab- 
stimmung von allen Parteimitgliedern 
bestimmt. Dies veränderte jedoch zu- 
nächst nichts an der Parteiführung, 
denn um den Spitzenplatz konkurrier- 
ten damals keine jüngeren Politiker 
oder gar Politikerinnen, sondern die 
beiden über 70-jährigen Parteivetera- 
nen Schimon Peres und Jizchak Rabin. 
Positiv haben sich die primaries auf 
die Meinungsvielfalt innerhalb der 
Partei ausgewirkt, was auch auf die 
Rolle der Medien im israelischen All- 
tag zurückgeführt werden kann. 
Denn um sich durch die Medien vor 
einer breiteren Öffentlichkeit profilie- 
ren zu können, müssen die Abgeord- 
neten durch provokative Meinung 
auffallen. Dadurch wird jedoch bis- 
weilen die Parteidisziplin untermi- 
niert. Dem internen Demokratisie- 
rungsprozess waren die primaries 
hingegen nur begrenzt förderlich, da 
sich in der derzeitigen Form vor allem 
diejenigen Bewerberinnen und Be- 
werber durchsetzen, die sich einen 
aufwendigen Wahlkampf leisten kön- 
nen. Dies trifft kaum auf die junge 
Generation zu, so dass der jüngste 
Knesset-Abgeordnete der Arbeitspar- 
tei derzeit 39 Jahre alt ist. 

Ein weiterer Faktor, der in Israel 
von politischer Partizipation ab- 
schreckt, insbesondere in den Reihen 
der Arbeitspartei, ist die andauernde 
Koo~tieruna von Generälen nach der 

< 

Beendigung ihrer militärischen Karrie- 
re in hohe, wenn nicht die höchsten 
Parteiämter. Wie seinerzeit schon Jitz- 
hak Rabin, wurden Ehud Barak, ehe- 
maliger Generalstabschef der israeli- 
schen Armee, oder auch Matan Vil- 
nai, ehemaliger stellvertretender Ge- 
neralstabschef und heute Minister für 
Wissenschaft, Kultur und Sport, bin- 
nen eines Jahres nach ihrem Aus- 
scheiden aus der Armee Ministerpo- 
sten angeboten. Ihnen schlägt dop- 
pelter Unmut aus der Partei entge- 
gen: Sie sind nicht vertraut mit den 
Strukturen der Partei und zeigen häu- 

ren; zusätzlich wird ih- 
nen vorgeworfen, auf 
Kosten des Parteinach- 
wuchses bevorzugt 
Freunde und Unterge- 
bene aus ihren Tagen 
beim Militär zu beför- 
dern. 

Vor einer doppelten 
Herausforderung 
Zwar bemüht sich die 
Arbeitspartei in den ver- 
gangenen Jahren um 
ein neues Gesicht, doch 
der alte Ruf hält sich 
zäh. Sie ist zudem ge- 
schwächt durch Macht- 
kämpfe zwischen der 
Fraktion und der Partei und durch 
eine schwere finanzielle Krise. So 
wollte der neue Parteivorsitzende 
Ehud Barak weitere Modernisierungs- 
vorhaben anstoßen. Zugleich hat er Ausgerechnet in der 
jedoch durch seinen Wahlkampf und kritischen Phase des 
Strafzahlungen von über fünf Millio- Friedensprozesses 
nen DM (für staatliche Gelder, die an hat ein Prozess der 
fiktive gemeinnützige Vereine geflos- Selbsterneuerung in 
Sen sind!) den Schuldenberg der Par- der Partei eingesetzt. 
tei derart vergrößert, dass die Partei 
und Unterorganisationen wie die Ju- 
gendorganisation ,,Young Labour" 
momentan auf fast allen Ebenen 
handlungsunfähig sind. Ein Großteil 
des Parteivermögens, vor allem Im- 
mobilien und Grundstücke, müssen 
abgestoßen werden; sogar die Partei- 
zentrale in der Tel Aviver Allenby-Stra- 
ße steht zum Verkauf. Einige Stim- 
men vermuten jedoch auch, dass es 
zur Strategie Baraks gehört, die Partei, 
mit der ihn bis vor wenigen Jahren 
nichts verband, zugrunde zu richten, 
um auf ihren Trümmern eine gänzlich 
neue Partei entstehen zu lassen. Die 
stetig sinkenden Mitgliedszahlen von 
derzeit noch 89.000 dürften in die- 
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Ein Israel? 
Zur Lage der israelischen Arbeitspartei 

Von lnken Wiese 

Durch die Parteien- 
vielfalt erhält die 

Heterogenität und 
zunehmende 

Individualisierung 
der israelischen 

Gesellschaf? einen 
politischen Aus- 

druck. 

Is Anfang der 90er Jahre in Is- A rael die Direktwahl des Mini- 
sterpräsidenten beschlossen 

wurde, orientierte man sich -wie in 
so vielen Bereichen - am Beispiel der 
USA. Nicht mehr der Spitzenkandidat 
der stärksten Partei sollte in Zukunft 
mit der Regierungsbildung beauftragt 
werden. Denn zu häufig hatte der Mi- 
nisterpräsident aufgrund der man- 
gelnden Koalitionsdisziplin vieler Ab- 
geordneter das Verhalten der eigenen 
Koalitionspartner ebenso fürchten 
müssen wie das der Opposition. Miss- 
trauensanträge, wie sie in der israeli- 
schen Politik an der Tagesordnung 
sind, sollten nicht länger die politi- 
sche Arbeit lähmen können, nur weil 
die Regierung nicht auf ihre eigene 
Mehrheit vertrauen konnte. Von ei- 
nem Direktmandat hingegen ver- 
sprach man sich eine größere Unab- 
hängigkeit des Regierungschefs. Die 
Ergebnisse der Wahlen von 1996, als 
der Ministerpräsident erstmalig direkt 
gewählt wurde, und von 1999 haben 
das Regieren jedoch in keiner Hinsicht 
leichter oder effektiver gemacht. Man 
hatte nämlich nicht daran gedacht, 
die übrigen Institutionen der parla- 
mentarischen Demokratie Israels die- 
ser strukturellen Reform anzupassen. 
Durch die Zweiteilung der Wahlstim- 
me kam es in Folge zu einer weiteren 
Zersplitterung der Parteienlandschaft, 
was die Koalitionsbildung zusätzlich 
erschwerte. So endete die Amtszeit 
Benjamin Netanjahus von der Likud- 
Partei vorzeitig, weil die Knesset - das 
israelische Parlament - seiner Regie- 
rung das Vertrauen entzog. Und auch 
der als Hoffnungsträger gefeierte 
Ehud Barak, Vorsitzender der Arbeits- 
partei, brauchte kein Jahr, um nun 
nur noch eine Minderheitsregierung 
anzuführen. Sollte es ihm in absehba- 

lnken Wiese, 25, studiert in Berlin Islamw~ssenschaft. Sie ist Koordinatorin 
des Willy Brandt-Zentrums Jerusalem e. V, eines gemeinsamen Begegnungs- 
projekts der Jusos mit der israelischen Labour-Jugend und der palästinensi- 
schen Fatah-Jugend. 

rer Zeit nicht gelingen, eine neue par- 
lamentarische Mehrheit hinter sich zu 
vereinen, werden Neuwahlen unver- 
meidlich sein. Ganz nach dem Prinzip 
,,trial and error" wird daher derzeit 
erwogen, die Direktwahl des Minister- 
präsidenten wieder abzuschaffen. 

Abschied von der Politik 
Die Zahl der Parteien, die zu Knesset- 
Wahlen antraten, war stets hoch ge- 
wesen, und da die Hürde für ein Man- 
dat lediglich bei einem, später bei an- 
derthalb Prozent der Wählerstimmen 
lag, glückte auch vielen kleineren Par- 
teien der Einzug ins Parlament. Im all- 
gemeinen aber entschied sich die 
Mehrheit der israelischen Wahlbe- 
rechtigten für eine der beiden großen 
Volksparteien. Nun unterstützt man 
diese durch das Direktmandat jedoch 
automatisch, da die kleineren Parteien 
entweder keine eigenen Kandidaten 
für das Amt des Ministerpräsidenten 
aufstellen oder sie - wie 1999 - noch 
vor der Wahl zurückzogen. So sind 
die Wählerinnen und Wähler jetzt in 
der Lage, mit ihrer Zweitstimme spe- 
ziellen lnteressen und Ansichten Aus- 
druck zu verleihen. Viele der bei den 
vergangenen beiden Wahlen konkur- 
rierenden Parteien konnten sich daher 
auf ein spezifisches Thema im Wahl- 
kampf konzentrieren, ohne dass der 
Mangel eines umfassenden Wahlpro- 
gramms ihre Erfolgschancen ge- 
schmälert hätte. In der 15. Knesset, 
die 1999 gewählt wurde, gab es an- 
fangs 15 Fraktionen, von denen eini- 
ge allerdings als Wahlbündnisse aus 
zwei und mehr Parteien angetreten 
waren und mittlerweile auseinander- 
gebrochen sind. Ganz ohne Wahlen 
hat sich also die Zahl der Fraktionen in 
der Zwischenzeit auf 17 erhöht. 

Durch diese Parteienvielfalt erhielt 
die Heterogenität und zunehmende 
Individualisierung der israelischen Ge- 
sellschaft einen politischen Ausdruck. 
So finden sich in der Knesset zwei Par- 
teien, die vor allem die lnteressen der 
russischen Einwanderinnen und Ein- 
wanderer vertreten, wie auch drei 
arabische Wahlbündnisse, darunter 
eine islamische Partei. Neben den eta- 
blierten jüdisch-orthodoxen Parteien 
Shass, Agudat lisrael und Mafdal, die 
zusammen ein Viertel aller Abgeord- 
neten stellen, hat es allerdings auch 
die offen anti-religiöse und säkulare 
Partei Shinui (Veränderung) aus dem 
Stand auf sechs von 120 Knesset- 
Mandaten gebracht. Likud und Ar- 
beitspartei wiederum verloren 1999 
gegenüber den Wahlen von 1996 je- 
weils sieben Mandate, d.h. ca. sechs 

INTERNATIONALE POLITIK 

Prozent. Es mangelt jedoch auch 
nicht an Vorwürfen, dass einige dieser 
zahlreichen neuen Parteien weniger 
die Anliegen ihrer Wähler repräsentie- 
ren; vielmehr würden sie den Macht- 
erhaltungstrieb ihrer Gründer und 
(oftmals einzigen) Abgeordneten be- 
friedigen und deren Privatinteressen 
fördern. In der Tat führen einige Par- 
teien ihre Entstehungsgeschichte auf 
enttäuschte politische Ambitionen ih- 
rer Gründer in deren ursprünglichen 
Parteien zurück.' Natan Sznaider, bis- 
siger Kritiker der israelischen Verhält- 
nisse, spricht daher auch von einer 
,,Verabschiedung der Abgeordneten 
aus der P ~ l i t i k " . ~  

Doch auch die israelische Bevölke- 
rung hat sich im Laufe der Jahrzehnte 
von der Politik verabschiedet. Die po- 
litische Partizipation in Parteien Iäßt 
stetig nach, damit einher geht eine 
wachsende Entfremdung von der Po- 
litik. Dies stellt eine Gefahr für diejun- 
ge Demokratie Israels dar und gipfelte 
1995 in der Ermordung des Minister- 
präsidenten. Zudem ist durch das 
Aufbrechen der ethnischen und reli- 
giösen Konflikte Israels die innerge- 
sellschaftliche Solidarität gesunken. 
Die Identifikation mit dem politischen 
System wird weiterhin durch die be- 
grenzten Partizipationschancen in 
den stark hierarchisch und zentrali- 
stisch organisierten Parteien er- 
schwert. Die überwiegende Mehrheit 
der israelischen Bürgerinnen und Bür- 
ger hat daher den Eindruck, kaum 
politischen Einfluss nehmen zu kön- 
nen, und empfindet ihren Staatsbür- 
gerstatus als rein pa~siv .~ Die Skanda- 
le, in die einige führende israelische 
Politiker in den vergangenen Jahren 
verwickelt waren und die von Korrup- 
tion bis Vergewaltigung reichten, 
schwächen zudem den Respekt der 
Bevölkerung vor ihren gewählten po- 
litischen Vertreterinnen und Vertre- 
tern. Besonders stark ausgeprägt sind 
die Ressentiments gegen das politi- 
sche System unter ~ugendlichen. So 
ergab eine 1998 von der Friedrich- 
Ebert-Stiftung in Auftrag gegebene 
Studie unter Israelis zwischen 15 und 
24 Jahren, dass dem ~ e r u f  des Politi- 
kers sogar noch weniger Achtung ge- 
zollt werden sollte als dies momentan 
noch der Fall ist. Auch das Vertrauen 
von Jugendlichen in die Knesset und 
die Parteien stellte sich als gering her- 
aus: Während 83.3O/0 auf das Militär 
vertrauen und immerhin 64.8.OIo auf 
das Rechtssystem, befindet sich die 
Knesset mit 41.2% auf dem fünften 
und die politischen Parteien mit 
33.4% auf dem letzten P l a t ~ . ~  

Erfindung oder Entdeckung? 
Bei der Patentierung biotechnologi- 
scher Erfindungen handelt es sich - 
auch wenn das häufig behauptet 
wird - keineswegs um eine ethisch 
neutrale Materie. Im Patentrecht 
drückt sich die Wertschätzung der 
Gesellschaft für bestimmte erfinderi- 
sche Leistungen aus. Damit wird un- 
weigerlich moralisch Position bezo- 
gen, was nicht zuletzt in den Verbots- 
regelungen von Artikel 6 der Richtlinie 
zum Ausdruck kommt. Denn hier ist 
festgelegt, dass Erfindungen, deren 
gewerbliche Verwertung gegen die 
öffentliche Ordnung oder die guten 
Sitten verstoßen würden, von der Pa- 
tentierbarkeit ausgenommen sind. 

Unter welchen Voraussetzungen 
gewährt die EU-Richtlinie Patent- 
schutz auf Gene, Proteine, Organe 
und Lebewesen? Zunächst wird in Ar- 
tikel 5 ( I )  der EU-Direktive ein wichti- 
ger Grundsatz festgeschrieben: Der 
menschliche Körper sowie die bloße 
Entdeckung von Gensequenzen sind 
von der Patentierbarkeit ausgeschlos- 
sen. In Artikel 5 (2) heißt es jedoch: 
Sobald ein Bestandteil des menschli- 
chen Körpers durch ein technisches 
Verfahren isoliert wurde, soll er - bei 
Nachweis der übrigen Patentierungs- 
voraussetzungen - patentfähig sein. 

Durch diesen für den Laien para- 
dox anmutenden Satz wird die Gren- 
ze zwischen Entdeckung und Erfin- 
dung verwischt. Denn im Klartext be- 
sagt Artikel 5 der Richtlinie: Bleibt ein 
Gen Bestandteil des menschlichen 
Körpers, dann ist seine Patentierung 
verboten. Stammt das gleiche Gen je- 
doch beispielsweise aus einer Blutpro- 
be, ist es bereits ,,isoliert8' und mutiert 
so zu einer patentierbaren Erfindung. 

Trotz der Sensibilität des Gegen- 
standes ist die Reichweite des Patent- 
schutzes bei biotechnologischen Er- 
findungen kaum eingeschränkt. Denn 
die EU-Direktive gewährt - so wie in 
allen anderen Techniksektoren - zu- 
gleich Verfahrens- und Stoffschutz. 
Die Wirkung so genannter Stoffpa- 
tente beinhaltet, dass sämtliche - 
auch künftige - Verwendungsmög- 
lichkeiten eines Gens oder eines Kör- 
perteils vom Patentschutz erfasst wer- 
den, selbst wenn sie vom Erfinder in 
der Patentanmeldung nicht beschrie- 
ben worden sind. Für ein neues Pro- 
dukt mit einem anderen Zweck ist 
dann die Zustimmung des Patenthal- 
ters notwendig. Weil gerade bei Ge- 
nen immer neue Zusammenhänge 
und Funktionen entdeckt werden, 
kann so ein sehr breites Forschungs- 
feld von der Marktstrategie einzelner 

Unternehmen abhängig werden 
(strategische Patente). 

Das Beispiel CCR 5 
Das Gen für den Chemokinrezeptor 
CCR 5 ist das Ziel sehr interessanter 
Ansätze zur Bekämpfung von HIV. Die 
Sequenz von CCR 5 gehört jedoch zu 
einem Bündel von Genen, die die Fir- 
ma Human Genome Sciences (HGS) 
1993 zum Patent anmeldete - lange 
bevor man die Relevanz von CCR 5 für 
die Erforschung von HlV-Therapien er- 
kannt hatte. 1997 meldeten Wissen- 
schaftler der amerikanischen Gesund- 
heitsbehörde NIH ein Patent auf eine 
konkrete CCR 5-Anwendung im 
Kampf gegen AlDS an und sahen sich 
dabei mit einem Schutzrecht konfron- 
tiert, das in vollkommener Unwissen- 
heit über die Zusammenhänge der 
patentierten Materie mit AlDS ent- 
standen war. HGS kann also andere 
Firmen und Forschungseinrichtungen 
zum Erwerb von Abhängigkeitslizen- 
Zen zwingen, obwohl zum Zeitpunkt 
der Patentanmeldung nur ein vager 
Verdacht über die möglichen Funktio- 
nen des Chromosomenstücks be- 
stand. 

Niemand wird bestreiten, dass er- 
finderische Leistungen materiell ent- 
lohnt werden sollen. Aber Entdeckun- 
gen, also die bloße Isolierung natürli- 
cher Substanzen oder die Beschrei- 
bung ihrer Funktion in ihrem natürli- 

chen Umfeld, sollten für die Gesell- 
schaft und für die scientific communi- 
ty weiterhin frei nutzbar bleiben. Die 
Entwicklung von Medikamenten und 
Diagnostika darf nicht dadurch tak- 
tisch behindert werden können, dass 
Firmen entgegen dem öffentlichen In- 
teresse den Markt humangenetischer 
lnteressen für sich abstecken. Derarti- 
ge Unternehmensstrategien laufen 
dem Sinn des Patentrechts, Erfindun- 
gen zwar zu schützen, sie gleichzeitig 
aber auch der öffentlichen Nutzung 
zugänglich zu machen, im Übrigen 
völlig zuwider. 

Dies wird zunehmend auch von 
den mit der Umsetzung der EU- 
Richtlinie befassten Ministerien er- 
kannt. Insbesondere auf Druck des 
Gesundheits- und des Forschungsmi- 
nisteriums sollen die Regeln für Gen- 
patente nun enger gefasst werden. 
Für die weitere Diskussion sollte ei- 
nes klar sein: Prinzipiell zählt bei der 
Frage des Erlaubtseins von Patentie- 
rungen nicht nur der Nutzen des An- Trotz der Sensibilität 
melders, sondern der Nutzen der Ge- des Gegenstandes ist 
sellschaft als Ganzes. Diese Abwä- die Reichweite des 
gung muss für jedes Technikgebiet Patentschutzes bei 
immer wieder neu getroffen werden biotechnologischen 
- und auf einem Gebiet, wo es um Erfindungen kaum 
die belebte Natur und um den Men- eingeschränkt 
schen geht, sollte eine derart rich- 
tungsweisende Entscheidung nur 
unter Einbezug der breiten Öffent- 
lichkeit gefällt werden. SPW 

Foto: Christian Kiel (Berlin) 
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liegt dies daran - so wurde von ho- 
her Stelle erläutert - weil es von au- 
ßerhalb der USA, von der UN 
kommt, und mensch lasse sich nicht 
gerne etwas aufdrücken ... Zu diesem 
Themenbereich dürfte sich auch in 
den nächsten Jahren auf der Linken 
in den USA nicht viel bewegen - z u  
viele Gewohnheiten müssten über- 
wunden, zu viele Einzelthemen mit- 
einander verknüpft, zu viele unter- 
schiedliche Akteure miteinander ver- 
netzt werden. 

Mehrere Ereignisse in den USA 
deuten auf eine grundlegende Verän- 
derung der künftigen Politik gegen- 
über Kuba hin. Sowohl die Rückfüh- 
rung des kubanischen Flüchtlingsjun- 
gen Elian als auch die erfolgreiche 
Verabschiedung von Gesetzes- 
vorlagen im Kongress zur teilweisen 
Aufhebung des vierzig Jahre andau- 
ernden Embargos gegen Kuba sind 
dafür die deutlichsten Symptome. Mit  
unterstützt und ermöglicht - neben 
anderen, wichtigeren Faktoren (Ver- 
änderungen der exilkubanischen Sze- 
ne in Florida, Implosion der UdSSR 
etc.) - hat diesen dezente Wandel der 
Druck aus der Gesellschaft gegen die 
offizielle Kuba-Politik. Seit Jahren sind 
von einer verschwindenden Minder- 
heit von US-Bürgern aufsehenerre- 
gende Aktionen zivilen Ungehorsams 
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durchgeführt worden, wie z.B. die 
bereits acht Mal durchgeführten jähr- 
lichen ,,Friendshipment-Caravans" der 
Pastors for Peace, die jeweils mit über 
einhundert Fahrzeugen Hilfsgüter aus 
den USA - gesetzeswidrig - nach 
Kuba brachten bzw. bringen. Dazu 
zählen aber auch immer mehr US- 
Unternehmen, denen wegen des Em- 
bargos die Profitchancen auf Kuba 
entgehen (Umweggeschäfte via Dritt- 
Iänder werden von der Regierung al- 
lerdings toleriert!), während ausländi- 
sche Firmen mit Kuba zunehmend ins 
Geschäft kommen. Vor diesem Hin- 
tergrund kam es im vergangenen Juli 
zu den beiden überraschend deutli- 
chen Entscheidungen im Kongress: 
im Reprasentantenhaus stimmten 
301 gegen 11 6, im Senat 79 gegen 
13 Abgeordnete für eine Lockerung 
des US-Embargos gegen Kuba. Bisher 
kamen derartige Bemühungen auf 
maximal 80 Befürworter. Bereits vor 
drei Jahren hatte der republikanische 
Repräsentant George Nethercutt den 
zugrundeliegenden Gesetzentwurf 
im Kongress eingebracht, um Interes- 
sen seines Heimatstaates Washington 
direkt zu fördern: Erhöhung der Ex- 
porte der darbenden heimischen 
Landwirtschaft. Bevor die beiden 
Gesetzesvorlagen in Kraft treten kön- 
nen, müssen sie allerdings durch bei- 
de Kongresskammern zu einem 

Kom~romiss umaearbeitet und 
vom Präsidenten unterzeichnet 
werden. Clinton hat diesbezüglich 
nur in einer Hinsicht Kritik geübt: 
die Texte könnten wegen der vielen 
spezifischen Klauseln seine exekuti- 
ve Handlungsfreiheit einschränken. 
Trotz der sachten Änderungen hall 
ten sich die USA für alle Eventuali- 
täten gerüstet. So verfügt die US- 
Administration über diverse Alter- 
nativpläne (,,contingency plans") 
für den künftigen Umgang gegen- 
über Kuba mit einem breiten Arse- 
nal an Aktionsvorschlägen bis hin 
zum Einsatz von Militär. Auch die 
künftige Administration dürfte 
wohl das primäre Ziel aller bisheri- 
gen US-Administrationen wie auch 
Clintons fortführen: den oppositio- 
nellen und Exil-Kubanern beim 
Kampf gegen das Castro-System 
helfen und, so Newsweek, ,,Kapita- 
lismus und Materialismus wie einen 
Krankheitserreger hineinkriechen 
ZU lassen". 

Perspektiven 
Auf einen ,,methodischen Aspekt" 
linker Politik in den USA sei hier 
hingewiesen. Wie schon in den 
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sechziger Jahren kristallisiert sich 
heraus, dass die Nutzung neuer 
Techniken in den USA Vorbild sein 
kann für uns hier. Was damals Sit- 
ins und vielfältige andere gewalt- 
freie und fantasievolle soziale Tech- 
niken waren, ist heute u.a. die ide- 
enreiche und teilweise äußerst at- 
traktive Nutzung des Internets. Die 
zum Teil erreichte Professionalität 
erklärt sich vor allem aus dem Ler- 
nen und Imitieren von kommerziel- 
len lnternetanbietern im politischen 
Bereich (Berater, think tanks etc.). 
Hier könnten und sollten Nutzungs- 
ansätze bei uns sich Anregungen 
holen. Damit könnte! die traditio- 
nellen Vorgehensweisen sinnvoll er- 
gänzt werden und außerdem der 
transnationalen Kommunikation 
und Vernetzung entgegen kom- 
men. 

Vor diesem etwas düsteren Hinter- 
grund verwundert es nicht, wenn lin- 
ke Intellektuelle und Aktivistlnnen in 
den USA (darunter sogar Richard Sen- 
nett) erwartungsvoll nach Westeuro- 
pa blicken und sich von hier entschei- 
dende Impulse und Einflussnahmen 
auf ihre konservative Regierung er- 
hoffen. Und tatsächlich könnte und 
muss die EU noch stärker als bisher 
Vorreiter sein bzw. dazu gemacht 
werden von der europäischen Linken 
für eine soziale, ökologische und hu- 
mane Entwicklunq, wie sie in vielen 
linken Programmen oder auch ähn- 
lich in der Agenda 21 (in einer pro- 
gressiven Interpretation) formuliert 
ist. 

Trotz der Unterschiede zu Rah- 
menbedingungen, Binnenstruktu- 
ren, Ideologien und Erfahrungen 
kommen doch zahlreiche Debatten, 
Haltungen, Strategien und Verhal- 
tensweisen ,,bekanntJ' vor. Viele 
Kämpfe innerhalb eines spät- oder 
postfordistischen System sind in den 
USA und Westeuropa grundsätzlich 
ähnlich - bei aller national spezifi- 
schen Form. Gerade vor dem Hinter- 
grund relativ vergleichbarer Grund- 
strukturen in den USA und Westeu- 
ropa und sowohl ähnlicher Probleme 
und Herausforderungen als auch 
ähnlicher Zielvorstellungen ist es 
hohe Zeit, dass sich ein breites Spek- 
trum Linker beider transatlantischer 
Länder bzw. Großregionen enger zu- 
sammentut, sich austauscht und die 
hegemonialen Strukturen gemein- 
sam bekämpft und überwindet - be- 
vor es zu spät ist. Vereinzelte vage 
Ansätze dazu gibt es immer wieder. 
Eine Bündelung und Verstetigung 
steht allerdings aus. SPW 

rotz vieler Kritikpunkte gilt T Deutschland beim Klimaschutz 
im internationalen Vergleich zu 

Recht als ein Vorreiterland. So hat das 
Engagement der alten wie der neuen 
Bundesregierung im Rahmen der in- 
ternationalen Klimaschutzverhand- 
lungen dazu beigetragen, dass zu- 
mindest noch die Hoffnung auf ein 
wirksames Klimaschutzregime be- 
steht (vgl. Seht, 2000). Auch hat die 
Bundesrepublik innerhalb des soge- 
nannten ,,burden-sharings" den Lö- 
wenanteil (21 Oh) der von der Europäi- 
schen Union 1997 in Kyoto zugesag- 
ten Treibhausgas-Reduktion von -8 % 
übernommen (Basisjahr 1990; Bud- 
getperiode 2008-201 2; Gase: CO2, 
CH„ N20, H-FKW, FKW, SF,). Zusätz- 
lich gilt weiterhin das freiwillige natio- 
nale Ziel einer Senkung der CO2-Emis- 
sionen um 25 % bis zum Jahr 2005 
(Basisjahr ebenfalls 1990). 

Eine solche Vorreiterrolle kann 
langfristig nur erfolgreich ausgefüllt 
werden, wenn den Worten Taten im 
Inland folgen und somit die eigene 
Glaubwürdigkeit gewahrt bleibt. Von 
1990 bis 1999 sanken die energiebe- 
dingten Emissionen des wichtigsten 
Treibhausgases Kohlendioxid denn 
auch um rund 15 % (vgl. Ziesing, 
2000). Auch wenn ein Großteil der 
Reduktionen auf die wirtschaftlichen 
Transformationsprozesse in Ost- 
deutschland zurückzuführen ist, ist 
dies durchaus beachtenswert, da 
gleichzeitig die Emissionen wichtiger 
anderer Industrieländer angestiegen 

sind (vgl. Europäische Kommission, 
1999: 3). 

Prognosen ergaben jedoch, dass 
die bis zum vergangenen Jahr be- 
schlossenen Maßnahmen nicht aus- 
reichen würden, um im verbleiben- 
den Zeitraum die Lücke zum 25% Ziel 
zu schließen. So kamen beispielsweise 
die Prognos AG und das Energiewirt- 
schaftliche Institut der Universität 
Köln 1999 in einer Vorausschätzung 
zum Schluss, dass die CO2-Emissionen 
im Jahr 2005 nur um 14 O/O niedriger 
sein dürften als 1990 (vgl. Prognos 
AG und Energiewirtschaftliches Insti- 
tut der Universität Köln, 1999). Schon 
auf dem Weltklimagipfel in Bonn im 
Oktober 1999 kündigte Kanzler 
Schröder daher für den Sommer 
2000 ein neues Klimaschutzpro- 
gramm an. 

Der Zwischenbericht 
Mittlerweile hat das Bundesumwelt- 
ministerium den Zwischenbericht zu 
diesem Programm vorgelegt, der am 
26. Juli 2000 vom Bundeskabinett ge- 
billigt wurde (http://www.bmu.de/ 
sachthemen/energie/imaco2-zwi 
schen.htm). Danach sollen bei den 
privaten Haushalten und im Gebäu- 
debereich zusätzlich 18 bis 25 Millio- 
nen Tonnen Kohlendioxid, in der Ener- 
giewirtschaft und Industrie 20 bis 25 
Millionen Tonnen und im Verkehrsbe- 
reich 15 bis 20 Millionen Tonnen ein- 
gespart werden. 

Als Umsetzungsmaßnahmen sind 
bereits u.a. der Ausbau der Kraft-Wär- 

Auf dem richtigen 
Wea? 

J 

Das Klimaschutzprogramm der Bundesregierung 

Von Hauke von Seht 

me-Kopplung, die Verabschiedung ei- 
ner Energiespawerordnung, verschie- 
dene Aktivitäten im Verkehrsbereich, 
Maßnahmen zur energetischen Sa- 
nierung im Gebäudebestand und die 
Einrichtung einer Bundesagentur für 
den Klimaschutz vorgesehen. Letztere 
soll Informations- und Ausbildungs- 
defizite zum Klimaschutz in Wirt- 
schaft und Gesellschaft abbauen. 
Weitere Maßnahmen im Rahmen des 
Klimaschutzprogramms sollen in die- 
sen Wochen vereinbart werden. 

Erfreuliche Ansätze 
Positiv am Bericht ist neben dem blo- 
ßen Festhalten am 25 % Ziel insbe- 
sondere die Vorgabe konkreter Ziele 
für die Sektoren. Bekannt gewordene 
Widerstände aus anderen Ministerien 
konnten überwunden werden. Poli- 
tisch gesehen wird der Klimaschutz Eine Vorreiterrolle 
damit weniger stark als bisher von Be- beim Klimaschutz 
mühungen des Umweltministeriums kann langfristig nur 
abhängen. erfolgreich ausge- 

In diesem Zusammenhang ist füllt werden, wenn 
auch zu würdigen, dass die Bundesre- den Worten Taten 
gierung selber mit gutem Beispiel vor- folgen. 
angehen will. Sie hat sich verpflichtet, 
die CO,-Emissionen ihres gesamten 
Geschäftsbereichs bis 2005 um 25 % 
und bis 201 0 um 30 O/O zu reduzieren 
(Basisjahr 1990). Konkrete Angaben 
dazu, wie sie dies erreichen will fehl- 
ten allerdings im Zwischenbericht. 

Auch aus beschäftigungspoliti- 
scher Sicht bietet der Zwischenbericht 
Perspektiven, denn der anvisierte Aus- 
bau der Kraft-Wärme-Kopplung und 
insbesondere die - gegenüber den 
bisherigen Planungen der Bundesre- 
gierung noch ausbaufähige - energe- 
tische Sanierung des Gebäudebestan- 
des gelten in Fachkreisen seit langem 
als Hoffnungsträger für den Arbeits- 

Dip/.-lng. Hauke von Seht ist Mitarbeiter am Institut fur Technikfolgenab- 
schätzung und Systemanalyse, FZK Technik und Umwelt in Karlsruhe 

14 spw. Zeitschrift für Sozialistische Politik und Wirtschaft, Heft 11 5, 2000 



I J q t  wieder da: 

Kommunal 2001 
I Das kommunalpolitische Standardwerk i 

Mit über 720 Seiten setzt Kommunal 
2001 erneut Maßstäbe. Das Standard- 
werk enthält alle wichtigen Anschrif- 
ten, Namen und Telefonnummern für 
den kommunalpolitischen Alltag und 
darüber hinaus. Über 6.000 Einzelda- 
ten informieren Sie über kommunale 
Spitzenverbände, Kommunatverfas- 
sungen, Kreise, Städte, Gewerkschaf- 
ten, Europa, Medien, Umweltinitiati- 
ven, Verbände und Messegesetlschaf- 
ten. In gesonderten ~api te ln  gibt 
Kommunal 2001 einen Überbtick über 
kommunale Adressen in Österreich 
und der Schweiz. Alle Angaben in 
Kommunal 2001 sind bundesweit und 
parteiübergreifend zusammengestellt. 
Ein komplettes Namensregister er- 
leichtert das schnelle Aufinden wich- 
tiger Daten. 

99 Ein scharfer Blick nach rechts- 
außen - das ist Verfassungsschutz 
im besten Sinne." Peter Prag UI, Berliner Zeitung 
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,,blick nach rechts" erscheint alle 
14 Tage. Die Jahrgänge 1996 - gg 
sind jetzt auch auf CD-ROM zur 
professionellen Suche nach Namen, 
Organisationen und Zusammen- 
hängen erhältlich. Für ein neues 
Jahresabo gibt es diese CD-ROM 
gratis (Bild unten). 
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,,Krisenzeit, Ausländerfeindlichkeit - 
neue Konstellationen im rechten Spek- 
trum: Der Blick nach rechts ist uner- 
läßlich." Michael Stiller, Süddeutsche Zeitung 
,,Wer sich über den Rechts- 
extremismus, die Entwicklung seiner 
Organisation und Verbindungen infor- 
mieren möchte, kommt am ,,blick nach 
rechts" nicht vorbei. Kurz, prägnant 

und übersichtlich vermittelt der 
lnformationsdienst das Wichtigste aus 
der Neonazi-Szene." Prof. Dr. Christoph 
Butterwegge ,,Wer den Rechtsextre- 
mismus im Auge haben will, muß ei- 
nen Blick nach rechts werfen." Matthias 
Arning, Franl<furter Rundschau ,,Hervorra- 
gende Hintergrundinformation für unser 
politisches Magazin." Olaf Buhl, ZDF, 

Icennzeichen D ,,Gerade in dieser Zeit ist 
es wichtig, daß es ,,blick nach rechts" 
gibt. Sie leisten mit Ihren Hinweisen 
auf rechtsextreme Aktivitäten einen 
wichtigen Beitrag zur Aufklärung über 
die Untaten von Rechtsextremisten und 
decken die Hintergründe auf." ignatz 
Bubis, Präsident des Zentralrats der Juden in 
Deutschland 
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Bürgerlnnen Spenden ein, darunter 
Persönlichkeiten wie Benjamin Barber, 
Norman Birnbaum, Noam Chomsky, 
Peter Marcuse und Frances Fox Piven. 
Neben Geld und Unterstützern man- 
gelt es insbesondere an der Aufmerk- 
samkeit von breiteren Segmenten der 
Medien und der Öffentlichkeit. Nicht 
zuletzt in diesen Schwierigkeiten lie- 
gen übrigens Parallelen mit den Hür- 
den, welche die Organisatorlnnen der 
,,VolksUni" in Berlin bei ihren Wieder- 
belebungsversuchen zu überwinden 
haben (im Oktober soll wieder eine 
VolksUni veranstaltet werden). 

Die meisten der Konferenzteil- 
nehmer waren wohl über 50 Jahre 
alt, Altsozialisten und Alt-68-er al- 
lem Anschein nach, immer noch le- 
bendig und interessiert gebliebene 
Augen unter dem grauen Haupt- 
haar. Daneben kamen aber auch et- 
liche junge hochmotivierte Men- 
schen, Studentlnnen und Aktivistln- 
nen unterschiedlicher Provenienz, 

Vor diesem Hinter- eine bunte Mischung aus verschie- 
grund verwundert es denen Bewegungen (Anti-WTO, 

nicht, wenn die Friedens- und Antikriegsgruppen, 
Linke in den USA Bürgerrechtsbewegung, Anti-Poli- 

erwartungsvoll nach zeiterror), Organisationen (Studen- 
Westeuropa blickt tenvertretungen, Demokratische 

Sozialisten, Einzelgewerkschaften, 
Sozialistische Organisationen, linke 
Zeitschriften), Initiativen (Umwelt- 
schützer, Abrüstungsbefürworter) 
und Splitterparteien (Kommunisti- 
sche Partei, Trotzkisten, revolutionä- 
re Kommunisten). Die Atmosphäre 
auf der Konferenz war sehr offen 
und tolerant. Wie so häufig waren 
politische Organisationen ethni- 
scher Gruppen oder der Bereich der 
,,identity politics" sehr schwach re- 
präsentiert (Wochen später demon- 
strierten hingegen mehrere hun- 
derttausend Homosexuelle für ihre 
Gleichberechtigung im Lande!). Ein 
weiteres allgemeines Defizit linker 
Politik in den USA besteht darin, 
dass außenpolitische Probleme - 
mit  der Ausnahme Seattle! - weit- 
gehend vernachlässigt bzw. nicht 
öffentlichkeitswirksam verfolgt wer- 
den (wie Raketenabwehrsystem 
NMD, Frage der ,,Schurkenstaaten", 
US-Schulden bei den VN, Klimawan- 
del und Rio-Nachfolgekonferenzen, 
NAFTA etc.). 

Das Motto der Konferenz 
,,Bündnisse schaffen für das neue 
Jahrhundert" bleibt weiterhin eine 
strategische Aufgabe, denn zwar 
wurden während der Konferenz ver- 
einzelt Brücken zwischen diversen 
Gruppen und Milieus geschlagen, 
doch es war eine zu große Aufgabe, 

die vielen einzelnen Themen, die im 
Laufe der über 1 10 Einzelveranstal- 
tungen diskutiert wurden, mitein- 
ander zu verknüpfen. Sie blieben 
meist unverbunden nebeneinander, 
übergreifende und strategisch tief- 
gehende Vorträge oder Debatten 
wurden kaum angeboten. Aller- 
dings spürte mensch in zahlreichen 
Diskussionen einen Hauch von „The 
Battle of Seattle" - das zentrale Er- 
eignis, das auch ausführlich disku- 
tiert wurde. 

Ein weitererschwerPunkt der Ver- 
anstaltungen waren ökonomische 
Themen. Im Vaterland des ,,Fordis- 
mus" entwickelt sich der Kapitalismus 
in neuen Formen und Facetten. In 
schlechter alter (aber effektiver) Wer- 
bemanier ganz simpel als ,,New Eco- 
nomy" bezeichnet - als gäbe es keine 
strukturelle, linke Alternative zum Exi- 
stierenden - und in alle Länder um 
den Globus exportiert: scheinbar kri- 
senloses Wachstum, Primat der High- 
Tech-Industrien und der Marktkräfte, 
neue Finanz- und Allianzstrategien, 
Börsen- und Computerspiele. Der als 
unerschütterlich präsentierte US- 
Wirtschaftsboom gilt derzeit als Vor- 
bild vieler Politiker und Manager an- 
derer Länder, manövriert Linke hin- 
sichtlich der Diskurse in eine ergraute 
Ecke von Fortschrittsverweigerern. 

Weitere Themen waren beispiels- 
weise die aktuell gestiegene Polizeige- 
walt gegen ethnische Minderheiten in 
den USA, die drohende Exekutierung 
der Todesstrafe gegen Mumia Abu Ja- 
mal, Rassismus in diversen Variatio- 
nen, die soziale Polarisierung, die ex- 
trem defizitäre Sozialpolitik, der 
NATO-US-Krieg gegen die Republik 
Jugoslawien und US-lnterventionis- 
mus generell, Chinapolitik, Ge- 
schlechterfrage, Ökologie und Um- 
weltschutz. Die diesjährigen Wahlen 
(Präsident, Kongress, Gouverneure, 
Länderregierungen etc.) spielten so 
gut wie keine Rolle in den Debatten. 
Es scheint, als seien nach acht Jahren 
Clinton und seinem potentiellen 
Amtsnachfolger Al Gore sämtliche II-  
lusionen gegenüber „New Demo- 
crats" und einem Third Way absolut 
ausgeräumt. Vielleicht deutet sich da- 
her der Drang nach stärkerer linker 
Kooperation an. Neben derartigen 
Veranstaltungen mit aktuellen Bezü- 
gen gab es auch grundsätzliche, 
theoretische Diskussionen über Mar- 
xismus, Hegel, Mao, Erich Fromm, 
sozialistische Strategien und Dritte 
Wege. In den Medien war davon 
selbstverständlich nichts zu hören 
oder zu sehen. 

INTERNATIONALE POLITIK 

Weitere Facetten linker Aktivitä- 
ten 
Durchaus erfolgreich war die Groß- 
kundgebung ,,Million Men March" im 
Mai dieses Jahres. Fast eine Million 
Homosexuelle demonstrierten in der 
Bundeshauptstadt Washington, D.C. 
für ihre Gleichberechtigung im Lande 
und gegen Diskriminierung von 
Schwulen und Lesben. Zu den Forde- 
rungen gehörten: gleiche Rechte für 
gleichgeschlechtliche Paare, Schutz 
vor Gewaltakten gegen sie, Zulassung 
in Organisationen wie Pfadfinder. 
Zahlreiche prominente Homosexuelle 
nahmen an der Kundgebung teil, dar- 
unter die Rocksängerin Melissa Ethe- 
ridge sowie der ehemalige Tennisstar 
Martina Navratilova. Präsident Clin- 
ton grüßte die Demonstrantlnnen per 
Videobotschaft und wies darauf hin, 
dass in seiner Regierung mehr beken- 
nende Homosexuelle - etwa 150 - in 
hohe Ämter berufen worden seien als 
in jede vorherige. 

Im Bereich ökologischer Politik 
sind -wiederum abgesehen von lo- 
kalen und regionalen Fällen -derzeit 
keine besonders herausragenden 
Themen in der Diskussion oder gar 
Kampagnen auf dem Weg. Lediglich 
das Problem der Zersiedelung insbe- 
sondere im Bereich von Städten (,,Ur- 
ban Sprawl") tritt ins Bewusstsein 
von Politik und Bevölkerung. Obwohl 
es in vielerlei Hinsicht gerade in den 
USA notwendig wäre, das ökologi- 
sche Bewusstsein und vor allem das 
dementsprechende Handeln zu for- 
cieren, mangelt es gerade in diesem 
Politikfeld an umfassenden Kampa- 
gnen und Aktivitäten. Zu verstreut 
sind die Akteure, die sich vor Ort an 
solchen Problemen engagieren; auf 
lokaler und regionaler Ebene tut sich 
hier Einiges. Von Seiten der Bundes- 
regierung erfolgt in dieser Hinsicht 
auch eher ,,symbolische Politik" und 
nur wenige Ansätze dürften wirkli- 
che Effekte für eine Verbesserung 
des schlechten Status Quo besitzen. 
So hatte Clinton - vermutlich unter 
Hilfe von Vizepräsidnet AL Gore ei- 
nen Presidential Council on Sustaina- 
ble Development (Beirat des 
Präsidenten für nachhaltige Entwick- 
lung) ins Leben gerufen und fünf 
Jahre am Thema Agenda 21 und 
dessen Umsetzung in den USA arbei- 
ten lassen. Von dessen Tätigkeit wis- 
sen nur wenige Insider etwas und 
nur wenige ausgewählte Städte sind 
einbezogen worden in dessen Aktivi- 
täten. Auch gibt es in den USA keine 
kommunalen Bewegungen für eine 
Lokale Agenda 21; unter anderem 
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markt. So kam 2.B. eine am Wupper- 
tal Institut für Klima, Umwelt, Energie 
(1 999) erstellte Studie zum Ergebnis, 
dass ein darin skizziertes nationales 
Wärmeschutzprogramm für die Iso- 
lierung und Sanierung von Wohnun- 
gen nicht nur den gesamten deut- 
schen CO,-Ausstoß bis zum Jahr 2020 
um 6,2 O/O senken kann (Vergleichs- 
jahr 1998). sondern zudem rund 
400.000 neue Arbeitsplätze schaffen 
würde. 

Die Beschäftigungschancen wer- 
den erfreulicherweise auch von der 
neuen Bundesregierung anerkannt 
und als Argument für den Klima- 
schutz genutzt. So teilte das Bun- 
desumweltministerium mit, dass von 
den im Zwischenbericht genannten 
neuen Klimaschutzmaßnahmen die 
Schaffung oder Sicherung von min- 
destens 250.000 Arbeitsplätze er- 
wartet wird (Pressemitteilung des 
BMU 141/00 vom 26.07.2000). Eine 
solche offensive Behandlung der Be- 
schäftigungschancen kann dazu bei- 
tragen, die verbreitete öffentliche 
Wahrnehmung des Klimaschutzes 
als bloße Opferhandlung umzukeh- 
ren. 

Mängel und Probleme im 
Kleinen 
Bei einer etwas kritischeren Betrach- 
tung des Zwischenberichts fällt aber 
bereits auf, daß die Ziele für den Ver- 
kehrssektor vergleichsweise gering 
ausfallen. Bereits in den vergangenen 
Jahren stiegen hier die Emissionen 
deutlich an, während z.B. in der Indu- 
strie Rückgänge zu verzeichnen wa- 
ren (vgl. Ziesing, 2000). Offenbar 
fehlte nach den Fehlschlägen der ver- 
gangenen Jahre (Tempolimit; ,,5 
Mark-Beschluss"; Autobahngebüh- 
ren) der politische Mut  hier konse- 
quenter gegenzusteuern. Diese sekto- 
renbezogene Gewichtung ist aus um- 
weltpolitischer Sicht sehr zu bedau- 
ern, weil der Verkehr nicht nur das Kli- 
ma schädigt, sondern zudem zur Bo- 
denversiegelung und Zersiedelung 
der Landschaft sowie zu Lärm- und 
Abgasbelastungen beiträgt. Aller- 
dings sollten auch ökonomisch-stra- 
tegische Gründe hier zu einem Um- 
denken führen, denn die vergange- 
nen Monate haben gezeigt, welche 
finanziellen Folgen ein hoher, klima- 
schädigender Kraftstoffbedarf für 
Wirtschaft und Haushalte haben 
kann, wenn die Weltmarktpreise an- 
steigen. Solche Preissteigerungen 
sind angesichts der räumlichen Kon- 
zentration der Ölvorräte und der Be- 
grenztheit der Reserven auch für die 

Zukunft zu erwarten (vgl. Seht 
2000a: 66-67). 

Ungeachtet der niedrigen Ziel- 
werte Iäßt sich gerade am Beispiel 
des Verkehrssektors ein weiterer Kri- 
tikpunkt am Zwischenbericht illu- 
strieren. Viele der vorgesehenen 
Maßnahmen, etwa eine ,,breit ange- 
legte Informations- und Aufklä- 
rungskampagne zum Fahrverhal- 
ten", sind wenig konkret und über- 
zeugend. Das Ausmaß der korre- 
spondierenden Trei bhausgasredu kti- 
on bleibt im Unklaren. Nur mit sehr 
viel Wohlwollen kann man z.0. bei 
einer schlagwortartigen Vorhabens- 
ankündigungen wie ,,Integrierte Ver- 
kehrsplanung" eine dringend nötige 
Förderung der klimaschonenden Al- 
ternativen zum Auto- und LKW-Ver- 
kehr erkennen. Der geplante Einsatz 
von Telematik-Technik kann unter 
Umständen sogar dazu führen, dass 
noch mehr Fahrzeuge auf die beste- 
henden Straßen drängen und damit 
mehr Emissionen statt erhoffter Re- 
duzierungen durch einen geregelte- 
ren Verkehrsfluss verursachen. 

Bei anderen Maßnahmen ist nicht 
nur die Wirkung, sondern bereits die 
bloße Realisierung nicht gesichert. So 
soll ein Teil der Emissionsreduktionen 
durch freiwillige Anstrengungen der 
Industrie erreicht werden, auf welche 
die Bundesregierung zumindest kei- 
nen unmittelbaren Einfluss hat. Ferner 
ist z.B. die Energiesparverordnung 
noch von der Zustimmung des Bun- 
desrates abhängig und bei der Ein- 
führung einer unionsweiten emissi- 
onsbezogenen Luftverkehrsangabe 
müssen die europäischen Partner ins 
Boot geholt werden. 

Aber auch in Bezug auf Vorhaben, 
die im direkten Einflussbereich von 
Regierungspolitik liegen ist es eine 
Binsenweisheit, dass offiziell geplante 
Maßnahmen nicht in jedem Fall um- 
gesetzt werden (dies gilt insbesonde- 
re bei solchen die vor Wahlen ange- 
kündigt werden). Um die Maßnah- 
men des Klimaschutzkonzeptes der 
Bundesregierung vor einem ähnlichen 
Schicksal zu bewahren, wäre es hilf- 
reich alle vorgesehenen Maßnahmen 
zumindest mit Zeitplänen für ihre 
Umsetzung und, dort wo dies nicht 
ohnehin klar ist, mit Zuständigkeiten 
zu versehen. Dies würde die Verbind- 
lichkeit der Ankündigungen erhöhen 
und der kritischen (Fach-) Öffentlich- 
keit erlauben, die planmäßige Einfüh- 
rung der Maßnahmen genauer zu 
überwachen. 

Hinsichtlich der Summe des Kli- 
maschutzpotentials der konkret an- 
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gekündigten Vorhaben räumt selbst 
die Bundesregierung in ihrem Zwi- 
schenbericht ein, dass noch weiterge- 
hende Maßnahmen erforderlich sind 
und stellt entsprechende Initiativen in 
Aussicht. Deshalb sollte fairer Weise 
erst bei Vorliegen des gesamten Kata- 
logs über dessen quantitative Ange- 
messenheit zur Erreichung des Reduk- 
tionsziels geurteilt werden. 

Mängel und Probleme im 
Großen 
Holt man weiter aus, so ist auch das 
25 O/O Ziel an sich zu diskutieren. In 
den vergangenen Jahren haben zu- 
mindest die Anzeichen zugenom- 
men, dass der Klimawandel bereits 
eingesetzt hat. So waren die wärm- 
sten Jahre seit mehreren Jahrhunder- 
ten (Weltmitteltemperatur) allesamt 
in den neunziger Jahren des vergan- 
genen Jahrhunderts zu verzeichnen 
und die Frequenz und Schwere der 
Naturkatastrophen ist ebenfalls ange- 
stiegen (vgl. z.B. UNEP, 1999: 4). 

Angesichts der in dieser Rasanz 
kaum vorhergesehenen Entwicklun- 
gen muss man überlegen, ob das vor 
Jahren für 2005 festgelegte Klima- 
schutzziel anspruchsvolleren Werten 
weichen sollte. In jedem Fall ist es 
dringend durch härtere Ziele für die 
Folgezeit zu ergänzen (dies wird prin- 
zipiell auch von der Bundesregierung 
anerkannt). Das längerfristige Ziel im 
Rahmen des EU ,,burden-sharings" ist 
hier nicht ausreichend. Anspruchsvol- 
le mittel- und langfristige Ziele sind 
nicht nur wünschenswert als Orientie- 
rungspunkte und Prüfsteine für die 

Offenbar fehlte nach Politik, sondern haben auch den Vor- 
den Fehlschlägen der teil, dass sie Wirtschaft und For- 

vergangenen Jahre schung Signale für die Entwicklung 
der politische Mut, klimaschonender Verfahren und Tech- 

beim Verkehr nologien geben. Bei der Festlegung 
konsequenter neuer Ziele wären aus Umweltsicht 

gegenzusteuern. diesmal alle wichtigen Treibhausgase 
einzubeziehen, denn die Konzentrati- 
on auf Kohlendioxid birgt zumindest 
die Gefahr, dass Erfolge beim Kohlen- 
dioxid durch Misserfolge bei anderen 
Gasen konterkariert werden. 

Schließlich ist vor dem Hinter- 
grund der jüngsten Klimaveränderun- 
gen oder -anomalien zu überlegen, 
ob das Klimaschutzprogramm nicht 
bereits von einer umfassenden Förde- 
rung für Adaptionsmaßnahmen in 
sogenannten Entwicklungsländern 
begleitet werden müßte, d.h. von 
Maßnahmen zur Anpassung an den 
vermutlich nur noch im Ausmaß be- 
einflussbaren Klimawandel. Im Ver- 
gleich zu Industrieländern zeichnen 
die Länder des Südens für den weit- 

aus geringeren Teil der historischen 
und auch der aktuellen Treibhausgas- 
emissionen verantwortlich (vgl. Claus- 
sen und McNeilly, 1998; IEA, 1999: 
45), werden aber voraussichtlich 
deutlich stärker vom Klimawandel 
und den damit einher gehenden Wet- 
terextremen betroffen sein. Daher ist 
ein Engagement von Ländern wie 
Deutschland - über die normale Un- 
terstützung im Rahmen der Entwick- 
lungshilfe hinaus - schon alleine ein 
Gebot der Gerechtigkeit. 

Die höhere Gefährdung der soge- 
nannten Entwicklungsländer ist unter 
anderem auf die in der Regel hohe 
Bedeutung der Land- und Forstwirt- 
schaft, die Leichtbauweise vieler Ge- 
bäude und die geringen technisch- 
ökonomischen Reaktionsmöglich- 
keiten zurückzuführen. Welche Fol- 
gen unter solchen Bedingungen Na- 
turkatastrophen haben können, hat 
beispielsweise Hurrikan ,,Mitchn in 
Mittelamerika gezeigt. Entsprechend 
wären mögliche Adaptionsmaßnah- 
men z.B. Projekte zur Umsiedlung aus 
besonders gefährdeten Gebieten, In- 
vestitionen in die Umstellung der 
Landwirtschaft auf widerstandsfähi- 
gere, klimatisch angepasstere Pflan- 
zen oder der Bau von Schutzräumen. 

Zudem sollten umfangreiche För- 
dermittel für den Aufbau einer klima- 
und umweltschonenden Energiever- 
sorgung in den sogenannten Ent- 
wicklungsländern bereitgestellt wer- 
den werden. Eine Beschränkung des 
Klimaschutzes auf die Emissionssitua- 
tion im Inland würde angesichts des 
Energiehungers der ,,Dritten Welt" zu 
kurz greifen. Bei einer ,,Business-as- 
usual"-Entwicklung werden auf die 
Länder außerhalb der OECD schät- 
zungsweise zwei Drittel des bis 2020 
zusätzlich erwarteten Primärenergie- 
bedarfs entfallen (vgl. Birol und Kepp- 
ler, 1999). Ohne Hilfe von Staaten wie 
Deutschland können die Treibhausga- 
semissionen des Südens daher bereits 
in zwei Jahrzehnten das Niveau der 
Industrieländer erreicht haben (vgl. 
Oberthür und Ott, 1999: 235). 

Zu diesem Themenkomplex ist 
aber vorsorglich anzumerken, dass 
meines Erachtens ein falsches Signal 
wäre, wenn sich ein Hauptemittent 
wie die Bundesrepublik über solche 
Fördermaßnahmen im Rahmen des 
internationalen Emissionshandels 
unter dem Kyoto-Protokoll (speziell 
im Rahmen des sogenannten Clean 
Development Mechanism) von Re- 
duktionsbemühungen im Inland frei- 
kaufen würde. Klimaschutz im Aus- 
land sollte immer nur zusätzlich zu 
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konsequenten Reduktionsbemühun- 
gen im Deutschland erfolgen. Dies 
gilt nicht nur, weil angesichts der Di- 
mensionen des Klimaproblems keine 
geeigneten Reduktionsmöglichkei- 
ten ungenutzt bleiben sollten, seien 
sie im lnland oder im Ausland. Be- 
mühungen hierzulande sind schon 
alleine notwendig, um eine Vorbild- 
funktion wahrzunehmen und Ent- 
wicklungspfade aufzuzeigen, auf de- 
nen dauerhaft zukunftsfähige Wohl- 
standsniveaus auch ohne ein hohes 
Maß an Treibhausgasemissionen er- 
reicht werden können. 

Fazit 
Insgesamt kann man den Zwischen- 
bericht zum Klimaschutzprogramm 
vielleicht wie folgt bewerten: Der 
Weg ist richtig, aber die ,Reisege- 
schwindigkeit', die Sicherheit der Ziel- 
erreichung und die (thematische) 
Breite des Weges und Iäßt noch vieles 
zu wünschen übrig. SPW 
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D as ,,Land der unbegrenzten 
Möglichkeiten" verfügt allem 

Anschein nach über beste 
Voraussetzungen für weitere politi- 
sche Stabilität. Das Rezept der alten 
Römer funktioniert reibungslos: Brot 
und Spiele. Einerseits herrschen 
langandauerndes ökonomisches 
Wachstum und unangefochtener 
Weltführungsanspruch (,,Brot und ...) 
vor. In fast allen üblichen Wirtschafts- 
daten (Wachstum, Schaffung neuer 
Arbeitsplätze, offizielle Erwerbslosen- 
quote, lnvestitionsraten und Konsum- 
steigerung, New Economy) liegen die 
USA weit vor den anderen kapitalisti- 
schen Konkurrenten und sowohl in si- 
cherheitspolitischen als auch ökono- 
mischen Weltfragen dominieren sie 
weiterhin die grundsätzliche Rich- 
tung. Und andererseits gedeiht in den 
USA der Zuckerguss von Klatsch und 
personalisierter Tragik bzw. Komik (... 
Spiele"): die Massenproduktion in 
Hollywood und anderswo läuft auf 
Hochtouren und ist Exportschlager, in 
den Medien wird ausführlich über das 
Sexleben des Präsidenten, den Flug- 
zeugabsturz eines Kennedy-Enkels 
und den Fall des sechsjährigen kuba- 
nischen Jungen Elian berichtet. 

Die ,,Battle of Seattle" 
Im Dezember 1999 flimmerten dann 
plötzlich ungewohnte Bilder und 
Filmsequenzen in die Wohnzimmers- 
tuben: die eindrucksvollen vielfältigen 
und wirkungsvollen Aktionen zur Be- 
bzw. Verhinderung der großen Ta- 
gung der Welthandelsorganisation 
VVTO in Seattle. Sie haben bei vielen 
Linken und Progressiven in den USA 
(und Globus-weit) die Erinnerung an 
eigene Potentiale spüren und Hoff- 
nungen aufkeimen lassen hinsichtlich 

neuer politischer Offensiven und 
Handlungsmöglichkeiten durch Linke. 
Wegen der relativen Bekanntheit die- 
ser Ereignisse seien hier nur einige 
Hintergrundaspekte erwähnt. Ge- 
kennzeichnet waren die Aktivitäten in 
Seattle durch eine höchst intensive 
und dichte Vorbereitung, die über ein 
Jahr vor dem Treffen begann. Diese 
erfolgte wiederum sehr professionell, 
strategisch klug durchdacht und tak- 
tisch zielgerichtet geplant und ausge- 
führt. Von zentraler Bedeutung war 
der Aufbau von Koalitionen zwischen 
einem sehr breiten Spektrum an 
Gruppen, Organisationen und Akteu- 
ren. Hier ist insbesondere die - wenn 
auch beschränkte - Kooperation zwi- 
schen Umweltgruppen und Gewerk- 
schaftsgruppen zu erwähnen. Eine 
derartige Kooperation gab es in An- 
sätzen bereits bei den Auseinander- 
setzungen in den 90er Jahren gegen 
das Nordamerikanische Freihandels- 
abkommen (NAFTA), davor aber das 
letzte Mal in größerem Ausmaß wäh- 
rend der ersten Jahre des New Deal in 
den 30er Jahren. Taktisch wichtig war 
zudem, dass in vielen Aktionen und 
Parolen konkrete Ängste größerer Be- 
völkerungskreise und Zuschauerlnnen 
zum Ausdruck gekommen sind und 
daher nachvollziehbar und zustim- 
mungsfähig waren. Hierdurch wur- 
den massenhaft existierende Befind- 
lichkeiten und Ängste von einer Min- 
derheit artikuliert. Monate später 
zeigten die kritischen Aktivitäten ge- 
gen die Jahrestagungen von IWF und 
Weltbank in Washington, dass damit 
tatsächlich öffentliche Aufmerksam- 
keit erzielt werden kann. Noch lässt 
sich nicht absehen, ob diese Bündnis- 
se tragfähig sind und weiterhin ein 
Fundament für Mobilisierungen und 

Die Linke in den USA 
- Aufbruch ins neue 

Jahrtausend? 
Von Edgar GöII 

Erfolge darstellen werden. Das Poten 
tial ist jedenfalls vorhanden. 

Die ,,Socialist Scholars Confe- 
rence" 
Die Ohnmacht der Linken in den USA 
könnte wohl in keiner anderen Stadt 
der USA so deutlich und handgreiflich 
werden wie in der urbanen Maschine 
und Megalopolis New York mit ihrem 
vorwärtstreibenden Gershwinschen 
Swing und Rhythmus. In einer sol- 
chen infantilen Fun -,,Kultur" (Spaß- 
kultur) systemkritische Diskurse anzu- 
bringen, gegen die instant satisfac- 
tion (umgehende Befriedigung) tief- 
schürfende Analysen zu Gehör zu 
bringen, gegen die Obsessionen einer 
Hyperkonsumgesellschaft spätimpe- Die Ohnmacht der 
rialen Charakters und seiner ,,Plastic Linken ist nirgendwo 
People" (Frank Zappa) humane Alter- so handgreiflich wie 
nativen attraktiv zu präsentieren und in der Megalopolis 
in den Bereich des Erreichbaren zu New York 
stellen: das erscheint gerade in New 
York City äußerst unwahrscheinlich. 

Für Beobachter aus dem europäi- 
schen Kontinent klingt es unglaub- 
lich, aber im vergangenen März tra- 
fen sich mehr als 1.800 US-Bürgerln- 
nen zur diesjährigen - der achtzehn- 
ten - ,,Socialist Scholars Conference" 
(Konferenz sozialistischer Aktivisten 
und Intellektueller) in New York City. 
Diese wurde hauptsächlich unter- 
stützt durch die Democratic Socialists 
of America (einem kleinen Flügel der 
demokratischen Partei), das Brecht 
Forum New York, eine Fakultät der 
City University of New York, mehreren 
linken Publikationen und dem örtli- 
chen Büro der britischen Labour Party. 
Früher hatte sich die Friedrich-Ebert- 
Stiftung und indirekt auch die SPD 
beteiligt - diesmal war dies nicht der 
Fall. Immerhin gingen von etwa 250 

Dc Edgar GöII, Sozialwissenschaftler und Zukunftsforscher, lebt in Berlin 
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Einmischung für eine 
andere Politik 
von Ralf Krämer* 

D rei Aktionen bzw. Veranstaltungen fanden am 
22.123.09. in Berlin statt, daneben gab es in Gor- 

leben noch eine Demonstation gegen die Atomkon- 
senspolitik mit über 5000 Teilnehmerlnnen. Die größte Akti- 
on war die der Gewerkschaftsjugend auf mehreren Plätzen, 
dann Kundgebung am Schlossplatz und eine schöne laute 
Demonstration (es waren Trillerpfeifen verteilt worden und 
es gab Musikwagen) hinauf auf den Prenzlauer Berg, wo an 
und in der Max-Schmeling-Halle das abschließende Aktions- 
festival mit Live-Musik stattfand. An diesen Aktionen, zu de- 
nen unter dem Motto „Her mit dem schönen Leben!" IG- 
Metall-Jugend, Postgewerkschaftsjugend, junge HBV und IG 
Medien-Jugend (also die eher linken Gewerkschaftsjugend- 
organisationen) aufgerufen hatten, nahmen ca. 15.000 jun- 
ge Gewerkschafterlnnen teil, forderten Umlagefinanzierung 
und die Umverteilung von Reichtum und Arbeit und Kampf 
den Neonazis, und hatten ihren Spaß dabei. 

An den Aktionen vor Ministerien, zu denen das Aktions- 
bündnis ,,Auftstehen für eine andere Politik" und diverse Ver- 

bände und Initiativen aufgeru- 
fen hatten, nahmen ieweils 

Es bleibt die Fraae, w ie  eine macht- 100 - 200 Leute teil, an der an- 
J .  

schließenden Kundgebung vor 
volle außerparlamentarische Bewe- dem Roten Rathaus 2000, 

gung entwickelt werden und wie  sie Auch bei der gelungenen Akti- 

sich äußern kann. on der Gewerkschaftsjugend 
war festzustellen, dass über die 
dort Organisierten hinaus nur 

wenige andere Jugendliche dabei waren. lnsbesondere war 
von Jusos und Falken kaum etwas zu sehen, aus dem politi- 
schen Bereich waren vor allem diverse Sekten präsent. Dies ist 
kein Vorworf an letztere oder an die Gewerkschaftsjugend, 
das Problem besteht m.E. in der Partei- und Verbandsfixie- 
rung, um nicht zu sagen Entpolitisierung der Fehlenden. 

Breit getragene Halbzeit-Bilanz 
In der Humboldt-Universität fand Freitag abend bis Samstag 
nachmittag eine Konferenz ,,HalbZeit - Politik braucht Einmi- 
schung!" statt, an der insgesamt ca. 350 Personen teilnah- 
men. Das Besondere an dieser Konferenz war die Breite des 
Trägerlnnenkreises, von Umweltorganisationen wie BUND 
oder BBU über Organisationen der Friedensbewegung und 
der Internationalen Solidaritätsbewegung, der Menschen- 
rechtsbewegung, Gewerkschaftsjugendorganisationen, Er- 
werbslosengruppen bis zu politischen Verbänden von Jusos 
und Grün-Alternativem Jugendbündnis bis zur PDS-nahen 
['solid]. 

Die Konferenz war ein Ausfluss eines schon 1998 begon- 
nen Prozesses der Verständigung und Vernetzung. Die Kon- 
ferenz war dennoch eher enttäuschend Bei den 350 Teil- 
nehmerlnnen gab es große Fluktuation, so dass zur gleichen 
Zeit maximal die Hälfte davon anwesend waren, einige der 
Trägerorganisationen waren real nicht vertreten. Mehrere 
Referntlnnen hatten kurzfristig abgesagt, die gehaltenen 
Referate nahmen kaum auf die Vorarbeiten und auf die an- 
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deren Beiträge Bezug und es gab zu wenige Diskussions- 
möglichkeiten. 

Positiv ist die große Verständigungsbereitschaft im inhalt- 
lichen Fragen zu sehen, die von mehreren Seiten formuliert 
wurde und die auch in der gemeinsamen Abschlusserklä- 
rung zum Ausdruck kam. In dieser wird eine düstere Zwi- 
schenbilanz von Rot-Grün gezogen, ihre bisherige Politik 
heftig kritisiert und ein umfangreicher Katalog inhaltlicher 
Alternativen eingefordert. Als Bedingung für die Durchset- 
zung einer solchen anderen Politik wird die Notwendigkeit 
einer starken außerparlamentarischen Bewegung hervorge- 
hoben, verbunden mit dem Aufruf an alle, insbesondere 
aber an die Gewerkschaften, Kirchen und Sozialverbände, 
aktiver zu werden und stärkeren Druck zu entwickeln. In 
diesem Sinne sollen die gemeinsamen Bemühungen zur Ver- 
ständigung und Vernetzung, Öffentlichkeitsarbeit und Akti- 
on fortgesetzt werden. 

Keine linke Politik ohne Druck 
Es bleibt jedoch die Frage, wie unter den gegebenen Bedin- 
gungen die bisher fehlende machtvolle außerparlamentari- 
sche Bewegung entwickelt werden und wie sie sich äußern 
kann. 

Um Massen mobilisieren zu können, brauchen außerpar- 
lamentarische Bewegungen klare Forderungen und Adressa- 
ten in zugespitzten Auseinandersetzungen. Diese fehlen zur 
Zeit weitgehend. Die u.a. mit der Konferenz in Berlin ange- 
strebte Bündelung der verschiedenen fachlich oder rich- 
tungspolitisch engagierten Gruppierungen leidet unter die- 
sem Mangel, unter der mangelnden Mobilisierungsfähigkeit 
der Einzelgruppierungen, und unter dem Fehlen einer über- 
greifenden politischen Perspektive, wie sie sich 1998 noch in 
dem Slogan ,,Kohl muss weg!" ausdrückte. Jetzt ist er weg, 
aber die bisherige Entwicklung unter Rot-Grün hat nicht zu 
einem Aufschwung von Bewegung, sondern zur Frustration 
vieler ehemals Aktiver geführt. 

Ein Kurswechsel der Regierungspolitik nach links er- 
scheint unrealistisch, solange insbesondere die Gewerkschaf- 
ten sich dermaßen einbinden lassen. Eine Unterstützung der 
Regierungspolitik gegen Druck von rechts, wie es einige viel- 
leicht erhoffen, ist erst recht unrealistisch - dafür bietet diese 
Politik Linken und Leuten aus Bewegungen keine Grundla- 
gen. 

Der weitgehende Konsens, der in zentralen Fragen von 
CSU bis SPD herrscht, ist inhaltlich in Frage zu stellen, eigene 
Argumentations- und Orientierungsfähigkeit in der öffentli- 
chen Auseinandersetzung sind zu entwickeln. Auch neue 
Kommunikationsstrukturen auf Basis verbreiteter Nutzung 
des lnternets entwickeln sich gerade erst dahin, dass sie 
künftig das Rückgrat der Information und Mobilisierung bil- 
den können. Auch eigenständige Aktionsformen wie das 
Überschwemmen von Websites durch koordinierte eMail- 
Aktionen etwa können sich hier entwickeln 

Auch in Zukunft werden Massenaktionen auf der Strasse 
eine zentrale Rolle für die Entwicklung außerparlamentari- 
schen Drucks spielen. Sie setzen jedoch Bewegung vor Ort, 
ein gelungenes Aufbrechen herrschender Konsense und Ver- 
ankerung linker Alternatiworstellungen sowie kulturelle Aus- 
strahlung in wichtigen Milieus voraus. 

Strategisch muss es dann darum gehen, auch auf poten- 
tiell fortschrittliche Großorganisationen einzuwirken und hier 
Partnerlnnen zu gewinnen. lnsbesondere müssen sich die 
Gewerkschaften aus ihrer Einbindung und Unterordnung 
unter die Regierungspolitik lösen und zu einer eigenständi- 
gen und konfliktbereiten Politik übergehen. Das Gleiche gilt 
für die übriggebliebenen Linken bei SPD und Grünen. spw 
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H aushaltsdebatten sind traditi- 
onsgemäß Generalabrech- 
nungen der jeweiligen Oppo- 

sition mit der jeweiligen Regierung. 
Eine Woche lang wird über die Etats 
sämtlicher Ressorts debattiert, und 
dies bietet an sich Raum, jeden Fehler 
der Regierung und jedes ungelöste 
Problem anzusprechen und, selbstver- 
ständlich, der Regierung und den sie 
tragenden Fraktionen Versagen auf 
der ganzen Linie vorzuwerfen. 

Die erste Lesung des Haushaltsent- 
wurfs für 2001 lässt die Bundesregie- 
rung daher in strahlendem Licht er- 
scheinen. Von Versagen auf der gan- 
zen Linie keine Spur. Nur ein einziger 
Punkt beschäftigte die Redner der 
(bürgerlichen) Opposition: Der Benzin- 
preis und die Öko-Steuer. Ganz gleich, 
ob es um den Haushalt des Kanzlers, 
des Finanzministers, der Familienmini- 
sterin oder der Forschungsministerin - 
um nur einige zu nennen- ging, alle 
fanden einen Weg, die Benzinpreistrei- 
berei der Regierung anzuklagen. Dass 
ich bei den Einzelplänen Inneres und 
Justiz nichts davon gehört habe, liegt 
sicher nur daran, dass diese gegen 
Ende behandelt wurden und meine 
Aufmerksamkeit angesichts der immer 
gleichen Tiraden inzwischen völlig er- 
lahmt war. Einen erbärmlicheren Auf- 
tritt der Opposition hat der Bundestag 
wohl kaum je erlebt; selbst der ADAC 
argumentiert differenzierter. 

Es ist erfreulich, dass die Bundesre- 
gierung sich der massiven Kampagne 
nicht beugt und lediglich indirekte Er- 
leichterungen für die gebeutelten Ver- 
braucher anpeilt. Nicht nur die Koaliti- 
onsraison verlangt hier Durchhaltever- 
mögen. Jedes Nachgeben gegenüber 

dem Druck der Straße würde das auf 
langsame und stetige Steuererhöhun- 
gen angelegte Konzept insgesamt in 
Frage stellen und daher diejenigen ver- 
unsichern, die Investitionen zur Sen- 
kung ihres Energieverbrauchs, sei es 
ein neuer Kühlschrank, ein Drei-Liter- 
Auto oder gar eine nahverkehrstech- 
nisch günstig gelegene Wohnung, in 
Aussicht genommen haben. 

Allerdings rächt sich jetzt, dass SPD 
und Grüne ihre Positionen zur Öko- 
Steuer jahrelang im neoliberalen Wind- 
kanal optimiert haben. Die Fokussie- 
rung der Diskussion auf das Ziel, mit 
den Einnahmen die Lohnnebenkosten 
zu senken, hat es der Opposition schon 
bei der Einführung der Öko-Steuer 
leicht gemacht, den ökologischen Sinn 
der Abgabe in Zweifel zu ziehen. Wäre 
ein nicht nur symbolischer Teil für öko- 
logische Zukunftsinvestitionen reser- 
viert worden, könnte die Bundesregie- 
rung wenigstens darauf verweisen, 
dass mit den Einnahmen dafür gesorgt 
werde, zukünftig unabhängiger von 
den Kapriolen des Ölmarktes zu wer- 
den. So aber wird das Geld in ein Sy- 
stem gepumpt, das, setzt die Bundesre- 
gierung ihre Pläne um, ohnehin jegliche 
ihm verbliebene Attraktivität einbüßen 
wird. Soll die Rentenkasse doch noch 
ein paar Jahre eher zum Teufel gehen, 
mag sich da mancher denken. 

Für das eigentliche Problem, das 
der drastische Ölpreisanstieg mit sich 
bringt, hätte man sich gerade in der 
Haushaltsdebatte mehr Beachtung 
gewünscht. Beim gegenwärtigen 
Preisstand fließt, über die allgemeine 
Verschlechterung der terrns o f  trade 
durch den niedrigen Euro-Kurs hin- 
aus- plötzlich 1% des Bruttoinlands- 

Die Benzinpreis- 
Woche 

Von Burkard Winsemann 

produkts zusätzlich in die Ölstaaten 
ab und steht hier nicht mehr als Kauf- 
kraft zur Verfügung. Ein solcher Ader- 
lass ist eine ernsthaftere Bedrohung 
für den gegenwärtigen Konjunktur- 
aufschwung als aktuelle Prognosen 
glauben machen wollen. Nicht, weil 
kleine Fuhrunternehmen am Ölpreis 
zugrunde gehen, sondern weil die 
Verbraucher die Mehrausgaben für 
Benzin und Heizöl an anderer Stelle 
zu kompensieren versuchen werden. 

Es wäre deshalb angebracht, ein 
kleines Konjunkturprogramm auf Vor- 
rat zu entwickeln, um gegebenenfalls 
zügig einen sinnvollen Nachtragshaus- 
halt aufstellen zu können. Die Themen 
dafür liegen ja förmlich auf der Straße 
und werden durch die Verwendung der 
Zinsersparnisse in Folge der UMTS-Li- 
zenzversteigerung auch nicht annä- 
hernd abgearbeitet. Für die konjunktu- 
relle Steuerungsfähigkeit ist vor allem 
entscheidend, dass der Staat zu schnel- 
len Reaktionen in der Lage ist. Investiti- 
onsplanungen, mit denen man erst be- 
ginnt, wenn die Konjunktur sichtbar 
einbricht, kann man sich in dieser Hin- 
sicht gleich schenken. SPW 

Einen erbärmliche- 
ren Auftritt der 
Opposition hat der 
Bundestag wohl 
kaum je erlebt; 
selbst der ADAC 
argumentierl 
differenzierter. 
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Foto Christian Kiel (Berlin) - --- - 

E s gibt Tage, da sind wir plötzlich erleichtert oder so- 
gar froh über die rot-grüne Regierung in Berlin. 
Tage, an denen sich der Kanzler und Kabinett vor 

die Kamera stellen und felsenfest sagen: „die Ökosteuer 
bleibt, daran führt kein Weg vorbei." 

Es gibt andere Tage, da würde man am liebsten im 
Erdboden versinken oder spontan dem nächsten erreich- 
baren Unterbezirksgeschäftsführer das eigene Parteibuch 
vor die Füße knallen. Tage, an denen der lnnenminister 
posaunte: „das Boot ist voll" oder die Nettolohnbindung 
der Rente vorläufig aufgehoben wurde. 

Halbzeit in Berlin, Zeit für SPW, eine Zwischenbilanz zu 
ziehen. Oben genannte Beispiele und auch die in diesem 
Schwerpunkt veröffentlichten Beiträge zeigen bereits, 
dass es nicht einfach ist zu entscheiden, ob das Glas mit 

roter und grüner Berliner Wei- 
ße nun halb leer oder halb 

Es ist nicht einfach ZU entscheiden, ist, Die sache ist äußerst 

ob das Glas mit roter und grüner Ber- ambivalent. Je nach Perspekti- 
ve. 

liner Weiße nun halb leer oder halb Uns geht es mit diesem 

voll ist Schwerpunkt darum, uns jen- 
seits der aktuellen tagespoliti- 

schen Streitpunkte zwischen Öko- teuer und Rente ein- 
mal etwas seitlich zu stellen und in mittelfristigen Zeiträu- 
men und Fragestellungen zu denken 

Uns interessiert: 
1. Was bleibt insgesamt vom rot-grünen Projekt? 
2. Wie ist die Politik der rot-grünen Bundesregierung, 
insbesondere ihrer sozialdemokratischen Führung zu be- 
werten? Aber auch: wie stehen die Grünen da? 
3. Wie ist die Opposition einzuschätzen, die einerseits im 
eigenen Spendensumpf konzeptionslos versinkt, anderer- 
seits aber immer öfter die Macht der Straße in Form po- 
pulistischer Kampagnen entdeckt? 

Claudia Walther, ist Geschäfisführerin eines euregionalen Jugend- und Freizeitwerkes, 
Mitglied im Vorstand von DL2l sowie der spw-Redaktion, sie lebt in Aachen 

4. Welche inhaltlichen Perspektiven kann „die Linke" 
(besser gesagt, können die verschiedenen reformorientier- 
ten Kräfte im linken Spektrum) aufbauen 
5. Welche Strategien sind zu entwickeln? Insbesondere: 
auf welche reformorientierten Kräfte können wir setzen? 

Durchgehend hört man, liest man auch in den Arti- 
keln dieses Heftschwerpunktes: viele Erwartungen, die an 
den Regierungswechsel geknüpft waren, sind entäuscht 
worden. Aber: hatten wir nicht gerade das auch erwar- 
tet? Als beispielsweise Kanzlerkandidat Schröder mitten 
im Bundestagswahlkampf 1998 verlauten ließ ,,erst 
kommt die Nation und dann die Partei"? Hatten nicht 
beispielsweise die Jusos bereits vor der Wahl einen Politik- 
wechsel, nicht nur einen Regierungswechsel angemahnt, 
gegenüber einem Kanzlerkandidaten, der ,,nicht alles an- 
ders, aber vieles besser" machen wollte. 

Das Dilemma des Rollenwechsels, vor dem die Grünen 
seit dem Regierungswechsel stehen, ist unseres Erachtens 
nach symptomatisch für „die Linken", inklusive der Linken 
in der SPD. Offensichtlich müssen nicht nur die Grünen, 
sondern wir alle uns damit zurechtfinden, dass Parteipro- 
gramme einerseits und Regierungsbeschlüsse andererseits 
zwei verschiedene Paar Schuhe sind. Zurechtfinden heißt 
jedoch nicht, sich damit abfinden. Sondern, die eigene 
Rolle neu zu definieren: reformpolitische Positionen wei- 
terentwickeln und die eigene Regierung damit zu kon- 
frontieren. Hierzu aber bedarf es gerade Strategien in 
Form von neuen Bündniskonstellationen, die über das rei- 
ne Parteienspektrum hinausgehen. Die Gewerkschaften 
werden hier künftig eine Schlüsselstellung einnehmen. In- 
teressant ist vor diesem Hintergrund aber auch, was sich 
außerparlamentarisch um die ,,Halbzeitkonferenz", die in 
diesen Tagen stattfand, formiert. Ganz entscheidend ist 
darüberhinaus die Frage, wie sich innerparteilich die Kräf- 
te bei SPD und Grünen neu formieren, beispielsweise 
beim Aufbau der neuen SPD-Linken ,,DL 21". Und schließ- 
lich, wie sich die eigenen Fraktionen von Rot und Grün 
verhalten. Sind wir inzwischen auf dem Weg zu einer rei- 
nen ,,Kanzlerdemokratie", in der Fraktion und Partei auf 

glieder von Parteien sein, das will ich nicht ausschließen. 
Wenn es so etwas wie eine unabhängige demokratische 
Linke gäbe oder wenn sie sich konstituieren könnte, hätte 
sie eine Chance, auf die Parteien Einfluss auszuüben. 

Schlüsselfrage Gewerkschaften 
Das Schlüsselproblem ist in meiner Sicht, die Frage ob es ge- 
lingt, die Gewerkschaften so zu erneuern, dass sie eine ent- 
scheidende Kraft für die Linke werden könnten. Die kriti- 
schen Krafte in den Gewerkschaften streben dort hin, aber 
sie sind im Moment noch sehr schwach und es besteht eher 
die Chance, dass die Gewerkschaften sich hin zu einer sozial- 
politischen Pressuregroup entwickeln, aber nicht zu einem 
politischen Verband mit gesellschaftlichen Zielen. Die Haupt- 
schwäche der Gewerkschaften im gegenwärtigen Zustand 
sind, dass sie in die klassischen Formen gewerkschaftlicher 
Auseinandersetzung der Tarifpolitik und der Betriebsvertre- 
tung verfallen. Aber es muss gesehen werden, dass viele Lö- 
sungen, für Arbeitnehmer und auch für Gewerkschaften im 
politischen Raum gelöst werden können. D. h. die Gewerk- 
schaft muss dort als ein gleichrangiger und ernst zu neh- 
mender Diskussionspartner und auch Kampfpartner auftre- 
ten. Die Gewerkschaft muss raus aus der bloßen Tarifausein- 
andersetzung, sie muss raus aus den Betrieben, in denen sie 
natürlich weiter aktiv sein muss, in die Fläche, d. h. in die Ge- 
sellschaft. Sie muss z. B. Anlaufstellen, Organisationsstellen, 
Kristallisationspunkte für gesellschaftspolitische Organisatio- 
nen entwickeln, so wie es ganz am Anfang der gewerk- 
schaftlichen Bewegung noch die Arbeitersekretariate waren, 
die ja auch mit Nichtorganisierten gewerkschaftlich arbeite- 
te, weil es sie noch gar nicht genug gab und wie sie sich jetzt 
in besonders schwierigen Gebieten in den USA wieder ent- 
wickelt. In den USA hat ja die Gewerkschaft in begrenztem 
Umfang nach einem schrecklichen Jahrzehnt dauernden 
Zerfallsprozesses auf Anhieb zehn Prozent Mitgliedschaft bei 
der Arbeitnehmerschaft erreicht und in einigen Branchen in 
den letzten Jahren eine gewisse Erholung gezeigt. 

Neue Bündniskonstellationen und Bewegungsfor- 
mationen? 
Dort sind solche gesellschaftspolitischen Tätigkeiten der Ge- 
werkschaften, Bündnisse mit ökologischen Bewegungen, 
Bündnisse mit der Frauenbewegung, Bündnisse mit der Inter- 
essenvertretung der ethnischen Minderheiten U.S.W. klassi- 
scher Beifall, das Bündnis gegen die WH0 in Seattle vielleicht 
erste Anzeichen für eine Ausdehnung des Arbeitsfeldes der 
Gewerkschaften. Unter gänzlich anderen Bedingungen wäre 
so etwas auch in Europa und sogar in Deutschland, das im- 
mer noch die relativ stärksten Gewerkschaften innerhalb der 
großen kapitalistischen Länder England, Frankreich, Italien 
und Deutschland hat, möglich. Und ich glaube, die deutschen 
Gewerkschaften sind noch aktionsfähiger als die spanischen, 
soweit ich unterrichtet bin. Das bedeutet, dass die Gewerk- 
schaften aufhören müssen, ausschließlich nur für ihre Mitglie 
der da zu sein. Sie müssen sich für Nichtorganisierte öffnen. 
In Beratung, in Hilfestellung, in Aussprache. Vor allem aber 
natürlich für die Gruppen, die in Gewerkschaften unterrepro- 
duziert sind, wie Frauen oder die jüngeren Generationen. Sie 
müssen sich für die neuen Berufe öffnen. So ist zur Zeit nur 
eine Gewerkschaft, mit deren gewerkschaftspolitischen Kurs 
ich sonst oft nicht übereinstimme: Die IG Bergbau, Chemie, 
Energie. Die sind im Umgang mit den qualifizierten Angestel- 
lenberufen sehr clever und ich glaube nicht gänzlich erfolglos. 
Das könnte sich manche andere Gewerkschaft, die stolz auf 
ihre linkeTradition ist schon eine Scheibe abschneiden, nicht 
unbedingt in der politischen Richtung, aber in der Art und 

Weise, so ein schwieriges organisationspolitisches Thema 
überhaupt zum Gegenstand der eigenen Arbeit und zu ei- 
nem Hauptgegenstand der eigenen Arbeit zu machen. Ich 
wollte nur sagen, wenn es eine wie ich vorhin formuliert 
habe, eine unabhängige demokratische Linke geben sollte, so 
könnte sie sich nur entwickeln, wenn hinter oder neben ihr 
auch eine sich erneuernde 
kämpferische Gewerkschaftsbe- ~ ~ ~ ~ ~ k ~ ~ h ~ f ~ ~ ~  müssen aufhö- 
wegung entstünde. Denn auf 
welche soziale Basis sollte sie sich ren, ausschließlich für ihre Mitglieder 
stützen, wenn nicht auf eine da „ „in, sie müssen sich für ~ i ~ h t -  
neue moderne Gewerkschafts- 
bewegung. so müssen irgend. organisierte öffnen. 
wann die neuen Selbständigen 
eine eigene lnteressenorganisation bilden. Und dieser Interes- 
senorganisation müssen die Gewerkschaften kollegial und g e  
wissermaßen brüderlich, schwesterlich gegenübertreten und 
sie nicht als Konkurrenten schlecht machen. 

Es wird Zeit, dass die Gewerkschaften damit anfangen, 
sich vor Ort und in der Fläche in die Kommunalpolitik hinein- 
zuhängen, denn die SPD hat immer weniger Kontakte zu ih- 
ren Wählerschichten und den Arbeitnehmerschichten. 

Dass die Gewerkschaften ein Büro auf der EXPO hatten 
und einen eigenen Tag der Gewerkschaften erfolgreich 
durchgeführt haben, scheint zu bedeuten, dass sie das be- 
griffen haben. Das wäre nicht möglich, wenn die Gewerk- 
schaften dort mit einer dogmatischen, hartleibigen Haltung 
,,Wir wissen alles besser" erscheinen würden. Natürlich ist so 
eine innere Erneuerung der Gewerkschaft Sache der Ge- 
werkschaft selbst. Wer versuchen will die Gewerkschaften in 
irgendein politisches Schlepptau zu nehmen, richtet nur 
Schaden an und wird im übrigen scheitern. Gewerkschaften 
werden nur dann politisch, frei und im Einklang mit sich 
selbst, ihrer Mitgliedschaft und mit ihren internen Diskussio- 
nen sein können, wenn sie absolut glaubwürdig sagen kön- 
nen, dass sie das im eigenen Interesse tun und nicht einer 
politischen Partei zuliebe. Jede vernünftige Gewerkschaft hat 
das so betrachtet. Es hat immer Zeiten gegeben, in denen 
die Sozialdemokratie geglaubt hat, sie könne die Gewerk- 
schaft als ihre natürlich Gefolgschaft betrachten, die zu 
springen hat, wenn sie mit dem Finger schnippst. Das ist ein 
Irrtum und muss endlich aufhören, das funktioniert nicht 
mehr und das weiß im Grunde auch jeder. 

spw: Lieber Peter, vielen Dank für dieses Gespräch. „, 
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Ideale der Idealisten an der Verwirklichung dieser Ideale ver- 
treten. Die grünen Wähler sind Arbeitnehmerwähler, waren 
es und sind es zum Teil noch heute. Im übrigen ist unter 
den grünen Wählern der Anteil an Erwerbstätigen natürlich 
höher als bei jeder anderen Partei, vor allem deswegen, weil 
sie immer noch jünger im Durchschnitt sind und deshalb 
weniger Rentner zu ihren Wählern zählen. Es handelt sich 
bei den Arbeitnehmerwählern um jüngere modernere, mit 
einem höher qualifizierten Anteil in Angestelltenverhältnis, 
sowohl schulisch als auch fachlich höher qualifizierte Arbeit- 
nehmer. Wenn man so will, repräsentieren die Arbeitneh- 
merwähler der Grünen den Arbeitnehmertypus der Zukunft, 
den von heute und morgen. Was die Herkunft anbetrifft 
und da beziehe ich mich auf die sehr komplexen detaillier- 
ten Untersuchungen unser hannöverschen Untersuchungen 
von 1993, ergeben, dass ihrer Herkunft nach etwa ein Drit- 
tel aus bürgerlich liberalen Mittelschichten stammen: aus 
kleinbürgerlichen Arbeitnehmerschichten und zu einem 
Drittel auch aus einer echten politisch bewussten Arbeiter- 
und Arbeitnehmertradition. Ich habe festgestellt, dass die 
Gewerkschaftsmitgliedschaft unter den Eltern der grünen 
Wählern genauso hoch war wie die Gewerkschaftsmitglied- 
schaft unter den Wählern der sozialdemokratischen Wähler. 
Das ist außerordentlich interessant, wobei noch hinzu- 
kommt, dass natürlich die Elterngeneration der grünen 
Wähler eine ganze Generation im Durchschnitt jünger war 
als die Generation der sozialdemokratischen Wähler. Wir 
nehmen an, dass bei den Eltern der Grünen der gewerk- 
schaftlich organisierte Anteil höher ist als bei den Sozialde- 
mokraten. Ein weiteres Indiz ist die sogenannte Querpräfe- 
renz, d. h. die erste Präferenz grün, zweite Präferenz SPD 
und umgekehrt machen insgesamt 75 % bis 80 % der grü- 
nen Wähler aus. Insgesamt nur etwa 25% bis 30 % der 
SPD-Wähler, aber 75% bis 80% der Grünen-Wähler. Bei den 
letzten Wahlen, die so sehr in die Geschichte eingegangen 
sind, haben wir beobachtet, dass offenbar ein Teil der zwi- 
schen Grünen und SPD stehenden Grünen-Wähler die Grü- 
nen wieder verlassen haben. Z. B. bei den hessischen Wahlen 
ist es eindeutig: da hat die SPD nicht verloren, aber die Grü- 
nen haben verloren und so ist damals die Mehrheit verloren 
gegangen. Außerdem ist bei den Grünen genau wie bei der 
Sozialdemokratie ein großer Teil der Wähler vor allem bei 
den verheerenden Kommunalwahlen in Nordrheinwestfalen 
im Frühsommer 1999 in die Wahlenthaltung gegangen. Bei 
der SPD sind die Wähler eher konservativ tendierende Wäh- 
ler. Die überhaupt gewählt haben, sind vor allem die ange- 
stellten Schichten und kleinbürgerlichen Gruppierungen, die 
mal Johannes Rau gewählt haben, diesmal aber die CDU ge- 
wählt haben. Zugespitzt muss man sagen, der ,,linke1' Teil 
der grünen Wähler steht dem ,,linkenf' Teil der SPD Wähler 
näher als jeder der beiden linken Wählerströmungen dem 
jeweiligen Mehrheitstrend ihrer eigenen Partei. Dieses 
Wechselwählerpotential, das dann zwischen Grünen und 
SPD hin und her schwankt, das wird natürlich weder qualita- 
tiv noch quantitativ in der augenblicklichen Konstellation be- 
rücksichtigt. Die SPD hat das nie zur Kenntnis genommen 
und die Grünen haben das erst recht mit ihrer pathologi- 
schen Abneigung gegen die empirische Sozialforschung 
nicht zur Kenntnis genommen. 

Reformen m i t  wem? Die Frage der Kräfte 
spw:Welche gesellschaftlichen Kräfte innerhalb und außer- 
halb der Parteienlandschaft siehst du, die noch einen pro- 
gressiven gesellschaftspolitischen Schub bringen könnten? 

Peter von 0ertzen:Man muss davon ausgehen, dass wir 
doch eine verbreitete Stimmung und Haltung der Parteiver- 
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drossenheit haben. Im Kern handelt es sich meiner Überzeu- 
gung nach nicht um Zweifel an der Kompetenz der politi- 
schen Klasse, das ist natürlich klassenspezifisch zu differenzie- 
ren. Die Unterklasse neigt eher zu Resignation und Wahlent- 
haltung, die aktiven Arbeitnehmer zeigen zunehmende Des- 
illusionierung für dir Parteien, flüchten sich vor allem gegen- 
über der SPD teilweise auch in die Wahlenthaltung. Teilweise 
wählen sie resigniert ihre eigenen Parteien oder aber sie nei- 
gen zum rechten oder linken Populismus. Die Mittelschichten 
neigen zur Wahlenthaltung und einem rechten Populismus, 
wobei man sagen muss, man soll die Gefahr, dass Arbeiter- 
schichten sich auch einen rechten Populismus zuwenden 
nicht gering einschätzen. Wir haben das bei den Wahlen zur 
NPD schon Ende der 60iger Jahre erlebt, wie z.B. die kata- 
strophale Wahlniederlage der SPD in Baden-Württemberg 
von 1968, als sie von 36 %auf 28 % abstürzte und die NPD 
in den Landtag kam. Wir haben auch das Ergebnis im mas- 
senhaften Überlaufen von Arbeiterwählern in Frankreich zu 
Le Pen und in Österreich zu Haider. In diesem Zusammen- 
hang wird manchmal gesagt, man braucht in dieser Situati- 
on einen neuen programmatischen Schub. Ich bin der Über- 
zeugung, der bringt gar nichts, wenn nicht die Subjekte da 
sind, die mittels einer programmatischen Neuorientierung 
politischen Druck erzeugen. Zu glauben, dass bloße Ideen, 
auf Papier geschrieben, Menschen bewegen, ist ein Irrtum. 
Sie müssen Ausdruck von realexistierenden Kräften oder Be- 
wegung sein. Die Gefahren sind ein rechter und ein linker 
Populismus. Es besteht natürlich die Chance mit starken au- 
ßerparlamentarischen Bewegungen Reformdruck auf die 
Parteien zu entfalten, aber diese klare Programmatik gibt es 
ja nicht. 

Neuformierung des Parteienspektrums? 
Natürlich besteht die einzige Möglichkeit, dass sich neben 
den Grünen und der SPD eine neue Linkspartei entwickelt, 
wobei ich ausdrücklich hinzufügen muss, die PDS mit ihrem 
gegenwärtigen Zustand ist nicht in der Lage diese Funktion 
wirklich wahrzunehmen. Im übrigen bestehen bei einer sol- 
chen linken Partei natürlich zwei Gefahren. Zum einen, dass 
sich eine zweite SPD entwickelt ist völlig nutzlos. Das ist es, 
was die PDS Reformer immer übersehen, sie wollen gleich- 
zeitig sozialdemokratisch sein und behaupten gleichzeitig, sie 
wären es nicht und wären linkssozialistisch. In Wirklichkeit 
sind sie aber nichts anderes als eine Ur-SPD und gemäßigte 
Ur-SPD in Kleinform. Außerdem besteht die Gefahr, dass 
eine solche Partei vom traditionalistischen linkssozialistischen 
Dogmatismus und den klassischen Ideologien übernommen 
wird. Wie das aussieht sieht man an der linken PDS. Das ist 
ziemlich schrecklich und völlig unfruchtbar. Insoweit beurtei- 
le ich es als für die durchgreifende Erneuerung des politi- b 

schen Parteiensystems im vereinigten Deutschland nicht sehr 
positiv, im Gegenteil sehe ich eher, dass Verfalls- und Auflö- 
sungserscheinungen zunehmen werden und dann populisti- 
sche Strömungen sich das zu Nutze machen. 

Perspektive eines rot-grünen Projektes 
spw:Wenn man nun die Regierung betrachtet: Die letzte 
Frage nach den Perspektiven. Welchen Weg muss die rot- 
grüne Koalition einschlagen? 

Peter von Oertzen: Eine Perspektive für ein Rot-Grünes 
Projekt, das nur in der bloßen Addition zweier Parteien be- 
steht, hat überhaupt keine Perspektive, nicht die geringste. 
Es müssen sich die kritischen und modernen (modern ist 
nicht zu verstehen als Anpassung an den Neoliberalismus, 
unabhängig von den Apparaten der Parteien) konstituieren. 
Die Mitglieder einer solchen Kraft könnten gleichzeitig Mit- 

Geschlossenheit als oberstes Politikziel eingetrimmt wer- 
den? In diesem Zusammenhang ist ein weiteres Mitglied 
des Forums DL 21 zu zitieren, stellvertretender Fraktions- 
vorsitzender Michael Müller, auch wenn er diesmal nicht 
zu den Autorlinnen unsers Schwerpunkts gehört: Unter 
dem Motto ,,Mehr Demokratie wagen" fordert er mehr 
Mitsprache des Parlaments und zieht einen Bogen zur Re- 
politisierung und Bürgerbetetiligung. ,,Heute geht es er- 
neut um den Primat der Politik. (...) Die rot-grüne Koaliti- 
on muss sich dieser Herausforderung stellen, bei der es um 
mehr geht als nur um die Modernisierung von Staat und 
Wirtschaft. Es geht um die Stärkung der Demokratie und 
ihrer Institutionen insgesamt und dabei nicht zuletzt um 
die Abwehr von Tendenzen der Entparlamentarisierung, 
wie sie sich leider auch beim Bündnis für Arbeit oder dem 
Atomausstieg gezeigt haben." (in: DIE ZEIT Nr. 37 vom 
7.9.00, S. 20) 

Mit den Artikeln in diesem Schwerprunkt haben wir 
versucht, das oben afgeführtefragespektrum abzudek- 
ken. 

In dem Roundtable Gespräch mit Annelie Buntenbach 
(die GRÜNEN) und Andrea Nahles (Forum DL 21, SPD), zu 
dem die PDS sich übrigens nicht in der Lage sah, einefn Ver- 
treterlin zu entsenden, geht es um die Zwsichenbilanzierung 
der Politik von rot-grün. Annelie Buntenbach zeichnet die 
verschiedenen Stufen der Regierungspolitik nach, beide ana- 
lysieren die Politikkonzepte der Bundesregierung und des 
Ansatzes der ,,neuen Mitte". Aus Andrea Nahles Sicht wer- 
den die Abgeordneten zu ,,Hilfssherrifs" degradiert, ein Aus- 
druck, der die oben beschriebene Gefahr der Entmündigung 
der Fraktion drastisch aus den Punkt bringt. 

IG-Metall Vorstands-Mitglied Horst Schmitthenner 
stellt vor allem eine neue Regierungsstrategie im Umgang 

Erste Bestandsaufnahme 
spw: In diesen Tagen haben wir die Halbzeit dieser Legisla- 
tur und damit der ersten zwei Jahre Rot-Grün. Mit Rot- 
Grün haben wir eine ganze Menge Hoffnungen ver- 
knüpft. Ich erinnere mich noch an den Wahlabend als wir 
gebangt haben, kommt denn jetzt Rot - Grün? Nun fra- 
ge ich Euch nach einer kurzen Bestandsaufnahme. 

Annelie Buntenbach: Ich glaube, dass Rot-Grün nach 
handwerklichen Fehlern ganz gut gestartet ist, weil eine 
Reihe von Punkten, die während des Wahlkampfes ver- 
sprochen worden waren, angegangen wurden. Damit 
meine ich nicht nur die bekannten Themen (Lohnfortzah- 
lung im Krankheitsfall etc.), die im Wahlkampf eine Rolle 
gespielt haben, sondern auch die ersten Schritte zur Steu- 
erentlastung gerade für untere und mittlere Einkommen. 
Im nachhinein muss ich sagen: Selbst beim Staatsangehö- 
rigkeitsrecht, wo wir auch eine Menge Kritik am Ender- 
gebnis hatten, weil wir uns vielmehr hätten vorstellen 
können, auch da sind wir wichtige Schritte weitergekom- 
men. 

Dann gab es aber eine Umorientierung der Bundesre- 
gierung, die zeitlich zusammenfällt mit dem Rücktritt von 
Oskar Lafontaine, wo dann eine Orientierung klar auf die 
Wirtschaft hin verfolgt worden ist. Der Kernpunkt davon 
ist das Sparpaket gewesen, das heißt eine Haushaltspoli- 
tik. die nicht nur auf Haushaltskonsolidierungen abzielt, 
sondern auch eine Senkung der Staatsquote anstrebt. Es 
ist eine Haushaltspolitik gemacht worden, die auf die Sa- 

mit den Gewerkschaften fest und fordert umgekehrt ein 
neues Verhältnis der Gewerkschaften im Umgang mit der 
Regierung. Auch die Gewerkschaften seien es gewohnt, 
,,ihrer" Regierung nicht zu widersprechen. 

Arno Klönne beschäftigt sich in seinem Artikel mit der 
in allen Parteien schwindenden Bedeutung des Sozial- 
staatsthemas nach 1998. Er 
zeichnet das Entstehen des Das Gefühl der Ohnmacht aufzubre- 
Parteienkonsenses über den chen, ist eine Herausforderung, der 
,,rheinischen Kapitalismus" 
nach und kontrastiert dazu man sich stellen muß, Wenn reform- 
die ersten zwei Jahre rot-grü- orientierte Kräfte gewonnen werden 
ner Regierung als ,,Passage in 
ein anderes Politiksystem, in sollen. 
dem Politik (nach einer For- 
mulierung von G. Schröder) als ,Geleitschutz für die Wirt- 
schaft' verstanden wird." 

Peter von Oertzen analysiert die rot-grüne Bundesre- 
gierung in Bezug auf die Erwartungen, die an ein rot-grü- 
nes Reformprojekt zu unterschiedlichen Zeitpunkten ge- 
stellt wurden und in Hinblick auf die Wählerlinnenklien- 
tel, die von den Regierungsparteien angesprochen wird 
Dieses bedeutet im Umkehrschluß, dass die Frage nach 
den Subjekten bzw. den reformorientierten Kräften für 
ihn die Schlüsselfrage ist, wenn es um einen neuen Schub 
links orientierter Politik gehen soll. 

Und in der Tat: hier schließt sich u.E. wieder der Kreis: 
den Bogen von den Kräften einerseits hin zur Frage von 
Demokratisierung und Beteiligung zu ziehen, ist nicht be- 
sonders schwer: das Gefühl der Einflußlosigkeit, der Ohn- 
macht aufzubrechen, ist eine Herausforderung, der man 
sich gerade stellen muss, wenn es darum geht, reformori- 
entierte potentielle Kräfte zu gewinnen. SPW 

Halbzeit für Rot-Grün 
Ein Gespräch mit den Bundestagsabgeordneten Annelie 

Buntenbach (Bündnis 901Die Grünen) 
und Andrea Nahles (SPD) 

nierung rein über die Ausgabenseite gesetzt hat und das 
eben zu Lasten sozial Schwächerer. Womit die Schere zwi- 
schen Arm und Reich durch so eine Politik weiter ausein- 
andergerissen wird. Ein letzter Punkt, der nicht auf der 
sozialen Ebene liegt, aber trotzdem ganz wesentlich das 
Gesicht der Bundesrepublik verändert hat, ist natürlich die 
Entscheidung zur Beteiligung am Kosovo - Krieg gewe- 
sen. Eine falsche Entscheidung mit immensen langfristi- 
gen Auswirkungen für die gesellschaftliche Entwicklung, 
was die Akzeptanz von Militär angeht. Ich fürchte, dass 
wir das Spektrum, was von uns eine andere Politik, einen 
Politikwechsel erwartet hat, verprellt haben und deren 
Unterstützung im Moment in dieser Gesellschaft einfach 

Das Gespräch führte Frank Schauff. Die Bearbeitung besorgten Claudia Walther 
und Frank Wilhelmy. 
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nicht mehr haben. Die wählen 
jetzt nicht irgend etwas ande- 
res, sondern gar nicht mehr. Ei- 
nen Regierungswechsel ohne 
Politikwechsel sehe ich da eher 
als einen Beitrag zur Politikver- 
drossenheit, der auch unter De- 
mokratiegesichtspunkten nicht 
akzeptabel ist. 

Andrea Nahles: Die Punkte 
sind richtig, aber ich würde ger- 
ne einige strukturelle Verände- 
rungen benennen, die damit 
eng verknüpft sind. Wir haben 
über lange Jahre in den 80ern 
und auch noch in den 90ern 
versucht, Kernelemente eines 
rot-grünen Projektes zu formu- 
lieren. Diese Leitpunkte sind na- 
türlich auch im Laufe dieser Zeit 
modifiziert worden, aber es 
wurde immer noch versucht, ei- 
nen Konsens innerhalb dieses 
Wählerklientels, auch einen 
Konsens innerhalb dieser beiden 
Parteien zu organisieren. Heute 
läuft es umgekehrt. Das bedeu- 
tet, dass wir heute kaum noch 
politische Leitbegriffe der rot- 

grünen ,,LinkenJ' haben, die nicht gleichzeitig von allen 
gesellschaftlichen Gruppen schon von vornherein zustim- 
mungsfähig wären. Zuerst wird ein Konsens mit der CDU 
oder im Bündnis für Arbeit organisiert, bevor man wirklich 
den Dialog mit dem eigenen Klientel sucht. Das sind 
strukturelle Schritte, die gemacht wurden. Und beim Ko- 
sovo-Konflikt erinnere ich an die Verweigerung von Aus- 
einandersetzung - also das Ersticken einer Streitkultur, die 
sicherlich aus demokratischen Gründen notwendig gewe- 
sen wäre und vor allem aus politischen Gründen. Ich den- 
ke, dass das im Kern ein Rot-Grünes Projekt kaputt ge- 
macht hat, weil dieses Projekt sich selber auf diese Weise 
aufgibt. Interessanterweise liegt die Zustimmung für die 
Regierungspolitik im FDP Lager bei 68 '10. Sie ist aber auch 
bei den Grünen 68% und sie beträgt bei der SPD 80% 

Buntenbach: Wieso haben wir die gleiche Prozentzahl 
wie die FDP? 

Neue Pol i t ikformen sind erforderlich 
Nahles: Das tut mir leid, das sind aber leider die Fakten. 
Was bedeutet das allerdings? Nur das ist auf der politi- 
schen Tagungsordnung, was eben so auch als Konsens- 

thema platziert werden kann. 

,,Ich fürchte, dass wir das Spektrum, Daneben gibt es kaum 
Platz für andere Schwerpunk- 

was von uns eine andere Politik, einen te, hat eine 

Politikwechsel erwartet hat, verprellt A~SgrenZUng der l - ~ - ~ - ~ e n  
oder Eingrenzung der Themen 

haben." (Buntenbach) und die werden dann mit der 
vollen Power des gesamten 

Medienapparates durchgezogen und innerhalb dessen 
bist du nur noch Hilfssheriff und kannst noch die eine 
oder andere Anmerkung machen. Verteilungspolitische 
Fragen wie die Vermögenssteuer U.S.W. werden weg ge- 
drückt. Das haben wir erlebt: Wir haben es zwar auf dem 
Parteitag beschlossen, aber dann tauchte es nie wieder 
auf. Ich glaube, es hat sich ein neuer machtpolitischer 
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Kern herausgebildet, der sich ganz anders definiert. Nicht 
mehr als Bewegungslinke, als Projektlinke oder als von mir 
aus auch Regierungslinke, sondern im Prinzip ist eine neue 
Form, Politik zu organisieren, notwendig. Und das bei ei- 
ner CDU, die selber keine Angebote für konsensfähige Po- 
litik mehr machen kann, weil sie moralisch erodiert und 
politisch kasperlemäßig an der Seite agiert. Insoweit ist 
das momentan auch der günstigste Punkt, um so etwas 
auch zu implementieren. 

Buntenbach: Ich teile Deine Aussage, dass das Politik- 
modelt sich geändert hat. Es gibt in dieser Logik anschei- 
nend immer nur eine vernünftige Antwort, und das ist 
die, die im Konsens entwickelt wird mit  den verschiede- 
nen Experten, mit den verschiedenen gesellschaftlichen 
Gruppen. Es geht dann um Sachzwang, wirtschaftliche 
Vernunft, die man umsetzt. Dieser ~ a c h z w a n ~  Iässt eben 
keine offene demokratische Auseinandersetzung mehr 
zu. Es scheint so, dass es Rot-Grün mit diesem Politikmo- 
dellwechsel gelungen ist, linke Ansätze, linke Alternativen 
zu marginalisieren, in einer Art und Weise wie das unter 
Kohl oder unter anderen Regierungskonstellationen über- 
haupt nicht denkbar ist. 

spw: Was ist die Konsequenz, wie geht man als re- 
formorientierte Linke damit um? Sowohl strategisch als 
auch inhaltlich? 

Nahles: Aus meiner Sicht wäre eine wesentliche Ant- 
wort, nach vorne zu gehen und gesellschaftliche Großvor- 
haben wie zum Beispiel die europäische Frage von links 
ganz gezielt anzugehen ohne belastet zu sein mit der Fra- 
ge: Ist das jetzt konsensfähig? Grundsätzliche Streitfragen 
auch als grundsätzliche Streitfragen zu markieren, Diskus- 
sionsangebote zu machen. Ich glaube, dass sich entlang 
dieser Fragestellungen sicherlich neue politische Gruppie- 
rungen bilden. Ganz deutlich z.B. bei der Entschuldungs- 
initiative, bei diesen ganzen WTO - Geschichten in Seattle 
oder Prag. Da bilden sich neue, teilweise sehr diffuse und 
gar nicht so in unsere Schemata passende Gruppen her- 
aus, die Kritik artikulieren, die Widerstand organisieren. 
Da dürfen wir den Anschluss nicht verpassen. Das sind 
zwar erst einmal ,,Randerscheinungen" aber das waren 
doch alle linken Themen auch einmal. Die ganze Atom- 
kraftbewegung war zunächst einmal eine ,,Randerschei- 
nung". Ich glaube, man sollte die Eisbrecherfunktion, die 
das haben kann, nicht unterschätzen 

Buntenbach: Das ist in der Tat ganz entscheidend. Es 
ist ganz wichtig, die verschiedenen Teile der Linken zu- 
sammenzubringen. Zum Beispiel zu solchen Diskussionen 
wie dem Halbzeitkongress, der jetzt stattfindet oder eben 
auch zu gemeinsamen Aktionen. Du hast eben gesagt, 
das kann sich an Themen kristallisieren, die eben nicht so 
im Regierungsalltag stehen. Damit wird der Freiraum si- 
cher größer, aber die Kehrseite ist, dass die wunderbaren 
Konzeptentwürfe dann, n es praktisch wichtig wird, oft 
einfach vom Tisch gewischt werden. Diese Erfahrung ha- 
ben die Leute in den letzten Jahren gemacht - sie haben 
viele Ideen für den Papierkorb diskutiert - und fragen uns 
jetzt: Warum soll ich mich um diese Themen kümmern, 
wenn klar ist, dass das, was du entwickelst in ein oder 
zwei Jahren überhaupt keine Rolle mehr spielt. Ich glau- 
be, es funktioniert nur dann, wenn man die Themen 
nimmt, auf die die Regierungsentscheidungen oder eben 
die politische Entscheidungen sichtbar zulaufen, und sei 
es eben in ein oder zwei Jahren. Nimm zum Beispiel die 
Regulierung der Finanzmärkte auf der internationalen 
Ebene. Du hast eben W O ,  Seattle angesprochen. Die 
Themen, an denen man seine Vernetzung und gegebe- 
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hen. Wenn man die Lohnnebenkosten senkt, senkt man das 
Niveau der gesamten Sozialversicherung. 

Einige deutliche Worte zur Rentenreform 
Und was nun die Rente anbetrifft, handelt es sich nur beim 
kompletten Riesterschen System um einen Taschenspieler- 
trick, der fast an Volksbetrug grenzt. Das Niveau der gesetz- 
lichen Rente soll auf nicht mehr als 64 Prozent gesenkt wer- 
den, nur ein Teil der Rentner und Rentnerinnen bekommt 
die gesetzliche Höchstrente auf Grund ihres beruflichen 
Werdeganges. Das was zu 67 oder 70 Prozent des letzten 
Verdienstes fehlt, also an der vollen Aufrechterhaltung des 
Lebensstandards, soll durch eine private Pflichtzusatzversiche- 
rung ausgeglichen werden. Dagegen protestieren die Ge- 
werkschaften mit Recht. Wie ich das beim DGB und bei ei- 
nem Teil der Gewerkschaften einschätze werden sie da in die 
Knie gehen. Ich fürchte, das wird voll und ganz den Arbeit- 
nehmern zur Last gelegt, so dass es in Zukunft nicht mehr 
bei Rentenzahlungen von 22 Prozent des Bruttolohns in Zu- 
kunft 26 Prozent sein werden, wobei aber 1 1 % der Arbeit- 
geber zahlen wird und 15 % die Arbeitnehmer. Dagegen 
protestieren die Gewerkschaften mit Recht. Wie ich das 
beim DGB und bei einem Teil der Gewerkschaften einschät- 
ze werden sie da in die Knie gehen. Dazu kommt, dass diese 
staatlich garantierte Pflichtversicherung zusätzlich zur ge- 
samten Rentenversicherung natürlich nur von den großen 
Versicherungskonzernen und ihren Tochtergesellschaften 
wahrgenommen werden kann. Das bedeutet für die Versi- 
cherungskonzerne bei den einströmenden Mengen, den 
Prämien von Hunderten und Aberhunderten von Milliarden 
eine Lizenz zum Gelddrucken und zwar speziell für die be- 
sonders großen und leistungsfähigen Konzerne. Die Kleinen, 
die sich vielleicht gerade noch als Ersatzkassen in der Kran- 
kenversicherung behaupten können, würden sich in der 
Rentenversicherung nicht behaupten können. D. h. wenn 
man dem überhaupt noch ein zweite Säule neben einer Ba- 
sisversicherung in Form einer pflichtmäßigen Zusatzversiche- 
rung errichten wollte, dann müsste man meiner Meinung 
nach auch dieses System paritätisch in Form öffentlich und 
öffentlich kontrollierter Form einrichten und dann müssten 
die Arbeitgeber auch ihren Anteil leisten. Dann wären sie an 
dieser Lösung nicht mehr interessiert, das wäre ganz klar. Im 
übrigen berücksichtigt dieses Rentenmodell nicht, dass die 
Erwerbsbiographien für ein Rentenmodell, an dem am 
Ende gewissermaßen das Resümee des gesamten Berufsle- 
ben gezogen wird, dieses Endergebnis immer fragwürdiger 
werden Iässt. Die Erwerbsbiographie von Frauen ist im 
Grunde immer brüchiger und in einigen Jahrzehnten wird 
nur noch ein kleinerer Teil der Rentner überhaupt nur die 

4 gesetzlich abgesegnete Rente von 64 % erreichen. Der 
Durchschnitt wird viel tiefer liegen. Er wird sich weiter von 
der Höchstrente entfernen, dann nähern sich die öffentlich 
gesetzlichen Rentenversicherungen dem Sozialhilfesatz. Das 
wird überhaupt nicht berücksichtigt. Die Familienkompo- 
nente, das wird demagogischerweise von der CDU insbeson- 
dere angemahnt und nicht die spezielle Situation der spezifi- 
schen Frauenerwerbsbiographien wird berücksichtigt. Dieses 
Rentenkonzept hinkt auf allen vier Beinen. 

Zum Betriebsverfassungskonzept wird man im Augen- 
blick noch nichts sagen können, weil im Moment noch kei- 
ne Entwürfe vorliegen. Es liegt der Entwurf des DGB vor. Ich 
fürchte, dass er bei dieser Regierung nie Gesetz werden 
wird. Man muss abwarten, wie der Entwurf der Regierung 
aussehen wird. 

Neues Problem sind die Betriebsformen, ich nenne nur 
als ein besonders krasses Beispiel die Leiharbeit, aber auch 

andere kleine Unternehmungen, die durch Outsourcing 
entstehen und mit größeren Zusammenhängen, aber ihre 
eigenen Betriebsräte haben. Ich frage mich, worüber die 
überhaupt zu bestimmen haben. Angesichts dessen muss 
die Gründung von Betriebsräten überhaupt erleichtert wer- 
den. Dies führt merkwürdiger Weise bei besonders traditio- 
nellen und kämpferisch gesonnenen Gewerkschaftlern zu ei- 
nem gewissen Missbehagen, weil sie fürchten, dass die Be- 
triebsräte auf Teufel komm raus gegründet werden, ohne 
dass die Gewerkschaft selbst die treibende Kraft ist. Die Ge- 
werkschaft würde erst kommen können, wenn der Betriebs- 
rat existiert und versucht, die Betriebsräte an sich heranzuzie- 
hen. 

Sozialpartnerschaft heute 
Auf der anderen Seite natürlich ist die Frage: wie steht es 
mit der klassischen Sozialpartnerschaft in der Gegenwart. 
Waffenstillstandsverträge, wenn man so will, sind unver- 
meidlich. Ohne die Möglichkeit Gegenmacht zu mobilisieren, 
kann aber auch die partnerschaftlichste Gewerkschaft nicht 
bestehen. Dann kommt sie unter den Schlitten, das ist also 
eine völlig falsche Alternative. Man müsste vom neuen Be- 
triebsverfassungsgesetz erwarten, dass der gesetzliche Rah- 
men mindestens Gegenmachtstrategien möglich macht und 
sie nicht in ein Netz von Verpflichtungen zur partnerschaftli- 
chen Zusammenarbeit einbindet. Der Betriebsrat und die 
Gewerkschaft, die hinter dem Betriebsrat steht, muss die 
Möglichkeit haben, auch im Betrieb kämpferisch aufzutreten 
und sei es auch nur, um damit die Grundlage einer Partner- 
schaft auf der Basis einigermaßen gleicher Machtverhältnisse 
zu haben. 

Es wird sich herausstellen, ob sowohl in der Rente als 
auch bei der Betriebsverfassung die neue Regierung doch 
halbwegs akzeptable Lösungen vorschlagen wird. Wenn ihr 
das nicht gelingt, dann wird sie auf die Dauer vielleicht ange- 
sichts der günstigen Konjunktur nicht heute und nicht mor- 
gen, aber vielleicht übermorgen und übers Jahr Schwierig- 
keiten mit den aktiven und kritischen Kräften in der Ge- 
werkschaft bekommen. 

Die Grünen 
spw: Deine Kritik bezog sich in den genannten Themenfel- 
dern auf die gesamte Regierung. Meine Frage ist die nach 
der Rolle der Grünen. Du hast selber darüber geschrieben, 
die Grünen seien im doppelten, also im biographischen wie 
im politischen Sinne die Kinder der Sozialdemokratie, wie 
schätzt du sie heute ein? 

Peter von Oertzen Das ist im Prinzip immer noch richtig, 
ich glaube aber das Verhältnis ist schon sehr komplex. Diese 
Feststellung betraf die grünen Wähler, nicht so sehr ihre im 
übrigen zahlenmäßig sehr geringen Kader, als Parteifunktio- 
näre, Mandatsträger usw. Es gibt ja keine Partei, nicht einmal 
die F.D.P., in der das Verhältnis von Parteiaktiven und Wähler- 
schaft so ungünstig ist, d. h. wo so viele Wähler auf so we- 
nig aktive Parteifunktionäre und Parteiarbeiter treffen. In 
früheren Zeiten, als die Grünen sich noch als den politischen 
Arm der neuen sozialen Bewegung betrachtet hatten, war 
das uninteressant, aber die neuen sozialen Bewegungen zu 
Beginn und Mitte der 70er Jahre gibt es heute nicht mehr 
in dieser Form, und in soweit repräsentiert im Grunde der 
Parteikader der Grünen bis auf einige Aussnahmen im 
Grunde nur noch sich selbst. Die Grünen haben nicht wissen 
wollen, wer ihre Wähler eigentlich sind. Ein wenig herrsch- 
ten auch ideologische Vorurteile: ,,Wir haben Ideale, wir 
brauchen keine Interessen", was natürlich Unsinn ist, denn 
jede Partei muss Interessen vertreten und kann nicht nur die 
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zielen oder mindestens keine Verluste. Aus einer solchen 
Konkurrenz, die sich nach dem Grundsatz der Marktwirt- 
schaft richtet, kann eine ökologisch orientierte soziale Ver- 
kehrspolitik nicht hervorgehen. Versuche, den Güterverkehr 
von der Strasse auf die Schiene zu verlegen, scheinen bisher 
misslungen, wenn sie denn überhaupt unternommen wor- 
den sind. 

zur Steuerpolitik ... 
Die gegenwärtige Politik der Steuersenkung ist natürlich im- 
mer populär. Die grundlegende Forderung einer allgemei- 
nen Vereinfachung des Modells ist nicht gelungen. Ich glau- 
be es war auch gar nicht beabsichtigt. Man kann das als Vor- 
bild betrachten, dass natürlich extrem kapitalfreundliche 
Steuerreformen auch ganz einfach sind, z.B. wie das ameri- 
kanische Modell, mit einer Einheitssteuer von 15-oder 20°/0. 
Das stellt für die Besserverdienenden und die Kapitalgesell- 
schaften einen Erleichterung dar, verstärkt aber insgesamt 
nur die Ungerechtigkeit. Das Stopfen der Steuerschlupflö- 
cher scheint mir im gewissen Umfang ganz erfolgreich be- 
trieben worden zu sein. Es scheint mir einer der Gründe zu 
sein, dass in den letzten Jahren abgesehen-von der beschleu- 
nigten Konjunkturentwicklung die Steuereinnahmen gestie- 
gen sind. Außerdem bestehen mit der Steuerfahndung 

gute Ansätze. Da sind auch die 
Eine unabhängige demokratische Lin- Länder aktiv, weil sie von den 

ke könnte sich nur entwickeln, wenn Steuereinnahmen profitieren. 
Ich bin schon dafür, dass der 

hinter ihr eine sich erneuernde kämp- Abbau der Verschuldung beim 

ferische Gewerkschaftsbewegung augenbblicklichen Schuldenstand 
der öffentlichen Hand eine Art 

entstünde. Vorrang genießt - ich weiß 
zwar dass es ökonomische Ein- 

wendungen geben wird. Wenn es in einer Verbindung mit 
einer Beeinträchtigung der Binnennachfrage steht, hat man 
sicher Recht, aber im Prinzip habe ich selbst immer noch als 
Politiker erlebt wie die Handlungsfähigkeit der Politik unter 
der zunehmenden Last der Zins- und Tilgungszahlungen er- 
würgt wird. 

Zur Sozialpolitik ... 
Und nun will ich auf zwei Schwerpunkte der Gesellschafts- 
politik kommen, die erst im Anfang der Behandlung sind 
und die mir von zentraler Bedeutung zu sein scheinen: die 
Sozialpolitik und zum anderen die Novellierung des Betriebs- 
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verfassungsgesetzes, d. h. also die Umstrukturierung der un- 
ternehmerischen und teilweise auch der betrieblichen Mitbe- 
stimmung. 

Zur Sozialpolitik vorweg, es ist im höchsten Grade be- 
denklich, dass diese Regierung, eigentlich mehr oder weni- 
ger kritiklos das Feld denjenigen gelassen hat, die auf der lin- 
ken, auf der traditionalistischen Linken der Meinung sind, es 
soll im Grunde alles beim Alten bleiben. Das geht natürlich 
aus vielerlei Gründen nicht, aber die Behauptung der Sozial- 
staat sei nicht mehr bezahlbar mit Hinweis auf die Vereinig- 
ten Staaten von Amerika, die nie einen Sozialstaat in der 
Form wie wir gehabt haben, ist natürlich völlig unsinnig. Die 
Sozialquote ist trotz mancher neoliberaler Reform in Schwe- 
den z. B. immer noch sehr viel höher als bei uns und die So- 
zialleistungen sind umfassender. 

ak - analyse & kritik (bis April 99) 
Geheim 
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Zur Arbeitsmarkt- und Wirtschaftspolitik ... 
Trotzdem sind auch unter Anlehnung kapitalistischer neoli- 
beraler Maßstäbe die Volkswirtschaften dieser beiden Länder 
durchaus konkurrenzfähig. Wenn es gelänge, den Abbau 
der Arbeitslosigkeit zu befördern und Gerhard Schröder hat 
gesagt, seine Regierung werde am Ende der ersten Legisla- 
turperiode an ihren Erfolgen beim Abbau der Arbeitslosig- 
keit gemessen werden, dann sinkt natürlich der Druck auf 
der finanziellen Seite des Sozialsystems. Er wird das Glück ha- 
ben, dass die Konjunkturentwicklung, die kein Verdienst der 
Rot-Grünen Regierung ist, ihm diesen Erfolg beschert, ähn- 
lich wie natürlich der Erfolg der Regierung Clinton auch der 
Erfolg von Entwicklungen war, die er klugerweise nicht be- 
hindert hat. Es ist völlig klar, dass wenn Beamte und Selb- 
ständige in die soziale Sicherung einbezogen werden, außer- 
dem die Bemessungsgrenze erheblich erhöht würde, dann 
wird die Basis verbreitet Es ändert natürlich nichts daran, 
wenn nur noch zwei in Lohn und Brotstehende Arbeitneh- 
mer für einen Rentner zahlen müssen, wenn eine durch die 
demografische Entwicklung zunehmende Zahl von alten 
Menschen mit überproportionalen Kosten für Krankheit 
und Rehabilitation zu versorgen sind, die Verhältnisse 
schwieriger sind, als wenn ein Rentner auf zehn Arbeiter 
kommt und den meisten Arbeitern sowieso vor dem Antritt 
der Rente in den Ruhestand gehen müssen, dass die Qualität 
der damaligen Leistungen sowohl für die Rente als auch die 
Krankenversicherung natürlich heutigen Maßstäben nicht 
mehr entsprechen. Was nun die Rente anbetrifft hat der 
DGB aus dem ursprünglichen Riesterschen Konzept einige 
Giftzähne gezogen, aber keineswegs alle. Im übrigen be- 
ruht die gesamte Diskussion über die sogenannten Lohnne- 

Lateinamerika Nachrichten 
Links (bis Februar 97) 
junge Welt (ab 22.5.97) 
ila - Zeitung der lnforrnationsstelle 
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benkosten meiner Meinung nach auf einer unsinnigen Un- 
terstellung, dass die Lohnnebenkosten und ihre Höhe spezi- 
ell in Deutschland die Konkurrenzfähigkeit der deutschen 
Ökonomie in der europäischen Welt beeinträchtigt. Ent- 

b 

scheidend sind die Lohnstückkosten, d. h. also wenn die ho- 
hen Sozialkosten durch hohe Produktivität wettgemacht 
wird und das ist in Deutschland der Fall, dann kann von ei- 

Systemvoraussetzungen: Windows ab 3.1. NT ab 3.51, rnin. 8 MB RAM, CD-Laufwerk 

Preis: 49,- DM (29 DM Update - für alle, die die vorherige Version besitzen) 
Preis incl. MwSt., zzgl. 5 DM Porto I Verpackung). 
Bestellung per Vorkasse (54,- DM bzw. 34,- DM per Schecklbar) bei: 
Info Pool Network, Am Treptower Park 28-30, 12435 Berlin, Tel. 030153602222 

ner Beeinträchtigung der Konkurrenzfähigkeit überhaupt 
keine Rede sein. Allenfalls ist das Problem der Lohnnebenko- 
sten für kleine und mittlere Unternehmungen, Handwerks- 
betriebe, Einzelhandelsgesellschaften, die unter der mörderi- 
schen Konkurrenz der großen Handelsketten stehen, die also 
sowieso am Rande der Grenzkosten aqieren, von Bedeu- 
tung. Wenn man die entlasten will, was ich aus sozialen und 
ökonomischen Gründen für sinnvoll halte, weil sie immer 
noch einen erheblichen Teil der Auszubildenden überneh- 
men und eine große gesonderte Leistung damit erbringen, 
dann soll man sie direkt über steuerliche Subventionen stär- 
ken, aber nicht an den sogenannten Lohnnebenkosten dre- 
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nenfalls auch Kampagnen in die Gesellschaft hinein auf- 
bauen kann, müssen auch wirklich entscheidungsrelevant 
auf der politischen Ebene sein 

Nahles: Aber da bietet uns doch die Regierung eine 
wunderbare Lücke. Wenn ich z. B. Themen wie den Ar- 
beitsmarktbereich anspreche: Arbeitsmarktpolitik bedeu- 
tet eben auch Lernen am Arbeitsplatz, bedeutet Frau und 
Beruf, bedeutet wie können wir eine Art Lebensphasen- 
politik machen, die sozialpolitisch absichern U.S.W. Also das 
wäre so die Idee, wie man so ein Thema formulieren 
kann, wo man wirklich was anbietet, was die Bundesre- 
gierung zur Zeit kaum hinkriegt, ein Leitidee. Der zweite 
Punkt: Glaubwürdigkeit., Das spielt eine sehr große Rolle 
in dem Spektrum in dem wir uns bewegen. Das geht mir 
zum Beispiel bei der Umlagefinanzierung so. Das ist wirk- 
lich ein Riesenproblem und ich sehe auch mit Sorge, dass 
wir kaum noch Politiker haben, die wirklich so einen Nim- 
bus der Glaubwürdigkeit mitbringen. Ich bin allerdings an 
dem Punkt in Bezug auch auf unseren Bundeskanzler 
und die Art, wie er Politik macht, sehr skeptisch, dass ist 
sehr schwierig, wenn man keine Ideen mehr formuliert, 
keine Projekte, wenn man die Botschaft nicht definieren 
kann für die nächsten Wahlen. Was bleibt dann? 

Buntenbach: Das wird dann wie bei der Steuerreform 
mehr ein sportliches Ereignis und dafür wird er entweder 
gewählt oder nicht. 

Nahles: Ja, genau. 

Das bürgerliche Lager 
spw: Gehen wir mal zur Gegenseite über. Was passiert 
aus eurer Sicht gerade mit dem bürgerlich-konservativen 
und dem bürgerlich-liberalen Lager? Ist es so, dass die 
CDU sich gerade neu formiert und Schlagkraft gewinnen 
kann bis zu den nächsten Wahlen? Wie wirkt sich das aus 
auf die Strategie der Regierungsparteien? Also was ist das 
Szenario für das Jahr 2002 mit Blick auf das Gegenlager? 

Buntenbach: Ich habe nicht den Eindruck dass mit der 
neuen CDU - Spitze die Partei jetzt Aufwind hat, sondern 
dass die CDU nicht nur durch die Spendenaffäre schlicht 
am Boden ist. Gleichzeitig ist sie mit einer erdrückenden 
Umarmungsstrategie konfrontiert. Beispiel Rente: Wenn 
der Kanzler in der Form auf Konsens setzt dem sich die 
CDU immer schlechter entziehen kann, weil die Regierung 
immer weiter auf sie zugeht, dann führt diese Umar- 
mungsstrategie natürlich dazu, dass Schröders Strategie 
auch aufgehen kann, nämlich das in der sogenannten ge- 
sellschaftlichen Mitte die Regierung gut angesehen ist. Du 
hast eben die Zustimmungszahlen schon zitiert aus den 
verschiedenen Lagern und Schröder stellt sich als derjeni- 
ge dar, der handelt und der diese sportlichen Ereignisse 
gewinnt, und der diese konsensfähigen Vorschläge 
macht, und dann auch durchaus Chancen hat, die näch- 
ste Wahl zu gewinnen. Nur ist das Potential was dann 
Rot-Grün wählen würde, ein ganz anderes als das was 
beim letzten Mal Rot-Grün gewählt hat. Beim letzten Mal 
kam die Unterstützung von denjenigen, die sich für den 
Regierungs- und Politikwechsel eingesetzt haben, Das sind 
Leute gewesen, die in Fragen von sozialer Gerechtigkeit, 
Friedenspolitik, Frauenpolitik, Integrationspolitik, Anti - 
Diskriminierungspolitik, wirkliche gesellschaftliche Verän- 
derungen erwartet haben und die jetzt zum Teil keine 
andere Option wählen sondern eben gar nicht mehr. 

Das heißt, Einbruch der Wahlbeteiligung auf der ei- 
nen, und neues Potential für die Regierung auf der ande- 
ren Seite. Machtpolitisch, kann diese Rechnung durchaus 
aufgehen. Ich will aber nicht verschweigen, dass es dabei 

natürlich auch einen Anteil des grünen Koalitionspartners 
gibt. Bei den Grünen hat auch ein Politikwechsel stattge- 
funden, der immens ist, jedenfalls was die Mehrheit in 
der Bundestagsfraktion angeht. Ich hätte es richtig ge- 
funden, wenn nach dem Rücktritt von Lafontaine und 
dieser Politik der zweiten Chance, auf die Schröder zuge- 
steuert ist, die Grünen den immer größer werdenden 
Platz links von Schröder für sich reklamiert hätten und ein 
sozial-ökologisches Projekt zu ihrer Sache gemacht hätte 
und versucht hätten ihr gesellschaftliches Profil zu veran- 
kern. 

Dazu gab es bei den Grünen auch genügend Ansatz- 
punkte und gesellschaftlichen Bedarf alle Mal, und ich 
stehe persönlich für so ein Projekt ein und damit stehe ich 
bei den Grünen keineswegs allein. Die ,Entscheidung ist 
aber anders gefallen. Wir haben im Moment eine Strate- 
gie, die ganz eindeutig versucht in dem wirtschaftslibera- 
len Bereich für die Grünen zu Punkten und das zum ganz 
entscheidenden Teil des Profils zu machen. Diese Entschei- 
dung finde ich zutiefst falsch und mit unserem Wahlpro- 
gramm hat das herzlich wenig zu tun, aber wie heißt es 
immer so schön, man soll nicht so am Papier hängen. 

Nahles: Ich wollte die Frage nach dem die bürgerli- 
chen Lager beantworten. Die Union hat trotz ein Handi- 
cap: Die eigene Führung ist nicht in der Lage, neue Linien 
aufzuzeigen für das konservative Lager, wie das noch ein 
Wolfgang Schäuble konnte. Da könnten wir uns drüber 
freuen und könnte sagen ,,prima", dann werden wir das 
alles aufsammeln, aber ich bezweifle, dass das so eins in 
eins läuft. Ich glaube, dass sich da populistisches Potential 
auftut. Dass mache ich beispielsweise bei dem Thema Ost 
- Erweiterung fest. Je mehr die CDUICSU bei innenpoliti- 
schen Themen versagt, je mehr sie in dem Konsensbrei 
aufgeht, muss sie sich, allein 
schon um eine Differenz her- ,,Wir haben heute kaum noch politi- 
zustellen, bestimmte Felder 
ausgucken und da bietet sich sche Leitbegriffe, die nicht gleichzei- 

die Außen- und Sicherheitspo- tia von allen aesellschaftlichen 
a a 

litik an, weil die schlichtweg 
von Seiten der SPD nicht wirk- Gruppen von vornherein zustim- 

lich vorgegeben wird. Ich hal- mungsfähig wären." (Nahles) 
te diesen Bereich für das Ein- 
fallstor des bürgerlichen Lagers. Das ist sehr bedenklich, 
zumal wir uns angewöhnt haben, wenn wir über das 
Ausland reden, nur noch über konkurrierende Standorte 
zu reden und daher immer ein negatives Szenario im 
Kopf haben und keine zukunftsweisende positive Strate- 
gien nach vorne definieren können. Da ist eine Rede auch 
noch keine Lösung, sondern da fehlt eine gesamte Stra- 
tegie, und dies gilt für die gesamte Regierung 

Buntenbach: Ich sehe auch ein großes Problem auf 
uns zukommen, was die Frage Asyl und Einwanderung 
angeht. Auch das ist ja ein Thema was sich leider für pop- 
ulistische Auseinandersetzungen hervorragend eignet. 
Leider hat gerade jemand wie Schily wieder Äußerungen 
getan, die Asyl- und allgemeine Einwanderungsfragen 
vermischen und die den „Das Boot ist voll"-Diskurs voran- 
treiben, um Zustimmung von rechts für die Regierung 
oder für die SPD zu organisieren. Leider entspricht das 
auch der praktischen Asyl- und Ausländerpolitik des Bun- 
desinnenministeriums. Das ist natürlich eine Geschichte 
die voll denjenigen in die Karten spielt, die eben genau 
auf solche populistischen Themen setzten. Ich halte näm- 
lich gar nichts davon, wenn man versucht rechtes Potenti- 
al abzugraben indem man die Politik schon macht, die 
von rechts außen dann angefordert wird. 



Gewinner u n d  Verlierer einer ,,offenen Gesell- 
schaft" 
spw: Aber ist das nicht eine auch strategisch sehr proble- 
matische Situation für die Linke innerhalb der Rot-Grü- 
nen Parteien, insofern dass die progressiven Positionen im 
Bereich der Einwanderungsdebatte am ehesten noch ver- 
treten werden von Globalisierungsenthusiasten, die sagen 
wir brauchen diese Einwanderung, brauchen auch eine 
offen Gesellschaft. Britische Theoretiker der Dritten We- 
ges vertreten die Position sehr offensiv, wir bräuchten 
eine offene Welt, um größtmögliche Wachstumsgewinne 
zu erreichen. Umgekehrt bleibt ideologisch für die Globa- 
lisierungsverlierer eigentlich im besten Fall so etwas wie 
das, was Peter Glotz als Beschleunigungsideologie negativ 
belegt hat. Es bleiben stark lokal bezogene Ansätze oder 
,,Recht auf Faulheit" bei den Leuten, die dann keine Ar- 
beit mehr haben. Und dieses Spektrum geht bis hin zum 
nationalistischen Antikapitalismus a la NPD. Die Frage ist: 
was kann die Linke dann den Globalisierungsverlierern ei- 
gentlich noch anbieten und ist das ein Klientel, an die 
heranzukommen überhaupt eine Möglichkeit besteht 
und wenn ja mit welchen Konzepten und Projekten? 

Nahles: Die Gefahr sehe ich auch, dass es - wenn ich 
für die SPD spreche - im Prinzip nie eine Mehrheit für eine 
wirklich offensive lntegrationspolitik von Ausländern in 
der Form wie wir sie definieren würden, gegeben hat. Es 
gibt ein sozialdemokratisches Klientel, das aus ganz ande- 
ren Gründen der Sozialdemokratie verbunden ist. Wenn 
wir als Sozialdemokratie oder als Linke nur die Antwort 

geben, das müsst ihr jetzt ein- 

,,Ich habe nicht den Eindruck dass die fach akzeptieren, dass 
noch mehr kommen, die euch 

CDU mit der neUen Partei-Spitze jetzt Konkurrenz machen - so wer- 

Aufwind hat, sondern schlicht am Bo- den die das empfinden - dann 
wird es schwierig. Integration 

den ist." (Buntenbach) muss ein Begriff werden, der 
sich nicht nur an die Leute 

richtet, die von außen hinzukommen, sondern es muss 
vielmehr auch als innergesellschaftlicher Begriff stark ge- 
macht werden. Ausgrenzung müssen wir eben nicht nur 
entlang der Frage von Grenzen nationaler Staaten disku- 
tieren, sondern auch als die Reichtums- und Armutsfrage 
in Deutschland. 

Wenn wir auf der sozialen Seite schwächeln, wenn 
das Verteidigen eines ausgleichenden integrierenden Sozi- 
alstaates zum Flügelthema in der SPD wird, aber gleichzei- 
tig Globalisierungsenthusiasten bestimmte Öffnungen or- 
ganisieren, dann sind wir mit verantwortlich dafür, dass 
bestimmte Leute von uns nicht mehr eine gesamtgesell- 
schaftliche Antwort erwarten, sondern anfällig für pop- 
ulistische Rechte werden. Ich will jetzt nur für die SPD 
sprechen, weil ich glaube die Klientel der Grünen war im- 
mer ein anderes. 

Wir dürfen auch Stoiber auf keinen Fall die Kritik an 
Unzulänglichkeiten der europäischen Demokratie über- 
lassen. Wir brauchen sinnvolle Strukturdebatten um vor- 
wärts zu kommen, um neue Akzeptanzen für Europa zu 
organisieren, um überhaupt für internationale Politik 
eben eine Bresche schlagen zu können, auch kritische 
Auseinandersetzungen und das können wir nicht den 
Rechtspopulisten überlassen. Ich will jetzt keinen Links- 
populismus der schröderischen Provenienz., wie er das in 
Bezug auf Europa öfters gemacht hat als er noch Mini- 
sterpräsident war. Nein, aber ich will auch keine Tabus 
von Links in dieser Frage. Wenn wir das hinkriegen, Inte- 
gration nach innen und außen, glaubwürdig sein und 

HALBZEIT FÜR ROT-GRÜN 

eine kritische Auseinandersetzung mit Europa auf der 
Basis, wo das Ziel eines gemeinsamen Europas völlig un- 
bestritten ist, dann könnten wir vieles von diesen Ge- 
fährdungen, die ich in unserer Klientel ausmache, wieder 
einfangen. 

Buntenbach: Beim Punkt Asyl ist es in der Tat so, dass 
das grüne Klientel da anders gestrickt ist als eures. So- 
wohl was die Frage Einwanderung oder Zuwanderung 
insgesamt angeht, als auch was die Frage Asyl angeht. Für 
uns ist die Auseinandersetzung um den sogenannten 
Asylkompromiss und die Ablehnung davon immer ein 
ganz wesentlicher Teil grüner Politik und grünen Selbst- 
verständnisses auch gewesen und ist es auch nach wie 
vor. 

Nahles: Flügelübergreifend, übrigens. 
Buntenbach: Ja, mit Unterschieden in den Konzepten, 

was gerade die Asylfrage angeht, aber im Grundsatz ja. 
Allerdings ist dann damit immer noch nicht die Frage ge- 
klärt und da glaube ich, werden die Flügel unterschiedli- 
che Antworten geben, wie hoch man dieses Thema als 
Konfliktthema hängt. 

Denn da ist wirklich ein Konfliktpunkt, ein Reibungs- 
punkt der jetzt für diese Bundesregierung in den nächsten 
Monaten und Jahren wichtig wird. Die Altfallregelung ist 
da, aber indiskutabel, weil davon niemand profitiert. Här- 
tefallregelungen haben wir noch nicht und ich weiß auch 
nicht, ob wir die bekommen. Schily ist auf dem Weg aus 
dieser ganzen Geschichte eher so etwas wie ein Gnaden-, 
recht zu machen, wo irgendwelche Prominente von ihm 
berufen werden, um über Grundrechte zu entscheiden. 

Da wird es von Seiten der Linken innerhalb der SPD 
zusammen mit den Grünen noch Initiativen geben müs- 
sen, die eine humanitäre Orientierung auch bei den Zu- 
wanderungsfragen, bei den Asylfragen wirklich greifbar 
macht. Was für mich ganz entscheidend ist: Einwande- 
rung findet statt und diese Einwanderung, braucht auch 
einen politischen Rahmen und das heißt eben auch Inte- 
grationspolitik, bedeutet eine andere Anti-Diskriminie- 
rungspolitik, weil wir nicht orientiert an ,,Nützlichkeitskri- 
terien" innerhalb der Gesellschaft, diejenigen die am Ran- 
de der Gesellschaft stehen noch weiter rausdrängen dür- 
fen. 

Programmdebatten 
spw: Es ist bei Euch sehr viel Abgrenzung zur Regie- 
rungspolitik, zu den Führungsebenen der Parteien sicht- 
bar. Ich will daher noch mal auf die Situationen in den 
beiden Parteien eingehen. Mein Eindruck ist, dass sie ähn- 
lich ist, weil wir einerseits eher rechts-pragmatische Füh- 
rungspersonen haben, die nach außen für die Partei ste- 
hen und andererseits die Basis, die dagegen nicht aufbe- 
gehrt, ab und zu Mal murrt, nicht besonders zufrieden ist 
aber sich auf keinen Fall zu einem reinen Wahlverein ma- 
chen lassen will. Die in vielen Punkten unzufrieden ist, 
aber wenig Anknüpfungspunkte findet. Weder bei Leu- 
ten, die jetzt im Zentrum der Partei Programmatik jenseits 
des Tagespragmatismus vertreten, noch beim Linken Flü- 
gel. Wie stellt sich denn für euch die Rolle dieser beiden 
Parteien dar. Bleibt denn für die Partei noch ein Spielraum 
in dieser Situation als Regierungspartei oder tauchen sie 
solange ab bis man wieder in der Opposition ist und dann 
wieder vernünftige Diskussionen führen kann, um es mal 
zu zuspitzen. 

Buntenbach: Bei den Grünen kannst du eindeutig sa- 
gen, dass die Möglichkeiten von Seiten der Partei, wirklich 
in die Entscheidungsprozesse einzugreifen, sehr gering 

spw: Du bist schon sehr lange im politischen Geschäft, wel- 
che Bedeutung hat für Dich das Projekt Rot-Grün aus histo- 
rischer Perspektive, das ja als Reformprojekt angetreten 
war? 

Peter von Oertzen: Ich muss dazu vorweg bemerken, 
dass das rot-grüne Projekt wie es sich jetzt nach den Wahlen 
von 1998 abgezeichnet hat, für mich mit dem ursprüngli- 
chen rot-grünen Projekt, wie ich es in den 8Oer und 90er 
Jahren noch selbst verfolgt habe, nur noch wenig zu tun 
hat. Für mich war früher das rot-grüne Projekt, als die Sozi- 
aldemokratie nocheine absolute Mehrheit der Wähler mobi- 
lisieren konnte, die denkbare politische Konstellation für eine 

I ökologisch und sozialdemokratisch tiefgreifende Reformpoli- 
tik. Von dem jetzigen reinen Parteienbündnis zwischen der 
realexistierenden Sozialdemokratie und den realexistieren- 
den Bündnis-Grünen habe ich mir dann so gut wie nichts 
mehr erwartet. Im Gegenteil bin ich eigentlich eher ange- 
nehm überrascht, dass schlimme Erwartungen über einen 
Neoliberalismus mit menschlichem Antlitz, die ich gegenüber 
Schröder und Joschka Fischer gehabt habe, sich in der kras- 
sen befürchteten Form, nicht erfüllt haben. 

Erwartungen aus historischer Perspektive 
Wenn ich aber noch einmal historisch referiere, was mir da- 
mals noch vor den Wahlen 1994 als objektive Möglichkeit 
vorgeschwebt hat, aber auch 1990 mit Oskar Lafontaine als 
Spitzenkandidat, bevor die Vorbereitungen auf die Wahlen 
in der deutschen Vereinigung untergegangen sind, dann 
war es für mich die Vorstellung einer reformorientierten 
neuen Arbeitnehmerpolitik. Das Konzept, was jetzt als ,,neue 
Mitte" übrig geblieben ist, war damals als das Eingehen auf 
die Bedürfnisse und die Möglichkeiten derer verstanden 
worden, was Prof. Michael Vester als neue Arbeitnehmermit- 
te bezeichnet hat. Diese neue Arbeitnehmermitte steht nach 
Vester und mir im Erbe der alten Facharbeitertradition, d.h. 
es handelt sich um eine Kerngruppe der Arbeitnehmer- 
schaft, die in der Lage wäre, objektiv eine führende Rolle in 
der Arbeitnehmerlnnenbewegung einzunehmen. Dazu 
habe ich selbst übrigens in der SPW die gesellschaftlichen 
Grundlagen einer solchen Politik skizziert. Ich ging davon 
aus, dass es sich von der Wählerschaft bei den Bündnis-Grü- 
nen um eine Partei von spezifisch modernen Arbeitnehmer- 
schichten handele. Dass die Grünen aber objektiv eine Ar- 
beitnehmerpartei waren, nicht aus eigener Sicht oder ihrer 
Kader, habe ich schon seit Anfang der 80er Jahre vertreten. 
Es ging dabei um ein Projekt mit prinzipiell antikapitalistischer 
Stossrichtung. Diese Erwartungen einer Politik mit antikapita- 
listischer Stossrichtung waren wahrscheinlich schon damals 
gemessen an der Wirklichkeit der realexistierenden SPD und 
der realexistierenden Grünen eine Illusion. Heute ist sie völlig 

4 
unrealistisch. Ich habe also dem Projekt Rot-Grün in der Ge- 
stalt der Koalition von 1998 überhaupt nicht die geringsten 
Erwartungen entgegen gebracht, ich hatte aber noch 
Schlimmeres erwartet. 

spw: Du hast ein Resümee ja schon gezogen: Neolibera- 
lismus mit menschlichem Antlitz. Wie beurteilst du vor die- 
sem Hintergrund die Praxis der Rot-Grünen Regierung, lässt 
sich ein Zwischenergebnis ziehen? 

Peter von Oertzen: Ich will das 'mal an einigen der wich- 
tigsten Projekte erörtern. Wenn ich jetzt sage, ich habe nicht 
mehr erwartet, sondern stelle allenfalls den Versuch fest, im 
gegebenen kapitalistischen Rahmen die Interessen einer 
Mehrheit der arbeitenden Bevölkerung insbesondere von 
Kerngruppen der Arbeitnehmerschaft wirkungsvoller zu ver- 
treten als in dem konservativem Projekt der Regierung Kohl, 
vor allem in seiner Ziel- und Perspektivlosigkeit in den letzten 

Die Mitte, die ich meine ... 
Zum rot-grünen Projekt und seiner Zukunft 

.Interview mit Peter von Oertzen* 

Jahren, dann kann ich eine Reihe von nicht optimalen aber 
passablen Lösungen feststellen. Ich zähle sie nacheinander 
einmal auf: 

Von der Energiepolitik ... 
Der Atomausstieg ist so zustande gekommen, dass unter 
schwierigen Bedingungen eigentlich der Kompromiss mit 
der Energiewirtschaft unter den bestehenden Bedingungen 
einigermaßen gelungen ist. Man kann ihn für indiskutabel 
halten, Er war rein rechtlich und verfassungsrechtlich außer- 
ordentlich riskant und sehr komplex. 

Zweifel habe ich gegenüber der allgemeinen Energiepoli- 
tik oder Energiewirtschaftspolitik. Man müsste meiner Mei- 
nung nach über das sogenannte 100.000 Dächer-Pro- 
gramm hinaus die Förderung alternativen Energien verstär- 
ken. 

spw: Das Erneuerbare-Energien-Gesetz ist schon sehr 
weitreichend, das bestätigen auch die Verbände. 

Peter von Oertzen: Das lasse ich mir gerne sagen, ich 
muss nur hinzufügen, dass auf dem Gebiet der Energiewirt- 
schaft die Marktwirtschaft mit der Loslösung der Energie- 
wirtschaftsunternehmen von den politischen Rahmenset- 
Zungen der Vergangenheit völlig unsinnig ist. Die Marktwirt- 
schaft ist dann sinnvoll, wenn sie durch die Produktion Kon- 
sumgüter für den Normalver- 
braucher zur Verfügung stellt, Der ,,linkeu Teil der grünen Wähler 
d. h. damit durch eine Mehr- 
zahl von billig gewordenen steht dem ,,linkenu Teil der SPD Wäh- 

Konsumgütern den materiellen ler näher als jeder dem jeweiligen 
Lebensstandard des Konsumen- 
ten steigert. Das ist für den En- Mehrheitstrend ihrer eigenen Partei. 

ergieverbrauch eine völlig absur- 
de Zielsetzung. Die gesellschaftliche und ökologische Zielset- 
zung bedeutet aus vielerlei Gründen, insgesamt den Energie- 
verbrauch zu senken. Im Augenblick rechnet sich die Regie- 
rung aber als Verdienst an, dass die Energiepreise und die 
Strompreise insbesondere gesunken sind. Das fördert aber 
den Verbrauch und senkt ihn nicht und der Kampf um die 
Erhaltung der Stadtwerke als Hebel für eine mögliche ge- 
meinwohlorientierte ökologische Wirtschaftspolitik schwin- 
det. Man müsste mit äußerster Energie etwa die dezentrali- 
sierte Kraftwärmekoppelung forcieren. Ähnliches gilt auch 
für das ökologisch zentrale Problem der Verkehrspolitik, 
auch hier ist marktwirtschaftliche Konkurrenz im Einzelfall 
sinnvoll z. B. dass die Bahn angehalten wird kundenfreundli- 
cher zu sein. Zu glauben, dass mit der Konkurrenz zwischen 
Bahn und Straße das optimale Ergebnis heraus kommen 
könnte, ist eine völlig idiotische Annahme. Es bedeutet, dass 
praktisch natürlich die Konkurrenz am Ergebnis gemessen 
wird. Die Bahn soll mit einem Plus abschließen, Gewinne er- 

*Peter von Oertzen ist Mitherausgeber der spw, Professor für Soziologie, langjähriges 
Mitglied im SPD-Parteivorstand, Minister a.D., lebt in Hannover. 
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Die Tatsache, dass ein Teil der Bevölkerung sich aus 
der aktiven oder passiven Teilnahme an der Politik zurück 
zieht und die Wahlbeteiligung im Gesamttrend zurück 
geht, kann da für die politische Klasse etwas durchaus Be- 
ruhigendes haben. Störungen des personalisierten und 
telekratisch geführten Spiels um Einfluss und Positionen 
sind so weniger zu befürchten; es sind ja meist die Unzu- 
friedenen, die sich aus der Parteiendemokratie verabschie- 
den. 

Wie weit die Parteiführungen von dem Gedanken, 
Parteipolitik solle dem Problembewusstein und der Wil- 
lensbildung der Bürgerlnnen ernsthaften Ausdruck ver- 
schaffen, abgerückt sind, Iäßt sich für die Sozialdemokra- 
tie am Beispiel des Blair-Schröder-Programmpapiers er- 
kennen. Dieses wurde ohne demokratische Legitimation 
und ohne Beteiligung der Basis der Partei rasch in die 
Welt gesetzt und zur epochemachenden Aussage hoch- 
gelobt - und es verschwand ebenso rasch wieder in der 
Versenkung, nachdem es sich beim Politmarketing als 
schwer verkäuflich erwies. Mit  einem Prozess der Kom- 
munikation über Probleme und Akternativen gesellschaft- 
licher Entwicklung zwischen Wahlbevölkerung, Parteien- 
mitgliedschaft und Parteivorständen wird offenbar gar 
nicht mehr gerechnet. 

Als Kompensation dafür werden Möglichkeiten diffu- 
ser und kurzatmiger Stimmungsartikulation angeboten, 
etwa innerparteiliche Personen-,,Plebiszite". Diese neuen 
Methoden des Managements der Parteiendemokratie 
setzten sich in schnellem Tempo durch. Einerseits passen 
sie sich einem Zeitgeist an, der längerfristige Bindungen 
als zu belastend empfindet und flexible, marktförmige 
soziale Verkehrsformen vorzieht; andererseits geben sie 
dieser Tendenz eine neue Qualität, lassen sie über die pri- 
vate Sphäre hinauswachsen in den Raum gesellschaftli- 
cher Orientierung. 

Plausibel ist, dass die demokratische, über Parteien 
und Parlamente sich vollziehende Gestaltung einer sozia- 
len Ordnung ein nachhaltiges Problembewusstsein bei 
Bürgerlnnen, einigermaßen konturierte Alternativen bei 
der Problemlösung und strapazierfähige Werthaltungen 
für die Realisierung von Zukunftsentwürfen voraus setzt. 

Es geht dabei nicht um ein wirklichkeitsfremdes Ideal- 
bild von Demokratie, sondern um bescheidene funktiona- 
le Bedingungen. Eben diese verflüchtigen sich derzeit, 
ziemlich lautlos, so dass ihre Abwesenheit nicht zur mas- 
senmedialen Sensation wird. Die Anwesenheit von 
schwarzen Parteikassen hat es da leichter, öffentliche Auf- 
merksamkeit zu gewinnen. 

Was von vielen aktiven Mitgliedern der SPD (gewiss 
nicht allein) und der Grünen als ,,rot-.grünes Projekt" ge- 
dacht war, als Entwurf für eine spezifische, soziale und 
ökologische Perspektive von ,,nachindustrieller Gesell- 
schaft", ist nun zu einer Passage in ein anderes Politiksy- 
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stem geworden, in dem ganz genelell gesellschaftspoliti- 
sche Projekte keine Bedeutung mehr für Parteien haben, 
vielmehr Politik (nach einer Formulierung von Gerhard 
Schröder) als ,,Geleitschutz für die Wirtschaft" verstanden 
wird. Nahezu reibungslos vollzieht sich dieser Übergang, 
weil er eben nicht als ,,Putsch" der wirtschaftspolitischen 
Standortkommandeure, auch nicht als ,,Verschwörung" 
neoliberaler Politiker zustande kam, sondern als sozusa- 
gen bewusstloses Projekt der Abschaffung politischer Pro- 
jekte. 

Vor dem Ende des ,,RheinischenM? 
Zur Reibungslosigkeit trägt auch bei, dass die rot-grüne 
Bundespolitik, nach anfänglichen Schwierigkeiten, inzwi- 
schen ihre Sache effizient betreibt und tüchtige Leute (ei- 
nige jedenfalls) vorzuweisen hat, während die große Op- 
positionspartei immer noch nicht weiß, wie sie ohne Hel- 
mut Kohl auskommen soll. 

Es hat seine Logik, dass die Umwandlung der Parteien- 
demokratie in einen Wirtschaftsstaat mit konkurrierenden 
Dienstleistungsagenturen nicht von einer CDU/CSU/FDP- 
Koalition, sondern von einem rot-grünen Regierungs- 
bündnis vollendet werden konnte und die Sozialdemo- 
kratie bei diesem Vorgang dafür zu sorgen hat, dass nicht 
zuviel Grausamkeit gegenüber der Arbeitnehmerbevölke- 
rung auftritt; an ärgerlichen Reibungsverlusten ist nie- 
mandem gelegen. 

Nach der Gründung der Bundesrepublik hatte sich in 
Westdeutschand eine Parteiendemokratie etablieren kön- 
ne, die - bei allen Schwächen - ideengeschichtlich die 
deutsche Wende hin zu einem freiheitlichen Politikver- 
ständnis brachte. Die Westdeutschen lernten, dieKonkur- 
renz zwischen den Parteien als einen Prozess zu verstehen, 
in dem ohne Vernichtungswillen gegenüber dem politi- 
schen Gegner Konflikte um die gesellschaftliche Gestal- 
tung, um gesellschaftliche Weichenstellungen und Ein- 
flussgrößen ausgetragen wurden und Werthaltungen sich 
herausbildeten, die die Politk prägen konnten. 

Es gibt keinen Grund, die nun untergehende Politik- 
form zu glorifizieren, aber sie hatte einige Qualitäten, die 
wohl erst richtig sichtbar werden, wenn sie nicht mehr 
vorfindbar sind. Die heutige Konkurrenz der deutschen 
Parteien enthält nicht mehr jene Kontroversen um die Au- 
ßenpolitik, die Deutschlandpolitik und die Wehrpolitik, die 
zwischen den 50er und 70er Jahren den politischen Dis- 
kurs bestimmten. In dieser Hinsicht erscheint das Terrain 
konfliktfrei; was freilich überhaupt nicht heißt, dass da 
keine Probleme bestünden. 

Diese kommen jedoch in den Parlamentsparteien nicht 
zum Vorschein, jedenfalls nicht in ihrer realen Dramatik - 
auch nicht in der PDS. 

Die altrepublikanische Parteiendemokratie lebte aber 
auch aus jener Verbindung vom Konsens und Konflikt in 
Sachen Sozialstaat, aus der das besondere westdeutsche 
Gesellschafts-,,Modell" hervor ging. Die Ausgestaltung der 
sozialen Ordnung durch die Politik, als eigener Auftrag 
und nicht als Dienstleistung für Unternehmen und Finanz- 
markt definiert, bildete den Kern der Parteiendemokratie, 
auch der Interaktion zwischen dem politisch interessierten 
Teil der Bevölkerung und den Parteien. 

In dem Maße, in dem die Politik auf die Souveränität 
des Sozialen gegenüber dem Ökonomischen verzichtet, 
also das ,,Rheinische" am deutschen Kapitalismus fallen 
Iäßt, zerfällt auch die historische Parteiendemokratie. Ge- 
legentliche Gedenkveranstaltungen der einen oder ande- 
ren Partei werden daran nichts ändern. SPW 
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sind. Selbst wenn Verhandlungsergebnisse wie zum Bei- 
spiel bei der Frage Atomausstieg präsentiert werden, dann 
werden die zu einem Zeitpunkt präsentiert wo du zwar ja 
oder nein sagen kannst. Aber wenn du nein sagst, sagst 
du dann im Grunde nicht nur zu diesem Ergebnis Atom- 
ausstieg nein, sondern du wirst zu einem Zeitpunkt ge- 
fragt, wo deine gesamte Führungscrew, die das verhan- 
delt hat sich schon auf Wohl und Wehe damit verkoppelt 
hat, dass du dann immer über das gesamte abstimmst 
und das ist inzwischen auf grünen Parteitagen auch of- 
fensichtlich. In dieser Situation wird es zwar auch Debat- 
ten geben aber es ist klar wie die Entscheidungen ausfal- 

a 
len. 

Das ist die eine Sache. Die zweite Sache ist, dass sich 
das Gesicht der Partei, gerade bei den Grünen, durch die 

t Kosovo-Entscheidung und durch den Bielefelder Parteitag 
geändert hat. Da gibt es eine Veränderung, die nicht nur 
mit einem Mitgliederwechsel, der also in NRW ungefähr 
20% der Mitgliedschaft ausgemacht hat, in anderen Lan- 
desverbänden sieht es ähnlich aus, wo die einen raus ge- 
gangen sind und fasst die selbe Zahl von anderen aber 
neu dazu gekommen ist, die das neue Profil der Grünen 
angezogen hat. Damit hast du natürlich eine Verände- 
rung der Partei und des Grundcharakters der Partei, die 
man nicht einfach ignorieren kann. Du kannst nicht ein- 
fach so tun als wäre die Partei, die den Wahlkampf '98 
geführt hat oder die das Wahlprogramm geschrieben hat 
auch noch dieselbe wie die, die jetzt auf Parteitagen über 
das Regierungshandeln oder über andere Punkte ent- 
scheidet. Das wird auch dann nicht wieder so sein, im Un- 
terschied zur SPD denke ich, wenn wir wieder in der Op- 
position sein sollten. Die Grünen haben nicht so eine lan- 
ge Erfahrung damit in den Programm das eine zu be- 
schreiben und das andere zu tun. Deswegen sind die Er- 
fahrungen in den letzten Jahren für die Grünen schon 
einschneidender. 

Nahles: Ein Indikator für die Frage, ob wir uns als Par- 
tei programmatisch noch mal zurückmelden, könnte ja 
die ~rundsa'tzdebatte sein. Geht man davon aus, sieht es 
miserabel aus. Es gibt sowohl was die Nominierung an- 
geht eher wenige Landesverbände, die hochkarätig be- 
setzt haben, obwohl uns das natürlich freuen könnte, weil 
dadurch mehr Linke reingekommen sind. Mein Eindruck 
ist, dass sich die Partei jetzt einfach hängen lässt und füh- 
ren lassen will und zwar, weil es keine hoffnungsvollen 
Aufforderungen gibt oder Angebote, dass sich ein dar- 
über hinausgehendes Engagement lohnt. 

Weder die Programmdebatte löst diese sinnhafte Aura 
aus, noch ist das insgesamt zur Zeit zu spüren. Der Bun- 

L desgeschäftsführer und der Generalsekretär geben einen 
Modernisierungskurs aus, den ich für richtig halte, der 
aber gleichzeitig nicht programmatisch irgendwo irgend- 
was abruft, verlangt oder fordert. Das bedeutet, dass die 
Partei vielleicht effektiver wird, aber nicht unbedingt prä- 
senter auf der Bundesebene und im Zusammenhang mit 
dem Regierungsalltag. 

Es wird kein Vakuum geben, aber die Frage ist: wor- 
aus speist sich die sozialdemokratische Bewegung, was 
sind ihre Leitziele, was sind die Leitfragen, was sind die 
Antworten. Das ist momentan nicht sehr dringend. Das 
wird auch über Jahre nicht so dringend sein. Das ist mei- 
ne Behauptung und deswegen stimme ich eher der Pro- 
gnose zu, dass wir in gewisser Weise auch eine Phase vor 
uns haben, wo ein Aufbau der nächsten Generation, 
auch ein programmatischer Aufbau erforderlich ist. Also 
eine Grundlagenarbeit, die vielleicht jetzt nicht im Mittel- 

punkt steht, für die man auch nicht sehr viel Lob be- 
kommt, aber die notwendig sein wird, weil sich nach 
Schröder sozialdemokratische Politik aufgebraucht hat 

Buntenbach: Die Grundsatzdebatte, die bei euch 
stattfindet, findet bei uns auch statt. Aber die steht im 
Moment weitgehend im Schatten des Regierungshan- 
delns, das sich alltäglich über programmatische Entschei- 
dungen hinweg setzt. Dass die Programmdebatte wirklich 
eine Sache wäre, wo sich die Leute mit Elan und Energie 
reinstürzen würden, das kann man so nicht sagen. Dage- 
gen stehen auch praktische Erfahrungen: Was zum Bei- 
spiel in Bielefeld entschieden 
worden ist, bezogen auf den ,,Glaubwürdigkeit spielt eine sehr 
KOsOvO - Krieg war einfach große Rolle in dem Spektrum in dem 
komplett im Widerspruch zum 
Programm und danach war wir uns bewegen." (Nahles) 
ich erst einmal so drauf, dass 
ich dachte: Programme, das ist Opium für das Volk, nur 
nicht so lustig. Die Entscheidungen werden eh woanders 
getroffen und die Linke hat hier - jedenfalls bei den Grü- 
nen - immer viel zu viel Energie reingesteckt, die woan- 
ders dann fehlt. Aber die Diskussion um das Proqramm 
muss man natürlich führen. Inzwischen beteilige ich mich 
auch wieder daran. Sie kann natürlich auch ein Kristallisa- 
tionspunkt sein, um die sich linke Positionen oder Inhalte 
wieder bilden. 

Nahles: Das glaube ich nicht. Es gibt auch bei uns eine 
Reihe von Leuten, die mich auffordern, die neue Linke in 
der SPD, sprich das Forum DL 21 solle sich jetzt haupt- 
sächlich um das Grundsatzprogramm kümmern. Wenn 
wir demnächst neue politische Inhalte in Form einer Platt- 
form vorlegen, dann ist das natürlich auch eine Kommen- 
tierung und ein Beitrag für diese Grundsatzprogrammde- 
batte. Aber ich glaube nicht an einen Kristallisationspunkt 
für die Linke in Zusammenhang mit dem Grundsatzpro- 
gramm. Zur Zeit finden hier nur 
Snow-Veranstalrungen Lna ~<ei- 
ne ,,Debatren" sratr. 00 w'r das - 7 
drehen können, wird man se- 
hen. 

Buntenbach: Das Grundsatz- 
Programm ist eher der Versuch, 
das Programm der politischen 
Realität entsprechend anzupas- 
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Sen. Ich habe erst gedacht sie 
machen den Kautsky, indem sie 
die Endforderung aufschreiben, 
wo wir hinwollen - also das 
Schöne für das Archiv - und 
dann die Tagesforderungen, wo 
dann von den Schönen nichts 
mehr drin vorkommt. Dann 
habe ich aber festgestellt, nein 
es soll wohl der Bernstein wer- 
den. Das heißt du passt das Pro- 
gramm an die Realitäten dessen 
an, was Du politisch wirklich 
meinst, in den nächsten Jahren 
umsetzen zu können. Aber das 
ist noch einmal ein Punkt, der 
auf Linker Seite bei den Grünen 
sicherlich einiges an Wider- 
spruch auslöst. 

Nahles: Also ich fürchte wir 
haben von Anfanq an nie den 
Zweifel gehabt, dass wir den _- 

Andrea Nahles 
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Bernstein nehmen, in der SPD. Zumindest wenn man un- 
seren Rudi sieht. 

lnnerlinke Diskursfähigkeit 
SPW: Im Hinblick auf 2002: Seht ihr einen Sinn darin, auf 
Seiten der jeweiligen Parteilinken bei Rot und Grün dis- 
kursfähig mit bestimmten Teilen der PDS zu bleiben, oder 
ist das eine Sache, die inzwischen soweit aus der Tages- 
oder sonstigen Politik entschwunden ist, dass sie im Ver- 
gleich zur Situation 1998 eher an Relevanz verloren hat? 

Buntenbach: Ich habe vorhin mal gesagt, dass eine 
Vernetzung der Linken aus verschiedenen Parteien, aus 
meiner Sicht nötig ist und auch derjenigen, die inzwi- 
schen oder im Moment in keiner Partei Mitglied sind, son- 

dern sich in Initiativen enga- 

,,Ich hätte es richtig gefunden, wenn gieren oder vor Ort arbeiten 
oder in Gewerkschaften. Ich 

die Grünen den immer größer wer- glaube, dass diesevernetzung 

denden Platz 

sich reklamiert 

links von schröder für dringend nötig ist, wenn wir 
linke Positionen in verschiede- 

: hätte." (Buntenbach) nen gesellschaftlichen Fragen 
überhaupt in den Diskurs ein- 

bringen wollen. Das schließt für mich natürlich ein, dass an 
so einen Diskurs auch PDSlerlnnen beteiligt sind. 

Aber ich habe nicht den Eindruck, dass sich eine linke 
organisierte Alternative herausbildet, dass zum Beispiel 
die PDS die linke Option ist, wenn Rot-Grün es nicht ge- 
backen bekommt. Das ist nicht die Antwort, weil auch die 
PDS sich auf Regierungsverantwortung trimmt und da an 
verschiedenen Stellen die selben Auseinandersetzungen 
sichtbar sind und sich entwickeln, wie in den Grünen oder 
in der SPD. 

Deswegen gibt es für mich keine parteipolitische Al- 
ternative sondern es gibt die Notwendigkeit diese Vernet- 
zung voran zu bringen und mit den linken Teilen aus den 
verschiedenen Parteien und eben aus den verschiedenen 
gesellschaftlichen Gruppen zusammen zu versuchen, eine 
Politik zu machen, die auf Integration setzt, die ein egali- 
täres Gesellschaftsbild verfolgt. 

Nahles: Das grundsätzliche Problem der PDS ist, dass 
sie ihr eigenes Projekt auch zur Zeit klärt und diesen KIä- 
rungsprozess können wir auch von außen nur bedingt be- 
einflussen, das ist jedenfalls mein Eindruck. 

Da muss man sich genau anschauen, was für Kräfte 
sich in der PDS durchsetzen. Jedenfalls glaube ich, dass 
unbedingt eine strategische Erlösung kommen müsste im 

Hinblick auf eine engere Ko- 

,,Mein Eindruck ist, dass sich die Par- 'Peration der ostdeutschen 
Sozialdemokratie und der PDS 

tei jetzt hängen lässt und sich führen in Ostdeutschland, Diese stra. 

lassen will." (Nahles) tegische Erlösung kann nur 
von Gerhard Schröder einge- 

leitet werden. Würde die Parteilinke da vorpreschen, er- 
reichen wir nur das Gegenteil. Wir können da Brücken 
bauen, weil wir auch über Jahre hinweg Kontakte haben, 
aber über diese Brücke gehen müssen andere in der SPD. 

Buntenbach: Dieses Motto des Halb-Zeit-Kongresses 
ist es ja zu sagen, wir wollten nicht nur eine andere Re- 
gierung sondern auch eine andere Politik. Die Frage was 
du an gesellschaftlichen Spielräumen aufmachen kannst, 
mit denen du auch auf eine Regierungspolitik Druck ma- 
chen kannst und musst durch die entsprechende gesell- 
schaftlichen Auseinandersetzungen. Das wird, denke ich, 
dann letztlich der entscheidende Punkt sein wo wir versu- 
chen können, Einfluß zu nehmen und gesellschaftliche 
Spielräume für Links wieder aufmachen können 

HALBZEIT FÜR ROT-GRÜN 

spw: Da muss ich noch mal nach Themen und Bünd- 
nispartnern fragen, weil euch vorhin außer WTO nicht be- 
sonders viel eingefallen ist. 

Nahles: Wir müssen davon ausgehen, dass sich linke 
Potentiale, die was anders auf die Tagesordnung heben 
wollen, momentan erst herausbilden müssen. Ich habe 
das Gefühl, dass verständlicherweise der Regierungswech- 
sel erst einmal eine Lähmung linksgerichteter Bewegun- 
gen, die sich vor dem Wahltag organisiert hatten, zur Fol- 
ge hatte, ob das die Erfurter waren oder andere. Die sind 
jetzt erst einmal auseinander gegangen und brauchen si- 
cherlich einfach eine Verarbeitungszeit um zu klären, was 
haben die jetzt eigentlich gemacht mit ihrer Regierungs- 
verantwortung, was ist da eigentlich gelaufen und was 
nicht? 

Zum zweiten scheinen mir die Gewerkschaften - als 
ein wichtiger Partner neben anderen - in den nächsten 
Jahren selber vor ganz vielen internen Veränderungen zu 
stehen. Ein Generationswechsel und die Frage, wie man 
Kampagnenfähigkeit organisieren kann sind nur zwei 
Beispiele. Wie man umgeht mit einer Regierung, die den 
Konsens nicht mehr begreift als ein Instrument, um zwei 
gegen eins zu spielen, sondern sich nur noch als Modera- 
tor von bestimmten Interessen versteht, ist ein weiterer 
Aspekt. Ich sehe außerdem einen riesigen Modernisie- 
rungsbedarf in den Gewerkschaften, was die Politikfor- 
men angebt. Kurzum, wichtige Bündnispartner, wie die 
Gewerkschaften sind selber nicht in der stärksten Position 
und auch nicht in der zugespitzten strategischen Situati- 
on, dass ich mir von denen bis 2002 einen knackigen Im- 
puls für die Linke erwarte. Der entscheidende Knack- 
punkt wäre jetzt die Rente gewesen. Und das war's nicht. 

Insoweit brauchen wir einerseits Verarbeitungszeit und 
Reflexionszeit in unserem Spektrum, damit sich da eine 
Sammlung neu bildet, aber zweitens können wir nicht 
mehr automatisch auf klassische Bündnispartner rekurrie- 
ren, die selber in schwierigen Formationsprozessen sind 
und drittens haben wir die Kommunikation zu neuen ge- 
sellschaftlichen Kräften, die sich da irgendwo tummeln 
noch nicht so ausgebaut, dass die sofort mit uns ins Boot 
steigen und in eine bestimmte Richtung rudern. Wir sind 
bündnispolitisch nicht in der besten Situation, gleichwohl 
dürfen wir mit unseren Anstrengungen, das zu organisie- 
ren, nicht nachlassen. 

Buntenbach: Es mangelt uns nicht an Themen -das 
wäre ein Missverständnis. Ich könnte da auf spannende 
Bücher hinweisen, die sich mit Teilhabe-Gesellschaft und 
Zukunftsfähigkeit beschäftigen. Es gibt aber das Problem, 
dass ich im Moment nicht weiss, welches dieser Themen 
mobilisierungsfähig ist, in dem Sinne, dass sich darum 
auch wirklich gesellschaftlich etwas kristallisieren würde. 
Das kannst du nicht von oben, weil du dir das so klug 
ausgedacht hast, bestimmen, sondern du kannst nur ver- 
suchen von Seiten der Linken Angebote zu machen, sich 
in Diskussionen einzumischen und das was gesellschaftlich 
abläuft auch aufzugreifen und zu verstärken. Dafür 
brauchst du diese Vernetzung innerhalb der Linken, damit 
du überhaupt eine Möglichkeit hast, handlungsfähig und 
wahrnehmbar zu sein. Das ist kein besonders attraktives 
Programm in dem Sinne, na ja in zwei Jahren haben wir 
das mit der Weltrevolution endlich gebacken gekriegt. 
Trotzdem kann das ein Weg sein - und ich sehe jedenfalls 
im Moment keinen anderen -aus dieser Marginalisierung 
linker Politikoptionen wieder herauszukommen. 

spw: Liebe Andrea, liebe Annelie, wir danken Euch für 
dieses Gespräch. SPW 
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stischen Dynamik betraf, was Konflikte über das Ausmaß 
und die Konkretion von Sozialstaatlichkeit keineswegs 
ausschloss. 

Die damalige Systemkonkurrenz, d. h. die Konfronta- 
tion mit der anderen Sozialtsaatlichkeit der staatssozialisti- 
schen Länder trug zweifellos dazu bei, dass in West- 
deutschland ein ungehemmter Kapitalismus auch von 
weiten Teilen der Unternehmerschaft nicht für vorteilhaft 
gehalten wurde; zudem trug der hohe Grad von organi- 
sierter Kooperation zwischen Arbeitgebern und Arbeit- 
nehmern in Westdeutschland zur Konkurrenzfähigkeit der 
Unternehmen der Bundesrepublik im sich aufbauenden 
Weltmarkt bei. 

Welchen Druck dieser ,,historische Kompromiss" aus- 
übte, wird daran deutlich, dass auch die liberale Partei 

I sich zuweilen zum Sozialstaat bekannte. Neoliberale Wirt- 
schaftskonzepte traten in der Bundesrepublik, verglichen 
mit anderen westlichen Gesellschaften, verspätet und zu- 
nächst nur zaghaft auf. 

Auf diese Weise erhielt zwischen den 50er und den 
70er Jahren des inzwischen vergangenen Jahrhunderts 
die Parteiendemokratie eine ziemlich solide Grundlage. 
Die Bevölkerung gewöhnte sich an die Konkurrenz von 
zwei Großparteien und einer kleineren Partei, ausgetra- 
gen vor allem in außenpolitischen, in rechtspolitischen, 
auch in sozialpolitischen Fragen, zugleich aber im Antago- 
nismus begrenzt durch die in einem breiten Spektrum 
vorhandene Übereinkunft, dass kollektive soziale Siche- 
rung notwendig und soziale Polarisierung zu vermeiden 
sei. Die starke und institutionalisierte Einflussposition der 
Gewerkschaften bildete eine wichtige Stütze dieses Poli- 
tiksystems. Ein bisschen mehr (die SPD) oder ein bisschen 
weniger (die Unionsparteien) waren die beiden großen 
politischen Lager auf die Berücksichtigung gewerkschaftli- 
cher Konzepte gewohnheitsmäßig eingestellt. 

Die Veränderung der politischen Landschaft 
Diese Konstellation wurde in den 80er Jahren brüchig. 
Dabei wirkten verschiedene Faktoren zusammen: In der 
Nachfolge der Studentenbewegung und mit dem Auf- 
treten einer neuen ,,grünen" Partei traten sogenannte 
,,postmaterialistische" Politikeinstellungen auf, forciert 
auch durch den Wechsel der Generationen. Unter der be- 
grifflich eher dubiosen Marke ,,Postmaterialismus" waren 
und sind höchst unterschiedliche politische Inhalte zu fin- 
den, die - wie inzwischen deutlich geworden ist - von 
dem Primat der Ökologie bis zur neoliberalen Abneigung 
gegenüber gewerkschaftlichen Positionen reichen. In der 
Entwicklung politischer Mentalitäten bringt dieser ,,Post- 
materialismus" zumeist ein Desinteresse an der ,,sozialen , 
Frage" mit sich, zu weiten Teilen auch die Vorstellung, der 
Staat solle sich aus der Regulierung des wirtschaftlich-so- 
zialen Lebens tunlichst heraushalten. 

Daneben hat sich - nicht nur in der FDP - ein menta- 
ler Trend entwickelt, der Modernisierung als eine robuste 
wirtschaftliche Konkurrenz der Individuen versteht, als 
Trennung von herkömmlichen kollektiven Strukturen so- 
zialer Sicherung, als Abschied vom Versorgungsstaat, im 
Interesse der ,,Leistungsträger". Hier gibt es durchaus Be- 
rührungspunkte zum ,,Postmaterialismus". 

Im gleichen Zuge entwickelte sich ein ,,Sozialdarwinis- 
mus von unten" auf der Verliererseite der Modernisie- 
rung, der naheliegenderweise auf zivilgesellschaftliche 
Umhüllung verzichtet und bei älteren Generationen eher 
resignative, bei der jüngeren aggressive Formen hat. Was 
die Parteiendemokratie angeht, ist hier die nachhaltige 

Distanzierung typisch, während ,,Postmaterialisten" und 
neoliberale ,,Leistungsträger" dazu neigen, von Fall zu Fall 
und ohne langfristige Bindung für diese oder jene Partei 
zu optieren. 

Selbstverständlich handelt es sich bei alldem nicht um 
frei schwebenden Mentalitätswandel, sondern um eine 
Entwicklung, die mit Veränderungen der Sozialstruktur 
zusammenhängt, mit dem Bedeutungsrückgang der al- 
ten Industrien, der Erosion des ,,NormalarbeitsverhäItnis- 
ses", der Individualisierung von Erfahrungen am Arbeits- 
platz. Dass gewerkschaftliche Organisierung für die nach- 
rückenden Generationen an Stellenwert - subjektiv - ver- 
liert, ist im selben Kontext zu erklären. 

Für kurze Zeit, am Ende der Regierungszeit von Hel- 
mut Kohl, schien es so, als würde sich noch einmal eine 
Politisierung der überkommenen Parteiendemokratie her- 
ausbilden, und zwar bestimmt durch die Frage nach dem 
Wegfall oder dem Erhalt der sozialstaatlichen Eigenschaf- 
ten des deutschen Gesell- 
schaftss~stems. Die uniOnsge- In dem Maße, in dem die Politik das 
führte Bundesregierung hatte 
dem Drängen der Unterneh- ,,Rheinischeu am deutschen Kapitalis- 

merschaft, der Ge- mus fallen Iäßt, zerfällt auch die hi- 
winnmaximierung im interna- 
tionalen Finanzmarkt agieren- storische Parteiendemokratie. 
der Aktiengesellschaften sozi- 
alstaatlichen ,,Ballastr' abzuwerfen, immer mehr nachge- 
geben. Die Opposition, angeführt von der SPD, schien 
demgegenüber eine Perspektive zu bieten, wie Moderni- 
sierungspolitik mit der grundsätzlichen Beibehaltung des 
,,Rheinischen" am deutschen Kapitalismus verbunden wer- 
den könne. 

Exakt diese Erwartung brachte der Opposition den Er- 
folg über Helmut Kohl, wobei im sozialdemokratischen 
Wahlterrain zum Teil die Meinung weit verbreitet war, 
auch eine sozialdemokratisch geführte Große Koalition sei 
geeignet, das deutsche sozialstaatliche Modell reforme- 
risch aufrecht zu erhalten und weiter zu führen. Dort, w o  
ein ,,rot-grünes Projekt" erhofft wurde, lag darin die ldee 
einer Alternative zum Neoliberalismus. 

Die Abschaffung des ,,Politischen" 
Die tatsächliche Entwicklung ist anders verlaufen. In der 
gegenwärtigen Parteienlandschaft ist die Thematik, die 
bei der letzten Bundestagswahl ausschlaggebend war, als 
Ort des gesellschaftlichen Konfliktes und Diskurses nicht 
mehr auffindbar. Sieht man von der PDS ab, die aus hi- 
storischen Gründen wohl kaum die richtige Partei ist, 
Substanzerhaltung und Methodenreform des ,,rheini- 
schen Kapitalismus" als ihr Thema zu vertreten,so reprä- 
sentiert derzeit keine Parlamentspartei in der Bundesrepu- 
blik die ldee eines modernisierten Sozialstaates. In der 
SPD wie in dern Unionsparteien und in geringerer Zahl 
auch bei den Grünen und in der FDP gibt es sozialpoliti- 
sche Traditionalisten, die - zumeist auf dieses oder jenes 
Klientelumfeld bezogen - sozialstaatliche Reste retten 
möchten, woraus aber kein ordnungspolitischer Diskurs 
oder Entwurf hervor geht; mehrheitlich aber herrscht in 
der Praxis all dieser Parteien die immer mehr zur Doktrin 
werdende Meinung vor, die Eigendynamik der Kapitalver- 
Wertung, zumal die globalisierte, lasse eine sozial gestal- 
tende Funktion der Politik strukturell nicht mehr zu, es 
komme also nur noch darauf an, durch einen günstigen 
Platz im internationalen wirtschaftlichen Wettbewerb sich 
Spielraum für materielle Konzessionen ans wählende Pu- 
blikum zu verschaffen. 
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Positionen und kündigen Mobilisierung an, und wenn es 
dann ernst wird, tun wir uns aus Rücksicht auf die SPD 
schwer. Es entsteht der Eindruck, wir versuchten, über 
Kompromisse der Konfrontation auszuweichen. 

Deswegen ist eine Veranstaltung wie diese ein guter 
Auftakt, um Probleme unserer Politik auszuwerten und 
daraus Konsequenzen zu ziehen. 

Es bedarf vielleicht noch weiterer solcher Veranstaltun- 
gen und auch regionaler Veranstaltungen, bei denen die- 
se Fragen insgesamt einen breiteren Kreis erreichen. Aus 
unserer Sicht ist es auf jeden Fall erforderlich, diese De- 
batte auch in den Gewerkschaften intensiv zu führen. Vie- 
le Kolleginnen und Kollegen haben die Einschätzung, dass 
sie eine bessere Bundesregierung als die jetzige in den 
nächsten zehn Jahre nicht bekommen werden. Ich glau- 
be, dass sie mit dieser Einschätzung sogar Recht haben. 
Gleichwohl kann dies kein Grund sein, berechtigte Kritik 
nicht vorzutragen und in der Gesellschaft für eine andere 
Politik zu mobilisieren. 

Das bewusstlose Projekt 
Die rot-grüne Katalyse des deutschen Parteiensystems 

Von Arno Klönne 

ufbau und Stabilisierung der parlamentarischen A Demokratie in Westdeutschland nach dem Unter- 
gang des ,,Dritten Reiches" haben sich, bedenkt 

man die 1945 gegebenen historischen Voraussetzungen, 
erstaunlich erfolgreich vollzogen. Diese Erfolgsgeschichte 
des Politiksystems der Alt-Bundesrepublik war bestimm- 
ten konstruktiv wirkenden Faktoren zu verdanken, die 
sich in knapper Form so beschreiben lassen: 

Zwar hatte für den Zusammenbruch des totalitären 
nationalsozialistischen Systems eine innerdeutsche Oppo- 

sition oder qar revolutionäre 

Dass ein Teil der Bevölkerung sich aus Bewegung keine Rolle gespielt 
(anders als beim Bruch mit 

der Politik zurück zieht, kann für die dem deutschen Obrigkeits- 

politische Klasse etwas durchaus Be- staat 91 @, aber die Resultate 
des antidemokratischen Re- 

ruhigendes haben gimes waren 1945 so eindeu- 
tig desaströs, dass eine neue, 

,,westliche", Staatsform bei der Mehrheit der westdeut- 
schen Bevölkerung Kredit erhielt. 

Historische Eckpfeiler des Projekts BRD 
Diesen konnte sie vor allem aus zwei Gründen nutzen 
und einlösen: Erstens verband sich mit dem neuen politi- 
schen System schon nach wenigen Jahren ein erstaunli- 
cher wirtschaftlicher Erfolg mit angenehmen sozial-mate- 
riellen Effekten für die Masse der Bürgerlnnen; zweitens 

Prof. Arno Klönne, lebt in Paderborn 

Wir müssen als Gewerkschaften - wir als IG Metall 
fangen jetzt damit an - eine Zukunftsdebatte führen, in 
der wir auch die von uns heute erörterten Punkte disku- 
tieren: Wie positionieren wir uns zum ,,Bündnis für Ar- 
beit", wie positionieren wir uns zur neuen Bundesregie- 
rung und zur SPD, und wie reagieren wir auf die Neube- 
stimmung des Verhältnisses der SPD zu uns von Seiten der 
SPD? 

Wenn wir uns hier nicht zu größerer Klarheit durchrin- 
gen und auch unsere eigene Politik auf die Gegebenhei- 
ten einstellen, dann wird die Mobilisierungskraft immer 
weiter abnehmen. Dies hätte erhebliche negative Konse- 
quenzen für unsere Organisation und die Gewerkschaf- 
ten im Allgemeinen. Deshalb müssen wir uns nun schnell 
an die Aufarbeitung der Kernfragen machen und Konse- 
quenzen ziehen. SPW 

' Rede zur Konferenz am 6.  September 2000 im DGB-Haus Köln 
(SPW-Leser/innenforum Rheinland) 

Foto: Christian Kiel (Berlin) 

iele von uns fragen sich, ob das, was von der neu- 
en Bundesregierung betrieben wird, nicht lediglich 

die Fortführung der alten Politik mit neuen Mitteln V '  
darstellt. Wenn man sich die aktuellen Vorschläge zur 

und Arbeitslosenhilfe entsprechend der Lohnentwicklung, 

entwickelte sich in der Alt-Bundesrepublik eine feste 
Struktur kollektiver sozialer Absicherung, die in ihrem so- 
zial ausgleichenden Charakter gesellschaftlich einen 
Grundkonsens sicherte und im internationalen Vergleich 
ein besonders hohes sozialstaatliches Niveau bedeutete. 
Dieser ,,rheinische", d. h. sozial-regulativ gebändigte Ka- 
pitalismus entsprach gewiss nicht weiter gehenden soziali- 
stischen Vorstellungen aus der Tradition der Arbeiterbe- 
wegung, aber er knüpfte in seiner Praxis an wichtige Teile 
derselben an und wurde für die Sozialdemokratie und die 
Gewerkschaften weitgehend identifikationsfähig. 

Sozioökonomisch und ideologisch stellte der ,,histori- 
sche Komnpromiss" in Sachen Kapitalismus und Sozial- 
staat den Boden bereit, auf dem der zweite Versuch einer 
parlamentarischen, von der Bevölkerung getragenen und 
akzeptierten Demokratie in der deutschen Geschichte ge- 
lang. Entscheidend dafür war eine informelle ,,Große Ko- 
alition" zwischen den beiden großen Volksparteien, die - 
trotz zuweilen heftiger Kontroversen in anderen Politikfel- 
dern - die Grundfragen sozialer Regulierung der kapitali- 

Rentenreform anschaut oder auch das, was als Haushalts- 
begleitgesetze vor einigen Monaten im Rahmen des so 
genannten Sparpakets daherkam, dann ist diese Sicht- 
weise verständlich. 

Beim Sparpaket erinnere ich nur noch einmal an drei 
wichtige Punkte: die Streichung der originären Arbeitslo- 
senhilfe, die Nicht-Dynamisierung von Arbeitslosengeld 

sondern lediglich eine Anpassung an die Inflationsrate in 
den nächsten beiden Jahren, und der dritte, meines Er- 
achtens ganz einschneidende Punkt, nämlich die Frage 
der Rentenbeiträge für Arbeitslosenhilfebezieher. 

Früher wurden bei den betroffenen Kolleginnen und 
Kollegen auf Basis von 80 Prozent des ursprünglichen Ein- 
kommens Rentenbeiträge abgeführt. Entsprechend dieser 
Beiträge berechnete sich später ihre Rente. Heute ist es 
so, dass nur noch der ausgezahlte Betrag der Arbeitslo- 
senhilfe für die Berechnung der Rentenbeiträge maßge- 
bend ist. 

Die Konsequenz dieser Änderung möchte ich an ei- 
nem Beispiel verdeutlichen: Wer früher 5.000 DMIbrutto 
verdiente, für den wurden während des Bezugs von Ar- 
beitslosenhilfe Rentenbeiträge auf Basis von 4.000 DM 
abgeführt. Das entspricht knapp einem Rentenpunkt pro 
Jahr der Arbeitslosigkeit. Bei dem genannten ehemaligen 
Bruttoverdienst von 5000 DM erhält man eine Arbeitslo- 
senhilfe (ohne Anrechnung von Einkommen) von rund 
1.500 DM. 

Nur diese 1.500 DM werden heute zur Grundlage der 
Rentenbeiträge genommen. Das entspricht nur knapp ei- 
nem drittel Rentenpunkt, statt eines Rentenpunktes für 
die Betroffenen, also 213 weniger Rente für den Zeitraum 
der Arbeitslosigkeit! Noch schlechter sieht es für diejeni- 

Zwei Jahre Rot-Grün - 
Politik braucht 

Von Horst Schmitthenner* 

gen aus, die gar keine Arbeitslosenhilfe bekommen, weil 
sie nicht bedürftig im Sinne des Gesetzes sind. 

Zur Rentenreform will ich nachher noch einiges sa- 
gen. Aber schon bei den genannten Punkten fragen sich 
natürlich viele, ob sich mit dem Regierungswechsel über- 
haupt irgend etwas geändert hat. 

Zum Politikkonzept der Regierung: Der dritte Weg 
Meine These lautet: Was heutzutage unter dem Stichwort 
,,Dritter Weg" betrieben wird, unterscheidet sich in der 
Art und Weise schon qualitativ von der neoliberalen Politik 
der alten Bundesregierung. Damit will ich nicht gesagt 
haben, dass das, was hinten raus kommt, für die Betrof- 
fenen unbedingt besser ist. Aber es ist eine andere Art 
und Weise, und wir müssen uns bei einer Halbzeitkonfe- 
renz schon gesondert mit dem Konzept des ,,Dritten We- 
ges" auseinander setzen 

Dritte Wege hat es in der Geschichte ja schon einige 
gegeben. Das fing vielleicht an mit dem Austromarxismus 
und der KPO, die da sagten, 
wir wollen einen dritten Weg 
zwischen orthodoxem Kom- Nicht mehr die Unternehmer tragen 
munismus und der klassischen das unternehmerische Risiko, sondern 
Sozialdemokratie gehen. Aber 
auch die SPD hat sich immer die Arbeitnehmerinnen und Arbeit- 

als Partei des dritten Weges nehmer, 
begriffen, nämlich als Alterna- 
tive zwischen orthodoxem 
Kommunismus einerseits und Kapitalismus andererseits, 
das heißt: Anerkennung des Kapitalismus aber dessen so- 
ziale Reformierung. Nun scheint sich ein neuer dritter 
Weg gebahnt zu haben: zwischen dem neoliberalen Weg 
und dem der klassischen SPD. 

Gerhard Schröder hat seine spin-doctors, die diesen 
Faden aufnehmen und versuchen, entsprechende angel- 
sächsische Konzepte für die Bundesrepublik Deutschland 
zu propagieren und gangbar zu machen. Ich denke, das 
Charakteristische am ,,Dritten Weg", der hier eingeschla- 
gen wird, lässt sich gut anhand der Entwicklungslinien 
des ,,Bündnisses für Arbeit" darstellen. 

,,Dritter Weg" und ,,Bündnis für Arbeit" 
Zwar ist auch die alte Bundesregierung erst einmal auf 
den Vorschlag der Gewerkschaften für ein ,,Bündnis für 
Arbeit" eingegangen. Doch relativ schnell ging sie dazu 
über, Maßnahmen zu ergreifen, die dieses Bündnis auf je- 

* Horst Schmitthenner ist geschäesführendes Vorstandsmitglied der 
Industriegewerkschaft Metall 
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beschreiben. Die neue Formel heißt heute: Teilung des 
wirtschaftlichen Risikos. Nicht mehr die Unternehmer tra- 
gen das unternehmerische Risiko, sondern die Arbeitneh- 
merinnen und Arbeitnehmer haben es zu einem großen 
Teil mit zu tragen. 

Da heißt es zum Beispiel: „Was gut für den Standort 
ist, ist letztlich gut für alle." Es läuft auf den Appell hin- 
aus, eine nationale Wettbewerbsgemeinschaft zu bilden, ~. .....- h" W..- TDI-QC.-"+.s, - * - 

.* CI .-. .. -,. .- ---..-. --..- j die sich in einem Unterbietungswettbewerb gegen ande- 
. - * i  rr --I W 
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Argumente und Perspektiven 

den Fall platzen lassen mussten. Meines Erachtens stand 
die neoliberale Einschätzung dahinter, die unterschiedli- 
chen Gruppen in der Gesellschaft als Lobbygruppen anzu- 
sehen, die dem Gemeinwohl entgegen stehen. 

Die neue Bundesregierung verfolgt hingegen ein kor- 
poratistisches Konzept, das darauf zielt, die unterschiedli- 
chen gesellschaftlichen Gruppen einzubinden und als Be- 

standteil einer demokratischen 

Es geht um so genannte ,,win-win"- Kultur zu begreifen. Damit 
verbunden ist das Bekenntnis 

Strategien, also Strategien, bei denen der Bundesregierung, keine 

jeder Beteiligte profitiert. ,,Laissez-faire-Politik" machen 
zu wollen, sondern Politik zu 
gestalten. Allerdings unter der 

Prämisse, dass die ,,aktive politische Gestaltung" nicht die 
,,Gesetze des Weltmarktes" unterlaufen dürfe. 

Hier ordnet sich auch die rot-grüne Sozialstaatspolitik 
ein. Sie sagen „Ja" zum Sozialstaat, aber diesen Sozialstaat 
sollen die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer selbst 
bezahlen. Der Weltmarkt erlaube es einfach nicht mehr, 
dass sich die Arbeitgeber in der bisherigen Form an der Fi- 
nanzierung beteiligen. So die Auffassung der Bundesre- 
gierung und ihrer wissenschaftlichen Vordenker. 

Den sozialstaatlich geprägten Klassenkompromiss der 
Nachkriegsordnung bis in die 70er Jahre kann man mit 
der Formel ,,Vollbeschäftigung und Beteiligung der ab- 
hängig Beschäftigten an den Einkommenszuwächsen" 

so genannte ,,win-win"-Strategien, also Strategien, bei 
denen jeder Beteiligte profitiert, 2.B. im Bereich der Bil- 
dungspolitik. Die Qualifizierungspolitik der neuen Bundes- 
regierung unterscheidet sich von der alten in dem Sinne, 
dass die Notwendigkeit erkannt wird, mehr für die Bil- 
dung zu tun. Das bringt sowohl den Arbeitnehmerlnnen 
etwas als auch dem Standort. Eine entscheidende Frage 
bleibt aber auch hier, wer eine ausgeweitete Bildungspoli- 
tik bezahlen soll und welchen Inhalt sie hat. 

Gleichwohl bleibt das dominierende Element im 
,,Bündnis für Arbeit" die angesprochene Unterordnung 
der Politik unter die Erfordernisse der Wettbewerbsfähig- 
keit. 

Wieso beteiligen sich Gewerkschaften an diesem 
,,Bündnis für Arbeit"? Seit zwei Jahren sitzen wir nun 
schon in den Bündnisrunden. Wir erklären als IG Metall 
zwar immer tapfer, dass die Tarifpolitik im Bündnis keine 
Rolle zu spielen hat. Wenn man sich allerdings die Tarifer- 
gebnisse anschaut, dann kann sehr wohl der Eindruck 
entstehen, dass es hier einen Zusammenhang gibt. 

Insoweit stellt sich die Frage, warum lassen wir uns 
einbinden, und warum lassen sich andere einbinden? 

Die Gründe, warum sich die Arbeitgeber einbinden 
lassen, sind meines Erachtens klar. Sie profitieren von die- 
ser Strategie. Aber warum lassen wir uns, warum lassen 
sich IG Metall und Gewerkschaften insgesamt eigentlich 
einbinden? Ich denke, der erste Punkt, der auch vom 
Max-Planck-Institut und anderen in die Debatte gebracht 
wird, ist folgender Argumentationsstrang: 

Der internationale Wettbewerb führt zwingend dazu, 
dass Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer keine ange- 
messenen Tariferhöhungen mehr erhalten können. Die 
Zielsetzung, Einkommensverbesserungen und eine Teilha- 
be der abhängig Beschäftigten am wachsenden gesell- 
schaftlichen Reichtum durchzusetzen, kann demnach 
nicht mehr das Handlungsfeld der Gewerkschaften sein. 

Aber dafür erhalten die Gewerkschaften von der Re- 
gierungsseite gewissermaßen eine institutionelle Bestands- 
garantie: ,,Ihr dürft mitmachen im ,Bündnis für Arbeit'. 
Wir bieten euch mit dem ,Bündnis für Arbeit' die Chance, 
euch in der Öffentlichkeit zu präsentieren und darzustel- 
len, dass Gewerkschaften noch handlungsfähig sind." 

Meines Erachtens muss eine solche Strategie aber 
letztlich scheitern. Wir werden als Gewerkschaften nur 
solange gebraucht, wie wir stark sind. Stark sind wir je- 
doch nur bei hoher Mitgliederzahl und solange, wie wir , 

auch in der Lage sind, für unsere Mitglieder - und mit un- 
seren Mitgliedern - eine angemessene Tarifpolitik und 
eine angemessene Sozialstaatspolitik zu betreiben; oder 
kurz: Selbst wenn man diesen regierungs- und kapital- 
partnerschaftlichen Kurs zur Kompromissfindung mit- 
macht, bekommt man nichts, wenn man nicht mobilisie- 
rungsfähig und damit machtpolitisch bedeutend in solche 
Konsensrunden geht. 

Gleichwohl ist der Versuch der Einbindung der Ge- 
werkschaften charakteristisch für rot-grüne Arbeitsmarkt- 
und Sozialpolitik. Die konkreten Gesetze, die zwischen- 
zeitlich verabschiedet wurden oder die in der Debatte 
sind, lassen sich meines Erachtens in diese Strategie ein- 
ordnen. Zum Sparpaket habe ich bereits kurz etwas ge- 
sagt. 

Rot-grüne Rentenreform 
Nun zu den aktuellen Rentenplänen als weiterem bedeu- 
tendem Beispiel für die Regierungspolitik nach diesem 
Muster. Ich denke, auch in diesem Politikfeld wird völlig 

! offensichtlich, wie rot-grüne Sozialpolitik betrieben wer- 
den soll. Faktisch entwickeln sich die Rentenpläne, wie sie 
momentan vom Bundesarbeitsministerium und der SPD 
vertreten werden, noch eklatanter als die von Blüm ins 
Werk gesetzte Rentenreform. Vor der Bundestagswahl 
1998 hatte die SPD diese blümsche Rentenreform noch 
als unsozial kritisiert und versprochen, sie auszusetzen und 
durch eine sozialere Reform zu ersetzen. 

Die Reform von Blüm zielte darauf ab, das Rentenni- 
veau eines so genannten Eckrentners, der 45 Jahre 
durchschnittliche Rentenversicherungsbeiträge bezahlt 
hat, von heute 70 Prozent auf nur noch 64 Prozent sei- 
nes durchschnittlichen Nettolohnes abzusenken. 

Wenn man bedenkt, wie wenig Menschen heute und 
in Zukunft überhaupt noch 45 Jahre durchgehend arbei- 
ten, wird klar, dass der Eckrentner eine rein statistische 
Größe darstellt und in der Realität immer seltener vor- 
kommt. Heute erreichen nicht einmal 50 Prozent der 
Männer und nur ein Bruchteil der Frauen überhaupt die- 
se Eckrente. 

Aber ich nehme den Eckrentner jetzt trotzdem als Bei- 
spiel, weil eine Niveausenkung natürlich alle Renten be- 
trifft. Wie erwähnt, erhalten Eckrentner heute 70 Prozent 
ihres durchschnittlichen Einkommens und nach den aktu- 
ellen Vorschlägen von Walter Riester soll das Rentenniveau 
sogar auf unter 62 Prozent heruntergehen. Gleichzeitig 
sagt die Bundesregierung: ,,Davon kann natürlich kaum 
einer leben, und deshalb schlagen wir vor, mittelfristig 4 
Prozent des Einkommens für eine private, zusätzliche Al- 
tersvorsorge anzusparen." 

Hier wiederholt sich das Muster, dass die Arbeitneh- 
merinnen und Arbeitnehmer den Sozialstaat allein finan- 
zieren sollen: Denn während die Beiträge zur gesetzlichen 
Rente von Arbeitnehmern und Arbeitgebern je zur Hälfte 
getragen werden, sollen die abhängig Beschäftigten die 
geplanten 4 Prozent für die private Altersvorsorge aus ei- 
gener Tasche zahlen. 

Und dieses Modell, so es durchgesetzt wird, gilt auch 
i für die anderen sozialen Sicherungssysteme. Zwar werden 

auch heute die von den Arbeitgebern zu zahlenden Ren- 
tenbeiträge letztlich von den Arbeitnehmerinnen und Ar- 
beitnehmern erwirtschaftet. Aber es ist ein erheblicher 
Unterschied, ob sich die Arbeitgeber diesen Teil der Wert- 
schöpfung als Profit in die Tasche stecken können oder ins 
Rentensystem einzahlen müssen. 

Der geplante Systemwechsel hin zur privaten Alters- 
vorsorge wird immer wieder damit begründet, dass ohne 
Reform die Sozialversicherungsbeiträge unerträglich an- 
steigen würden. Es gibt Prognosen des BMA, die ohne 
Rentenreform einen Rentenversicherungsbeitrag von 24 
Prozent voraussagen. 

Ich sage nur: 24 Prozent Rentenversicherungsbeitrag 
hieße 12 Prozent für die Arbeitgeber und 12 Prozent für 
die Arbeitnehmer. 

Der Vorschlag von Walter Riester bedeutet jedoch, 1 1  
Prozent für die Arbeitgeber und 15 Prozent für die Ar- 
beitnehmer! Das heißt, die Arbeitnehmerinnen und Ar- 
beitnehmer sollen mehr bezahlen.als bisher und erhalten 
dafür aber ein niedrigeres gesetzliches Rentenniveau. 

Das ist Umverteilungspolitik von unten nach oben. 
Zum Sparpaket habe ich etwas gesagt, zur Rentenreform 
habe ich etwas gesagt. Zum SGB III - dem Arbeitsförde- 
rungsrecht - sage ich nur soviel: Ich halte es noch nicht 
für ausgemacht, dass überhaupt eine SGB Ill-Reform 
kommen wird. Die Bundesregierung kündigt zwar immer 
an, eine SGB Ill-Reform vorlegen zu wollen. Allerdings 
wird dieses Reformvorhaben alle fünf Monate um sechs 
Monate verschoben. 

Inhaltlich wird es beim SGB III insbesondere darum 
gehen, die Harmonisierung von Arbeitslosenhilfe und So- 
zialhilfe zu verhindern. Denn Harmonisierung von Arbeits- 
losenhilfe und Sozialhilfe heißt 
im Kern nichts anderes als die Gleichwohl ist der Versuch der Ein- 
Abschaffuna der Arbeitslosen- 
hilfe. bindung der Gewerkschaften charak- 

Darüber hinaus wird es Si- teristisch für rot-grüne Arbeitsmarkt- 
cherlich auch darum gehen, 
dass die bestehenden Instru- und 
mente der aktiven Arbeits- 
marktpolitik nicht in repressive Elemente umschlagen. Es 
ist ja nichts dagegen zu sagen, dass Arbeitsbeschaffungs- 
maßnahmen, Qualifizierungsmaßnahmen und Ähnliches 
erwerbslosen Kolleginnen und Kollegen angeboten wer- 
den. Diese Angebote sollten meines Erachtens sogar noch 
ausgebaut werden. 

Die entscheidenden Fragen sind aber erstens, welche 
Qualität haben diese Maßnahmen inhaltlich; zweitens, 
wie werden sie bezahlt und drittens, was passiert, wenn 
die Betroffenen aus guten Gründen solche Maßnahmen 
ablehnen? 

Das sind die eigentlichen Auseinandersetzungspunkte. 
Auch darauf werden wir sicherlich zu achten haben. 

Was tun? 
Zum Schluß stellt sich natürlich immer die Frage, was kön- 
nen wir tun? Nach meinem Eindruck sind viele Kolleginnen 
und Kollegen in den Gewerkschaften, aber auch außerhalb 
der Gewerkschaften nach wie vor enttäuscht. Viele hatten 
gehofft, dass nach dem Regierungswechsel 1998 die Din- 
ge nach vorne bewegt werden könnten. Jetzt herrscht der 
Eindruck vor, es entwickelt sich nach hinten und dieser Ein- 
druck ist ja vielfach auch nicht falsch. 

Ich meine, der erste wichtige Schritt ist, die Konzepte 
der neuen Bundesregierung zu diskutieren und unsere 
Einschätzungen auszutauschen - so wie wir es hier auf 
der Halbzeitkonferenz beginnen. Wo unterscheiden sich 
die neuen rot-grünen Konzepte von denen der alten Re- 
gierung? Wo sehen wir Gemeinsamkeiten? 

Es ist wichtig, sich in gemeinsamen Debatten in dieser 
Frage Klarheit zu verschaffen. Mein Eindruck ist, viele von 
uns sind noch gar nicht so weit, und wir als IG Metall sind 
auch noch nicht so weit in der Frage, wie wir uns insge- 
samt positionieren sollten. Dies zeigt auch die aktuelle Ren- 
tenpolitik der IG Metall. Zwar bleiben wir nach wie vor bei 
den von uns inhaltlich formulierten Positionen. Aber wenn 
es dann ernst wird, dann scheuen wir immer noch Konflikte 
mit der Bundesregierung. Die Folgen sind meines Erachtens 
noch gar nicht absehbar. Die Enttäuschung vieler Kollegin- 
nen und Kollegen ist groß: Erst formulieren wir inhaltliche 
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beschreiben. Die neue Formel heißt heute: Teilung des 
wirtschaftlichen Risikos. Nicht mehr die Unternehmer tra- 
gen das unternehmerische Risiko, sondern die Arbeitneh- 
merinnen und Arbeitnehmer haben es zu einem großen 
Teil mit zu tragen. 

Da heißt es zum Beispiel: „Was gut für den Standort 
ist, ist letztlich gut für alle." Es läuft auf den Appell hin- 
aus, eine nationale Wettbewerbsgemeinschaft zu bilden, ~. .....- h" W..- TDI-QC.-"+.s, - * - 
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Argumente und Perspektiven 

den Fall platzen lassen mussten. Meines Erachtens stand 
die neoliberale Einschätzung dahinter, die unterschiedli- 
chen Gruppen in der Gesellschaft als Lobbygruppen anzu- 
sehen, die dem Gemeinwohl entgegen stehen. 

Die neue Bundesregierung verfolgt hingegen ein kor- 
poratistisches Konzept, das darauf zielt, die unterschiedli- 
chen gesellschaftlichen Gruppen einzubinden und als Be- 

standteil einer demokratischen 

Es geht um so genannte ,,win-win"- Kultur zu begreifen. Damit 
verbunden ist das Bekenntnis 

Strategien, also Strategien, bei denen der Bundesregierung, keine 

jeder Beteiligte profitiert. ,,Laissez-faire-Politik" machen 
zu wollen, sondern Politik zu 
gestalten. Allerdings unter der 

Prämisse, dass die ,,aktive politische Gestaltung" nicht die 
,,Gesetze des Weltmarktes" unterlaufen dürfe. 

Hier ordnet sich auch die rot-grüne Sozialstaatspolitik 
ein. Sie sagen „Ja" zum Sozialstaat, aber diesen Sozialstaat 
sollen die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer selbst 
bezahlen. Der Weltmarkt erlaube es einfach nicht mehr, 
dass sich die Arbeitgeber in der bisherigen Form an der Fi- 
nanzierung beteiligen. So die Auffassung der Bundesre- 
gierung und ihrer wissenschaftlichen Vordenker. 

Den sozialstaatlich geprägten Klassenkompromiss der 
Nachkriegsordnung bis in die 70er Jahre kann man mit 
der Formel ,,Vollbeschäftigung und Beteiligung der ab- 
hängig Beschäftigten an den Einkommenszuwächsen" 

so genannte ,,win-win"-Strategien, also Strategien, bei 
denen jeder Beteiligte profitiert, 2.B. im Bereich der Bil- 
dungspolitik. Die Qualifizierungspolitik der neuen Bundes- 
regierung unterscheidet sich von der alten in dem Sinne, 
dass die Notwendigkeit erkannt wird, mehr für die Bil- 
dung zu tun. Das bringt sowohl den Arbeitnehmerlnnen 
etwas als auch dem Standort. Eine entscheidende Frage 
bleibt aber auch hier, wer eine ausgeweitete Bildungspoli- 
tik bezahlen soll und welchen Inhalt sie hat. 

Gleichwohl bleibt das dominierende Element im 
,,Bündnis für Arbeit" die angesprochene Unterordnung 
der Politik unter die Erfordernisse der Wettbewerbsfähig- 
keit. 

Wieso beteiligen sich Gewerkschaften an diesem 
,,Bündnis für Arbeit"? Seit zwei Jahren sitzen wir nun 
schon in den Bündnisrunden. Wir erklären als IG Metall 
zwar immer tapfer, dass die Tarifpolitik im Bündnis keine 
Rolle zu spielen hat. Wenn man sich allerdings die Tarifer- 
gebnisse anschaut, dann kann sehr wohl der Eindruck 
entstehen, dass es hier einen Zusammenhang gibt. 

Insoweit stellt sich die Frage, warum lassen wir uns 
einbinden, und warum lassen sich andere einbinden? 

Die Gründe, warum sich die Arbeitgeber einbinden 
lassen, sind meines Erachtens klar. Sie profitieren von die- 
ser Strategie. Aber warum lassen wir uns, warum lassen 
sich IG Metall und Gewerkschaften insgesamt eigentlich 
einbinden? Ich denke, der erste Punkt, der auch vom 
Max-Planck-Institut und anderen in die Debatte gebracht 
wird, ist folgender Argumentationsstrang: 

Der internationale Wettbewerb führt zwingend dazu, 
dass Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer keine ange- 
messenen Tariferhöhungen mehr erhalten können. Die 
Zielsetzung, Einkommensverbesserungen und eine Teilha- 
be der abhängig Beschäftigten am wachsenden gesell- 
schaftlichen Reichtum durchzusetzen, kann demnach 
nicht mehr das Handlungsfeld der Gewerkschaften sein. 

Aber dafür erhalten die Gewerkschaften von der Re- 
gierungsseite gewissermaßen eine institutionelle Bestands- 
garantie: ,,Ihr dürft mitmachen im ,Bündnis für Arbeit'. 
Wir bieten euch mit dem ,Bündnis für Arbeit' die Chance, 
euch in der Öffentlichkeit zu präsentieren und darzustel- 
len, dass Gewerkschaften noch handlungsfähig sind." 

Meines Erachtens muss eine solche Strategie aber 
letztlich scheitern. Wir werden als Gewerkschaften nur 
solange gebraucht, wie wir stark sind. Stark sind wir je- 
doch nur bei hoher Mitgliederzahl und solange, wie wir , 

auch in der Lage sind, für unsere Mitglieder - und mit un- 
seren Mitgliedern - eine angemessene Tarifpolitik und 
eine angemessene Sozialstaatspolitik zu betreiben; oder 
kurz: Selbst wenn man diesen regierungs- und kapital- 
partnerschaftlichen Kurs zur Kompromissfindung mit- 
macht, bekommt man nichts, wenn man nicht mobilisie- 
rungsfähig und damit machtpolitisch bedeutend in solche 
Konsensrunden geht. 

Gleichwohl ist der Versuch der Einbindung der Ge- 
werkschaften charakteristisch für rot-grüne Arbeitsmarkt- 
und Sozialpolitik. Die konkreten Gesetze, die zwischen- 
zeitlich verabschiedet wurden oder die in der Debatte 
sind, lassen sich meines Erachtens in diese Strategie ein- 
ordnen. Zum Sparpaket habe ich bereits kurz etwas ge- 
sagt. 

Rot-grüne Rentenreform 
Nun zu den aktuellen Rentenplänen als weiterem bedeu- 
tendem Beispiel für die Regierungspolitik nach diesem 
Muster. Ich denke, auch in diesem Politikfeld wird völlig 

! offensichtlich, wie rot-grüne Sozialpolitik betrieben wer- 
den soll. Faktisch entwickeln sich die Rentenpläne, wie sie 
momentan vom Bundesarbeitsministerium und der SPD 
vertreten werden, noch eklatanter als die von Blüm ins 
Werk gesetzte Rentenreform. Vor der Bundestagswahl 
1998 hatte die SPD diese blümsche Rentenreform noch 
als unsozial kritisiert und versprochen, sie auszusetzen und 
durch eine sozialere Reform zu ersetzen. 

Die Reform von Blüm zielte darauf ab, das Rentenni- 
veau eines so genannten Eckrentners, der 45 Jahre 
durchschnittliche Rentenversicherungsbeiträge bezahlt 
hat, von heute 70 Prozent auf nur noch 64 Prozent sei- 
nes durchschnittlichen Nettolohnes abzusenken. 

Wenn man bedenkt, wie wenig Menschen heute und 
in Zukunft überhaupt noch 45 Jahre durchgehend arbei- 
ten, wird klar, dass der Eckrentner eine rein statistische 
Größe darstellt und in der Realität immer seltener vor- 
kommt. Heute erreichen nicht einmal 50 Prozent der 
Männer und nur ein Bruchteil der Frauen überhaupt die- 
se Eckrente. 

Aber ich nehme den Eckrentner jetzt trotzdem als Bei- 
spiel, weil eine Niveausenkung natürlich alle Renten be- 
trifft. Wie erwähnt, erhalten Eckrentner heute 70 Prozent 
ihres durchschnittlichen Einkommens und nach den aktu- 
ellen Vorschlägen von Walter Riester soll das Rentenniveau 
sogar auf unter 62 Prozent heruntergehen. Gleichzeitig 
sagt die Bundesregierung: ,,Davon kann natürlich kaum 
einer leben, und deshalb schlagen wir vor, mittelfristig 4 
Prozent des Einkommens für eine private, zusätzliche Al- 
tersvorsorge anzusparen." 

Hier wiederholt sich das Muster, dass die Arbeitneh- 
merinnen und Arbeitnehmer den Sozialstaat allein finan- 
zieren sollen: Denn während die Beiträge zur gesetzlichen 
Rente von Arbeitnehmern und Arbeitgebern je zur Hälfte 
getragen werden, sollen die abhängig Beschäftigten die 
geplanten 4 Prozent für die private Altersvorsorge aus ei- 
gener Tasche zahlen. 

Und dieses Modell, so es durchgesetzt wird, gilt auch 
i für die anderen sozialen Sicherungssysteme. Zwar werden 

auch heute die von den Arbeitgebern zu zahlenden Ren- 
tenbeiträge letztlich von den Arbeitnehmerinnen und Ar- 
beitnehmern erwirtschaftet. Aber es ist ein erheblicher 
Unterschied, ob sich die Arbeitgeber diesen Teil der Wert- 
schöpfung als Profit in die Tasche stecken können oder ins 
Rentensystem einzahlen müssen. 

Der geplante Systemwechsel hin zur privaten Alters- 
vorsorge wird immer wieder damit begründet, dass ohne 
Reform die Sozialversicherungsbeiträge unerträglich an- 
steigen würden. Es gibt Prognosen des BMA, die ohne 
Rentenreform einen Rentenversicherungsbeitrag von 24 
Prozent voraussagen. 

Ich sage nur: 24 Prozent Rentenversicherungsbeitrag 
hieße 12 Prozent für die Arbeitgeber und 12 Prozent für 
die Arbeitnehmer. 

Der Vorschlag von Walter Riester bedeutet jedoch, 1 1  
Prozent für die Arbeitgeber und 15 Prozent für die Ar- 
beitnehmer! Das heißt, die Arbeitnehmerinnen und Ar- 
beitnehmer sollen mehr bezahlen.als bisher und erhalten 
dafür aber ein niedrigeres gesetzliches Rentenniveau. 

Das ist Umverteilungspolitik von unten nach oben. 
Zum Sparpaket habe ich etwas gesagt, zur Rentenreform 
habe ich etwas gesagt. Zum SGB III - dem Arbeitsförde- 
rungsrecht - sage ich nur soviel: Ich halte es noch nicht 
für ausgemacht, dass überhaupt eine SGB Ill-Reform 
kommen wird. Die Bundesregierung kündigt zwar immer 
an, eine SGB Ill-Reform vorlegen zu wollen. Allerdings 
wird dieses Reformvorhaben alle fünf Monate um sechs 
Monate verschoben. 

Inhaltlich wird es beim SGB III insbesondere darum 
gehen, die Harmonisierung von Arbeitslosenhilfe und So- 
zialhilfe zu verhindern. Denn Harmonisierung von Arbeits- 
losenhilfe und Sozialhilfe heißt 
im Kern nichts anderes als die Gleichwohl ist der Versuch der Ein- 
Abschaffuna der Arbeitslosen- 
hilfe. bindung der Gewerkschaften charak- 

Darüber hinaus wird es Si- teristisch für rot-grüne Arbeitsmarkt- 
cherlich auch darum gehen, 
dass die bestehenden Instru- und 
mente der aktiven Arbeits- 
marktpolitik nicht in repressive Elemente umschlagen. Es 
ist ja nichts dagegen zu sagen, dass Arbeitsbeschaffungs- 
maßnahmen, Qualifizierungsmaßnahmen und Ähnliches 
erwerbslosen Kolleginnen und Kollegen angeboten wer- 
den. Diese Angebote sollten meines Erachtens sogar noch 
ausgebaut werden. 

Die entscheidenden Fragen sind aber erstens, welche 
Qualität haben diese Maßnahmen inhaltlich; zweitens, 
wie werden sie bezahlt und drittens, was passiert, wenn 
die Betroffenen aus guten Gründen solche Maßnahmen 
ablehnen? 

Das sind die eigentlichen Auseinandersetzungspunkte. 
Auch darauf werden wir sicherlich zu achten haben. 

Was tun? 
Zum Schluß stellt sich natürlich immer die Frage, was kön- 
nen wir tun? Nach meinem Eindruck sind viele Kolleginnen 
und Kollegen in den Gewerkschaften, aber auch außerhalb 
der Gewerkschaften nach wie vor enttäuscht. Viele hatten 
gehofft, dass nach dem Regierungswechsel 1998 die Din- 
ge nach vorne bewegt werden könnten. Jetzt herrscht der 
Eindruck vor, es entwickelt sich nach hinten und dieser Ein- 
druck ist ja vielfach auch nicht falsch. 

Ich meine, der erste wichtige Schritt ist, die Konzepte 
der neuen Bundesregierung zu diskutieren und unsere 
Einschätzungen auszutauschen - so wie wir es hier auf 
der Halbzeitkonferenz beginnen. Wo unterscheiden sich 
die neuen rot-grünen Konzepte von denen der alten Re- 
gierung? Wo sehen wir Gemeinsamkeiten? 

Es ist wichtig, sich in gemeinsamen Debatten in dieser 
Frage Klarheit zu verschaffen. Mein Eindruck ist, viele von 
uns sind noch gar nicht so weit, und wir als IG Metall sind 
auch noch nicht so weit in der Frage, wie wir uns insge- 
samt positionieren sollten. Dies zeigt auch die aktuelle Ren- 
tenpolitik der IG Metall. Zwar bleiben wir nach wie vor bei 
den von uns inhaltlich formulierten Positionen. Aber wenn 
es dann ernst wird, dann scheuen wir immer noch Konflikte 
mit der Bundesregierung. Die Folgen sind meines Erachtens 
noch gar nicht absehbar. Die Enttäuschung vieler Kollegin- 
nen und Kollegen ist groß: Erst formulieren wir inhaltliche 
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Positionen und kündigen Mobilisierung an, und wenn es 
dann ernst wird, tun wir uns aus Rücksicht auf die SPD 
schwer. Es entsteht der Eindruck, wir versuchten, über 
Kompromisse der Konfrontation auszuweichen. 

Deswegen ist eine Veranstaltung wie diese ein guter 
Auftakt, um Probleme unserer Politik auszuwerten und 
daraus Konsequenzen zu ziehen. 

Es bedarf vielleicht noch weiterer solcher Veranstaltun- 
gen und auch regionaler Veranstaltungen, bei denen die- 
se Fragen insgesamt einen breiteren Kreis erreichen. Aus 
unserer Sicht ist es auf jeden Fall erforderlich, diese De- 
batte auch in den Gewerkschaften intensiv zu führen. Vie- 
le Kolleginnen und Kollegen haben die Einschätzung, dass 
sie eine bessere Bundesregierung als die jetzige in den 
nächsten zehn Jahre nicht bekommen werden. Ich glau- 
be, dass sie mit dieser Einschätzung sogar Recht haben. 
Gleichwohl kann dies kein Grund sein, berechtigte Kritik 
nicht vorzutragen und in der Gesellschaft für eine andere 
Politik zu mobilisieren. 

Das bewusstlose Projekt 
Die rot-grüne Katalyse des deutschen Parteiensystems 

Von Arno Klönne 

ufbau und Stabilisierung der parlamentarischen A Demokratie in Westdeutschland nach dem Unter- 
gang des ,,Dritten Reiches" haben sich, bedenkt 

man die 1945 gegebenen historischen Voraussetzungen, 
erstaunlich erfolgreich vollzogen. Diese Erfolgsgeschichte 
des Politiksystems der Alt-Bundesrepublik war bestimm- 
ten konstruktiv wirkenden Faktoren zu verdanken, die 
sich in knapper Form so beschreiben lassen: 

Zwar hatte für den Zusammenbruch des totalitären 
nationalsozialistischen Systems eine innerdeutsche Oppo- 

sition oder qar revolutionäre 

Dass ein Teil der Bevölkerung sich aus Bewegung keine Rolle gespielt 
(anders als beim Bruch mit 

der Politik zurück zieht, kann für die dem deutschen Obrigkeits- 

politische Klasse etwas durchaus Be- staat 91 @, aber die Resultate 
des antidemokratischen Re- 

ruhigendes haben gimes waren 1945 so eindeu- 
tig desaströs, dass eine neue, 

,,westliche", Staatsform bei der Mehrheit der westdeut- 
schen Bevölkerung Kredit erhielt. 

Historische Eckpfeiler des Projekts BRD 
Diesen konnte sie vor allem aus zwei Gründen nutzen 
und einlösen: Erstens verband sich mit dem neuen politi- 
schen System schon nach wenigen Jahren ein erstaunli- 
cher wirtschaftlicher Erfolg mit angenehmen sozial-mate- 
riellen Effekten für die Masse der Bürgerlnnen; zweitens 

Prof. Arno Klönne, lebt in Paderborn 

Wir müssen als Gewerkschaften - wir als IG Metall 
fangen jetzt damit an - eine Zukunftsdebatte führen, in 
der wir auch die von uns heute erörterten Punkte disku- 
tieren: Wie positionieren wir uns zum ,,Bündnis für Ar- 
beit", wie positionieren wir uns zur neuen Bundesregie- 
rung und zur SPD, und wie reagieren wir auf die Neube- 
stimmung des Verhältnisses der SPD zu uns von Seiten der 
SPD? 

Wenn wir uns hier nicht zu größerer Klarheit durchrin- 
gen und auch unsere eigene Politik auf die Gegebenhei- 
ten einstellen, dann wird die Mobilisierungskraft immer 
weiter abnehmen. Dies hätte erhebliche negative Konse- 
quenzen für unsere Organisation und die Gewerkschaf- 
ten im Allgemeinen. Deshalb müssen wir uns nun schnell 
an die Aufarbeitung der Kernfragen machen und Konse- 
quenzen ziehen. SPW 

' Rede zur Konferenz am 6.  September 2000 im DGB-Haus Köln 
(SPW-Leser/innenforum Rheinland) 

Foto: Christian Kiel (Berlin) 

iele von uns fragen sich, ob das, was von der neu- 
en Bundesregierung betrieben wird, nicht lediglich 

die Fortführung der alten Politik mit neuen Mitteln V '  
darstellt. Wenn man sich die aktuellen Vorschläge zur 

und Arbeitslosenhilfe entsprechend der Lohnentwicklung, 

entwickelte sich in der Alt-Bundesrepublik eine feste 
Struktur kollektiver sozialer Absicherung, die in ihrem so- 
zial ausgleichenden Charakter gesellschaftlich einen 
Grundkonsens sicherte und im internationalen Vergleich 
ein besonders hohes sozialstaatliches Niveau bedeutete. 
Dieser ,,rheinische", d. h. sozial-regulativ gebändigte Ka- 
pitalismus entsprach gewiss nicht weiter gehenden soziali- 
stischen Vorstellungen aus der Tradition der Arbeiterbe- 
wegung, aber er knüpfte in seiner Praxis an wichtige Teile 
derselben an und wurde für die Sozialdemokratie und die 
Gewerkschaften weitgehend identifikationsfähig. 

Sozioökonomisch und ideologisch stellte der ,,histori- 
sche Komnpromiss" in Sachen Kapitalismus und Sozial- 
staat den Boden bereit, auf dem der zweite Versuch einer 
parlamentarischen, von der Bevölkerung getragenen und 
akzeptierten Demokratie in der deutschen Geschichte ge- 
lang. Entscheidend dafür war eine informelle ,,Große Ko- 
alition" zwischen den beiden großen Volksparteien, die - 
trotz zuweilen heftiger Kontroversen in anderen Politikfel- 
dern - die Grundfragen sozialer Regulierung der kapitali- 

Rentenreform anschaut oder auch das, was als Haushalts- 
begleitgesetze vor einigen Monaten im Rahmen des so 
genannten Sparpakets daherkam, dann ist diese Sicht- 
weise verständlich. 

Beim Sparpaket erinnere ich nur noch einmal an drei 
wichtige Punkte: die Streichung der originären Arbeitslo- 
senhilfe, die Nicht-Dynamisierung von Arbeitslosengeld 

sondern lediglich eine Anpassung an die Inflationsrate in 
den nächsten beiden Jahren, und der dritte, meines Er- 
achtens ganz einschneidende Punkt, nämlich die Frage 
der Rentenbeiträge für Arbeitslosenhilfebezieher. 

Früher wurden bei den betroffenen Kolleginnen und 
Kollegen auf Basis von 80 Prozent des ursprünglichen Ein- 
kommens Rentenbeiträge abgeführt. Entsprechend dieser 
Beiträge berechnete sich später ihre Rente. Heute ist es 
so, dass nur noch der ausgezahlte Betrag der Arbeitslo- 
senhilfe für die Berechnung der Rentenbeiträge maßge- 
bend ist. 

Die Konsequenz dieser Änderung möchte ich an ei- 
nem Beispiel verdeutlichen: Wer früher 5.000 DMIbrutto 
verdiente, für den wurden während des Bezugs von Ar- 
beitslosenhilfe Rentenbeiträge auf Basis von 4.000 DM 
abgeführt. Das entspricht knapp einem Rentenpunkt pro 
Jahr der Arbeitslosigkeit. Bei dem genannten ehemaligen 
Bruttoverdienst von 5000 DM erhält man eine Arbeitslo- 
senhilfe (ohne Anrechnung von Einkommen) von rund 
1.500 DM. 

Nur diese 1.500 DM werden heute zur Grundlage der 
Rentenbeiträge genommen. Das entspricht nur knapp ei- 
nem drittel Rentenpunkt, statt eines Rentenpunktes für 
die Betroffenen, also 213 weniger Rente für den Zeitraum 
der Arbeitslosigkeit! Noch schlechter sieht es für diejeni- 

Zwei Jahre Rot-Grün - 
Politik braucht 

Von Horst Schmitthenner* 

gen aus, die gar keine Arbeitslosenhilfe bekommen, weil 
sie nicht bedürftig im Sinne des Gesetzes sind. 

Zur Rentenreform will ich nachher noch einiges sa- 
gen. Aber schon bei den genannten Punkten fragen sich 
natürlich viele, ob sich mit dem Regierungswechsel über- 
haupt irgend etwas geändert hat. 

Zum Politikkonzept der Regierung: Der dritte Weg 
Meine These lautet: Was heutzutage unter dem Stichwort 
,,Dritter Weg" betrieben wird, unterscheidet sich in der 
Art und Weise schon qualitativ von der neoliberalen Politik 
der alten Bundesregierung. Damit will ich nicht gesagt 
haben, dass das, was hinten raus kommt, für die Betrof- 
fenen unbedingt besser ist. Aber es ist eine andere Art 
und Weise, und wir müssen uns bei einer Halbzeitkonfe- 
renz schon gesondert mit dem Konzept des ,,Dritten We- 
ges" auseinander setzen 

Dritte Wege hat es in der Geschichte ja schon einige 
gegeben. Das fing vielleicht an mit dem Austromarxismus 
und der KPO, die da sagten, 
wir wollen einen dritten Weg 
zwischen orthodoxem Kom- Nicht mehr die Unternehmer tragen 
munismus und der klassischen das unternehmerische Risiko, sondern 
Sozialdemokratie gehen. Aber 
auch die SPD hat sich immer die Arbeitnehmerinnen und Arbeit- 

als Partei des dritten Weges nehmer, 
begriffen, nämlich als Alterna- 
tive zwischen orthodoxem 
Kommunismus einerseits und Kapitalismus andererseits, 
das heißt: Anerkennung des Kapitalismus aber dessen so- 
ziale Reformierung. Nun scheint sich ein neuer dritter 
Weg gebahnt zu haben: zwischen dem neoliberalen Weg 
und dem der klassischen SPD. 

Gerhard Schröder hat seine spin-doctors, die diesen 
Faden aufnehmen und versuchen, entsprechende angel- 
sächsische Konzepte für die Bundesrepublik Deutschland 
zu propagieren und gangbar zu machen. Ich denke, das 
Charakteristische am ,,Dritten Weg", der hier eingeschla- 
gen wird, lässt sich gut anhand der Entwicklungslinien 
des ,,Bündnisses für Arbeit" darstellen. 

,,Dritter Weg" und ,,Bündnis für Arbeit" 
Zwar ist auch die alte Bundesregierung erst einmal auf 
den Vorschlag der Gewerkschaften für ein ,,Bündnis für 
Arbeit" eingegangen. Doch relativ schnell ging sie dazu 
über, Maßnahmen zu ergreifen, die dieses Bündnis auf je- 

* Horst Schmitthenner ist geschäesführendes Vorstandsmitglied der 
Industriegewerkschaft Metall 
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Bernstein nehmen, in der SPD. Zumindest wenn man un- 
seren Rudi sieht. 

lnnerlinke Diskursfähigkeit 
SPW: Im Hinblick auf 2002: Seht ihr einen Sinn darin, auf 
Seiten der jeweiligen Parteilinken bei Rot und Grün dis- 
kursfähig mit bestimmten Teilen der PDS zu bleiben, oder 
ist das eine Sache, die inzwischen soweit aus der Tages- 
oder sonstigen Politik entschwunden ist, dass sie im Ver- 
gleich zur Situation 1998 eher an Relevanz verloren hat? 

Buntenbach: Ich habe vorhin mal gesagt, dass eine 
Vernetzung der Linken aus verschiedenen Parteien, aus 
meiner Sicht nötig ist und auch derjenigen, die inzwi- 
schen oder im Moment in keiner Partei Mitglied sind, son- 

dern sich in Initiativen enga- 

,,Ich hätte es richtig gefunden, wenn gieren oder vor Ort arbeiten 
oder in Gewerkschaften. Ich 

die Grünen den immer größer wer- glaube, dass diesevernetzung 

denden Platz 

sich reklamiert 

links von schröder für dringend nötig ist, wenn wir 
linke Positionen in verschiede- 

: hätte." (Buntenbach) nen gesellschaftlichen Fragen 
überhaupt in den Diskurs ein- 

bringen wollen. Das schließt für mich natürlich ein, dass an 
so einen Diskurs auch PDSlerlnnen beteiligt sind. 

Aber ich habe nicht den Eindruck, dass sich eine linke 
organisierte Alternative herausbildet, dass zum Beispiel 
die PDS die linke Option ist, wenn Rot-Grün es nicht ge- 
backen bekommt. Das ist nicht die Antwort, weil auch die 
PDS sich auf Regierungsverantwortung trimmt und da an 
verschiedenen Stellen die selben Auseinandersetzungen 
sichtbar sind und sich entwickeln, wie in den Grünen oder 
in der SPD. 

Deswegen gibt es für mich keine parteipolitische Al- 
ternative sondern es gibt die Notwendigkeit diese Vernet- 
zung voran zu bringen und mit den linken Teilen aus den 
verschiedenen Parteien und eben aus den verschiedenen 
gesellschaftlichen Gruppen zusammen zu versuchen, eine 
Politik zu machen, die auf Integration setzt, die ein egali- 
täres Gesellschaftsbild verfolgt. 

Nahles: Das grundsätzliche Problem der PDS ist, dass 
sie ihr eigenes Projekt auch zur Zeit klärt und diesen KIä- 
rungsprozess können wir auch von außen nur bedingt be- 
einflussen, das ist jedenfalls mein Eindruck. 

Da muss man sich genau anschauen, was für Kräfte 
sich in der PDS durchsetzen. Jedenfalls glaube ich, dass 
unbedingt eine strategische Erlösung kommen müsste im 

Hinblick auf eine engere Ko- 

,,Mein Eindruck ist, dass sich die Par- 'Peration der ostdeutschen 
Sozialdemokratie und der PDS 

tei jetzt hängen lässt und sich führen in Ostdeutschland, Diese stra. 

lassen will." (Nahles) tegische Erlösung kann nur 
von Gerhard Schröder einge- 

leitet werden. Würde die Parteilinke da vorpreschen, er- 
reichen wir nur das Gegenteil. Wir können da Brücken 
bauen, weil wir auch über Jahre hinweg Kontakte haben, 
aber über diese Brücke gehen müssen andere in der SPD. 

Buntenbach: Dieses Motto des Halb-Zeit-Kongresses 
ist es ja zu sagen, wir wollten nicht nur eine andere Re- 
gierung sondern auch eine andere Politik. Die Frage was 
du an gesellschaftlichen Spielräumen aufmachen kannst, 
mit denen du auch auf eine Regierungspolitik Druck ma- 
chen kannst und musst durch die entsprechende gesell- 
schaftlichen Auseinandersetzungen. Das wird, denke ich, 
dann letztlich der entscheidende Punkt sein wo wir versu- 
chen können, Einfluß zu nehmen und gesellschaftliche 
Spielräume für Links wieder aufmachen können 
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spw: Da muss ich noch mal nach Themen und Bünd- 
nispartnern fragen, weil euch vorhin außer WTO nicht be- 
sonders viel eingefallen ist. 

Nahles: Wir müssen davon ausgehen, dass sich linke 
Potentiale, die was anders auf die Tagesordnung heben 
wollen, momentan erst herausbilden müssen. Ich habe 
das Gefühl, dass verständlicherweise der Regierungswech- 
sel erst einmal eine Lähmung linksgerichteter Bewegun- 
gen, die sich vor dem Wahltag organisiert hatten, zur Fol- 
ge hatte, ob das die Erfurter waren oder andere. Die sind 
jetzt erst einmal auseinander gegangen und brauchen si- 
cherlich einfach eine Verarbeitungszeit um zu klären, was 
haben die jetzt eigentlich gemacht mit ihrer Regierungs- 
verantwortung, was ist da eigentlich gelaufen und was 
nicht? 

Zum zweiten scheinen mir die Gewerkschaften - als 
ein wichtiger Partner neben anderen - in den nächsten 
Jahren selber vor ganz vielen internen Veränderungen zu 
stehen. Ein Generationswechsel und die Frage, wie man 
Kampagnenfähigkeit organisieren kann sind nur zwei 
Beispiele. Wie man umgeht mit einer Regierung, die den 
Konsens nicht mehr begreift als ein Instrument, um zwei 
gegen eins zu spielen, sondern sich nur noch als Modera- 
tor von bestimmten Interessen versteht, ist ein weiterer 
Aspekt. Ich sehe außerdem einen riesigen Modernisie- 
rungsbedarf in den Gewerkschaften, was die Politikfor- 
men angebt. Kurzum, wichtige Bündnispartner, wie die 
Gewerkschaften sind selber nicht in der stärksten Position 
und auch nicht in der zugespitzten strategischen Situati- 
on, dass ich mir von denen bis 2002 einen knackigen Im- 
puls für die Linke erwarte. Der entscheidende Knack- 
punkt wäre jetzt die Rente gewesen. Und das war's nicht. 

Insoweit brauchen wir einerseits Verarbeitungszeit und 
Reflexionszeit in unserem Spektrum, damit sich da eine 
Sammlung neu bildet, aber zweitens können wir nicht 
mehr automatisch auf klassische Bündnispartner rekurrie- 
ren, die selber in schwierigen Formationsprozessen sind 
und drittens haben wir die Kommunikation zu neuen ge- 
sellschaftlichen Kräften, die sich da irgendwo tummeln 
noch nicht so ausgebaut, dass die sofort mit uns ins Boot 
steigen und in eine bestimmte Richtung rudern. Wir sind 
bündnispolitisch nicht in der besten Situation, gleichwohl 
dürfen wir mit unseren Anstrengungen, das zu organisie- 
ren, nicht nachlassen. 

Buntenbach: Es mangelt uns nicht an Themen -das 
wäre ein Missverständnis. Ich könnte da auf spannende 
Bücher hinweisen, die sich mit Teilhabe-Gesellschaft und 
Zukunftsfähigkeit beschäftigen. Es gibt aber das Problem, 
dass ich im Moment nicht weiss, welches dieser Themen 
mobilisierungsfähig ist, in dem Sinne, dass sich darum 
auch wirklich gesellschaftlich etwas kristallisieren würde. 
Das kannst du nicht von oben, weil du dir das so klug 
ausgedacht hast, bestimmen, sondern du kannst nur ver- 
suchen von Seiten der Linken Angebote zu machen, sich 
in Diskussionen einzumischen und das was gesellschaftlich 
abläuft auch aufzugreifen und zu verstärken. Dafür 
brauchst du diese Vernetzung innerhalb der Linken, damit 
du überhaupt eine Möglichkeit hast, handlungsfähig und 
wahrnehmbar zu sein. Das ist kein besonders attraktives 
Programm in dem Sinne, na ja in zwei Jahren haben wir 
das mit der Weltrevolution endlich gebacken gekriegt. 
Trotzdem kann das ein Weg sein - und ich sehe jedenfalls 
im Moment keinen anderen -aus dieser Marginalisierung 
linker Politikoptionen wieder herauszukommen. 

spw: Liebe Andrea, liebe Annelie, wir danken Euch für 
dieses Gespräch. SPW 
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stischen Dynamik betraf, was Konflikte über das Ausmaß 
und die Konkretion von Sozialstaatlichkeit keineswegs 
ausschloss. 

Die damalige Systemkonkurrenz, d. h. die Konfronta- 
tion mit der anderen Sozialtsaatlichkeit der staatssozialisti- 
schen Länder trug zweifellos dazu bei, dass in West- 
deutschland ein ungehemmter Kapitalismus auch von 
weiten Teilen der Unternehmerschaft nicht für vorteilhaft 
gehalten wurde; zudem trug der hohe Grad von organi- 
sierter Kooperation zwischen Arbeitgebern und Arbeit- 
nehmern in Westdeutschland zur Konkurrenzfähigkeit der 
Unternehmen der Bundesrepublik im sich aufbauenden 
Weltmarkt bei. 

Welchen Druck dieser ,,historische Kompromiss" aus- 
übte, wird daran deutlich, dass auch die liberale Partei 

I sich zuweilen zum Sozialstaat bekannte. Neoliberale Wirt- 
schaftskonzepte traten in der Bundesrepublik, verglichen 
mit anderen westlichen Gesellschaften, verspätet und zu- 
nächst nur zaghaft auf. 

Auf diese Weise erhielt zwischen den 50er und den 
70er Jahren des inzwischen vergangenen Jahrhunderts 
die Parteiendemokratie eine ziemlich solide Grundlage. 
Die Bevölkerung gewöhnte sich an die Konkurrenz von 
zwei Großparteien und einer kleineren Partei, ausgetra- 
gen vor allem in außenpolitischen, in rechtspolitischen, 
auch in sozialpolitischen Fragen, zugleich aber im Antago- 
nismus begrenzt durch die in einem breiten Spektrum 
vorhandene Übereinkunft, dass kollektive soziale Siche- 
rung notwendig und soziale Polarisierung zu vermeiden 
sei. Die starke und institutionalisierte Einflussposition der 
Gewerkschaften bildete eine wichtige Stütze dieses Poli- 
tiksystems. Ein bisschen mehr (die SPD) oder ein bisschen 
weniger (die Unionsparteien) waren die beiden großen 
politischen Lager auf die Berücksichtigung gewerkschaftli- 
cher Konzepte gewohnheitsmäßig eingestellt. 

Die Veränderung der politischen Landschaft 
Diese Konstellation wurde in den 80er Jahren brüchig. 
Dabei wirkten verschiedene Faktoren zusammen: In der 
Nachfolge der Studentenbewegung und mit dem Auf- 
treten einer neuen ,,grünen" Partei traten sogenannte 
,,postmaterialistische" Politikeinstellungen auf, forciert 
auch durch den Wechsel der Generationen. Unter der be- 
grifflich eher dubiosen Marke ,,Postmaterialismus" waren 
und sind höchst unterschiedliche politische Inhalte zu fin- 
den, die - wie inzwischen deutlich geworden ist - von 
dem Primat der Ökologie bis zur neoliberalen Abneigung 
gegenüber gewerkschaftlichen Positionen reichen. In der 
Entwicklung politischer Mentalitäten bringt dieser ,,Post- 
materialismus" zumeist ein Desinteresse an der ,,sozialen , 
Frage" mit sich, zu weiten Teilen auch die Vorstellung, der 
Staat solle sich aus der Regulierung des wirtschaftlich-so- 
zialen Lebens tunlichst heraushalten. 

Daneben hat sich - nicht nur in der FDP - ein menta- 
ler Trend entwickelt, der Modernisierung als eine robuste 
wirtschaftliche Konkurrenz der Individuen versteht, als 
Trennung von herkömmlichen kollektiven Strukturen so- 
zialer Sicherung, als Abschied vom Versorgungsstaat, im 
Interesse der ,,Leistungsträger". Hier gibt es durchaus Be- 
rührungspunkte zum ,,Postmaterialismus". 

Im gleichen Zuge entwickelte sich ein ,,Sozialdarwinis- 
mus von unten" auf der Verliererseite der Modernisie- 
rung, der naheliegenderweise auf zivilgesellschaftliche 
Umhüllung verzichtet und bei älteren Generationen eher 
resignative, bei der jüngeren aggressive Formen hat. Was 
die Parteiendemokratie angeht, ist hier die nachhaltige 

Distanzierung typisch, während ,,Postmaterialisten" und 
neoliberale ,,Leistungsträger" dazu neigen, von Fall zu Fall 
und ohne langfristige Bindung für diese oder jene Partei 
zu optieren. 

Selbstverständlich handelt es sich bei alldem nicht um 
frei schwebenden Mentalitätswandel, sondern um eine 
Entwicklung, die mit Veränderungen der Sozialstruktur 
zusammenhängt, mit dem Bedeutungsrückgang der al- 
ten Industrien, der Erosion des ,,NormalarbeitsverhäItnis- 
ses", der Individualisierung von Erfahrungen am Arbeits- 
platz. Dass gewerkschaftliche Organisierung für die nach- 
rückenden Generationen an Stellenwert - subjektiv - ver- 
liert, ist im selben Kontext zu erklären. 

Für kurze Zeit, am Ende der Regierungszeit von Hel- 
mut Kohl, schien es so, als würde sich noch einmal eine 
Politisierung der überkommenen Parteiendemokratie her- 
ausbilden, und zwar bestimmt durch die Frage nach dem 
Wegfall oder dem Erhalt der sozialstaatlichen Eigenschaf- 
ten des deutschen Gesell- 
schaftss~stems. Die uniOnsge- In dem Maße, in dem die Politik das 
führte Bundesregierung hatte 
dem Drängen der Unterneh- ,,Rheinischeu am deutschen Kapitalis- 

merschaft, der Ge- mus fallen Iäßt, zerfällt auch die hi- 
winnmaximierung im interna- 
tionalen Finanzmarkt agieren- storische Parteiendemokratie. 
der Aktiengesellschaften sozi- 
alstaatlichen ,,Ballastr' abzuwerfen, immer mehr nachge- 
geben. Die Opposition, angeführt von der SPD, schien 
demgegenüber eine Perspektive zu bieten, wie Moderni- 
sierungspolitik mit der grundsätzlichen Beibehaltung des 
,,Rheinischen" am deutschen Kapitalismus verbunden wer- 
den könne. 

Exakt diese Erwartung brachte der Opposition den Er- 
folg über Helmut Kohl, wobei im sozialdemokratischen 
Wahlterrain zum Teil die Meinung weit verbreitet war, 
auch eine sozialdemokratisch geführte Große Koalition sei 
geeignet, das deutsche sozialstaatliche Modell reforme- 
risch aufrecht zu erhalten und weiter zu führen. Dort, w o  
ein ,,rot-grünes Projekt" erhofft wurde, lag darin die ldee 
einer Alternative zum Neoliberalismus. 

Die Abschaffung des ,,Politischen" 
Die tatsächliche Entwicklung ist anders verlaufen. In der 
gegenwärtigen Parteienlandschaft ist die Thematik, die 
bei der letzten Bundestagswahl ausschlaggebend war, als 
Ort des gesellschaftlichen Konfliktes und Diskurses nicht 
mehr auffindbar. Sieht man von der PDS ab, die aus hi- 
storischen Gründen wohl kaum die richtige Partei ist, 
Substanzerhaltung und Methodenreform des ,,rheini- 
schen Kapitalismus" als ihr Thema zu vertreten,so reprä- 
sentiert derzeit keine Parlamentspartei in der Bundesrepu- 
blik die ldee eines modernisierten Sozialstaates. In der 
SPD wie in dern Unionsparteien und in geringerer Zahl 
auch bei den Grünen und in der FDP gibt es sozialpoliti- 
sche Traditionalisten, die - zumeist auf dieses oder jenes 
Klientelumfeld bezogen - sozialstaatliche Reste retten 
möchten, woraus aber kein ordnungspolitischer Diskurs 
oder Entwurf hervor geht; mehrheitlich aber herrscht in 
der Praxis all dieser Parteien die immer mehr zur Doktrin 
werdende Meinung vor, die Eigendynamik der Kapitalver- 
Wertung, zumal die globalisierte, lasse eine sozial gestal- 
tende Funktion der Politik strukturell nicht mehr zu, es 
komme also nur noch darauf an, durch einen günstigen 
Platz im internationalen wirtschaftlichen Wettbewerb sich 
Spielraum für materielle Konzessionen ans wählende Pu- 
blikum zu verschaffen. 
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Die Tatsache, dass ein Teil der Bevölkerung sich aus 
der aktiven oder passiven Teilnahme an der Politik zurück 
zieht und die Wahlbeteiligung im Gesamttrend zurück 
geht, kann da für die politische Klasse etwas durchaus Be- 
ruhigendes haben. Störungen des personalisierten und 
telekratisch geführten Spiels um Einfluss und Positionen 
sind so weniger zu befürchten; es sind ja meist die Unzu- 
friedenen, die sich aus der Parteiendemokratie verabschie- 
den. 

Wie weit die Parteiführungen von dem Gedanken, 
Parteipolitik solle dem Problembewusstein und der Wil- 
lensbildung der Bürgerlnnen ernsthaften Ausdruck ver- 
schaffen, abgerückt sind, Iäßt sich für die Sozialdemokra- 
tie am Beispiel des Blair-Schröder-Programmpapiers er- 
kennen. Dieses wurde ohne demokratische Legitimation 
und ohne Beteiligung der Basis der Partei rasch in die 
Welt gesetzt und zur epochemachenden Aussage hoch- 
gelobt - und es verschwand ebenso rasch wieder in der 
Versenkung, nachdem es sich beim Politmarketing als 
schwer verkäuflich erwies. Mit  einem Prozess der Kom- 
munikation über Probleme und Akternativen gesellschaft- 
licher Entwicklung zwischen Wahlbevölkerung, Parteien- 
mitgliedschaft und Parteivorständen wird offenbar gar 
nicht mehr gerechnet. 

Als Kompensation dafür werden Möglichkeiten diffu- 
ser und kurzatmiger Stimmungsartikulation angeboten, 
etwa innerparteiliche Personen-,,Plebiszite". Diese neuen 
Methoden des Managements der Parteiendemokratie 
setzten sich in schnellem Tempo durch. Einerseits passen 
sie sich einem Zeitgeist an, der längerfristige Bindungen 
als zu belastend empfindet und flexible, marktförmige 
soziale Verkehrsformen vorzieht; andererseits geben sie 
dieser Tendenz eine neue Qualität, lassen sie über die pri- 
vate Sphäre hinauswachsen in den Raum gesellschaftli- 
cher Orientierung. 

Plausibel ist, dass die demokratische, über Parteien 
und Parlamente sich vollziehende Gestaltung einer sozia- 
len Ordnung ein nachhaltiges Problembewusstsein bei 
Bürgerlnnen, einigermaßen konturierte Alternativen bei 
der Problemlösung und strapazierfähige Werthaltungen 
für die Realisierung von Zukunftsentwürfen voraus setzt. 

Es geht dabei nicht um ein wirklichkeitsfremdes Ideal- 
bild von Demokratie, sondern um bescheidene funktiona- 
le Bedingungen. Eben diese verflüchtigen sich derzeit, 
ziemlich lautlos, so dass ihre Abwesenheit nicht zur mas- 
senmedialen Sensation wird. Die Anwesenheit von 
schwarzen Parteikassen hat es da leichter, öffentliche Auf- 
merksamkeit zu gewinnen. 

Was von vielen aktiven Mitgliedern der SPD (gewiss 
nicht allein) und der Grünen als ,,rot-.grünes Projekt" ge- 
dacht war, als Entwurf für eine spezifische, soziale und 
ökologische Perspektive von ,,nachindustrieller Gesell- 
schaft", ist nun zu einer Passage in ein anderes Politiksy- 
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stem geworden, in dem ganz genelell gesellschaftspoliti- 
sche Projekte keine Bedeutung mehr für Parteien haben, 
vielmehr Politik (nach einer Formulierung von Gerhard 
Schröder) als ,,Geleitschutz für die Wirtschaft" verstanden 
wird. Nahezu reibungslos vollzieht sich dieser Übergang, 
weil er eben nicht als ,,Putsch" der wirtschaftspolitischen 
Standortkommandeure, auch nicht als ,,Verschwörung" 
neoliberaler Politiker zustande kam, sondern als sozusa- 
gen bewusstloses Projekt der Abschaffung politischer Pro- 
jekte. 

Vor dem Ende des ,,RheinischenM? 
Zur Reibungslosigkeit trägt auch bei, dass die rot-grüne 
Bundespolitik, nach anfänglichen Schwierigkeiten, inzwi- 
schen ihre Sache effizient betreibt und tüchtige Leute (ei- 
nige jedenfalls) vorzuweisen hat, während die große Op- 
positionspartei immer noch nicht weiß, wie sie ohne Hel- 
mut Kohl auskommen soll. 

Es hat seine Logik, dass die Umwandlung der Parteien- 
demokratie in einen Wirtschaftsstaat mit konkurrierenden 
Dienstleistungsagenturen nicht von einer CDU/CSU/FDP- 
Koalition, sondern von einem rot-grünen Regierungs- 
bündnis vollendet werden konnte und die Sozialdemo- 
kratie bei diesem Vorgang dafür zu sorgen hat, dass nicht 
zuviel Grausamkeit gegenüber der Arbeitnehmerbevölke- 
rung auftritt; an ärgerlichen Reibungsverlusten ist nie- 
mandem gelegen. 

Nach der Gründung der Bundesrepublik hatte sich in 
Westdeutschand eine Parteiendemokratie etablieren kön- 
ne, die - bei allen Schwächen - ideengeschichtlich die 
deutsche Wende hin zu einem freiheitlichen Politikver- 
ständnis brachte. Die Westdeutschen lernten, dieKonkur- 
renz zwischen den Parteien als einen Prozess zu verstehen, 
in dem ohne Vernichtungswillen gegenüber dem politi- 
schen Gegner Konflikte um die gesellschaftliche Gestal- 
tung, um gesellschaftliche Weichenstellungen und Ein- 
flussgrößen ausgetragen wurden und Werthaltungen sich 
herausbildeten, die die Politk prägen konnten. 

Es gibt keinen Grund, die nun untergehende Politik- 
form zu glorifizieren, aber sie hatte einige Qualitäten, die 
wohl erst richtig sichtbar werden, wenn sie nicht mehr 
vorfindbar sind. Die heutige Konkurrenz der deutschen 
Parteien enthält nicht mehr jene Kontroversen um die Au- 
ßenpolitik, die Deutschlandpolitik und die Wehrpolitik, die 
zwischen den 50er und 70er Jahren den politischen Dis- 
kurs bestimmten. In dieser Hinsicht erscheint das Terrain 
konfliktfrei; was freilich überhaupt nicht heißt, dass da 
keine Probleme bestünden. 

Diese kommen jedoch in den Parlamentsparteien nicht 
zum Vorschein, jedenfalls nicht in ihrer realen Dramatik - 
auch nicht in der PDS. 

Die altrepublikanische Parteiendemokratie lebte aber 
auch aus jener Verbindung vom Konsens und Konflikt in 
Sachen Sozialstaat, aus der das besondere westdeutsche 
Gesellschafts-,,Modell" hervor ging. Die Ausgestaltung der 
sozialen Ordnung durch die Politik, als eigener Auftrag 
und nicht als Dienstleistung für Unternehmen und Finanz- 
markt definiert, bildete den Kern der Parteiendemokratie, 
auch der Interaktion zwischen dem politisch interessierten 
Teil der Bevölkerung und den Parteien. 

In dem Maße, in dem die Politik auf die Souveränität 
des Sozialen gegenüber dem Ökonomischen verzichtet, 
also das ,,Rheinische" am deutschen Kapitalismus fallen 
Iäßt, zerfällt auch die historische Parteiendemokratie. Ge- 
legentliche Gedenkveranstaltungen der einen oder ande- 
ren Partei werden daran nichts ändern. SPW 
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sind. Selbst wenn Verhandlungsergebnisse wie zum Bei- 
spiel bei der Frage Atomausstieg präsentiert werden, dann 
werden die zu einem Zeitpunkt präsentiert wo du zwar ja 
oder nein sagen kannst. Aber wenn du nein sagst, sagst 
du dann im Grunde nicht nur zu diesem Ergebnis Atom- 
ausstieg nein, sondern du wirst zu einem Zeitpunkt ge- 
fragt, wo deine gesamte Führungscrew, die das verhan- 
delt hat sich schon auf Wohl und Wehe damit verkoppelt 
hat, dass du dann immer über das gesamte abstimmst 
und das ist inzwischen auf grünen Parteitagen auch of- 
fensichtlich. In dieser Situation wird es zwar auch Debat- 
ten geben aber es ist klar wie die Entscheidungen ausfal- 

a 
len. 

Das ist die eine Sache. Die zweite Sache ist, dass sich 
das Gesicht der Partei, gerade bei den Grünen, durch die 

t Kosovo-Entscheidung und durch den Bielefelder Parteitag 
geändert hat. Da gibt es eine Veränderung, die nicht nur 
mit einem Mitgliederwechsel, der also in NRW ungefähr 
20% der Mitgliedschaft ausgemacht hat, in anderen Lan- 
desverbänden sieht es ähnlich aus, wo die einen raus ge- 
gangen sind und fasst die selbe Zahl von anderen aber 
neu dazu gekommen ist, die das neue Profil der Grünen 
angezogen hat. Damit hast du natürlich eine Verände- 
rung der Partei und des Grundcharakters der Partei, die 
man nicht einfach ignorieren kann. Du kannst nicht ein- 
fach so tun als wäre die Partei, die den Wahlkampf '98 
geführt hat oder die das Wahlprogramm geschrieben hat 
auch noch dieselbe wie die, die jetzt auf Parteitagen über 
das Regierungshandeln oder über andere Punkte ent- 
scheidet. Das wird auch dann nicht wieder so sein, im Un- 
terschied zur SPD denke ich, wenn wir wieder in der Op- 
position sein sollten. Die Grünen haben nicht so eine lan- 
ge Erfahrung damit in den Programm das eine zu be- 
schreiben und das andere zu tun. Deswegen sind die Er- 
fahrungen in den letzten Jahren für die Grünen schon 
einschneidender. 

Nahles: Ein Indikator für die Frage, ob wir uns als Par- 
tei programmatisch noch mal zurückmelden, könnte ja 
die ~rundsa'tzdebatte sein. Geht man davon aus, sieht es 
miserabel aus. Es gibt sowohl was die Nominierung an- 
geht eher wenige Landesverbände, die hochkarätig be- 
setzt haben, obwohl uns das natürlich freuen könnte, weil 
dadurch mehr Linke reingekommen sind. Mein Eindruck 
ist, dass sich die Partei jetzt einfach hängen lässt und füh- 
ren lassen will und zwar, weil es keine hoffnungsvollen 
Aufforderungen gibt oder Angebote, dass sich ein dar- 
über hinausgehendes Engagement lohnt. 

Weder die Programmdebatte löst diese sinnhafte Aura 
aus, noch ist das insgesamt zur Zeit zu spüren. Der Bun- 

L desgeschäftsführer und der Generalsekretär geben einen 
Modernisierungskurs aus, den ich für richtig halte, der 
aber gleichzeitig nicht programmatisch irgendwo irgend- 
was abruft, verlangt oder fordert. Das bedeutet, dass die 
Partei vielleicht effektiver wird, aber nicht unbedingt prä- 
senter auf der Bundesebene und im Zusammenhang mit 
dem Regierungsalltag. 

Es wird kein Vakuum geben, aber die Frage ist: wor- 
aus speist sich die sozialdemokratische Bewegung, was 
sind ihre Leitziele, was sind die Leitfragen, was sind die 
Antworten. Das ist momentan nicht sehr dringend. Das 
wird auch über Jahre nicht so dringend sein. Das ist mei- 
ne Behauptung und deswegen stimme ich eher der Pro- 
gnose zu, dass wir in gewisser Weise auch eine Phase vor 
uns haben, wo ein Aufbau der nächsten Generation, 
auch ein programmatischer Aufbau erforderlich ist. Also 
eine Grundlagenarbeit, die vielleicht jetzt nicht im Mittel- 

punkt steht, für die man auch nicht sehr viel Lob be- 
kommt, aber die notwendig sein wird, weil sich nach 
Schröder sozialdemokratische Politik aufgebraucht hat 

Buntenbach: Die Grundsatzdebatte, die bei euch 
stattfindet, findet bei uns auch statt. Aber die steht im 
Moment weitgehend im Schatten des Regierungshan- 
delns, das sich alltäglich über programmatische Entschei- 
dungen hinweg setzt. Dass die Programmdebatte wirklich 
eine Sache wäre, wo sich die Leute mit Elan und Energie 
reinstürzen würden, das kann man so nicht sagen. Dage- 
gen stehen auch praktische Erfahrungen: Was zum Bei- 
spiel in Bielefeld entschieden 
worden ist, bezogen auf den ,,Glaubwürdigkeit spielt eine sehr 
KOsOvO - Krieg war einfach große Rolle in dem Spektrum in dem 
komplett im Widerspruch zum 
Programm und danach war wir uns bewegen." (Nahles) 
ich erst einmal so drauf, dass 
ich dachte: Programme, das ist Opium für das Volk, nur 
nicht so lustig. Die Entscheidungen werden eh woanders 
getroffen und die Linke hat hier - jedenfalls bei den Grü- 
nen - immer viel zu viel Energie reingesteckt, die woan- 
ders dann fehlt. Aber die Diskussion um das Proqramm 
muss man natürlich führen. Inzwischen beteilige ich mich 
auch wieder daran. Sie kann natürlich auch ein Kristallisa- 
tionspunkt sein, um die sich linke Positionen oder Inhalte 
wieder bilden. 

Nahles: Das glaube ich nicht. Es gibt auch bei uns eine 
Reihe von Leuten, die mich auffordern, die neue Linke in 
der SPD, sprich das Forum DL 21 solle sich jetzt haupt- 
sächlich um das Grundsatzprogramm kümmern. Wenn 
wir demnächst neue politische Inhalte in Form einer Platt- 
form vorlegen, dann ist das natürlich auch eine Kommen- 
tierung und ein Beitrag für diese Grundsatzprogrammde- 
batte. Aber ich glaube nicht an einen Kristallisationspunkt 
für die Linke in Zusammenhang mit dem Grundsatzpro- 
gramm. Zur Zeit finden hier nur 
Snow-Veranstalrungen Lna ~<ei- 
ne ,,Debatren" sratr. 00 w'r das - 7 
drehen können, wird man se- 
hen. 

Buntenbach: Das Grundsatz- 
Programm ist eher der Versuch, 
das Programm der politischen 
Realität entsprechend anzupas- 

1 

Sen. Ich habe erst gedacht sie 
machen den Kautsky, indem sie 
die Endforderung aufschreiben, 
wo wir hinwollen - also das 
Schöne für das Archiv - und 
dann die Tagesforderungen, wo 
dann von den Schönen nichts 
mehr drin vorkommt. Dann 
habe ich aber festgestellt, nein 
es soll wohl der Bernstein wer- 
den. Das heißt du passt das Pro- 
gramm an die Realitäten dessen 
an, was Du politisch wirklich 
meinst, in den nächsten Jahren 
umsetzen zu können. Aber das 
ist noch einmal ein Punkt, der 
auf Linker Seite bei den Grünen 
sicherlich einiges an Wider- 
spruch auslöst. 

Nahles: Also ich fürchte wir 
haben von Anfanq an nie den 
Zweifel gehabt, dass wir den _- 

Andrea Nahles 
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Gewinner u n d  Verlierer einer ,,offenen Gesell- 
schaft" 
spw: Aber ist das nicht eine auch strategisch sehr proble- 
matische Situation für die Linke innerhalb der Rot-Grü- 
nen Parteien, insofern dass die progressiven Positionen im 
Bereich der Einwanderungsdebatte am ehesten noch ver- 
treten werden von Globalisierungsenthusiasten, die sagen 
wir brauchen diese Einwanderung, brauchen auch eine 
offen Gesellschaft. Britische Theoretiker der Dritten We- 
ges vertreten die Position sehr offensiv, wir bräuchten 
eine offene Welt, um größtmögliche Wachstumsgewinne 
zu erreichen. Umgekehrt bleibt ideologisch für die Globa- 
lisierungsverlierer eigentlich im besten Fall so etwas wie 
das, was Peter Glotz als Beschleunigungsideologie negativ 
belegt hat. Es bleiben stark lokal bezogene Ansätze oder 
,,Recht auf Faulheit" bei den Leuten, die dann keine Ar- 
beit mehr haben. Und dieses Spektrum geht bis hin zum 
nationalistischen Antikapitalismus a la NPD. Die Frage ist: 
was kann die Linke dann den Globalisierungsverlierern ei- 
gentlich noch anbieten und ist das ein Klientel, an die 
heranzukommen überhaupt eine Möglichkeit besteht 
und wenn ja mit welchen Konzepten und Projekten? 

Nahles: Die Gefahr sehe ich auch, dass es - wenn ich 
für die SPD spreche - im Prinzip nie eine Mehrheit für eine 
wirklich offensive lntegrationspolitik von Ausländern in 
der Form wie wir sie definieren würden, gegeben hat. Es 
gibt ein sozialdemokratisches Klientel, das aus ganz ande- 
ren Gründen der Sozialdemokratie verbunden ist. Wenn 
wir als Sozialdemokratie oder als Linke nur die Antwort 

geben, das müsst ihr jetzt ein- 

,,Ich habe nicht den Eindruck dass die fach akzeptieren, dass 
noch mehr kommen, die euch 

CDU mit der neUen Partei-Spitze jetzt Konkurrenz machen - so wer- 

Aufwind hat, sondern schlicht am Bo- den die das empfinden - dann 
wird es schwierig. Integration 

den ist." (Buntenbach) muss ein Begriff werden, der 
sich nicht nur an die Leute 

richtet, die von außen hinzukommen, sondern es muss 
vielmehr auch als innergesellschaftlicher Begriff stark ge- 
macht werden. Ausgrenzung müssen wir eben nicht nur 
entlang der Frage von Grenzen nationaler Staaten disku- 
tieren, sondern auch als die Reichtums- und Armutsfrage 
in Deutschland. 

Wenn wir auf der sozialen Seite schwächeln, wenn 
das Verteidigen eines ausgleichenden integrierenden Sozi- 
alstaates zum Flügelthema in der SPD wird, aber gleichzei- 
tig Globalisierungsenthusiasten bestimmte Öffnungen or- 
ganisieren, dann sind wir mit verantwortlich dafür, dass 
bestimmte Leute von uns nicht mehr eine gesamtgesell- 
schaftliche Antwort erwarten, sondern anfällig für pop- 
ulistische Rechte werden. Ich will jetzt nur für die SPD 
sprechen, weil ich glaube die Klientel der Grünen war im- 
mer ein anderes. 

Wir dürfen auch Stoiber auf keinen Fall die Kritik an 
Unzulänglichkeiten der europäischen Demokratie über- 
lassen. Wir brauchen sinnvolle Strukturdebatten um vor- 
wärts zu kommen, um neue Akzeptanzen für Europa zu 
organisieren, um überhaupt für internationale Politik 
eben eine Bresche schlagen zu können, auch kritische 
Auseinandersetzungen und das können wir nicht den 
Rechtspopulisten überlassen. Ich will jetzt keinen Links- 
populismus der schröderischen Provenienz., wie er das in 
Bezug auf Europa öfters gemacht hat als er noch Mini- 
sterpräsident war. Nein, aber ich will auch keine Tabus 
von Links in dieser Frage. Wenn wir das hinkriegen, Inte- 
gration nach innen und außen, glaubwürdig sein und 
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eine kritische Auseinandersetzung mit Europa auf der 
Basis, wo das Ziel eines gemeinsamen Europas völlig un- 
bestritten ist, dann könnten wir vieles von diesen Ge- 
fährdungen, die ich in unserer Klientel ausmache, wieder 
einfangen. 

Buntenbach: Beim Punkt Asyl ist es in der Tat so, dass 
das grüne Klientel da anders gestrickt ist als eures. So- 
wohl was die Frage Einwanderung oder Zuwanderung 
insgesamt angeht, als auch was die Frage Asyl angeht. Für 
uns ist die Auseinandersetzung um den sogenannten 
Asylkompromiss und die Ablehnung davon immer ein 
ganz wesentlicher Teil grüner Politik und grünen Selbst- 
verständnisses auch gewesen und ist es auch nach wie 
vor. 

Nahles: Flügelübergreifend, übrigens. 
Buntenbach: Ja, mit Unterschieden in den Konzepten, 

was gerade die Asylfrage angeht, aber im Grundsatz ja. 
Allerdings ist dann damit immer noch nicht die Frage ge- 
klärt und da glaube ich, werden die Flügel unterschiedli- 
che Antworten geben, wie hoch man dieses Thema als 
Konfliktthema hängt. 

Denn da ist wirklich ein Konfliktpunkt, ein Reibungs- 
punkt der jetzt für diese Bundesregierung in den nächsten 
Monaten und Jahren wichtig wird. Die Altfallregelung ist 
da, aber indiskutabel, weil davon niemand profitiert. Här- 
tefallregelungen haben wir noch nicht und ich weiß auch 
nicht, ob wir die bekommen. Schily ist auf dem Weg aus 
dieser ganzen Geschichte eher so etwas wie ein Gnaden-, 
recht zu machen, wo irgendwelche Prominente von ihm 
berufen werden, um über Grundrechte zu entscheiden. 

Da wird es von Seiten der Linken innerhalb der SPD 
zusammen mit den Grünen noch Initiativen geben müs- 
sen, die eine humanitäre Orientierung auch bei den Zu- 
wanderungsfragen, bei den Asylfragen wirklich greifbar 
macht. Was für mich ganz entscheidend ist: Einwande- 
rung findet statt und diese Einwanderung, braucht auch 
einen politischen Rahmen und das heißt eben auch Inte- 
grationspolitik, bedeutet eine andere Anti-Diskriminie- 
rungspolitik, weil wir nicht orientiert an ,,Nützlichkeitskri- 
terien" innerhalb der Gesellschaft, diejenigen die am Ran- 
de der Gesellschaft stehen noch weiter rausdrängen dür- 
fen. 

Programmdebatten 
spw: Es ist bei Euch sehr viel Abgrenzung zur Regie- 
rungspolitik, zu den Führungsebenen der Parteien sicht- 
bar. Ich will daher noch mal auf die Situationen in den 
beiden Parteien eingehen. Mein Eindruck ist, dass sie ähn- 
lich ist, weil wir einerseits eher rechts-pragmatische Füh- 
rungspersonen haben, die nach außen für die Partei ste- 
hen und andererseits die Basis, die dagegen nicht aufbe- 
gehrt, ab und zu Mal murrt, nicht besonders zufrieden ist 
aber sich auf keinen Fall zu einem reinen Wahlverein ma- 
chen lassen will. Die in vielen Punkten unzufrieden ist, 
aber wenig Anknüpfungspunkte findet. Weder bei Leu- 
ten, die jetzt im Zentrum der Partei Programmatik jenseits 
des Tagespragmatismus vertreten, noch beim Linken Flü- 
gel. Wie stellt sich denn für euch die Rolle dieser beiden 
Parteien dar. Bleibt denn für die Partei noch ein Spielraum 
in dieser Situation als Regierungspartei oder tauchen sie 
solange ab bis man wieder in der Opposition ist und dann 
wieder vernünftige Diskussionen führen kann, um es mal 
zu zuspitzen. 

Buntenbach: Bei den Grünen kannst du eindeutig sa- 
gen, dass die Möglichkeiten von Seiten der Partei, wirklich 
in die Entscheidungsprozesse einzugreifen, sehr gering 

spw: Du bist schon sehr lange im politischen Geschäft, wel- 
che Bedeutung hat für Dich das Projekt Rot-Grün aus histo- 
rischer Perspektive, das ja als Reformprojekt angetreten 
war? 

Peter von Oertzen: Ich muss dazu vorweg bemerken, 
dass das rot-grüne Projekt wie es sich jetzt nach den Wahlen 
von 1998 abgezeichnet hat, für mich mit dem ursprüngli- 
chen rot-grünen Projekt, wie ich es in den 8Oer und 90er 
Jahren noch selbst verfolgt habe, nur noch wenig zu tun 
hat. Für mich war früher das rot-grüne Projekt, als die Sozi- 
aldemokratie nocheine absolute Mehrheit der Wähler mobi- 
lisieren konnte, die denkbare politische Konstellation für eine 

I ökologisch und sozialdemokratisch tiefgreifende Reformpoli- 
tik. Von dem jetzigen reinen Parteienbündnis zwischen der 
realexistierenden Sozialdemokratie und den realexistieren- 
den Bündnis-Grünen habe ich mir dann so gut wie nichts 
mehr erwartet. Im Gegenteil bin ich eigentlich eher ange- 
nehm überrascht, dass schlimme Erwartungen über einen 
Neoliberalismus mit menschlichem Antlitz, die ich gegenüber 
Schröder und Joschka Fischer gehabt habe, sich in der kras- 
sen befürchteten Form, nicht erfüllt haben. 

Erwartungen aus historischer Perspektive 
Wenn ich aber noch einmal historisch referiere, was mir da- 
mals noch vor den Wahlen 1994 als objektive Möglichkeit 
vorgeschwebt hat, aber auch 1990 mit Oskar Lafontaine als 
Spitzenkandidat, bevor die Vorbereitungen auf die Wahlen 
in der deutschen Vereinigung untergegangen sind, dann 
war es für mich die Vorstellung einer reformorientierten 
neuen Arbeitnehmerpolitik. Das Konzept, was jetzt als ,,neue 
Mitte" übrig geblieben ist, war damals als das Eingehen auf 
die Bedürfnisse und die Möglichkeiten derer verstanden 
worden, was Prof. Michael Vester als neue Arbeitnehmermit- 
te bezeichnet hat. Diese neue Arbeitnehmermitte steht nach 
Vester und mir im Erbe der alten Facharbeitertradition, d.h. 
es handelt sich um eine Kerngruppe der Arbeitnehmer- 
schaft, die in der Lage wäre, objektiv eine führende Rolle in 
der Arbeitnehmerlnnenbewegung einzunehmen. Dazu 
habe ich selbst übrigens in der SPW die gesellschaftlichen 
Grundlagen einer solchen Politik skizziert. Ich ging davon 
aus, dass es sich von der Wählerschaft bei den Bündnis-Grü- 
nen um eine Partei von spezifisch modernen Arbeitnehmer- 
schichten handele. Dass die Grünen aber objektiv eine Ar- 
beitnehmerpartei waren, nicht aus eigener Sicht oder ihrer 
Kader, habe ich schon seit Anfang der 80er Jahre vertreten. 
Es ging dabei um ein Projekt mit prinzipiell antikapitalistischer 
Stossrichtung. Diese Erwartungen einer Politik mit antikapita- 
listischer Stossrichtung waren wahrscheinlich schon damals 
gemessen an der Wirklichkeit der realexistierenden SPD und 
der realexistierenden Grünen eine Illusion. Heute ist sie völlig 

4 
unrealistisch. Ich habe also dem Projekt Rot-Grün in der Ge- 
stalt der Koalition von 1998 überhaupt nicht die geringsten 
Erwartungen entgegen gebracht, ich hatte aber noch 
Schlimmeres erwartet. 

spw: Du hast ein Resümee ja schon gezogen: Neolibera- 
lismus mit menschlichem Antlitz. Wie beurteilst du vor die- 
sem Hintergrund die Praxis der Rot-Grünen Regierung, lässt 
sich ein Zwischenergebnis ziehen? 

Peter von Oertzen: Ich will das 'mal an einigen der wich- 
tigsten Projekte erörtern. Wenn ich jetzt sage, ich habe nicht 
mehr erwartet, sondern stelle allenfalls den Versuch fest, im 
gegebenen kapitalistischen Rahmen die Interessen einer 
Mehrheit der arbeitenden Bevölkerung insbesondere von 
Kerngruppen der Arbeitnehmerschaft wirkungsvoller zu ver- 
treten als in dem konservativem Projekt der Regierung Kohl, 
vor allem in seiner Ziel- und Perspektivlosigkeit in den letzten 

Die Mitte, die ich meine ... 
Zum rot-grünen Projekt und seiner Zukunft 

.Interview mit Peter von Oertzen* 

Jahren, dann kann ich eine Reihe von nicht optimalen aber 
passablen Lösungen feststellen. Ich zähle sie nacheinander 
einmal auf: 

Von der Energiepolitik ... 
Der Atomausstieg ist so zustande gekommen, dass unter 
schwierigen Bedingungen eigentlich der Kompromiss mit 
der Energiewirtschaft unter den bestehenden Bedingungen 
einigermaßen gelungen ist. Man kann ihn für indiskutabel 
halten, Er war rein rechtlich und verfassungsrechtlich außer- 
ordentlich riskant und sehr komplex. 

Zweifel habe ich gegenüber der allgemeinen Energiepoli- 
tik oder Energiewirtschaftspolitik. Man müsste meiner Mei- 
nung nach über das sogenannte 100.000 Dächer-Pro- 
gramm hinaus die Förderung alternativen Energien verstär- 
ken. 

spw: Das Erneuerbare-Energien-Gesetz ist schon sehr 
weitreichend, das bestätigen auch die Verbände. 

Peter von Oertzen: Das lasse ich mir gerne sagen, ich 
muss nur hinzufügen, dass auf dem Gebiet der Energiewirt- 
schaft die Marktwirtschaft mit der Loslösung der Energie- 
wirtschaftsunternehmen von den politischen Rahmenset- 
Zungen der Vergangenheit völlig unsinnig ist. Die Marktwirt- 
schaft ist dann sinnvoll, wenn sie durch die Produktion Kon- 
sumgüter für den Normalver- 
braucher zur Verfügung stellt, Der ,,linkeu Teil der grünen Wähler 
d. h. damit durch eine Mehr- 
zahl von billig gewordenen steht dem ,,linkenu Teil der SPD Wäh- 

Konsumgütern den materiellen ler näher als jeder dem jeweiligen 
Lebensstandard des Konsumen- 
ten steigert. Das ist für den En- Mehrheitstrend ihrer eigenen Partei. 

ergieverbrauch eine völlig absur- 
de Zielsetzung. Die gesellschaftliche und ökologische Zielset- 
zung bedeutet aus vielerlei Gründen, insgesamt den Energie- 
verbrauch zu senken. Im Augenblick rechnet sich die Regie- 
rung aber als Verdienst an, dass die Energiepreise und die 
Strompreise insbesondere gesunken sind. Das fördert aber 
den Verbrauch und senkt ihn nicht und der Kampf um die 
Erhaltung der Stadtwerke als Hebel für eine mögliche ge- 
meinwohlorientierte ökologische Wirtschaftspolitik schwin- 
det. Man müsste mit äußerster Energie etwa die dezentrali- 
sierte Kraftwärmekoppelung forcieren. Ähnliches gilt auch 
für das ökologisch zentrale Problem der Verkehrspolitik, 
auch hier ist marktwirtschaftliche Konkurrenz im Einzelfall 
sinnvoll z. B. dass die Bahn angehalten wird kundenfreundli- 
cher zu sein. Zu glauben, dass mit der Konkurrenz zwischen 
Bahn und Straße das optimale Ergebnis heraus kommen 
könnte, ist eine völlig idiotische Annahme. Es bedeutet, dass 
praktisch natürlich die Konkurrenz am Ergebnis gemessen 
wird. Die Bahn soll mit einem Plus abschließen, Gewinne er- 

*Peter von Oertzen ist Mitherausgeber der spw, Professor für Soziologie, langjähriges 
Mitglied im SPD-Parteivorstand, Minister a.D., lebt in Hannover. 
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zielen oder mindestens keine Verluste. Aus einer solchen 
Konkurrenz, die sich nach dem Grundsatz der Marktwirt- 
schaft richtet, kann eine ökologisch orientierte soziale Ver- 
kehrspolitik nicht hervorgehen. Versuche, den Güterverkehr 
von der Strasse auf die Schiene zu verlegen, scheinen bisher 
misslungen, wenn sie denn überhaupt unternommen wor- 
den sind. 

zur Steuerpolitik ... 
Die gegenwärtige Politik der Steuersenkung ist natürlich im- 
mer populär. Die grundlegende Forderung einer allgemei- 
nen Vereinfachung des Modells ist nicht gelungen. Ich glau- 
be es war auch gar nicht beabsichtigt. Man kann das als Vor- 
bild betrachten, dass natürlich extrem kapitalfreundliche 
Steuerreformen auch ganz einfach sind, z.B. wie das ameri- 
kanische Modell, mit einer Einheitssteuer von 15-oder 20°/0. 
Das stellt für die Besserverdienenden und die Kapitalgesell- 
schaften einen Erleichterung dar, verstärkt aber insgesamt 
nur die Ungerechtigkeit. Das Stopfen der Steuerschlupflö- 
cher scheint mir im gewissen Umfang ganz erfolgreich be- 
trieben worden zu sein. Es scheint mir einer der Gründe zu 
sein, dass in den letzten Jahren abgesehen-von der beschleu- 
nigten Konjunkturentwicklung die Steuereinnahmen gestie- 
gen sind. Außerdem bestehen mit der Steuerfahndung 

gute Ansätze. Da sind auch die 
Eine unabhängige demokratische Lin- Länder aktiv, weil sie von den 

ke könnte sich nur entwickeln, wenn Steuereinnahmen profitieren. 
Ich bin schon dafür, dass der 

hinter ihr eine sich erneuernde kämp- Abbau der Verschuldung beim 

ferische Gewerkschaftsbewegung augenbblicklichen Schuldenstand 
der öffentlichen Hand eine Art 

entstünde. Vorrang genießt - ich weiß 
zwar dass es ökonomische Ein- 

wendungen geben wird. Wenn es in einer Verbindung mit 
einer Beeinträchtigung der Binnennachfrage steht, hat man 
sicher Recht, aber im Prinzip habe ich selbst immer noch als 
Politiker erlebt wie die Handlungsfähigkeit der Politik unter 
der zunehmenden Last der Zins- und Tilgungszahlungen er- 
würgt wird. 

Zur Sozialpolitik ... 
Und nun will ich auf zwei Schwerpunkte der Gesellschafts- 
politik kommen, die erst im Anfang der Behandlung sind 
und die mir von zentraler Bedeutung zu sein scheinen: die 
Sozialpolitik und zum anderen die Novellierung des Betriebs- 
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verfassungsgesetzes, d. h. also die Umstrukturierung der un- 
ternehmerischen und teilweise auch der betrieblichen Mitbe- 
stimmung. 

Zur Sozialpolitik vorweg, es ist im höchsten Grade be- 
denklich, dass diese Regierung, eigentlich mehr oder weni- 
ger kritiklos das Feld denjenigen gelassen hat, die auf der lin- 
ken, auf der traditionalistischen Linken der Meinung sind, es 
soll im Grunde alles beim Alten bleiben. Das geht natürlich 
aus vielerlei Gründen nicht, aber die Behauptung der Sozial- 
staat sei nicht mehr bezahlbar mit Hinweis auf die Vereinig- 
ten Staaten von Amerika, die nie einen Sozialstaat in der 
Form wie wir gehabt haben, ist natürlich völlig unsinnig. Die 
Sozialquote ist trotz mancher neoliberaler Reform in Schwe- 
den z. B. immer noch sehr viel höher als bei uns und die So- 
zialleistungen sind umfassender. 

ak - analyse & kritik (bis April 99) 
Geheim 
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Zur Arbeitsmarkt- und Wirtschaftspolitik ... 
Trotzdem sind auch unter Anlehnung kapitalistischer neoli- 
beraler Maßstäbe die Volkswirtschaften dieser beiden Länder 
durchaus konkurrenzfähig. Wenn es gelänge, den Abbau 
der Arbeitslosigkeit zu befördern und Gerhard Schröder hat 
gesagt, seine Regierung werde am Ende der ersten Legisla- 
turperiode an ihren Erfolgen beim Abbau der Arbeitslosig- 
keit gemessen werden, dann sinkt natürlich der Druck auf 
der finanziellen Seite des Sozialsystems. Er wird das Glück ha- 
ben, dass die Konjunkturentwicklung, die kein Verdienst der 
Rot-Grünen Regierung ist, ihm diesen Erfolg beschert, ähn- 
lich wie natürlich der Erfolg der Regierung Clinton auch der 
Erfolg von Entwicklungen war, die er klugerweise nicht be- 
hindert hat. Es ist völlig klar, dass wenn Beamte und Selb- 
ständige in die soziale Sicherung einbezogen werden, außer- 
dem die Bemessungsgrenze erheblich erhöht würde, dann 
wird die Basis verbreitet Es ändert natürlich nichts daran, 
wenn nur noch zwei in Lohn und Brotstehende Arbeitneh- 
mer für einen Rentner zahlen müssen, wenn eine durch die 
demografische Entwicklung zunehmende Zahl von alten 
Menschen mit überproportionalen Kosten für Krankheit 
und Rehabilitation zu versorgen sind, die Verhältnisse 
schwieriger sind, als wenn ein Rentner auf zehn Arbeiter 
kommt und den meisten Arbeitern sowieso vor dem Antritt 
der Rente in den Ruhestand gehen müssen, dass die Qualität 
der damaligen Leistungen sowohl für die Rente als auch die 
Krankenversicherung natürlich heutigen Maßstäben nicht 
mehr entsprechen. Was nun die Rente anbetrifft hat der 
DGB aus dem ursprünglichen Riesterschen Konzept einige 
Giftzähne gezogen, aber keineswegs alle. Im übrigen be- 
ruht die gesamte Diskussion über die sogenannten Lohnne- 

Lateinamerika Nachrichten 
Links (bis Februar 97) 
junge Welt (ab 22.5.97) 
ila - Zeitung der lnforrnationsstelle 
Lateinamerika (ab 1996) 

benkosten meiner Meinung nach auf einer unsinnigen Un- 
terstellung, dass die Lohnnebenkosten und ihre Höhe spezi- 
ell in Deutschland die Konkurrenzfähigkeit der deutschen 
Ökonomie in der europäischen Welt beeinträchtigt. Ent- 

b 

scheidend sind die Lohnstückkosten, d. h. also wenn die ho- 
hen Sozialkosten durch hohe Produktivität wettgemacht 
wird und das ist in Deutschland der Fall, dann kann von ei- 
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ner Beeinträchtigung der Konkurrenzfähigkeit überhaupt 
keine Rede sein. Allenfalls ist das Problem der Lohnnebenko- 
sten für kleine und mittlere Unternehmungen, Handwerks- 
betriebe, Einzelhandelsgesellschaften, die unter der mörderi- 
schen Konkurrenz der großen Handelsketten stehen, die also 
sowieso am Rande der Grenzkosten aqieren, von Bedeu- 
tung. Wenn man die entlasten will, was ich aus sozialen und 
ökonomischen Gründen für sinnvoll halte, weil sie immer 
noch einen erheblichen Teil der Auszubildenden überneh- 
men und eine große gesonderte Leistung damit erbringen, 
dann soll man sie direkt über steuerliche Subventionen stär- 
ken, aber nicht an den sogenannten Lohnnebenkosten dre- 
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nenfalls auch Kampagnen in die Gesellschaft hinein auf- 
bauen kann, müssen auch wirklich entscheidungsrelevant 
auf der politischen Ebene sein 

Nahles: Aber da bietet uns doch die Regierung eine 
wunderbare Lücke. Wenn ich z. B. Themen wie den Ar- 
beitsmarktbereich anspreche: Arbeitsmarktpolitik bedeu- 
tet eben auch Lernen am Arbeitsplatz, bedeutet Frau und 
Beruf, bedeutet wie können wir eine Art Lebensphasen- 
politik machen, die sozialpolitisch absichern U.S.W. Also das 
wäre so die Idee, wie man so ein Thema formulieren 
kann, wo man wirklich was anbietet, was die Bundesre- 
gierung zur Zeit kaum hinkriegt, ein Leitidee. Der zweite 
Punkt: Glaubwürdigkeit., Das spielt eine sehr große Rolle 
in dem Spektrum in dem wir uns bewegen. Das geht mir 
zum Beispiel bei der Umlagefinanzierung so. Das ist wirk- 
lich ein Riesenproblem und ich sehe auch mit Sorge, dass 
wir kaum noch Politiker haben, die wirklich so einen Nim- 
bus der Glaubwürdigkeit mitbringen. Ich bin allerdings an 
dem Punkt in Bezug auch auf unseren Bundeskanzler 
und die Art, wie er Politik macht, sehr skeptisch, dass ist 
sehr schwierig, wenn man keine Ideen mehr formuliert, 
keine Projekte, wenn man die Botschaft nicht definieren 
kann für die nächsten Wahlen. Was bleibt dann? 

Buntenbach: Das wird dann wie bei der Steuerreform 
mehr ein sportliches Ereignis und dafür wird er entweder 
gewählt oder nicht. 

Nahles: Ja, genau. 

Das bürgerliche Lager 
spw: Gehen wir mal zur Gegenseite über. Was passiert 
aus eurer Sicht gerade mit dem bürgerlich-konservativen 
und dem bürgerlich-liberalen Lager? Ist es so, dass die 
CDU sich gerade neu formiert und Schlagkraft gewinnen 
kann bis zu den nächsten Wahlen? Wie wirkt sich das aus 
auf die Strategie der Regierungsparteien? Also was ist das 
Szenario für das Jahr 2002 mit Blick auf das Gegenlager? 

Buntenbach: Ich habe nicht den Eindruck dass mit der 
neuen CDU - Spitze die Partei jetzt Aufwind hat, sondern 
dass die CDU nicht nur durch die Spendenaffäre schlicht 
am Boden ist. Gleichzeitig ist sie mit einer erdrückenden 
Umarmungsstrategie konfrontiert. Beispiel Rente: Wenn 
der Kanzler in der Form auf Konsens setzt dem sich die 
CDU immer schlechter entziehen kann, weil die Regierung 
immer weiter auf sie zugeht, dann führt diese Umar- 
mungsstrategie natürlich dazu, dass Schröders Strategie 
auch aufgehen kann, nämlich das in der sogenannten ge- 
sellschaftlichen Mitte die Regierung gut angesehen ist. Du 
hast eben die Zustimmungszahlen schon zitiert aus den 
verschiedenen Lagern und Schröder stellt sich als derjeni- 
ge dar, der handelt und der diese sportlichen Ereignisse 
gewinnt, und der diese konsensfähigen Vorschläge 
macht, und dann auch durchaus Chancen hat, die näch- 
ste Wahl zu gewinnen. Nur ist das Potential was dann 
Rot-Grün wählen würde, ein ganz anderes als das was 
beim letzten Mal Rot-Grün gewählt hat. Beim letzten Mal 
kam die Unterstützung von denjenigen, die sich für den 
Regierungs- und Politikwechsel eingesetzt haben, Das sind 
Leute gewesen, die in Fragen von sozialer Gerechtigkeit, 
Friedenspolitik, Frauenpolitik, Integrationspolitik, Anti - 
Diskriminierungspolitik, wirkliche gesellschaftliche Verän- 
derungen erwartet haben und die jetzt zum Teil keine 
andere Option wählen sondern eben gar nicht mehr. 

Das heißt, Einbruch der Wahlbeteiligung auf der ei- 
nen, und neues Potential für die Regierung auf der ande- 
ren Seite. Machtpolitisch, kann diese Rechnung durchaus 
aufgehen. Ich will aber nicht verschweigen, dass es dabei 

natürlich auch einen Anteil des grünen Koalitionspartners 
gibt. Bei den Grünen hat auch ein Politikwechsel stattge- 
funden, der immens ist, jedenfalls was die Mehrheit in 
der Bundestagsfraktion angeht. Ich hätte es richtig ge- 
funden, wenn nach dem Rücktritt von Lafontaine und 
dieser Politik der zweiten Chance, auf die Schröder zuge- 
steuert ist, die Grünen den immer größer werdenden 
Platz links von Schröder für sich reklamiert hätten und ein 
sozial-ökologisches Projekt zu ihrer Sache gemacht hätte 
und versucht hätten ihr gesellschaftliches Profil zu veran- 
kern. 

Dazu gab es bei den Grünen auch genügend Ansatz- 
punkte und gesellschaftlichen Bedarf alle Mal, und ich 
stehe persönlich für so ein Projekt ein und damit stehe ich 
bei den Grünen keineswegs allein. Die ,Entscheidung ist 
aber anders gefallen. Wir haben im Moment eine Strate- 
gie, die ganz eindeutig versucht in dem wirtschaftslibera- 
len Bereich für die Grünen zu Punkten und das zum ganz 
entscheidenden Teil des Profils zu machen. Diese Entschei- 
dung finde ich zutiefst falsch und mit unserem Wahlpro- 
gramm hat das herzlich wenig zu tun, aber wie heißt es 
immer so schön, man soll nicht so am Papier hängen. 

Nahles: Ich wollte die Frage nach dem die bürgerli- 
chen Lager beantworten. Die Union hat trotz ein Handi- 
cap: Die eigene Führung ist nicht in der Lage, neue Linien 
aufzuzeigen für das konservative Lager, wie das noch ein 
Wolfgang Schäuble konnte. Da könnten wir uns drüber 
freuen und könnte sagen ,,prima", dann werden wir das 
alles aufsammeln, aber ich bezweifle, dass das so eins in 
eins läuft. Ich glaube, dass sich da populistisches Potential 
auftut. Dass mache ich beispielsweise bei dem Thema Ost 
- Erweiterung fest. Je mehr die CDUICSU bei innenpoliti- 
schen Themen versagt, je mehr sie in dem Konsensbrei 
aufgeht, muss sie sich, allein 
schon um eine Differenz her- ,,Wir haben heute kaum noch politi- 
zustellen, bestimmte Felder 
ausgucken und da bietet sich sche Leitbegriffe, die nicht gleichzei- 

die Außen- und Sicherheitspo- tia von allen aesellschaftlichen 
a a 

litik an, weil die schlichtweg 
von Seiten der SPD nicht wirk- Gruppen von vornherein zustim- 

lich vorgegeben wird. Ich hal- mungsfähig wären." (Nahles) 
te diesen Bereich für das Ein- 
fallstor des bürgerlichen Lagers. Das ist sehr bedenklich, 
zumal wir uns angewöhnt haben, wenn wir über das 
Ausland reden, nur noch über konkurrierende Standorte 
zu reden und daher immer ein negatives Szenario im 
Kopf haben und keine zukunftsweisende positive Strate- 
gien nach vorne definieren können. Da ist eine Rede auch 
noch keine Lösung, sondern da fehlt eine gesamte Stra- 
tegie, und dies gilt für die gesamte Regierung 

Buntenbach: Ich sehe auch ein großes Problem auf 
uns zukommen, was die Frage Asyl und Einwanderung 
angeht. Auch das ist ja ein Thema was sich leider für pop- 
ulistische Auseinandersetzungen hervorragend eignet. 
Leider hat gerade jemand wie Schily wieder Äußerungen 
getan, die Asyl- und allgemeine Einwanderungsfragen 
vermischen und die den „Das Boot ist voll"-Diskurs voran- 
treiben, um Zustimmung von rechts für die Regierung 
oder für die SPD zu organisieren. Leider entspricht das 
auch der praktischen Asyl- und Ausländerpolitik des Bun- 
desinnenministeriums. Das ist natürlich eine Geschichte 
die voll denjenigen in die Karten spielt, die eben genau 
auf solche populistischen Themen setzten. Ich halte näm- 
lich gar nichts davon, wenn man versucht rechtes Potenti- 
al abzugraben indem man die Politik schon macht, die 
von rechts außen dann angefordert wird. 
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nicht mehr haben. Die wählen 
jetzt nicht irgend etwas ande- 
res, sondern gar nicht mehr. Ei- 
nen Regierungswechsel ohne 
Politikwechsel sehe ich da eher 
als einen Beitrag zur Politikver- 
drossenheit, der auch unter De- 
mokratiegesichtspunkten nicht 
akzeptabel ist. 

Andrea Nahles: Die Punkte 
sind richtig, aber ich würde ger- 
ne einige strukturelle Verände- 
rungen benennen, die damit 
eng verknüpft sind. Wir haben 
über lange Jahre in den 80ern 
und auch noch in den 90ern 
versucht, Kernelemente eines 
rot-grünen Projektes zu formu- 
lieren. Diese Leitpunkte sind na- 
türlich auch im Laufe dieser Zeit 
modifiziert worden, aber es 
wurde immer noch versucht, ei- 
nen Konsens innerhalb dieses 
Wählerklientels, auch einen 
Konsens innerhalb dieser beiden 
Parteien zu organisieren. Heute 
läuft es umgekehrt. Das bedeu- 
tet, dass wir heute kaum noch 
politische Leitbegriffe der rot- 

grünen ,,LinkenJ' haben, die nicht gleichzeitig von allen 
gesellschaftlichen Gruppen schon von vornherein zustim- 
mungsfähig wären. Zuerst wird ein Konsens mit der CDU 
oder im Bündnis für Arbeit organisiert, bevor man wirklich 
den Dialog mit dem eigenen Klientel sucht. Das sind 
strukturelle Schritte, die gemacht wurden. Und beim Ko- 
sovo-Konflikt erinnere ich an die Verweigerung von Aus- 
einandersetzung - also das Ersticken einer Streitkultur, die 
sicherlich aus demokratischen Gründen notwendig gewe- 
sen wäre und vor allem aus politischen Gründen. Ich den- 
ke, dass das im Kern ein Rot-Grünes Projekt kaputt ge- 
macht hat, weil dieses Projekt sich selber auf diese Weise 
aufgibt. Interessanterweise liegt die Zustimmung für die 
Regierungspolitik im FDP Lager bei 68 '10. Sie ist aber auch 
bei den Grünen 68% und sie beträgt bei der SPD 80% 

Buntenbach: Wieso haben wir die gleiche Prozentzahl 
wie die FDP? 

Neue Pol i t ikformen sind erforderlich 
Nahles: Das tut mir leid, das sind aber leider die Fakten. 
Was bedeutet das allerdings? Nur das ist auf der politi- 
schen Tagungsordnung, was eben so auch als Konsens- 

thema platziert werden kann. 

,,Ich fürchte, dass wir das Spektrum, Daneben gibt es kaum 
Platz für andere Schwerpunk- 

was von uns eine andere Politik, einen te, hat eine 

Politikwechsel erwartet hat, verprellt A~SgrenZUng der l - ~ - ~ - ~ e n  
oder Eingrenzung der Themen 

haben." (Buntenbach) und die werden dann mit der 
vollen Power des gesamten 

Medienapparates durchgezogen und innerhalb dessen 
bist du nur noch Hilfssheriff und kannst noch die eine 
oder andere Anmerkung machen. Verteilungspolitische 
Fragen wie die Vermögenssteuer U.S.W. werden weg ge- 
drückt. Das haben wir erlebt: Wir haben es zwar auf dem 
Parteitag beschlossen, aber dann tauchte es nie wieder 
auf. Ich glaube, es hat sich ein neuer machtpolitischer 
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Kern herausgebildet, der sich ganz anders definiert. Nicht 
mehr als Bewegungslinke, als Projektlinke oder als von mir 
aus auch Regierungslinke, sondern im Prinzip ist eine neue 
Form, Politik zu organisieren, notwendig. Und das bei ei- 
ner CDU, die selber keine Angebote für konsensfähige Po- 
litik mehr machen kann, weil sie moralisch erodiert und 
politisch kasperlemäßig an der Seite agiert. Insoweit ist 
das momentan auch der günstigste Punkt, um so etwas 
auch zu implementieren. 

Buntenbach: Ich teile Deine Aussage, dass das Politik- 
modelt sich geändert hat. Es gibt in dieser Logik anschei- 
nend immer nur eine vernünftige Antwort, und das ist 
die, die im Konsens entwickelt wird mit  den verschiede- 
nen Experten, mit den verschiedenen gesellschaftlichen 
Gruppen. Es geht dann um Sachzwang, wirtschaftliche 
Vernunft, die man umsetzt. Dieser ~ a c h z w a n ~  Iässt eben 
keine offene demokratische Auseinandersetzung mehr 
zu. Es scheint so, dass es Rot-Grün mit diesem Politikmo- 
dellwechsel gelungen ist, linke Ansätze, linke Alternativen 
zu marginalisieren, in einer Art und Weise wie das unter 
Kohl oder unter anderen Regierungskonstellationen über- 
haupt nicht denkbar ist. 

spw: Was ist die Konsequenz, wie geht man als re- 
formorientierte Linke damit um? Sowohl strategisch als 
auch inhaltlich? 

Nahles: Aus meiner Sicht wäre eine wesentliche Ant- 
wort, nach vorne zu gehen und gesellschaftliche Großvor- 
haben wie zum Beispiel die europäische Frage von links 
ganz gezielt anzugehen ohne belastet zu sein mit der Fra- 
ge: Ist das jetzt konsensfähig? Grundsätzliche Streitfragen 
auch als grundsätzliche Streitfragen zu markieren, Diskus- 
sionsangebote zu machen. Ich glaube, dass sich entlang 
dieser Fragestellungen sicherlich neue politische Gruppie- 
rungen bilden. Ganz deutlich z.B. bei der Entschuldungs- 
initiative, bei diesen ganzen WTO - Geschichten in Seattle 
oder Prag. Da bilden sich neue, teilweise sehr diffuse und 
gar nicht so in unsere Schemata passende Gruppen her- 
aus, die Kritik artikulieren, die Widerstand organisieren. 
Da dürfen wir den Anschluss nicht verpassen. Das sind 
zwar erst einmal ,,Randerscheinungen" aber das waren 
doch alle linken Themen auch einmal. Die ganze Atom- 
kraftbewegung war zunächst einmal eine ,,Randerschei- 
nung". Ich glaube, man sollte die Eisbrecherfunktion, die 
das haben kann, nicht unterschätzen 

Buntenbach: Das ist in der Tat ganz entscheidend. Es 
ist ganz wichtig, die verschiedenen Teile der Linken zu- 
sammenzubringen. Zum Beispiel zu solchen Diskussionen 
wie dem Halbzeitkongress, der jetzt stattfindet oder eben 
auch zu gemeinsamen Aktionen. Du hast eben gesagt, 
das kann sich an Themen kristallisieren, die eben nicht so 
im Regierungsalltag stehen. Damit wird der Freiraum si- 
cher größer, aber die Kehrseite ist, dass die wunderbaren 
Konzeptentwürfe dann, n es praktisch wichtig wird, oft 
einfach vom Tisch gewischt werden. Diese Erfahrung ha- 
ben die Leute in den letzten Jahren gemacht - sie haben 
viele Ideen für den Papierkorb diskutiert - und fragen uns 
jetzt: Warum soll ich mich um diese Themen kümmern, 
wenn klar ist, dass das, was du entwickelst in ein oder 
zwei Jahren überhaupt keine Rolle mehr spielt. Ich glau- 
be, es funktioniert nur dann, wenn man die Themen 
nimmt, auf die die Regierungsentscheidungen oder eben 
die politische Entscheidungen sichtbar zulaufen, und sei 
es eben in ein oder zwei Jahren. Nimm zum Beispiel die 
Regulierung der Finanzmärkte auf der internationalen 
Ebene. Du hast eben W O ,  Seattle angesprochen. Die 
Themen, an denen man seine Vernetzung und gegebe- 
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hen. Wenn man die Lohnnebenkosten senkt, senkt man das 
Niveau der gesamten Sozialversicherung. 

Einige deutliche Worte zur Rentenreform 
Und was nun die Rente anbetrifft, handelt es sich nur beim 
kompletten Riesterschen System um einen Taschenspieler- 
trick, der fast an Volksbetrug grenzt. Das Niveau der gesetz- 
lichen Rente soll auf nicht mehr als 64 Prozent gesenkt wer- 
den, nur ein Teil der Rentner und Rentnerinnen bekommt 
die gesetzliche Höchstrente auf Grund ihres beruflichen 
Werdeganges. Das was zu 67 oder 70 Prozent des letzten 
Verdienstes fehlt, also an der vollen Aufrechterhaltung des 
Lebensstandards, soll durch eine private Pflichtzusatzversiche- 
rung ausgeglichen werden. Dagegen protestieren die Ge- 
werkschaften mit Recht. Wie ich das beim DGB und bei ei- 
nem Teil der Gewerkschaften einschätze werden sie da in die 
Knie gehen. Ich fürchte, das wird voll und ganz den Arbeit- 
nehmern zur Last gelegt, so dass es in Zukunft nicht mehr 
bei Rentenzahlungen von 22 Prozent des Bruttolohns in Zu- 
kunft 26 Prozent sein werden, wobei aber 1 1 % der Arbeit- 
geber zahlen wird und 15 % die Arbeitnehmer. Dagegen 
protestieren die Gewerkschaften mit Recht. Wie ich das 
beim DGB und bei einem Teil der Gewerkschaften einschät- 
ze werden sie da in die Knie gehen. Dazu kommt, dass diese 
staatlich garantierte Pflichtversicherung zusätzlich zur ge- 
samten Rentenversicherung natürlich nur von den großen 
Versicherungskonzernen und ihren Tochtergesellschaften 
wahrgenommen werden kann. Das bedeutet für die Versi- 
cherungskonzerne bei den einströmenden Mengen, den 
Prämien von Hunderten und Aberhunderten von Milliarden 
eine Lizenz zum Gelddrucken und zwar speziell für die be- 
sonders großen und leistungsfähigen Konzerne. Die Kleinen, 
die sich vielleicht gerade noch als Ersatzkassen in der Kran- 
kenversicherung behaupten können, würden sich in der 
Rentenversicherung nicht behaupten können. D. h. wenn 
man dem überhaupt noch ein zweite Säule neben einer Ba- 
sisversicherung in Form einer pflichtmäßigen Zusatzversiche- 
rung errichten wollte, dann müsste man meiner Meinung 
nach auch dieses System paritätisch in Form öffentlich und 
öffentlich kontrollierter Form einrichten und dann müssten 
die Arbeitgeber auch ihren Anteil leisten. Dann wären sie an 
dieser Lösung nicht mehr interessiert, das wäre ganz klar. Im 
übrigen berücksichtigt dieses Rentenmodell nicht, dass die 
Erwerbsbiographien für ein Rentenmodell, an dem am 
Ende gewissermaßen das Resümee des gesamten Berufsle- 
ben gezogen wird, dieses Endergebnis immer fragwürdiger 
werden Iässt. Die Erwerbsbiographie von Frauen ist im 
Grunde immer brüchiger und in einigen Jahrzehnten wird 
nur noch ein kleinerer Teil der Rentner überhaupt nur die 

4 gesetzlich abgesegnete Rente von 64 % erreichen. Der 
Durchschnitt wird viel tiefer liegen. Er wird sich weiter von 
der Höchstrente entfernen, dann nähern sich die öffentlich 
gesetzlichen Rentenversicherungen dem Sozialhilfesatz. Das 
wird überhaupt nicht berücksichtigt. Die Familienkompo- 
nente, das wird demagogischerweise von der CDU insbeson- 
dere angemahnt und nicht die spezielle Situation der spezifi- 
schen Frauenerwerbsbiographien wird berücksichtigt. Dieses 
Rentenkonzept hinkt auf allen vier Beinen. 

Zum Betriebsverfassungskonzept wird man im Augen- 
blick noch nichts sagen können, weil im Moment noch kei- 
ne Entwürfe vorliegen. Es liegt der Entwurf des DGB vor. Ich 
fürchte, dass er bei dieser Regierung nie Gesetz werden 
wird. Man muss abwarten, wie der Entwurf der Regierung 
aussehen wird. 

Neues Problem sind die Betriebsformen, ich nenne nur 
als ein besonders krasses Beispiel die Leiharbeit, aber auch 

andere kleine Unternehmungen, die durch Outsourcing 
entstehen und mit größeren Zusammenhängen, aber ihre 
eigenen Betriebsräte haben. Ich frage mich, worüber die 
überhaupt zu bestimmen haben. Angesichts dessen muss 
die Gründung von Betriebsräten überhaupt erleichtert wer- 
den. Dies führt merkwürdiger Weise bei besonders traditio- 
nellen und kämpferisch gesonnenen Gewerkschaftlern zu ei- 
nem gewissen Missbehagen, weil sie fürchten, dass die Be- 
triebsräte auf Teufel komm raus gegründet werden, ohne 
dass die Gewerkschaft selbst die treibende Kraft ist. Die Ge- 
werkschaft würde erst kommen können, wenn der Betriebs- 
rat existiert und versucht, die Betriebsräte an sich heranzuzie- 
hen. 

Sozialpartnerschaft heute 
Auf der anderen Seite natürlich ist die Frage: wie steht es 
mit der klassischen Sozialpartnerschaft in der Gegenwart. 
Waffenstillstandsverträge, wenn man so will, sind unver- 
meidlich. Ohne die Möglichkeit Gegenmacht zu mobilisieren, 
kann aber auch die partnerschaftlichste Gewerkschaft nicht 
bestehen. Dann kommt sie unter den Schlitten, das ist also 
eine völlig falsche Alternative. Man müsste vom neuen Be- 
triebsverfassungsgesetz erwarten, dass der gesetzliche Rah- 
men mindestens Gegenmachtstrategien möglich macht und 
sie nicht in ein Netz von Verpflichtungen zur partnerschaftli- 
chen Zusammenarbeit einbindet. Der Betriebsrat und die 
Gewerkschaft, die hinter dem Betriebsrat steht, muss die 
Möglichkeit haben, auch im Betrieb kämpferisch aufzutreten 
und sei es auch nur, um damit die Grundlage einer Partner- 
schaft auf der Basis einigermaßen gleicher Machtverhältnisse 
zu haben. 

Es wird sich herausstellen, ob sowohl in der Rente als 
auch bei der Betriebsverfassung die neue Regierung doch 
halbwegs akzeptable Lösungen vorschlagen wird. Wenn ihr 
das nicht gelingt, dann wird sie auf die Dauer vielleicht ange- 
sichts der günstigen Konjunktur nicht heute und nicht mor- 
gen, aber vielleicht übermorgen und übers Jahr Schwierig- 
keiten mit den aktiven und kritischen Kräften in der Ge- 
werkschaft bekommen. 

Die Grünen 
spw: Deine Kritik bezog sich in den genannten Themenfel- 
dern auf die gesamte Regierung. Meine Frage ist die nach 
der Rolle der Grünen. Du hast selber darüber geschrieben, 
die Grünen seien im doppelten, also im biographischen wie 
im politischen Sinne die Kinder der Sozialdemokratie, wie 
schätzt du sie heute ein? 

Peter von Oertzen Das ist im Prinzip immer noch richtig, 
ich glaube aber das Verhältnis ist schon sehr komplex. Diese 
Feststellung betraf die grünen Wähler, nicht so sehr ihre im 
übrigen zahlenmäßig sehr geringen Kader, als Parteifunktio- 
näre, Mandatsträger usw. Es gibt ja keine Partei, nicht einmal 
die F.D.P., in der das Verhältnis von Parteiaktiven und Wähler- 
schaft so ungünstig ist, d. h. wo so viele Wähler auf so we- 
nig aktive Parteifunktionäre und Parteiarbeiter treffen. In 
früheren Zeiten, als die Grünen sich noch als den politischen 
Arm der neuen sozialen Bewegung betrachtet hatten, war 
das uninteressant, aber die neuen sozialen Bewegungen zu 
Beginn und Mitte der 70er Jahre gibt es heute nicht mehr 
in dieser Form, und in soweit repräsentiert im Grunde der 
Parteikader der Grünen bis auf einige Aussnahmen im 
Grunde nur noch sich selbst. Die Grünen haben nicht wissen 
wollen, wer ihre Wähler eigentlich sind. Ein wenig herrsch- 
ten auch ideologische Vorurteile: ,,Wir haben Ideale, wir 
brauchen keine Interessen", was natürlich Unsinn ist, denn 
jede Partei muss Interessen vertreten und kann nicht nur die 
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Ideale der Idealisten an der Verwirklichung dieser Ideale ver- 
treten. Die grünen Wähler sind Arbeitnehmerwähler, waren 
es und sind es zum Teil noch heute. Im übrigen ist unter 
den grünen Wählern der Anteil an Erwerbstätigen natürlich 
höher als bei jeder anderen Partei, vor allem deswegen, weil 
sie immer noch jünger im Durchschnitt sind und deshalb 
weniger Rentner zu ihren Wählern zählen. Es handelt sich 
bei den Arbeitnehmerwählern um jüngere modernere, mit 
einem höher qualifizierten Anteil in Angestelltenverhältnis, 
sowohl schulisch als auch fachlich höher qualifizierte Arbeit- 
nehmer. Wenn man so will, repräsentieren die Arbeitneh- 
merwähler der Grünen den Arbeitnehmertypus der Zukunft, 
den von heute und morgen. Was die Herkunft anbetrifft 
und da beziehe ich mich auf die sehr komplexen detaillier- 
ten Untersuchungen unser hannöverschen Untersuchungen 
von 1993, ergeben, dass ihrer Herkunft nach etwa ein Drit- 
tel aus bürgerlich liberalen Mittelschichten stammen: aus 
kleinbürgerlichen Arbeitnehmerschichten und zu einem 
Drittel auch aus einer echten politisch bewussten Arbeiter- 
und Arbeitnehmertradition. Ich habe festgestellt, dass die 
Gewerkschaftsmitgliedschaft unter den Eltern der grünen 
Wählern genauso hoch war wie die Gewerkschaftsmitglied- 
schaft unter den Wählern der sozialdemokratischen Wähler. 
Das ist außerordentlich interessant, wobei noch hinzu- 
kommt, dass natürlich die Elterngeneration der grünen 
Wähler eine ganze Generation im Durchschnitt jünger war 
als die Generation der sozialdemokratischen Wähler. Wir 
nehmen an, dass bei den Eltern der Grünen der gewerk- 
schaftlich organisierte Anteil höher ist als bei den Sozialde- 
mokraten. Ein weiteres Indiz ist die sogenannte Querpräfe- 
renz, d. h. die erste Präferenz grün, zweite Präferenz SPD 
und umgekehrt machen insgesamt 75 % bis 80 % der grü- 
nen Wähler aus. Insgesamt nur etwa 25% bis 30 % der 
SPD-Wähler, aber 75% bis 80% der Grünen-Wähler. Bei den 
letzten Wahlen, die so sehr in die Geschichte eingegangen 
sind, haben wir beobachtet, dass offenbar ein Teil der zwi- 
schen Grünen und SPD stehenden Grünen-Wähler die Grü- 
nen wieder verlassen haben. Z. B. bei den hessischen Wahlen 
ist es eindeutig: da hat die SPD nicht verloren, aber die Grü- 
nen haben verloren und so ist damals die Mehrheit verloren 
gegangen. Außerdem ist bei den Grünen genau wie bei der 
Sozialdemokratie ein großer Teil der Wähler vor allem bei 
den verheerenden Kommunalwahlen in Nordrheinwestfalen 
im Frühsommer 1999 in die Wahlenthaltung gegangen. Bei 
der SPD sind die Wähler eher konservativ tendierende Wäh- 
ler. Die überhaupt gewählt haben, sind vor allem die ange- 
stellten Schichten und kleinbürgerlichen Gruppierungen, die 
mal Johannes Rau gewählt haben, diesmal aber die CDU ge- 
wählt haben. Zugespitzt muss man sagen, der ,,linke1' Teil 
der grünen Wähler steht dem ,,linkenf' Teil der SPD Wähler 
näher als jeder der beiden linken Wählerströmungen dem 
jeweiligen Mehrheitstrend ihrer eigenen Partei. Dieses 
Wechselwählerpotential, das dann zwischen Grünen und 
SPD hin und her schwankt, das wird natürlich weder qualita- 
tiv noch quantitativ in der augenblicklichen Konstellation be- 
rücksichtigt. Die SPD hat das nie zur Kenntnis genommen 
und die Grünen haben das erst recht mit ihrer pathologi- 
schen Abneigung gegen die empirische Sozialforschung 
nicht zur Kenntnis genommen. 

Reformen m i t  wem? Die Frage der Kräfte 
spw:Welche gesellschaftlichen Kräfte innerhalb und außer- 
halb der Parteienlandschaft siehst du, die noch einen pro- 
gressiven gesellschaftspolitischen Schub bringen könnten? 

Peter von 0ertzen:Man muss davon ausgehen, dass wir 
doch eine verbreitete Stimmung und Haltung der Parteiver- 
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drossenheit haben. Im Kern handelt es sich meiner Überzeu- 
gung nach nicht um Zweifel an der Kompetenz der politi- 
schen Klasse, das ist natürlich klassenspezifisch zu differenzie- 
ren. Die Unterklasse neigt eher zu Resignation und Wahlent- 
haltung, die aktiven Arbeitnehmer zeigen zunehmende Des- 
illusionierung für dir Parteien, flüchten sich vor allem gegen- 
über der SPD teilweise auch in die Wahlenthaltung. Teilweise 
wählen sie resigniert ihre eigenen Parteien oder aber sie nei- 
gen zum rechten oder linken Populismus. Die Mittelschichten 
neigen zur Wahlenthaltung und einem rechten Populismus, 
wobei man sagen muss, man soll die Gefahr, dass Arbeiter- 
schichten sich auch einen rechten Populismus zuwenden 
nicht gering einschätzen. Wir haben das bei den Wahlen zur 
NPD schon Ende der 60iger Jahre erlebt, wie z.B. die kata- 
strophale Wahlniederlage der SPD in Baden-Württemberg 
von 1968, als sie von 36 %auf 28 % abstürzte und die NPD 
in den Landtag kam. Wir haben auch das Ergebnis im mas- 
senhaften Überlaufen von Arbeiterwählern in Frankreich zu 
Le Pen und in Österreich zu Haider. In diesem Zusammen- 
hang wird manchmal gesagt, man braucht in dieser Situati- 
on einen neuen programmatischen Schub. Ich bin der Über- 
zeugung, der bringt gar nichts, wenn nicht die Subjekte da 
sind, die mittels einer programmatischen Neuorientierung 
politischen Druck erzeugen. Zu glauben, dass bloße Ideen, 
auf Papier geschrieben, Menschen bewegen, ist ein Irrtum. 
Sie müssen Ausdruck von realexistierenden Kräften oder Be- 
wegung sein. Die Gefahren sind ein rechter und ein linker 
Populismus. Es besteht natürlich die Chance mit starken au- 
ßerparlamentarischen Bewegungen Reformdruck auf die 
Parteien zu entfalten, aber diese klare Programmatik gibt es 
ja nicht. 

Neuformierung des Parteienspektrums? 
Natürlich besteht die einzige Möglichkeit, dass sich neben 
den Grünen und der SPD eine neue Linkspartei entwickelt, 
wobei ich ausdrücklich hinzufügen muss, die PDS mit ihrem 
gegenwärtigen Zustand ist nicht in der Lage diese Funktion 
wirklich wahrzunehmen. Im übrigen bestehen bei einer sol- 
chen linken Partei natürlich zwei Gefahren. Zum einen, dass 
sich eine zweite SPD entwickelt ist völlig nutzlos. Das ist es, 
was die PDS Reformer immer übersehen, sie wollen gleich- 
zeitig sozialdemokratisch sein und behaupten gleichzeitig, sie 
wären es nicht und wären linkssozialistisch. In Wirklichkeit 
sind sie aber nichts anderes als eine Ur-SPD und gemäßigte 
Ur-SPD in Kleinform. Außerdem besteht die Gefahr, dass 
eine solche Partei vom traditionalistischen linkssozialistischen 
Dogmatismus und den klassischen Ideologien übernommen 
wird. Wie das aussieht sieht man an der linken PDS. Das ist 
ziemlich schrecklich und völlig unfruchtbar. Insoweit beurtei- 
le ich es als für die durchgreifende Erneuerung des politi- b 

schen Parteiensystems im vereinigten Deutschland nicht sehr 
positiv, im Gegenteil sehe ich eher, dass Verfalls- und Auflö- 
sungserscheinungen zunehmen werden und dann populisti- 
sche Strömungen sich das zu Nutze machen. 

Perspektive eines rot-grünen Projektes 
spw:Wenn man nun die Regierung betrachtet: Die letzte 
Frage nach den Perspektiven. Welchen Weg muss die rot- 
grüne Koalition einschlagen? 

Peter von Oertzen: Eine Perspektive für ein Rot-Grünes 
Projekt, das nur in der bloßen Addition zweier Parteien be- 
steht, hat überhaupt keine Perspektive, nicht die geringste. 
Es müssen sich die kritischen und modernen (modern ist 
nicht zu verstehen als Anpassung an den Neoliberalismus, 
unabhängig von den Apparaten der Parteien) konstituieren. 
Die Mitglieder einer solchen Kraft könnten gleichzeitig Mit- 

Geschlossenheit als oberstes Politikziel eingetrimmt wer- 
den? In diesem Zusammenhang ist ein weiteres Mitglied 
des Forums DL 21 zu zitieren, stellvertretender Fraktions- 
vorsitzender Michael Müller, auch wenn er diesmal nicht 
zu den Autorlinnen unsers Schwerpunkts gehört: Unter 
dem Motto ,,Mehr Demokratie wagen" fordert er mehr 
Mitsprache des Parlaments und zieht einen Bogen zur Re- 
politisierung und Bürgerbetetiligung. ,,Heute geht es er- 
neut um den Primat der Politik. (...) Die rot-grüne Koaliti- 
on muss sich dieser Herausforderung stellen, bei der es um 
mehr geht als nur um die Modernisierung von Staat und 
Wirtschaft. Es geht um die Stärkung der Demokratie und 
ihrer Institutionen insgesamt und dabei nicht zuletzt um 
die Abwehr von Tendenzen der Entparlamentarisierung, 
wie sie sich leider auch beim Bündnis für Arbeit oder dem 
Atomausstieg gezeigt haben." (in: DIE ZEIT Nr. 37 vom 
7.9.00, S. 20) 

Mit den Artikeln in diesem Schwerprunkt haben wir 
versucht, das oben afgeführtefragespektrum abzudek- 
ken. 

In dem Roundtable Gespräch mit Annelie Buntenbach 
(die GRÜNEN) und Andrea Nahles (Forum DL 21, SPD), zu 
dem die PDS sich übrigens nicht in der Lage sah, einefn Ver- 
treterlin zu entsenden, geht es um die Zwsichenbilanzierung 
der Politik von rot-grün. Annelie Buntenbach zeichnet die 
verschiedenen Stufen der Regierungspolitik nach, beide ana- 
lysieren die Politikkonzepte der Bundesregierung und des 
Ansatzes der ,,neuen Mitte". Aus Andrea Nahles Sicht wer- 
den die Abgeordneten zu ,,Hilfssherrifs" degradiert, ein Aus- 
druck, der die oben beschriebene Gefahr der Entmündigung 
der Fraktion drastisch aus den Punkt bringt. 

IG-Metall Vorstands-Mitglied Horst Schmitthenner 
stellt vor allem eine neue Regierungsstrategie im Umgang 

Erste Bestandsaufnahme 
spw: In diesen Tagen haben wir die Halbzeit dieser Legisla- 
tur und damit der ersten zwei Jahre Rot-Grün. Mit Rot- 
Grün haben wir eine ganze Menge Hoffnungen ver- 
knüpft. Ich erinnere mich noch an den Wahlabend als wir 
gebangt haben, kommt denn jetzt Rot - Grün? Nun fra- 
ge ich Euch nach einer kurzen Bestandsaufnahme. 

Annelie Buntenbach: Ich glaube, dass Rot-Grün nach 
handwerklichen Fehlern ganz gut gestartet ist, weil eine 
Reihe von Punkten, die während des Wahlkampfes ver- 
sprochen worden waren, angegangen wurden. Damit 
meine ich nicht nur die bekannten Themen (Lohnfortzah- 
lung im Krankheitsfall etc.), die im Wahlkampf eine Rolle 
gespielt haben, sondern auch die ersten Schritte zur Steu- 
erentlastung gerade für untere und mittlere Einkommen. 
Im nachhinein muss ich sagen: Selbst beim Staatsangehö- 
rigkeitsrecht, wo wir auch eine Menge Kritik am Ender- 
gebnis hatten, weil wir uns vielmehr hätten vorstellen 
können, auch da sind wir wichtige Schritte weitergekom- 
men. 

Dann gab es aber eine Umorientierung der Bundesre- 
gierung, die zeitlich zusammenfällt mit dem Rücktritt von 
Oskar Lafontaine, wo dann eine Orientierung klar auf die 
Wirtschaft hin verfolgt worden ist. Der Kernpunkt davon 
ist das Sparpaket gewesen, das heißt eine Haushaltspoli- 
tik. die nicht nur auf Haushaltskonsolidierungen abzielt, 
sondern auch eine Senkung der Staatsquote anstrebt. Es 
ist eine Haushaltspolitik gemacht worden, die auf die Sa- 

mit den Gewerkschaften fest und fordert umgekehrt ein 
neues Verhältnis der Gewerkschaften im Umgang mit der 
Regierung. Auch die Gewerkschaften seien es gewohnt, 
,,ihrer" Regierung nicht zu widersprechen. 

Arno Klönne beschäftigt sich in seinem Artikel mit der 
in allen Parteien schwindenden Bedeutung des Sozial- 
staatsthemas nach 1998. Er 
zeichnet das Entstehen des Das Gefühl der Ohnmacht aufzubre- 
Parteienkonsenses über den chen, ist eine Herausforderung, der 
,,rheinischen Kapitalismus" 
nach und kontrastiert dazu man sich stellen muß, Wenn reform- 
die ersten zwei Jahre rot-grü- orientierte Kräfte gewonnen werden 
ner Regierung als ,,Passage in 
ein anderes Politiksystem, in sollen. 
dem Politik (nach einer For- 
mulierung von G. Schröder) als ,Geleitschutz für die Wirt- 
schaft' verstanden wird." 

Peter von Oertzen analysiert die rot-grüne Bundesre- 
gierung in Bezug auf die Erwartungen, die an ein rot-grü- 
nes Reformprojekt zu unterschiedlichen Zeitpunkten ge- 
stellt wurden und in Hinblick auf die Wählerlinnenklien- 
tel, die von den Regierungsparteien angesprochen wird 
Dieses bedeutet im Umkehrschluß, dass die Frage nach 
den Subjekten bzw. den reformorientierten Kräften für 
ihn die Schlüsselfrage ist, wenn es um einen neuen Schub 
links orientierter Politik gehen soll. 

Und in der Tat: hier schließt sich u.E. wieder der Kreis: 
den Bogen von den Kräften einerseits hin zur Frage von 
Demokratisierung und Beteiligung zu ziehen, ist nicht be- 
sonders schwer: das Gefühl der Einflußlosigkeit, der Ohn- 
macht aufzubrechen, ist eine Herausforderung, der man 
sich gerade stellen muss, wenn es darum geht, reformori- 
entierte potentielle Kräfte zu gewinnen. SPW 

Halbzeit für Rot-Grün 
Ein Gespräch mit den Bundestagsabgeordneten Annelie 

Buntenbach (Bündnis 901Die Grünen) 
und Andrea Nahles (SPD) 

nierung rein über die Ausgabenseite gesetzt hat und das 
eben zu Lasten sozial Schwächerer. Womit die Schere zwi- 
schen Arm und Reich durch so eine Politik weiter ausein- 
andergerissen wird. Ein letzter Punkt, der nicht auf der 
sozialen Ebene liegt, aber trotzdem ganz wesentlich das 
Gesicht der Bundesrepublik verändert hat, ist natürlich die 
Entscheidung zur Beteiligung am Kosovo - Krieg gewe- 
sen. Eine falsche Entscheidung mit immensen langfristi- 
gen Auswirkungen für die gesellschaftliche Entwicklung, 
was die Akzeptanz von Militär angeht. Ich fürchte, dass 
wir das Spektrum, was von uns eine andere Politik, einen 
Politikwechsel erwartet hat, verprellt haben und deren 
Unterstützung im Moment in dieser Gesellschaft einfach 

Das Gespräch führte Frank Schauff. Die Bearbeitung besorgten Claudia Walther 
und Frank Wilhelmy. 

spw Zeitschrift fur Sozialistische Politik und Wirtschaft. Heft 115, 2000 



HALBZEIT FÜR ROT-GRÜN HALBZEIT FÜR ROT-GRÜN 

Foto Christian Kiel (Berlin) - --- - 

E s gibt Tage, da sind wir plötzlich erleichtert oder so- 
gar froh über die rot-grüne Regierung in Berlin. 
Tage, an denen sich der Kanzler und Kabinett vor 

die Kamera stellen und felsenfest sagen: „die Ökosteuer 
bleibt, daran führt kein Weg vorbei." 

Es gibt andere Tage, da würde man am liebsten im 
Erdboden versinken oder spontan dem nächsten erreich- 
baren Unterbezirksgeschäftsführer das eigene Parteibuch 
vor die Füße knallen. Tage, an denen der lnnenminister 
posaunte: „das Boot ist voll" oder die Nettolohnbindung 
der Rente vorläufig aufgehoben wurde. 

Halbzeit in Berlin, Zeit für SPW, eine Zwischenbilanz zu 
ziehen. Oben genannte Beispiele und auch die in diesem 
Schwerpunkt veröffentlichten Beiträge zeigen bereits, 
dass es nicht einfach ist zu entscheiden, ob das Glas mit 

roter und grüner Berliner Wei- 
ße nun halb leer oder halb 

Es ist nicht einfach ZU entscheiden, ist, Die sache ist äußerst 

ob das Glas mit roter und grüner Ber- ambivalent. Je nach Perspekti- 
ve. 

liner Weiße nun halb leer oder halb Uns geht es mit diesem 

voll ist Schwerpunkt darum, uns jen- 
seits der aktuellen tagespoliti- 

schen Streitpunkte zwischen Öko- teuer und Rente ein- 
mal etwas seitlich zu stellen und in mittelfristigen Zeiträu- 
men und Fragestellungen zu denken 

Uns interessiert: 
1. Was bleibt insgesamt vom rot-grünen Projekt? 
2. Wie ist die Politik der rot-grünen Bundesregierung, 
insbesondere ihrer sozialdemokratischen Führung zu be- 
werten? Aber auch: wie stehen die Grünen da? 
3. Wie ist die Opposition einzuschätzen, die einerseits im 
eigenen Spendensumpf konzeptionslos versinkt, anderer- 
seits aber immer öfter die Macht der Straße in Form po- 
pulistischer Kampagnen entdeckt? 

Claudia Walther, ist Geschäfisführerin eines euregionalen Jugend- und Freizeitwerkes, 
Mitglied im Vorstand von DL2l sowie der spw-Redaktion, sie lebt in Aachen 

4. Welche inhaltlichen Perspektiven kann „die Linke" 
(besser gesagt, können die verschiedenen reformorientier- 
ten Kräfte im linken Spektrum) aufbauen 
5. Welche Strategien sind zu entwickeln? Insbesondere: 
auf welche reformorientierten Kräfte können wir setzen? 

Durchgehend hört man, liest man auch in den Arti- 
keln dieses Heftschwerpunktes: viele Erwartungen, die an 
den Regierungswechsel geknüpft waren, sind entäuscht 
worden. Aber: hatten wir nicht gerade das auch erwar- 
tet? Als beispielsweise Kanzlerkandidat Schröder mitten 
im Bundestagswahlkampf 1998 verlauten ließ ,,erst 
kommt die Nation und dann die Partei"? Hatten nicht 
beispielsweise die Jusos bereits vor der Wahl einen Politik- 
wechsel, nicht nur einen Regierungswechsel angemahnt, 
gegenüber einem Kanzlerkandidaten, der ,,nicht alles an- 
ders, aber vieles besser" machen wollte. 

Das Dilemma des Rollenwechsels, vor dem die Grünen 
seit dem Regierungswechsel stehen, ist unseres Erachtens 
nach symptomatisch für „die Linken", inklusive der Linken 
in der SPD. Offensichtlich müssen nicht nur die Grünen, 
sondern wir alle uns damit zurechtfinden, dass Parteipro- 
gramme einerseits und Regierungsbeschlüsse andererseits 
zwei verschiedene Paar Schuhe sind. Zurechtfinden heißt 
jedoch nicht, sich damit abfinden. Sondern, die eigene 
Rolle neu zu definieren: reformpolitische Positionen wei- 
terentwickeln und die eigene Regierung damit zu kon- 
frontieren. Hierzu aber bedarf es gerade Strategien in 
Form von neuen Bündniskonstellationen, die über das rei- 
ne Parteienspektrum hinausgehen. Die Gewerkschaften 
werden hier künftig eine Schlüsselstellung einnehmen. In- 
teressant ist vor diesem Hintergrund aber auch, was sich 
außerparlamentarisch um die ,,Halbzeitkonferenz", die in 
diesen Tagen stattfand, formiert. Ganz entscheidend ist 
darüberhinaus die Frage, wie sich innerparteilich die Kräf- 
te bei SPD und Grünen neu formieren, beispielsweise 
beim Aufbau der neuen SPD-Linken ,,DL 21". Und schließ- 
lich, wie sich die eigenen Fraktionen von Rot und Grün 
verhalten. Sind wir inzwischen auf dem Weg zu einer rei- 
nen ,,Kanzlerdemokratie", in der Fraktion und Partei auf 

glieder von Parteien sein, das will ich nicht ausschließen. 
Wenn es so etwas wie eine unabhängige demokratische 
Linke gäbe oder wenn sie sich konstituieren könnte, hätte 
sie eine Chance, auf die Parteien Einfluss auszuüben. 

Schlüsselfrage Gewerkschaften 
Das Schlüsselproblem ist in meiner Sicht, die Frage ob es ge- 
lingt, die Gewerkschaften so zu erneuern, dass sie eine ent- 
scheidende Kraft für die Linke werden könnten. Die kriti- 
schen Krafte in den Gewerkschaften streben dort hin, aber 
sie sind im Moment noch sehr schwach und es besteht eher 
die Chance, dass die Gewerkschaften sich hin zu einer sozial- 
politischen Pressuregroup entwickeln, aber nicht zu einem 
politischen Verband mit gesellschaftlichen Zielen. Die Haupt- 
schwäche der Gewerkschaften im gegenwärtigen Zustand 
sind, dass sie in die klassischen Formen gewerkschaftlicher 
Auseinandersetzung der Tarifpolitik und der Betriebsvertre- 
tung verfallen. Aber es muss gesehen werden, dass viele Lö- 
sungen, für Arbeitnehmer und auch für Gewerkschaften im 
politischen Raum gelöst werden können. D. h. die Gewerk- 
schaft muss dort als ein gleichrangiger und ernst zu neh- 
mender Diskussionspartner und auch Kampfpartner auftre- 
ten. Die Gewerkschaft muss raus aus der bloßen Tarifausein- 
andersetzung, sie muss raus aus den Betrieben, in denen sie 
natürlich weiter aktiv sein muss, in die Fläche, d. h. in die Ge- 
sellschaft. Sie muss z. B. Anlaufstellen, Organisationsstellen, 
Kristallisationspunkte für gesellschaftspolitische Organisatio- 
nen entwickeln, so wie es ganz am Anfang der gewerk- 
schaftlichen Bewegung noch die Arbeitersekretariate waren, 
die ja auch mit Nichtorganisierten gewerkschaftlich arbeite- 
te, weil es sie noch gar nicht genug gab und wie sie sich jetzt 
in besonders schwierigen Gebieten in den USA wieder ent- 
wickelt. In den USA hat ja die Gewerkschaft in begrenztem 
Umfang nach einem schrecklichen Jahrzehnt dauernden 
Zerfallsprozesses auf Anhieb zehn Prozent Mitgliedschaft bei 
der Arbeitnehmerschaft erreicht und in einigen Branchen in 
den letzten Jahren eine gewisse Erholung gezeigt. 

Neue Bündniskonstellationen und Bewegungsfor- 
mationen? 
Dort sind solche gesellschaftspolitischen Tätigkeiten der Ge- 
werkschaften, Bündnisse mit ökologischen Bewegungen, 
Bündnisse mit der Frauenbewegung, Bündnisse mit der Inter- 
essenvertretung der ethnischen Minderheiten U.S.W. klassi- 
scher Beifall, das Bündnis gegen die WH0 in Seattle vielleicht 
erste Anzeichen für eine Ausdehnung des Arbeitsfeldes der 
Gewerkschaften. Unter gänzlich anderen Bedingungen wäre 
so etwas auch in Europa und sogar in Deutschland, das im- 
mer noch die relativ stärksten Gewerkschaften innerhalb der 
großen kapitalistischen Länder England, Frankreich, Italien 
und Deutschland hat, möglich. Und ich glaube, die deutschen 
Gewerkschaften sind noch aktionsfähiger als die spanischen, 
soweit ich unterrichtet bin. Das bedeutet, dass die Gewerk- 
schaften aufhören müssen, ausschließlich nur für ihre Mitglie 
der da zu sein. Sie müssen sich für Nichtorganisierte öffnen. 
In Beratung, in Hilfestellung, in Aussprache. Vor allem aber 
natürlich für die Gruppen, die in Gewerkschaften unterrepro- 
duziert sind, wie Frauen oder die jüngeren Generationen. Sie 
müssen sich für die neuen Berufe öffnen. So ist zur Zeit nur 
eine Gewerkschaft, mit deren gewerkschaftspolitischen Kurs 
ich sonst oft nicht übereinstimme: Die IG Bergbau, Chemie, 
Energie. Die sind im Umgang mit den qualifizierten Angestel- 
lenberufen sehr clever und ich glaube nicht gänzlich erfolglos. 
Das könnte sich manche andere Gewerkschaft, die stolz auf 
ihre linkeTradition ist schon eine Scheibe abschneiden, nicht 
unbedingt in der politischen Richtung, aber in der Art und 

Weise, so ein schwieriges organisationspolitisches Thema 
überhaupt zum Gegenstand der eigenen Arbeit und zu ei- 
nem Hauptgegenstand der eigenen Arbeit zu machen. Ich 
wollte nur sagen, wenn es eine wie ich vorhin formuliert 
habe, eine unabhängige demokratische Linke geben sollte, so 
könnte sie sich nur entwickeln, wenn hinter oder neben ihr 
auch eine sich erneuernde 
kämpferische Gewerkschaftsbe- ~ ~ ~ ~ ~ k ~ ~ h ~ f ~ ~ ~  müssen aufhö- 
wegung entstünde. Denn auf 
welche soziale Basis sollte sie sich ren, ausschließlich für ihre Mitglieder 
stützen, wenn nicht auf eine da „ „in, sie müssen sich für ~ i ~ h t -  
neue moderne Gewerkschafts- 
bewegung. so müssen irgend. organisierte öffnen. 
wann die neuen Selbständigen 
eine eigene lnteressenorganisation bilden. Und dieser Interes- 
senorganisation müssen die Gewerkschaften kollegial und g e  
wissermaßen brüderlich, schwesterlich gegenübertreten und 
sie nicht als Konkurrenten schlecht machen. 

Es wird Zeit, dass die Gewerkschaften damit anfangen, 
sich vor Ort und in der Fläche in die Kommunalpolitik hinein- 
zuhängen, denn die SPD hat immer weniger Kontakte zu ih- 
ren Wählerschichten und den Arbeitnehmerschichten. 

Dass die Gewerkschaften ein Büro auf der EXPO hatten 
und einen eigenen Tag der Gewerkschaften erfolgreich 
durchgeführt haben, scheint zu bedeuten, dass sie das be- 
griffen haben. Das wäre nicht möglich, wenn die Gewerk- 
schaften dort mit einer dogmatischen, hartleibigen Haltung 
,,Wir wissen alles besser" erscheinen würden. Natürlich ist so 
eine innere Erneuerung der Gewerkschaft Sache der Ge- 
werkschaft selbst. Wer versuchen will die Gewerkschaften in 
irgendein politisches Schlepptau zu nehmen, richtet nur 
Schaden an und wird im übrigen scheitern. Gewerkschaften 
werden nur dann politisch, frei und im Einklang mit sich 
selbst, ihrer Mitgliedschaft und mit ihren internen Diskussio- 
nen sein können, wenn sie absolut glaubwürdig sagen kön- 
nen, dass sie das im eigenen Interesse tun und nicht einer 
politischen Partei zuliebe. Jede vernünftige Gewerkschaft hat 
das so betrachtet. Es hat immer Zeiten gegeben, in denen 
die Sozialdemokratie geglaubt hat, sie könne die Gewerk- 
schaft als ihre natürlich Gefolgschaft betrachten, die zu 
springen hat, wenn sie mit dem Finger schnippst. Das ist ein 
Irrtum und muss endlich aufhören, das funktioniert nicht 
mehr und das weiß im Grunde auch jeder. 

spw: Lieber Peter, vielen Dank für dieses Gespräch. „, 
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Einmischung für eine 
andere Politik 
von Ralf Krämer* 

D rei Aktionen bzw. Veranstaltungen fanden am 
22.123.09. in Berlin statt, daneben gab es in Gor- 

leben noch eine Demonstation gegen die Atomkon- 
senspolitik mit über 5000 Teilnehmerlnnen. Die größte Akti- 
on war die der Gewerkschaftsjugend auf mehreren Plätzen, 
dann Kundgebung am Schlossplatz und eine schöne laute 
Demonstration (es waren Trillerpfeifen verteilt worden und 
es gab Musikwagen) hinauf auf den Prenzlauer Berg, wo an 
und in der Max-Schmeling-Halle das abschließende Aktions- 
festival mit Live-Musik stattfand. An diesen Aktionen, zu de- 
nen unter dem Motto „Her mit dem schönen Leben!" IG- 
Metall-Jugend, Postgewerkschaftsjugend, junge HBV und IG 
Medien-Jugend (also die eher linken Gewerkschaftsjugend- 
organisationen) aufgerufen hatten, nahmen ca. 15.000 jun- 
ge Gewerkschafterlnnen teil, forderten Umlagefinanzierung 
und die Umverteilung von Reichtum und Arbeit und Kampf 
den Neonazis, und hatten ihren Spaß dabei. 

An den Aktionen vor Ministerien, zu denen das Aktions- 
bündnis ,,Auftstehen für eine andere Politik" und diverse Ver- 

bände und Initiativen aufgeru- 
fen hatten, nahmen ieweils 

Es bleibt die Fraae, w ie  eine macht- 100 - 200 Leute teil, an der an- 
J .  

schließenden Kundgebung vor 
volle außerparlamentarische Bewe- dem Roten Rathaus 2000, 

gung entwickelt werden und wie  sie Auch bei der gelungenen Akti- 

sich äußern kann. on der Gewerkschaftsjugend 
war festzustellen, dass über die 
dort Organisierten hinaus nur 

wenige andere Jugendliche dabei waren. lnsbesondere war 
von Jusos und Falken kaum etwas zu sehen, aus dem politi- 
schen Bereich waren vor allem diverse Sekten präsent. Dies ist 
kein Vorworf an letztere oder an die Gewerkschaftsjugend, 
das Problem besteht m.E. in der Partei- und Verbandsfixie- 
rung, um nicht zu sagen Entpolitisierung der Fehlenden. 

Breit getragene Halbzeit-Bilanz 
In der Humboldt-Universität fand Freitag abend bis Samstag 
nachmittag eine Konferenz ,,HalbZeit - Politik braucht Einmi- 
schung!" statt, an der insgesamt ca. 350 Personen teilnah- 
men. Das Besondere an dieser Konferenz war die Breite des 
Trägerlnnenkreises, von Umweltorganisationen wie BUND 
oder BBU über Organisationen der Friedensbewegung und 
der Internationalen Solidaritätsbewegung, der Menschen- 
rechtsbewegung, Gewerkschaftsjugendorganisationen, Er- 
werbslosengruppen bis zu politischen Verbänden von Jusos 
und Grün-Alternativem Jugendbündnis bis zur PDS-nahen 
['solid]. 

Die Konferenz war ein Ausfluss eines schon 1998 begon- 
nen Prozesses der Verständigung und Vernetzung. Die Kon- 
ferenz war dennoch eher enttäuschend Bei den 350 Teil- 
nehmerlnnen gab es große Fluktuation, so dass zur gleichen 
Zeit maximal die Hälfte davon anwesend waren, einige der 
Trägerorganisationen waren real nicht vertreten. Mehrere 
Referntlnnen hatten kurzfristig abgesagt, die gehaltenen 
Referate nahmen kaum auf die Vorarbeiten und auf die an- 

* Ralf Kramer, Dortmund, Sozialwissenschaf?ler 
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deren Beiträge Bezug und es gab zu wenige Diskussions- 
möglichkeiten. 

Positiv ist die große Verständigungsbereitschaft im inhalt- 
lichen Fragen zu sehen, die von mehreren Seiten formuliert 
wurde und die auch in der gemeinsamen Abschlusserklä- 
rung zum Ausdruck kam. In dieser wird eine düstere Zwi- 
schenbilanz von Rot-Grün gezogen, ihre bisherige Politik 
heftig kritisiert und ein umfangreicher Katalog inhaltlicher 
Alternativen eingefordert. Als Bedingung für die Durchset- 
zung einer solchen anderen Politik wird die Notwendigkeit 
einer starken außerparlamentarischen Bewegung hervorge- 
hoben, verbunden mit dem Aufruf an alle, insbesondere 
aber an die Gewerkschaften, Kirchen und Sozialverbände, 
aktiver zu werden und stärkeren Druck zu entwickeln. In 
diesem Sinne sollen die gemeinsamen Bemühungen zur Ver- 
ständigung und Vernetzung, Öffentlichkeitsarbeit und Akti- 
on fortgesetzt werden. 

Keine linke Politik ohne Druck 
Es bleibt jedoch die Frage, wie unter den gegebenen Bedin- 
gungen die bisher fehlende machtvolle außerparlamentari- 
sche Bewegung entwickelt werden und wie sie sich äußern 
kann. 

Um Massen mobilisieren zu können, brauchen außerpar- 
lamentarische Bewegungen klare Forderungen und Adressa- 
ten in zugespitzten Auseinandersetzungen. Diese fehlen zur 
Zeit weitgehend. Die u.a. mit der Konferenz in Berlin ange- 
strebte Bündelung der verschiedenen fachlich oder rich- 
tungspolitisch engagierten Gruppierungen leidet unter die- 
sem Mangel, unter der mangelnden Mobilisierungsfähigkeit 
der Einzelgruppierungen, und unter dem Fehlen einer über- 
greifenden politischen Perspektive, wie sie sich 1998 noch in 
dem Slogan ,,Kohl muss weg!" ausdrückte. Jetzt ist er weg, 
aber die bisherige Entwicklung unter Rot-Grün hat nicht zu 
einem Aufschwung von Bewegung, sondern zur Frustration 
vieler ehemals Aktiver geführt. 

Ein Kurswechsel der Regierungspolitik nach links er- 
scheint unrealistisch, solange insbesondere die Gewerkschaf- 
ten sich dermaßen einbinden lassen. Eine Unterstützung der 
Regierungspolitik gegen Druck von rechts, wie es einige viel- 
leicht erhoffen, ist erst recht unrealistisch - dafür bietet diese 
Politik Linken und Leuten aus Bewegungen keine Grundla- 
gen. 

Der weitgehende Konsens, der in zentralen Fragen von 
CSU bis SPD herrscht, ist inhaltlich in Frage zu stellen, eigene 
Argumentations- und Orientierungsfähigkeit in der öffentli- 
chen Auseinandersetzung sind zu entwickeln. Auch neue 
Kommunikationsstrukturen auf Basis verbreiteter Nutzung 
des lnternets entwickeln sich gerade erst dahin, dass sie 
künftig das Rückgrat der Information und Mobilisierung bil- 
den können. Auch eigenständige Aktionsformen wie das 
Überschwemmen von Websites durch koordinierte eMail- 
Aktionen etwa können sich hier entwickeln 

Auch in Zukunft werden Massenaktionen auf der Strasse 
eine zentrale Rolle für die Entwicklung außerparlamentari- 
schen Drucks spielen. Sie setzen jedoch Bewegung vor Ort, 
ein gelungenes Aufbrechen herrschender Konsense und Ver- 
ankerung linker Alternatiworstellungen sowie kulturelle Aus- 
strahlung in wichtigen Milieus voraus. 

Strategisch muss es dann darum gehen, auch auf poten- 
tiell fortschrittliche Großorganisationen einzuwirken und hier 
Partnerlnnen zu gewinnen. lnsbesondere müssen sich die 
Gewerkschaften aus ihrer Einbindung und Unterordnung 
unter die Regierungspolitik lösen und zu einer eigenständi- 
gen und konfliktbereiten Politik übergehen. Das Gleiche gilt 
für die übriggebliebenen Linken bei SPD und Grünen. spw 

PLATZ DER REPUBLIK 1 

H aushaltsdebatten sind traditi- 
onsgemäß Generalabrech- 
nungen der jeweiligen Oppo- 

sition mit der jeweiligen Regierung. 
Eine Woche lang wird über die Etats 
sämtlicher Ressorts debattiert, und 
dies bietet an sich Raum, jeden Fehler 
der Regierung und jedes ungelöste 
Problem anzusprechen und, selbstver- 
ständlich, der Regierung und den sie 
tragenden Fraktionen Versagen auf 
der ganzen Linie vorzuwerfen. 

Die erste Lesung des Haushaltsent- 
wurfs für 2001 lässt die Bundesregie- 
rung daher in strahlendem Licht er- 
scheinen. Von Versagen auf der gan- 
zen Linie keine Spur. Nur ein einziger 
Punkt beschäftigte die Redner der 
(bürgerlichen) Opposition: Der Benzin- 
preis und die Öko-Steuer. Ganz gleich, 
ob es um den Haushalt des Kanzlers, 
des Finanzministers, der Familienmini- 
sterin oder der Forschungsministerin - 
um nur einige zu nennen- ging, alle 
fanden einen Weg, die Benzinpreistrei- 
berei der Regierung anzuklagen. Dass 
ich bei den Einzelplänen Inneres und 
Justiz nichts davon gehört habe, liegt 
sicher nur daran, dass diese gegen 
Ende behandelt wurden und meine 
Aufmerksamkeit angesichts der immer 
gleichen Tiraden inzwischen völlig er- 
lahmt war. Einen erbärmlicheren Auf- 
tritt der Opposition hat der Bundestag 
wohl kaum je erlebt; selbst der ADAC 
argumentiert differenzierter. 

Es ist erfreulich, dass die Bundesre- 
gierung sich der massiven Kampagne 
nicht beugt und lediglich indirekte Er- 
leichterungen für die gebeutelten Ver- 
braucher anpeilt. Nicht nur die Koaliti- 
onsraison verlangt hier Durchhaltever- 
mögen. Jedes Nachgeben gegenüber 

dem Druck der Straße würde das auf 
langsame und stetige Steuererhöhun- 
gen angelegte Konzept insgesamt in 
Frage stellen und daher diejenigen ver- 
unsichern, die Investitionen zur Sen- 
kung ihres Energieverbrauchs, sei es 
ein neuer Kühlschrank, ein Drei-Liter- 
Auto oder gar eine nahverkehrstech- 
nisch günstig gelegene Wohnung, in 
Aussicht genommen haben. 

Allerdings rächt sich jetzt, dass SPD 
und Grüne ihre Positionen zur Öko- 
Steuer jahrelang im neoliberalen Wind- 
kanal optimiert haben. Die Fokussie- 
rung der Diskussion auf das Ziel, mit 
den Einnahmen die Lohnnebenkosten 
zu senken, hat es der Opposition schon 
bei der Einführung der Öko-Steuer 
leicht gemacht, den ökologischen Sinn 
der Abgabe in Zweifel zu ziehen. Wäre 
ein nicht nur symbolischer Teil für öko- 
logische Zukunftsinvestitionen reser- 
viert worden, könnte die Bundesregie- 
rung wenigstens darauf verweisen, 
dass mit den Einnahmen dafür gesorgt 
werde, zukünftig unabhängiger von 
den Kapriolen des Ölmarktes zu wer- 
den. So aber wird das Geld in ein Sy- 
stem gepumpt, das, setzt die Bundesre- 
gierung ihre Pläne um, ohnehin jegliche 
ihm verbliebene Attraktivität einbüßen 
wird. Soll die Rentenkasse doch noch 
ein paar Jahre eher zum Teufel gehen, 
mag sich da mancher denken. 

Für das eigentliche Problem, das 
der drastische Ölpreisanstieg mit sich 
bringt, hätte man sich gerade in der 
Haushaltsdebatte mehr Beachtung 
gewünscht. Beim gegenwärtigen 
Preisstand fließt, über die allgemeine 
Verschlechterung der terrns o f  trade 
durch den niedrigen Euro-Kurs hin- 
aus- plötzlich 1% des Bruttoinlands- 

Die Benzinpreis- 
Woche 

Von Burkard Winsemann 

produkts zusätzlich in die Ölstaaten 
ab und steht hier nicht mehr als Kauf- 
kraft zur Verfügung. Ein solcher Ader- 
lass ist eine ernsthaftere Bedrohung 
für den gegenwärtigen Konjunktur- 
aufschwung als aktuelle Prognosen 
glauben machen wollen. Nicht, weil 
kleine Fuhrunternehmen am Ölpreis 
zugrunde gehen, sondern weil die 
Verbraucher die Mehrausgaben für 
Benzin und Heizöl an anderer Stelle 
zu kompensieren versuchen werden. 

Es wäre deshalb angebracht, ein 
kleines Konjunkturprogramm auf Vor- 
rat zu entwickeln, um gegebenenfalls 
zügig einen sinnvollen Nachtragshaus- 
halt aufstellen zu können. Die Themen 
dafür liegen ja förmlich auf der Straße 
und werden durch die Verwendung der 
Zinsersparnisse in Folge der UMTS-Li- 
zenzversteigerung auch nicht annä- 
hernd abgearbeitet. Für die konjunktu- 
relle Steuerungsfähigkeit ist vor allem 
entscheidend, dass der Staat zu schnel- 
len Reaktionen in der Lage ist. Investiti- 
onsplanungen, mit denen man erst be- 
ginnt, wenn die Konjunktur sichtbar 
einbricht, kann man sich in dieser Hin- 
sicht gleich schenken. SPW 
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gekündigten Vorhaben räumt selbst 
die Bundesregierung in ihrem Zwi- 
schenbericht ein, dass noch weiterge- 
hende Maßnahmen erforderlich sind 
und stellt entsprechende Initiativen in 
Aussicht. Deshalb sollte fairer Weise 
erst bei Vorliegen des gesamten Kata- 
logs über dessen quantitative Ange- 
messenheit zur Erreichung des Reduk- 
tionsziels geurteilt werden. 

Mängel und Probleme im 
Großen 
Holt man weiter aus, so ist auch das 
25 O/O Ziel an sich zu diskutieren. In 
den vergangenen Jahren haben zu- 
mindest die Anzeichen zugenom- 
men, dass der Klimawandel bereits 
eingesetzt hat. So waren die wärm- 
sten Jahre seit mehreren Jahrhunder- 
ten (Weltmitteltemperatur) allesamt 
in den neunziger Jahren des vergan- 
genen Jahrhunderts zu verzeichnen 
und die Frequenz und Schwere der 
Naturkatastrophen ist ebenfalls ange- 
stiegen (vgl. z.B. UNEP, 1999: 4). 

Angesichts der in dieser Rasanz 
kaum vorhergesehenen Entwicklun- 
gen muss man überlegen, ob das vor 
Jahren für 2005 festgelegte Klima- 
schutzziel anspruchsvolleren Werten 
weichen sollte. In jedem Fall ist es 
dringend durch härtere Ziele für die 
Folgezeit zu ergänzen (dies wird prin- 
zipiell auch von der Bundesregierung 
anerkannt). Das längerfristige Ziel im 
Rahmen des EU ,,burden-sharings" ist 
hier nicht ausreichend. Anspruchsvol- 
le mittel- und langfristige Ziele sind 
nicht nur wünschenswert als Orientie- 
rungspunkte und Prüfsteine für die 

Offenbar fehlte nach Politik, sondern haben auch den Vor- 
den Fehlschlägen der teil, dass sie Wirtschaft und For- 

vergangenen Jahre schung Signale für die Entwicklung 
der politische Mut, klimaschonender Verfahren und Tech- 

beim Verkehr nologien geben. Bei der Festlegung 
konsequenter neuer Ziele wären aus Umweltsicht 

gegenzusteuern. diesmal alle wichtigen Treibhausgase 
einzubeziehen, denn die Konzentrati- 
on auf Kohlendioxid birgt zumindest 
die Gefahr, dass Erfolge beim Kohlen- 
dioxid durch Misserfolge bei anderen 
Gasen konterkariert werden. 

Schließlich ist vor dem Hinter- 
grund der jüngsten Klimaveränderun- 
gen oder -anomalien zu überlegen, 
ob das Klimaschutzprogramm nicht 
bereits von einer umfassenden Förde- 
rung für Adaptionsmaßnahmen in 
sogenannten Entwicklungsländern 
begleitet werden müßte, d.h. von 
Maßnahmen zur Anpassung an den 
vermutlich nur noch im Ausmaß be- 
einflussbaren Klimawandel. Im Ver- 
gleich zu Industrieländern zeichnen 
die Länder des Südens für den weit- 

aus geringeren Teil der historischen 
und auch der aktuellen Treibhausgas- 
emissionen verantwortlich (vgl. Claus- 
sen und McNeilly, 1998; IEA, 1999: 
45), werden aber voraussichtlich 
deutlich stärker vom Klimawandel 
und den damit einher gehenden Wet- 
terextremen betroffen sein. Daher ist 
ein Engagement von Ländern wie 
Deutschland - über die normale Un- 
terstützung im Rahmen der Entwick- 
lungshilfe hinaus - schon alleine ein 
Gebot der Gerechtigkeit. 

Die höhere Gefährdung der soge- 
nannten Entwicklungsländer ist unter 
anderem auf die in der Regel hohe 
Bedeutung der Land- und Forstwirt- 
schaft, die Leichtbauweise vieler Ge- 
bäude und die geringen technisch- 
ökonomischen Reaktionsmöglich- 
keiten zurückzuführen. Welche Fol- 
gen unter solchen Bedingungen Na- 
turkatastrophen haben können, hat 
beispielsweise Hurrikan ,,Mitchn in 
Mittelamerika gezeigt. Entsprechend 
wären mögliche Adaptionsmaßnah- 
men z.B. Projekte zur Umsiedlung aus 
besonders gefährdeten Gebieten, In- 
vestitionen in die Umstellung der 
Landwirtschaft auf widerstandsfähi- 
gere, klimatisch angepasstere Pflan- 
zen oder der Bau von Schutzräumen. 

Zudem sollten umfangreiche För- 
dermittel für den Aufbau einer klima- 
und umweltschonenden Energiever- 
sorgung in den sogenannten Ent- 
wicklungsländern bereitgestellt wer- 
den werden. Eine Beschränkung des 
Klimaschutzes auf die Emissionssitua- 
tion im Inland würde angesichts des 
Energiehungers der ,,Dritten Welt" zu 
kurz greifen. Bei einer ,,Business-as- 
usual"-Entwicklung werden auf die 
Länder außerhalb der OECD schät- 
zungsweise zwei Drittel des bis 2020 
zusätzlich erwarteten Primärenergie- 
bedarfs entfallen (vgl. Birol und Kepp- 
ler, 1999). Ohne Hilfe von Staaten wie 
Deutschland können die Treibhausga- 
semissionen des Südens daher bereits 
in zwei Jahrzehnten das Niveau der 
Industrieländer erreicht haben (vgl. 
Oberthür und Ott, 1999: 235). 

Zu diesem Themenkomplex ist 
aber vorsorglich anzumerken, dass 
meines Erachtens ein falsches Signal 
wäre, wenn sich ein Hauptemittent 
wie die Bundesrepublik über solche 
Fördermaßnahmen im Rahmen des 
internationalen Emissionshandels 
unter dem Kyoto-Protokoll (speziell 
im Rahmen des sogenannten Clean 
Development Mechanism) von Re- 
duktionsbemühungen im Inland frei- 
kaufen würde. Klimaschutz im Aus- 
land sollte immer nur zusätzlich zu 
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konsequenten Reduktionsbemühun- 
gen im Deutschland erfolgen. Dies 
gilt nicht nur, weil angesichts der Di- 
mensionen des Klimaproblems keine 
geeigneten Reduktionsmöglichkei- 
ten ungenutzt bleiben sollten, seien 
sie im lnland oder im Ausland. Be- 
mühungen hierzulande sind schon 
alleine notwendig, um eine Vorbild- 
funktion wahrzunehmen und Ent- 
wicklungspfade aufzuzeigen, auf de- 
nen dauerhaft zukunftsfähige Wohl- 
standsniveaus auch ohne ein hohes 
Maß an Treibhausgasemissionen er- 
reicht werden können. 

Fazit 
Insgesamt kann man den Zwischen- 
bericht zum Klimaschutzprogramm 
vielleicht wie folgt bewerten: Der 
Weg ist richtig, aber die ,Reisege- 
schwindigkeit', die Sicherheit der Ziel- 
erreichung und die (thematische) 
Breite des Weges und Iäßt noch vieles 
zu wünschen übrig. SPW 
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D as ,,Land der unbegrenzten 
Möglichkeiten" verfügt allem 

Anschein nach über beste 
Voraussetzungen für weitere politi- 
sche Stabilität. Das Rezept der alten 
Römer funktioniert reibungslos: Brot 
und Spiele. Einerseits herrschen 
langandauerndes ökonomisches 
Wachstum und unangefochtener 
Weltführungsanspruch (,,Brot und ...) 
vor. In fast allen üblichen Wirtschafts- 
daten (Wachstum, Schaffung neuer 
Arbeitsplätze, offizielle Erwerbslosen- 
quote, lnvestitionsraten und Konsum- 
steigerung, New Economy) liegen die 
USA weit vor den anderen kapitalisti- 
schen Konkurrenten und sowohl in si- 
cherheitspolitischen als auch ökono- 
mischen Weltfragen dominieren sie 
weiterhin die grundsätzliche Rich- 
tung. Und andererseits gedeiht in den 
USA der Zuckerguss von Klatsch und 
personalisierter Tragik bzw. Komik (... 
Spiele"): die Massenproduktion in 
Hollywood und anderswo läuft auf 
Hochtouren und ist Exportschlager, in 
den Medien wird ausführlich über das 
Sexleben des Präsidenten, den Flug- 
zeugabsturz eines Kennedy-Enkels 
und den Fall des sechsjährigen kuba- 
nischen Jungen Elian berichtet. 

Die ,,Battle of Seattle" 
Im Dezember 1999 flimmerten dann 
plötzlich ungewohnte Bilder und 
Filmsequenzen in die Wohnzimmers- 
tuben: die eindrucksvollen vielfältigen 
und wirkungsvollen Aktionen zur Be- 
bzw. Verhinderung der großen Ta- 
gung der Welthandelsorganisation 
VVTO in Seattle. Sie haben bei vielen 
Linken und Progressiven in den USA 
(und Globus-weit) die Erinnerung an 
eigene Potentiale spüren und Hoff- 
nungen aufkeimen lassen hinsichtlich 

neuer politischer Offensiven und 
Handlungsmöglichkeiten durch Linke. 
Wegen der relativen Bekanntheit die- 
ser Ereignisse seien hier nur einige 
Hintergrundaspekte erwähnt. Ge- 
kennzeichnet waren die Aktivitäten in 
Seattle durch eine höchst intensive 
und dichte Vorbereitung, die über ein 
Jahr vor dem Treffen begann. Diese 
erfolgte wiederum sehr professionell, 
strategisch klug durchdacht und tak- 
tisch zielgerichtet geplant und ausge- 
führt. Von zentraler Bedeutung war 
der Aufbau von Koalitionen zwischen 
einem sehr breiten Spektrum an 
Gruppen, Organisationen und Akteu- 
ren. Hier ist insbesondere die - wenn 
auch beschränkte - Kooperation zwi- 
schen Umweltgruppen und Gewerk- 
schaftsgruppen zu erwähnen. Eine 
derartige Kooperation gab es in An- 
sätzen bereits bei den Auseinander- 
setzungen in den 90er Jahren gegen 
das Nordamerikanische Freihandels- 
abkommen (NAFTA), davor aber das 
letzte Mal in größerem Ausmaß wäh- 
rend der ersten Jahre des New Deal in 
den 30er Jahren. Taktisch wichtig war 
zudem, dass in vielen Aktionen und 
Parolen konkrete Ängste größerer Be- 
völkerungskreise und Zuschauerlnnen 
zum Ausdruck gekommen sind und 
daher nachvollziehbar und zustim- 
mungsfähig waren. Hierdurch wur- 
den massenhaft existierende Befind- 
lichkeiten und Ängste von einer Min- 
derheit artikuliert. Monate später 
zeigten die kritischen Aktivitäten ge- 
gen die Jahrestagungen von IWF und 
Weltbank in Washington, dass damit 
tatsächlich öffentliche Aufmerksam- 
keit erzielt werden kann. Noch lässt 
sich nicht absehen, ob diese Bündnis- 
se tragfähig sind und weiterhin ein 
Fundament für Mobilisierungen und 

Die Linke in den USA 
- Aufbruch ins neue 

Jahrtausend? 
Von Edgar GöII 

Erfolge darstellen werden. Das Poten 
tial ist jedenfalls vorhanden. 

Die ,,Socialist Scholars Confe- 
rence" 
Die Ohnmacht der Linken in den USA 
könnte wohl in keiner anderen Stadt 
der USA so deutlich und handgreiflich 
werden wie in der urbanen Maschine 
und Megalopolis New York mit ihrem 
vorwärtstreibenden Gershwinschen 
Swing und Rhythmus. In einer sol- 
chen infantilen Fun -,,Kultur" (Spaß- 
kultur) systemkritische Diskurse anzu- 
bringen, gegen die instant satisfac- 
tion (umgehende Befriedigung) tief- 
schürfende Analysen zu Gehör zu 
bringen, gegen die Obsessionen einer 
Hyperkonsumgesellschaft spätimpe- Die Ohnmacht der 
rialen Charakters und seiner ,,Plastic Linken ist nirgendwo 
People" (Frank Zappa) humane Alter- so handgreiflich wie 
nativen attraktiv zu präsentieren und in der Megalopolis 
in den Bereich des Erreichbaren zu New York 
stellen: das erscheint gerade in New 
York City äußerst unwahrscheinlich. 

Für Beobachter aus dem europäi- 
schen Kontinent klingt es unglaub- 
lich, aber im vergangenen März tra- 
fen sich mehr als 1.800 US-Bürgerln- 
nen zur diesjährigen - der achtzehn- 
ten - ,,Socialist Scholars Conference" 
(Konferenz sozialistischer Aktivisten 
und Intellektueller) in New York City. 
Diese wurde hauptsächlich unter- 
stützt durch die Democratic Socialists 
of America (einem kleinen Flügel der 
demokratischen Partei), das Brecht 
Forum New York, eine Fakultät der 
City University of New York, mehreren 
linken Publikationen und dem örtli- 
chen Büro der britischen Labour Party. 
Früher hatte sich die Friedrich-Ebert- 
Stiftung und indirekt auch die SPD 
beteiligt - diesmal war dies nicht der 
Fall. Immerhin gingen von etwa 250 
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Bürgerlnnen Spenden ein, darunter 
Persönlichkeiten wie Benjamin Barber, 
Norman Birnbaum, Noam Chomsky, 
Peter Marcuse und Frances Fox Piven. 
Neben Geld und Unterstützern man- 
gelt es insbesondere an der Aufmerk- 
samkeit von breiteren Segmenten der 
Medien und der Öffentlichkeit. Nicht 
zuletzt in diesen Schwierigkeiten lie- 
gen übrigens Parallelen mit den Hür- 
den, welche die Organisatorlnnen der 
,,VolksUni" in Berlin bei ihren Wieder- 
belebungsversuchen zu überwinden 
haben (im Oktober soll wieder eine 
VolksUni veranstaltet werden). 

Die meisten der Konferenzteil- 
nehmer waren wohl über 50 Jahre 
alt, Altsozialisten und Alt-68-er al- 
lem Anschein nach, immer noch le- 
bendig und interessiert gebliebene 
Augen unter dem grauen Haupt- 
haar. Daneben kamen aber auch et- 
liche junge hochmotivierte Men- 
schen, Studentlnnen und Aktivistln- 
nen unterschiedlicher Provenienz, 

Vor diesem Hinter- eine bunte Mischung aus verschie- 
grund verwundert es denen Bewegungen (Anti-WTO, 

nicht, wenn die Friedens- und Antikriegsgruppen, 
Linke in den USA Bürgerrechtsbewegung, Anti-Poli- 

erwartungsvoll nach zeiterror), Organisationen (Studen- 
Westeuropa blickt tenvertretungen, Demokratische 

Sozialisten, Einzelgewerkschaften, 
Sozialistische Organisationen, linke 
Zeitschriften), Initiativen (Umwelt- 
schützer, Abrüstungsbefürworter) 
und Splitterparteien (Kommunisti- 
sche Partei, Trotzkisten, revolutionä- 
re Kommunisten). Die Atmosphäre 
auf der Konferenz war sehr offen 
und tolerant. Wie so häufig waren 
politische Organisationen ethni- 
scher Gruppen oder der Bereich der 
,,identity politics" sehr schwach re- 
präsentiert (Wochen später demon- 
strierten hingegen mehrere hun- 
derttausend Homosexuelle für ihre 
Gleichberechtigung im Lande!). Ein 
weiteres allgemeines Defizit linker 
Politik in den USA besteht darin, 
dass außenpolitische Probleme - 
mit  der Ausnahme Seattle! - weit- 
gehend vernachlässigt bzw. nicht 
öffentlichkeitswirksam verfolgt wer- 
den (wie Raketenabwehrsystem 
NMD, Frage der ,,Schurkenstaaten", 
US-Schulden bei den VN, Klimawan- 
del und Rio-Nachfolgekonferenzen, 
NAFTA etc.). 

Das Motto der Konferenz 
,,Bündnisse schaffen für das neue 
Jahrhundert" bleibt weiterhin eine 
strategische Aufgabe, denn zwar 
wurden während der Konferenz ver- 
einzelt Brücken zwischen diversen 
Gruppen und Milieus geschlagen, 
doch es war eine zu große Aufgabe, 

die vielen einzelnen Themen, die im 
Laufe der über 1 10 Einzelveranstal- 
tungen diskutiert wurden, mitein- 
ander zu verknüpfen. Sie blieben 
meist unverbunden nebeneinander, 
übergreifende und strategisch tief- 
gehende Vorträge oder Debatten 
wurden kaum angeboten. Aller- 
dings spürte mensch in zahlreichen 
Diskussionen einen Hauch von „The 
Battle of Seattle" - das zentrale Er- 
eignis, das auch ausführlich disku- 
tiert wurde. 

Ein weitererschwerPunkt der Ver- 
anstaltungen waren ökonomische 
Themen. Im Vaterland des ,,Fordis- 
mus" entwickelt sich der Kapitalismus 
in neuen Formen und Facetten. In 
schlechter alter (aber effektiver) Wer- 
bemanier ganz simpel als ,,New Eco- 
nomy" bezeichnet - als gäbe es keine 
strukturelle, linke Alternative zum Exi- 
stierenden - und in alle Länder um 
den Globus exportiert: scheinbar kri- 
senloses Wachstum, Primat der High- 
Tech-Industrien und der Marktkräfte, 
neue Finanz- und Allianzstrategien, 
Börsen- und Computerspiele. Der als 
unerschütterlich präsentierte US- 
Wirtschaftsboom gilt derzeit als Vor- 
bild vieler Politiker und Manager an- 
derer Länder, manövriert Linke hin- 
sichtlich der Diskurse in eine ergraute 
Ecke von Fortschrittsverweigerern. 

Weitere Themen waren beispiels- 
weise die aktuell gestiegene Polizeige- 
walt gegen ethnische Minderheiten in 
den USA, die drohende Exekutierung 
der Todesstrafe gegen Mumia Abu Ja- 
mal, Rassismus in diversen Variatio- 
nen, die soziale Polarisierung, die ex- 
trem defizitäre Sozialpolitik, der 
NATO-US-Krieg gegen die Republik 
Jugoslawien und US-lnterventionis- 
mus generell, Chinapolitik, Ge- 
schlechterfrage, Ökologie und Um- 
weltschutz. Die diesjährigen Wahlen 
(Präsident, Kongress, Gouverneure, 
Länderregierungen etc.) spielten so 
gut wie keine Rolle in den Debatten. 
Es scheint, als seien nach acht Jahren 
Clinton und seinem potentiellen 
Amtsnachfolger Al Gore sämtliche II-  
lusionen gegenüber „New Demo- 
crats" und einem Third Way absolut 
ausgeräumt. Vielleicht deutet sich da- 
her der Drang nach stärkerer linker 
Kooperation an. Neben derartigen 
Veranstaltungen mit aktuellen Bezü- 
gen gab es auch grundsätzliche, 
theoretische Diskussionen über Mar- 
xismus, Hegel, Mao, Erich Fromm, 
sozialistische Strategien und Dritte 
Wege. In den Medien war davon 
selbstverständlich nichts zu hören 
oder zu sehen. 
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Weitere Facetten linker Aktivitä- 
ten 
Durchaus erfolgreich war die Groß- 
kundgebung ,,Million Men March" im 
Mai dieses Jahres. Fast eine Million 
Homosexuelle demonstrierten in der 
Bundeshauptstadt Washington, D.C. 
für ihre Gleichberechtigung im Lande 
und gegen Diskriminierung von 
Schwulen und Lesben. Zu den Forde- 
rungen gehörten: gleiche Rechte für 
gleichgeschlechtliche Paare, Schutz 
vor Gewaltakten gegen sie, Zulassung 
in Organisationen wie Pfadfinder. 
Zahlreiche prominente Homosexuelle 
nahmen an der Kundgebung teil, dar- 
unter die Rocksängerin Melissa Ethe- 
ridge sowie der ehemalige Tennisstar 
Martina Navratilova. Präsident Clin- 
ton grüßte die Demonstrantlnnen per 
Videobotschaft und wies darauf hin, 
dass in seiner Regierung mehr beken- 
nende Homosexuelle - etwa 150 - in 
hohe Ämter berufen worden seien als 
in jede vorherige. 

Im Bereich ökologischer Politik 
sind -wiederum abgesehen von lo- 
kalen und regionalen Fällen -derzeit 
keine besonders herausragenden 
Themen in der Diskussion oder gar 
Kampagnen auf dem Weg. Lediglich 
das Problem der Zersiedelung insbe- 
sondere im Bereich von Städten (,,Ur- 
ban Sprawl") tritt ins Bewusstsein 
von Politik und Bevölkerung. Obwohl 
es in vielerlei Hinsicht gerade in den 
USA notwendig wäre, das ökologi- 
sche Bewusstsein und vor allem das 
dementsprechende Handeln zu for- 
cieren, mangelt es gerade in diesem 
Politikfeld an umfassenden Kampa- 
gnen und Aktivitäten. Zu verstreut 
sind die Akteure, die sich vor Ort an 
solchen Problemen engagieren; auf 
lokaler und regionaler Ebene tut sich 
hier Einiges. Von Seiten der Bundes- 
regierung erfolgt in dieser Hinsicht 
auch eher ,,symbolische Politik" und 
nur wenige Ansätze dürften wirkli- 
che Effekte für eine Verbesserung 
des schlechten Status Quo besitzen. 
So hatte Clinton - vermutlich unter 
Hilfe von Vizepräsidnet AL Gore ei- 
nen Presidential Council on Sustaina- 
ble Development (Beirat des 
Präsidenten für nachhaltige Entwick- 
lung) ins Leben gerufen und fünf 
Jahre am Thema Agenda 21 und 
dessen Umsetzung in den USA arbei- 
ten lassen. Von dessen Tätigkeit wis- 
sen nur wenige Insider etwas und 
nur wenige ausgewählte Städte sind 
einbezogen worden in dessen Aktivi- 
täten. Auch gibt es in den USA keine 
kommunalen Bewegungen für eine 
Lokale Agenda 21; unter anderem 
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markt. So kam 2.B. eine am Wupper- 
tal Institut für Klima, Umwelt, Energie 
(1 999) erstellte Studie zum Ergebnis, 
dass ein darin skizziertes nationales 
Wärmeschutzprogramm für die Iso- 
lierung und Sanierung von Wohnun- 
gen nicht nur den gesamten deut- 
schen CO,-Ausstoß bis zum Jahr 2020 
um 6,2 O/O senken kann (Vergleichs- 
jahr 1998). sondern zudem rund 
400.000 neue Arbeitsplätze schaffen 
würde. 

Die Beschäftigungschancen wer- 
den erfreulicherweise auch von der 
neuen Bundesregierung anerkannt 
und als Argument für den Klima- 
schutz genutzt. So teilte das Bun- 
desumweltministerium mit, dass von 
den im Zwischenbericht genannten 
neuen Klimaschutzmaßnahmen die 
Schaffung oder Sicherung von min- 
destens 250.000 Arbeitsplätze er- 
wartet wird (Pressemitteilung des 
BMU 141/00 vom 26.07.2000). Eine 
solche offensive Behandlung der Be- 
schäftigungschancen kann dazu bei- 
tragen, die verbreitete öffentliche 
Wahrnehmung des Klimaschutzes 
als bloße Opferhandlung umzukeh- 
ren. 

Mängel und Probleme im 
Kleinen 
Bei einer etwas kritischeren Betrach- 
tung des Zwischenberichts fällt aber 
bereits auf, daß die Ziele für den Ver- 
kehrssektor vergleichsweise gering 
ausfallen. Bereits in den vergangenen 
Jahren stiegen hier die Emissionen 
deutlich an, während z.B. in der Indu- 
strie Rückgänge zu verzeichnen wa- 
ren (vgl. Ziesing, 2000). Offenbar 
fehlte nach den Fehlschlägen der ver- 
gangenen Jahre (Tempolimit; ,,5 
Mark-Beschluss"; Autobahngebüh- 
ren) der politische Mut  hier konse- 
quenter gegenzusteuern. Diese sekto- 
renbezogene Gewichtung ist aus um- 
weltpolitischer Sicht sehr zu bedau- 
ern, weil der Verkehr nicht nur das Kli- 
ma schädigt, sondern zudem zur Bo- 
denversiegelung und Zersiedelung 
der Landschaft sowie zu Lärm- und 
Abgasbelastungen beiträgt. Aller- 
dings sollten auch ökonomisch-stra- 
tegische Gründe hier zu einem Um- 
denken führen, denn die vergange- 
nen Monate haben gezeigt, welche 
finanziellen Folgen ein hoher, klima- 
schädigender Kraftstoffbedarf für 
Wirtschaft und Haushalte haben 
kann, wenn die Weltmarktpreise an- 
steigen. Solche Preissteigerungen 
sind angesichts der räumlichen Kon- 
zentration der Ölvorräte und der Be- 
grenztheit der Reserven auch für die 

Zukunft zu erwarten (vgl. Seht 
2000a: 66-67). 

Ungeachtet der niedrigen Ziel- 
werte Iäßt sich gerade am Beispiel 
des Verkehrssektors ein weiterer Kri- 
tikpunkt am Zwischenbericht illu- 
strieren. Viele der vorgesehenen 
Maßnahmen, etwa eine ,,breit ange- 
legte Informations- und Aufklä- 
rungskampagne zum Fahrverhal- 
ten", sind wenig konkret und über- 
zeugend. Das Ausmaß der korre- 
spondierenden Trei bhausgasredu kti- 
on bleibt im Unklaren. Nur mit sehr 
viel Wohlwollen kann man z.0. bei 
einer schlagwortartigen Vorhabens- 
ankündigungen wie ,,Integrierte Ver- 
kehrsplanung" eine dringend nötige 
Förderung der klimaschonenden Al- 
ternativen zum Auto- und LKW-Ver- 
kehr erkennen. Der geplante Einsatz 
von Telematik-Technik kann unter 
Umständen sogar dazu führen, dass 
noch mehr Fahrzeuge auf die beste- 
henden Straßen drängen und damit 
mehr Emissionen statt erhoffter Re- 
duzierungen durch einen geregelte- 
ren Verkehrsfluss verursachen. 

Bei anderen Maßnahmen ist nicht 
nur die Wirkung, sondern bereits die 
bloße Realisierung nicht gesichert. So 
soll ein Teil der Emissionsreduktionen 
durch freiwillige Anstrengungen der 
Industrie erreicht werden, auf welche 
die Bundesregierung zumindest kei- 
nen unmittelbaren Einfluss hat. Ferner 
ist z.B. die Energiesparverordnung 
noch von der Zustimmung des Bun- 
desrates abhängig und bei der Ein- 
führung einer unionsweiten emissi- 
onsbezogenen Luftverkehrsangabe 
müssen die europäischen Partner ins 
Boot geholt werden. 

Aber auch in Bezug auf Vorhaben, 
die im direkten Einflussbereich von 
Regierungspolitik liegen ist es eine 
Binsenweisheit, dass offiziell geplante 
Maßnahmen nicht in jedem Fall um- 
gesetzt werden (dies gilt insbesonde- 
re bei solchen die vor Wahlen ange- 
kündigt werden). Um die Maßnah- 
men des Klimaschutzkonzeptes der 
Bundesregierung vor einem ähnlichen 
Schicksal zu bewahren, wäre es hilf- 
reich alle vorgesehenen Maßnahmen 
zumindest mit Zeitplänen für ihre 
Umsetzung und, dort wo dies nicht 
ohnehin klar ist, mit Zuständigkeiten 
zu versehen. Dies würde die Verbind- 
lichkeit der Ankündigungen erhöhen 
und der kritischen (Fach-) Öffentlich- 
keit erlauben, die planmäßige Einfüh- 
rung der Maßnahmen genauer zu 
überwachen. 

Hinsichtlich der Summe des Kli- 
maschutzpotentials der konkret an- 
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Mit über 720 Seiten setzt Kommunal 
2001 erneut Maßstäbe. Das Standard- 
werk enthält alle wichtigen Anschrif- 
ten, Namen und Telefonnummern für 
den kommunalpolitischen Alltag und 
darüber hinaus. Über 6.000 Einzelda- 
ten informieren Sie über kommunale 
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sungen, Kreise, Städte, Gewerkschaf- 
ten, Europa, Medien, Umweltinitiati- 
ven, Verbände und Messegesetlschaf- 
ten. In gesonderten ~api te ln  gibt 
Kommunal 2001 einen Überbtick über 
kommunale Adressen in Österreich 
und der Schweiz. Alle Angaben in 
Kommunal 2001 sind bundesweit und 
parteiübergreifend zusammengestellt. 
Ein komplettes Namensregister er- 
leichtert das schnelle Aufinden wich- 
tiger Daten. 
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gratis (Bild unten). 
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trum: Der Blick nach rechts ist uner- 
läßlich." Michael Stiller, Süddeutsche Zeitung 
,,Wer sich über den Rechts- 
extremismus, die Entwicklung seiner 
Organisation und Verbindungen infor- 
mieren möchte, kommt am ,,blick nach 
rechts" nicht vorbei. Kurz, prägnant 

und übersichtlich vermittelt der 
lnformationsdienst das Wichtigste aus 
der Neonazi-Szene." Prof. Dr. Christoph 
Butterwegge ,,Wer den Rechtsextre- 
mismus im Auge haben will, muß ei- 
nen Blick nach rechts werfen." Matthias 
Arning, Franl<furter Rundschau ,,Hervorra- 
gende Hintergrundinformation für unser 
politisches Magazin." Olaf Buhl, ZDF, 

Icennzeichen D ,,Gerade in dieser Zeit ist 
es wichtig, daß es ,,blick nach rechts" 
gibt. Sie leisten mit Ihren Hinweisen 
auf rechtsextreme Aktivitäten einen 
wichtigen Beitrag zur Aufklärung über 
die Untaten von Rechtsextremisten und 
decken die Hintergründe auf." ignatz 
Bubis, Präsident des Zentralrats der Juden in 
Deutschland 
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liegt dies daran - so wurde von ho- 
her Stelle erläutert - weil es von au- 
ßerhalb der USA, von der UN 
kommt, und mensch lasse sich nicht 
gerne etwas aufdrücken ... Zu diesem 
Themenbereich dürfte sich auch in 
den nächsten Jahren auf der Linken 
in den USA nicht viel bewegen - z u  
viele Gewohnheiten müssten über- 
wunden, zu viele Einzelthemen mit- 
einander verknüpft, zu viele unter- 
schiedliche Akteure miteinander ver- 
netzt werden. 

Mehrere Ereignisse in den USA 
deuten auf eine grundlegende Verän- 
derung der künftigen Politik gegen- 
über Kuba hin. Sowohl die Rückfüh- 
rung des kubanischen Flüchtlingsjun- 
gen Elian als auch die erfolgreiche 
Verabschiedung von Gesetzes- 
vorlagen im Kongress zur teilweisen 
Aufhebung des vierzig Jahre andau- 
ernden Embargos gegen Kuba sind 
dafür die deutlichsten Symptome. Mit  
unterstützt und ermöglicht - neben 
anderen, wichtigeren Faktoren (Ver- 
änderungen der exilkubanischen Sze- 
ne in Florida, Implosion der UdSSR 
etc.) - hat diesen dezente Wandel der 
Druck aus der Gesellschaft gegen die 
offizielle Kuba-Politik. Seit Jahren sind 
von einer verschwindenden Minder- 
heit von US-Bürgern aufsehenerre- 
gende Aktionen zivilen Ungehorsams 
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durchgeführt worden, wie z.B. die 
bereits acht Mal durchgeführten jähr- 
lichen ,,Friendshipment-Caravans" der 
Pastors for Peace, die jeweils mit über 
einhundert Fahrzeugen Hilfsgüter aus 
den USA - gesetzeswidrig - nach 
Kuba brachten bzw. bringen. Dazu 
zählen aber auch immer mehr US- 
Unternehmen, denen wegen des Em- 
bargos die Profitchancen auf Kuba 
entgehen (Umweggeschäfte via Dritt- 
Iänder werden von der Regierung al- 
lerdings toleriert!), während ausländi- 
sche Firmen mit Kuba zunehmend ins 
Geschäft kommen. Vor diesem Hin- 
tergrund kam es im vergangenen Juli 
zu den beiden überraschend deutli- 
chen Entscheidungen im Kongress: 
im Reprasentantenhaus stimmten 
301 gegen 11 6, im Senat 79 gegen 
13 Abgeordnete für eine Lockerung 
des US-Embargos gegen Kuba. Bisher 
kamen derartige Bemühungen auf 
maximal 80 Befürworter. Bereits vor 
drei Jahren hatte der republikanische 
Repräsentant George Nethercutt den 
zugrundeliegenden Gesetzentwurf 
im Kongress eingebracht, um Interes- 
sen seines Heimatstaates Washington 
direkt zu fördern: Erhöhung der Ex- 
porte der darbenden heimischen 
Landwirtschaft. Bevor die beiden 
Gesetzesvorlagen in Kraft treten kön- 
nen, müssen sie allerdings durch bei- 
de Kongresskammern zu einem 

Kom~romiss umaearbeitet und 
vom Präsidenten unterzeichnet 
werden. Clinton hat diesbezüglich 
nur in einer Hinsicht Kritik geübt: 
die Texte könnten wegen der vielen 
spezifischen Klauseln seine exekuti- 
ve Handlungsfreiheit einschränken. 
Trotz der sachten Änderungen hall 
ten sich die USA für alle Eventuali- 
täten gerüstet. So verfügt die US- 
Administration über diverse Alter- 
nativpläne (,,contingency plans") 
für den künftigen Umgang gegen- 
über Kuba mit einem breiten Arse- 
nal an Aktionsvorschlägen bis hin 
zum Einsatz von Militär. Auch die 
künftige Administration dürfte 
wohl das primäre Ziel aller bisheri- 
gen US-Administrationen wie auch 
Clintons fortführen: den oppositio- 
nellen und Exil-Kubanern beim 
Kampf gegen das Castro-System 
helfen und, so Newsweek, ,,Kapita- 
lismus und Materialismus wie einen 
Krankheitserreger hineinkriechen 
ZU lassen". 

Perspektiven 
Auf einen ,,methodischen Aspekt" 
linker Politik in den USA sei hier 
hingewiesen. Wie schon in den 
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sechziger Jahren kristallisiert sich 
heraus, dass die Nutzung neuer 
Techniken in den USA Vorbild sein 
kann für uns hier. Was damals Sit- 
ins und vielfältige andere gewalt- 
freie und fantasievolle soziale Tech- 
niken waren, ist heute u.a. die ide- 
enreiche und teilweise äußerst at- 
traktive Nutzung des Internets. Die 
zum Teil erreichte Professionalität 
erklärt sich vor allem aus dem Ler- 
nen und Imitieren von kommerziel- 
len lnternetanbietern im politischen 
Bereich (Berater, think tanks etc.). 
Hier könnten und sollten Nutzungs- 
ansätze bei uns sich Anregungen 
holen. Damit könnte! die traditio- 
nellen Vorgehensweisen sinnvoll er- 
gänzt werden und außerdem der 
transnationalen Kommunikation 
und Vernetzung entgegen kom- 
men. 

Vor diesem etwas düsteren Hinter- 
grund verwundert es nicht, wenn lin- 
ke Intellektuelle und Aktivistlnnen in 
den USA (darunter sogar Richard Sen- 
nett) erwartungsvoll nach Westeuro- 
pa blicken und sich von hier entschei- 
dende Impulse und Einflussnahmen 
auf ihre konservative Regierung er- 
hoffen. Und tatsächlich könnte und 
muss die EU noch stärker als bisher 
Vorreiter sein bzw. dazu gemacht 
werden von der europäischen Linken 
für eine soziale, ökologische und hu- 
mane Entwicklunq, wie sie in vielen 
linken Programmen oder auch ähn- 
lich in der Agenda 21 (in einer pro- 
gressiven Interpretation) formuliert 
ist. 

Trotz der Unterschiede zu Rah- 
menbedingungen, Binnenstruktu- 
ren, Ideologien und Erfahrungen 
kommen doch zahlreiche Debatten, 
Haltungen, Strategien und Verhal- 
tensweisen ,,bekanntJ' vor. Viele 
Kämpfe innerhalb eines spät- oder 
postfordistischen System sind in den 
USA und Westeuropa grundsätzlich 
ähnlich - bei aller national spezifi- 
schen Form. Gerade vor dem Hinter- 
grund relativ vergleichbarer Grund- 
strukturen in den USA und Westeu- 
ropa und sowohl ähnlicher Probleme 
und Herausforderungen als auch 
ähnlicher Zielvorstellungen ist es 
hohe Zeit, dass sich ein breites Spek- 
trum Linker beider transatlantischer 
Länder bzw. Großregionen enger zu- 
sammentut, sich austauscht und die 
hegemonialen Strukturen gemein- 
sam bekämpft und überwindet - be- 
vor es zu spät ist. Vereinzelte vage 
Ansätze dazu gibt es immer wieder. 
Eine Bündelung und Verstetigung 
steht allerdings aus. SPW 

rotz vieler Kritikpunkte gilt T Deutschland beim Klimaschutz 
im internationalen Vergleich zu 

Recht als ein Vorreiterland. So hat das 
Engagement der alten wie der neuen 
Bundesregierung im Rahmen der in- 
ternationalen Klimaschutzverhand- 
lungen dazu beigetragen, dass zu- 
mindest noch die Hoffnung auf ein 
wirksames Klimaschutzregime be- 
steht (vgl. Seht, 2000). Auch hat die 
Bundesrepublik innerhalb des soge- 
nannten ,,burden-sharings" den Lö- 
wenanteil (21 Oh) der von der Europäi- 
schen Union 1997 in Kyoto zugesag- 
ten Treibhausgas-Reduktion von -8 % 
übernommen (Basisjahr 1990; Bud- 
getperiode 2008-201 2; Gase: CO2, 
CH„ N20, H-FKW, FKW, SF,). Zusätz- 
lich gilt weiterhin das freiwillige natio- 
nale Ziel einer Senkung der CO2-Emis- 
sionen um 25 % bis zum Jahr 2005 
(Basisjahr ebenfalls 1990). 

Eine solche Vorreiterrolle kann 
langfristig nur erfolgreich ausgefüllt 
werden, wenn den Worten Taten im 
Inland folgen und somit die eigene 
Glaubwürdigkeit gewahrt bleibt. Von 
1990 bis 1999 sanken die energiebe- 
dingten Emissionen des wichtigsten 
Treibhausgases Kohlendioxid denn 
auch um rund 15 % (vgl. Ziesing, 
2000). Auch wenn ein Großteil der 
Reduktionen auf die wirtschaftlichen 
Transformationsprozesse in Ost- 
deutschland zurückzuführen ist, ist 
dies durchaus beachtenswert, da 
gleichzeitig die Emissionen wichtiger 
anderer Industrieländer angestiegen 

sind (vgl. Europäische Kommission, 
1999: 3). 

Prognosen ergaben jedoch, dass 
die bis zum vergangenen Jahr be- 
schlossenen Maßnahmen nicht aus- 
reichen würden, um im verbleiben- 
den Zeitraum die Lücke zum 25% Ziel 
zu schließen. So kamen beispielsweise 
die Prognos AG und das Energiewirt- 
schaftliche Institut der Universität 
Köln 1999 in einer Vorausschätzung 
zum Schluss, dass die CO2-Emissionen 
im Jahr 2005 nur um 14 O/O niedriger 
sein dürften als 1990 (vgl. Prognos 
AG und Energiewirtschaftliches Insti- 
tut der Universität Köln, 1999). Schon 
auf dem Weltklimagipfel in Bonn im 
Oktober 1999 kündigte Kanzler 
Schröder daher für den Sommer 
2000 ein neues Klimaschutzpro- 
gramm an. 

Der Zwischenbericht 
Mittlerweile hat das Bundesumwelt- 
ministerium den Zwischenbericht zu 
diesem Programm vorgelegt, der am 
26. Juli 2000 vom Bundeskabinett ge- 
billigt wurde (http://www.bmu.de/ 
sachthemen/energie/imaco2-zwi 
schen.htm). Danach sollen bei den 
privaten Haushalten und im Gebäu- 
debereich zusätzlich 18 bis 25 Millio- 
nen Tonnen Kohlendioxid, in der Ener- 
giewirtschaft und Industrie 20 bis 25 
Millionen Tonnen und im Verkehrsbe- 
reich 15 bis 20 Millionen Tonnen ein- 
gespart werden. 

Als Umsetzungsmaßnahmen sind 
bereits u.a. der Ausbau der Kraft-Wär- 

Auf dem richtigen 
Wea? 

J 

Das Klimaschutzprogramm der Bundesregierung 

Von Hauke von Seht 

me-Kopplung, die Verabschiedung ei- 
ner Energiespawerordnung, verschie- 
dene Aktivitäten im Verkehrsbereich, 
Maßnahmen zur energetischen Sa- 
nierung im Gebäudebestand und die 
Einrichtung einer Bundesagentur für 
den Klimaschutz vorgesehen. Letztere 
soll Informations- und Ausbildungs- 
defizite zum Klimaschutz in Wirt- 
schaft und Gesellschaft abbauen. 
Weitere Maßnahmen im Rahmen des 
Klimaschutzprogramms sollen in die- 
sen Wochen vereinbart werden. 

Erfreuliche Ansätze 
Positiv am Bericht ist neben dem blo- 
ßen Festhalten am 25 % Ziel insbe- 
sondere die Vorgabe konkreter Ziele 
für die Sektoren. Bekannt gewordene 
Widerstände aus anderen Ministerien 
konnten überwunden werden. Poli- 
tisch gesehen wird der Klimaschutz Eine Vorreiterrolle 
damit weniger stark als bisher von Be- beim Klimaschutz 
mühungen des Umweltministeriums kann langfristig nur 
abhängen. erfolgreich ausge- 

In diesem Zusammenhang ist füllt werden, wenn 
auch zu würdigen, dass die Bundesre- den Worten Taten 
gierung selber mit gutem Beispiel vor- folgen. 
angehen will. Sie hat sich verpflichtet, 
die CO,-Emissionen ihres gesamten 
Geschäftsbereichs bis 2005 um 25 % 
und bis 201 0 um 30 O/O zu reduzieren 
(Basisjahr 1990). Konkrete Angaben 
dazu, wie sie dies erreichen will fehl- 
ten allerdings im Zwischenbericht. 

Auch aus beschäftigungspoliti- 
scher Sicht bietet der Zwischenbericht 
Perspektiven, denn der anvisierte Aus- 
bau der Kraft-Wärme-Kopplung und 
insbesondere die - gegenüber den 
bisherigen Planungen der Bundesre- 
gierung noch ausbaufähige - energe- 
tische Sanierung des Gebäudebestan- 
des gelten in Fachkreisen seit langem 
als Hoffnungsträger für den Arbeits- 

Dip/.-lng. Hauke von Seht ist Mitarbeiter am Institut fur Technikfolgenab- 
schätzung und Systemanalyse, FZK Technik und Umwelt in Karlsruhe 
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Ein Israel? 
Zur Lage der israelischen Arbeitspartei 

Von lnken Wiese 

Durch die Parteien- 
vielfalt erhält die 

Heterogenität und 
zunehmende 

Individualisierung 
der israelischen 

Gesellschaf? einen 
politischen Aus- 

druck. 

Is Anfang der 90er Jahre in Is- A rael die Direktwahl des Mini- 
sterpräsidenten beschlossen 

wurde, orientierte man sich -wie in 
so vielen Bereichen - am Beispiel der 
USA. Nicht mehr der Spitzenkandidat 
der stärksten Partei sollte in Zukunft 
mit der Regierungsbildung beauftragt 
werden. Denn zu häufig hatte der Mi- 
nisterpräsident aufgrund der man- 
gelnden Koalitionsdisziplin vieler Ab- 
geordneter das Verhalten der eigenen 
Koalitionspartner ebenso fürchten 
müssen wie das der Opposition. Miss- 
trauensanträge, wie sie in der israeli- 
schen Politik an der Tagesordnung 
sind, sollten nicht länger die politi- 
sche Arbeit lähmen können, nur weil 
die Regierung nicht auf ihre eigene 
Mehrheit vertrauen konnte. Von ei- 
nem Direktmandat hingegen ver- 
sprach man sich eine größere Unab- 
hängigkeit des Regierungschefs. Die 
Ergebnisse der Wahlen von 1996, als 
der Ministerpräsident erstmalig direkt 
gewählt wurde, und von 1999 haben 
das Regieren jedoch in keiner Hinsicht 
leichter oder effektiver gemacht. Man 
hatte nämlich nicht daran gedacht, 
die übrigen Institutionen der parla- 
mentarischen Demokratie Israels die- 
ser strukturellen Reform anzupassen. 
Durch die Zweiteilung der Wahlstim- 
me kam es in Folge zu einer weiteren 
Zersplitterung der Parteienlandschaft, 
was die Koalitionsbildung zusätzlich 
erschwerte. So endete die Amtszeit 
Benjamin Netanjahus von der Likud- 
Partei vorzeitig, weil die Knesset - das 
israelische Parlament - seiner Regie- 
rung das Vertrauen entzog. Und auch 
der als Hoffnungsträger gefeierte 
Ehud Barak, Vorsitzender der Arbeits- 
partei, brauchte kein Jahr, um nun 
nur noch eine Minderheitsregierung 
anzuführen. Sollte es ihm in absehba- 

lnken Wiese, 25, studiert in Berlin Islamw~ssenschaft. Sie ist Koordinatorin 
des Willy Brandt-Zentrums Jerusalem e. V, eines gemeinsamen Begegnungs- 
projekts der Jusos mit der israelischen Labour-Jugend und der palästinensi- 
schen Fatah-Jugend. 

rer Zeit nicht gelingen, eine neue par- 
lamentarische Mehrheit hinter sich zu 
vereinen, werden Neuwahlen unver- 
meidlich sein. Ganz nach dem Prinzip 
,,trial and error" wird daher derzeit 
erwogen, die Direktwahl des Minister- 
präsidenten wieder abzuschaffen. 

Abschied von der Politik 
Die Zahl der Parteien, die zu Knesset- 
Wahlen antraten, war stets hoch ge- 
wesen, und da die Hürde für ein Man- 
dat lediglich bei einem, später bei an- 
derthalb Prozent der Wählerstimmen 
lag, glückte auch vielen kleineren Par- 
teien der Einzug ins Parlament. Im all- 
gemeinen aber entschied sich die 
Mehrheit der israelischen Wahlbe- 
rechtigten für eine der beiden großen 
Volksparteien. Nun unterstützt man 
diese durch das Direktmandat jedoch 
automatisch, da die kleineren Parteien 
entweder keine eigenen Kandidaten 
für das Amt des Ministerpräsidenten 
aufstellen oder sie - wie 1999 - noch 
vor der Wahl zurückzogen. So sind 
die Wählerinnen und Wähler jetzt in 
der Lage, mit ihrer Zweitstimme spe- 
ziellen lnteressen und Ansichten Aus- 
druck zu verleihen. Viele der bei den 
vergangenen beiden Wahlen konkur- 
rierenden Parteien konnten sich daher 
auf ein spezifisches Thema im Wahl- 
kampf konzentrieren, ohne dass der 
Mangel eines umfassenden Wahlpro- 
gramms ihre Erfolgschancen ge- 
schmälert hätte. In der 15. Knesset, 
die 1999 gewählt wurde, gab es an- 
fangs 15 Fraktionen, von denen eini- 
ge allerdings als Wahlbündnisse aus 
zwei und mehr Parteien angetreten 
waren und mittlerweile auseinander- 
gebrochen sind. Ganz ohne Wahlen 
hat sich also die Zahl der Fraktionen in 
der Zwischenzeit auf 17 erhöht. 

Durch diese Parteienvielfalt erhielt 
die Heterogenität und zunehmende 
Individualisierung der israelischen Ge- 
sellschaft einen politischen Ausdruck. 
So finden sich in der Knesset zwei Par- 
teien, die vor allem die lnteressen der 
russischen Einwanderinnen und Ein- 
wanderer vertreten, wie auch drei 
arabische Wahlbündnisse, darunter 
eine islamische Partei. Neben den eta- 
blierten jüdisch-orthodoxen Parteien 
Shass, Agudat lisrael und Mafdal, die 
zusammen ein Viertel aller Abgeord- 
neten stellen, hat es allerdings auch 
die offen anti-religiöse und säkulare 
Partei Shinui (Veränderung) aus dem 
Stand auf sechs von 120 Knesset- 
Mandaten gebracht. Likud und Ar- 
beitspartei wiederum verloren 1999 
gegenüber den Wahlen von 1996 je- 
weils sieben Mandate, d.h. ca. sechs 
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Prozent. Es mangelt jedoch auch 
nicht an Vorwürfen, dass einige dieser 
zahlreichen neuen Parteien weniger 
die Anliegen ihrer Wähler repräsentie- 
ren; vielmehr würden sie den Macht- 
erhaltungstrieb ihrer Gründer und 
(oftmals einzigen) Abgeordneten be- 
friedigen und deren Privatinteressen 
fördern. In der Tat führen einige Par- 
teien ihre Entstehungsgeschichte auf 
enttäuschte politische Ambitionen ih- 
rer Gründer in deren ursprünglichen 
Parteien zurück.' Natan Sznaider, bis- 
siger Kritiker der israelischen Verhält- 
nisse, spricht daher auch von einer 
,,Verabschiedung der Abgeordneten 
aus der P ~ l i t i k " . ~  

Doch auch die israelische Bevölke- 
rung hat sich im Laufe der Jahrzehnte 
von der Politik verabschiedet. Die po- 
litische Partizipation in Parteien Iäßt 
stetig nach, damit einher geht eine 
wachsende Entfremdung von der Po- 
litik. Dies stellt eine Gefahr für diejun- 
ge Demokratie Israels dar und gipfelte 
1995 in der Ermordung des Minister- 
präsidenten. Zudem ist durch das 
Aufbrechen der ethnischen und reli- 
giösen Konflikte Israels die innerge- 
sellschaftliche Solidarität gesunken. 
Die Identifikation mit dem politischen 
System wird weiterhin durch die be- 
grenzten Partizipationschancen in 
den stark hierarchisch und zentrali- 
stisch organisierten Parteien er- 
schwert. Die überwiegende Mehrheit 
der israelischen Bürgerinnen und Bür- 
ger hat daher den Eindruck, kaum 
politischen Einfluss nehmen zu kön- 
nen, und empfindet ihren Staatsbür- 
gerstatus als rein pa~siv .~ Die Skanda- 
le, in die einige führende israelische 
Politiker in den vergangenen Jahren 
verwickelt waren und die von Korrup- 
tion bis Vergewaltigung reichten, 
schwächen zudem den Respekt der 
Bevölkerung vor ihren gewählten po- 
litischen Vertreterinnen und Vertre- 
tern. Besonders stark ausgeprägt sind 
die Ressentiments gegen das politi- 
sche System unter ~ugendlichen. So 
ergab eine 1998 von der Friedrich- 
Ebert-Stiftung in Auftrag gegebene 
Studie unter Israelis zwischen 15 und 
24 Jahren, dass dem ~ e r u f  des Politi- 
kers sogar noch weniger Achtung ge- 
zollt werden sollte als dies momentan 
noch der Fall ist. Auch das Vertrauen 
von Jugendlichen in die Knesset und 
die Parteien stellte sich als gering her- 
aus: Während 83.3O/0 auf das Militär 
vertrauen und immerhin 64.8.OIo auf 
das Rechtssystem, befindet sich die 
Knesset mit 41.2% auf dem fünften 
und die politischen Parteien mit 
33.4% auf dem letzten P l a t ~ . ~  

Erfindung oder Entdeckung? 
Bei der Patentierung biotechnologi- 
scher Erfindungen handelt es sich - 
auch wenn das häufig behauptet 
wird - keineswegs um eine ethisch 
neutrale Materie. Im Patentrecht 
drückt sich die Wertschätzung der 
Gesellschaft für bestimmte erfinderi- 
sche Leistungen aus. Damit wird un- 
weigerlich moralisch Position bezo- 
gen, was nicht zuletzt in den Verbots- 
regelungen von Artikel 6 der Richtlinie 
zum Ausdruck kommt. Denn hier ist 
festgelegt, dass Erfindungen, deren 
gewerbliche Verwertung gegen die 
öffentliche Ordnung oder die guten 
Sitten verstoßen würden, von der Pa- 
tentierbarkeit ausgenommen sind. 

Unter welchen Voraussetzungen 
gewährt die EU-Richtlinie Patent- 
schutz auf Gene, Proteine, Organe 
und Lebewesen? Zunächst wird in Ar- 
tikel 5 ( I )  der EU-Direktive ein wichti- 
ger Grundsatz festgeschrieben: Der 
menschliche Körper sowie die bloße 
Entdeckung von Gensequenzen sind 
von der Patentierbarkeit ausgeschlos- 
sen. In Artikel 5 (2) heißt es jedoch: 
Sobald ein Bestandteil des menschli- 
chen Körpers durch ein technisches 
Verfahren isoliert wurde, soll er - bei 
Nachweis der übrigen Patentierungs- 
voraussetzungen - patentfähig sein. 

Durch diesen für den Laien para- 
dox anmutenden Satz wird die Gren- 
ze zwischen Entdeckung und Erfin- 
dung verwischt. Denn im Klartext be- 
sagt Artikel 5 der Richtlinie: Bleibt ein 
Gen Bestandteil des menschlichen 
Körpers, dann ist seine Patentierung 
verboten. Stammt das gleiche Gen je- 
doch beispielsweise aus einer Blutpro- 
be, ist es bereits ,,isoliert8' und mutiert 
so zu einer patentierbaren Erfindung. 

Trotz der Sensibilität des Gegen- 
standes ist die Reichweite des Patent- 
schutzes bei biotechnologischen Er- 
findungen kaum eingeschränkt. Denn 
die EU-Direktive gewährt - so wie in 
allen anderen Techniksektoren - zu- 
gleich Verfahrens- und Stoffschutz. 
Die Wirkung so genannter Stoffpa- 
tente beinhaltet, dass sämtliche - 
auch künftige - Verwendungsmög- 
lichkeiten eines Gens oder eines Kör- 
perteils vom Patentschutz erfasst wer- 
den, selbst wenn sie vom Erfinder in 
der Patentanmeldung nicht beschrie- 
ben worden sind. Für ein neues Pro- 
dukt mit einem anderen Zweck ist 
dann die Zustimmung des Patenthal- 
ters notwendig. Weil gerade bei Ge- 
nen immer neue Zusammenhänge 
und Funktionen entdeckt werden, 
kann so ein sehr breites Forschungs- 
feld von der Marktstrategie einzelner 

Unternehmen abhängig werden 
(strategische Patente). 

Das Beispiel CCR 5 
Das Gen für den Chemokinrezeptor 
CCR 5 ist das Ziel sehr interessanter 
Ansätze zur Bekämpfung von HIV. Die 
Sequenz von CCR 5 gehört jedoch zu 
einem Bündel von Genen, die die Fir- 
ma Human Genome Sciences (HGS) 
1993 zum Patent anmeldete - lange 
bevor man die Relevanz von CCR 5 für 
die Erforschung von HlV-Therapien er- 
kannt hatte. 1997 meldeten Wissen- 
schaftler der amerikanischen Gesund- 
heitsbehörde NIH ein Patent auf eine 
konkrete CCR 5-Anwendung im 
Kampf gegen AlDS an und sahen sich 
dabei mit einem Schutzrecht konfron- 
tiert, das in vollkommener Unwissen- 
heit über die Zusammenhänge der 
patentierten Materie mit AlDS ent- 
standen war. HGS kann also andere 
Firmen und Forschungseinrichtungen 
zum Erwerb von Abhängigkeitslizen- 
Zen zwingen, obwohl zum Zeitpunkt 
der Patentanmeldung nur ein vager 
Verdacht über die möglichen Funktio- 
nen des Chromosomenstücks be- 
stand. 

Niemand wird bestreiten, dass er- 
finderische Leistungen materiell ent- 
lohnt werden sollen. Aber Entdeckun- 
gen, also die bloße Isolierung natürli- 
cher Substanzen oder die Beschrei- 
bung ihrer Funktion in ihrem natürli- 

chen Umfeld, sollten für die Gesell- 
schaft und für die scientific communi- 
ty weiterhin frei nutzbar bleiben. Die 
Entwicklung von Medikamenten und 
Diagnostika darf nicht dadurch tak- 
tisch behindert werden können, dass 
Firmen entgegen dem öffentlichen In- 
teresse den Markt humangenetischer 
lnteressen für sich abstecken. Derarti- 
ge Unternehmensstrategien laufen 
dem Sinn des Patentrechts, Erfindun- 
gen zwar zu schützen, sie gleichzeitig 
aber auch der öffentlichen Nutzung 
zugänglich zu machen, im Übrigen 
völlig zuwider. 

Dies wird zunehmend auch von 
den mit der Umsetzung der EU- 
Richtlinie befassten Ministerien er- 
kannt. Insbesondere auf Druck des 
Gesundheits- und des Forschungsmi- 
nisteriums sollen die Regeln für Gen- 
patente nun enger gefasst werden. 
Für die weitere Diskussion sollte ei- 
nes klar sein: Prinzipiell zählt bei der 
Frage des Erlaubtseins von Patentie- 
rungen nicht nur der Nutzen des An- Trotz der Sensibilität 
melders, sondern der Nutzen der Ge- des Gegenstandes ist 
sellschaft als Ganzes. Diese Abwä- die Reichweite des 
gung muss für jedes Technikgebiet Patentschutzes bei 
immer wieder neu getroffen werden biotechnologischen 
- und auf einem Gebiet, wo es um Erfindungen kaum 
die belebte Natur und um den Men- eingeschränkt 
schen geht, sollte eine derart rich- 
tungsweisende Entscheidung nur 
unter Einbezug der breiten Öffent- 
lichkeit gefällt werden. SPW 

Foto: Christian Kiel (Berlin) 
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Parteivorstand zustande zu bringen. 
Das hervorragende Ergebnis von über 
90% für die neue Exekutive, aber 
auch die Zusammensetzung des „Co- 
mission ejecutiva" zeigt, dass Zapate- 
ros Wahl kein Ergebnis eines Handels 
gewesen war: Keiner seiner Gegen- 
kandidaten oder der traditionellen 
,,BaroneJ' ist mehr in dem Gremien 
vertreten. Einzig der als Präsident zum 
Nachfolger des verstorbenen Ramon 
Rubial gewählte Manuel Chavez ver- 
körpert den Übergang. 

Wer aber ist Rodriguez Zapatero? 
Der spanische Historiker Santos Julia 
schrieb dazu, dass Zapatero, gewach- 

MAGAZIN 

Hinweise auf traditionelle sozialistische 
Programmpunkte zu finden. Entschei- 
dend scheint jedoch in der Tat die Fra- 
ge zu sein, ob es dem neuen General- 
sekretär gelingen kann, die Partei aus 
ihrer Agonie und ihrer quasi Feudal- 
struktur herauszuführen. Dabei sind 
von dem leoneser Überraschungskandi- 
daten keine Wunderdinge zu erwarten. 
Die regierende PP sitzt unangefochten 
im Madrider Moncloa Palast und ver- 
weist gelassen auf gute Wirtschaftsda- 
ten und eine erfolgreiche Regierungsbi- 
lanz. Zur Rückeroberung der Macht be- 
darf es nicht nur einer programmati- 
schen Debatte, sondern auch einer Mo- 

sen aus der Parlamentsarbeit, den Sieg dernisierung und Demokratisierung der 
dacht, wurde von den Delegierten einer neuen Generation über die Par- Partei. Dazu gehört auch ein Abschied 

Der ,, Neue Weg" wie wohl auch als Programm für die eige- teioligarchie bedeutet. Die Nach- von Felipe Gonzalez aus der Tagespoli- 
Zapatero seine ne verstanden' Als am späten wuchspolitiker der PSOE, und auch tik. Für die Generation von Zapatero ist 

Formation nennt, Abend die Ergebnisse das ist bemerkenswert, stammen nicht der historische Wahlsieg von 1982 mit 
nimmt Anleihen war die perfekt Mit aus der traditionsreichen Sozialisti- weniger nostalgischen Gefühlen ver- 

beim ,, Dritten Weg" vier Stimmen 'Orsprung lag Zapatero schen Jugend, sondern aus einem bunden als für die abgetretene Partei- 
ohne sich aber klar Nachdem alle Versuche der Netzwerk von nationalen und lokalen und Fraktionsführung, die überwie- 

Parteibarone sich auf einen Kandida- Abgeordneten, und zu positionieren. gend aus Ex- Ministern, Ex- Staatssekre- 
ten zu verständigen gescheitert wa- Provinzpolitikern. Der ,,Neue Weg" wie tären und Ex- Provinzgouverneuren der 
ren, hatten nun die Delegierten das Zapatero seine Formation nennt, Regierung Gonzalez bestand. 
Wort. nimmt eine Reihe von Anleihen bei der Was Zapatero nun aber wirklich 

,,Neuen Mitte" bzw. dem ,,Dritten von den anderen Kandidaten unter- 
Wer ist Zapatero? Weg" ohne sich aber klar zu positio- scheidet, schreibt Felix de Azua, das 
Der ''neue Mann''' Zapatero stand nieren. In dem politischen Dokument, wissen wir immer noch nicht. Man 
nun vor der ersten Bewährungsprobe' das der Kongress ohne großen Enthu- darf zurecht gespannt sein auf den 
eine Mehrheit für seine Liste für den siasmus verabschiedet hat, sind keine ,,cambio tranquilo". SPW 

Zur Patentierung 
von tienen 
Von Wolfgang Wordarg 

z U den wesentlichen Merkmalen 
des biotechnischen Zeitalters 
gehört die Konkurrenz um ge- 

netische Information. Wer genetische 
Information besitzt, entscheidet über 
deren Verwendung und über die Ver- 
teilung der daraus zu erzielenden Er- 
träge. Gegenwärtig werden die Re- 
geln festgelegt, wie die Gesellschaft 

Dr: Wolfgang Wodarg, 1947, ist Mitglied im Ausschuss für Gesundheit des 
Deutschen Bundestages und Sprecher der SPD in der Enquete-Kommission 
,,Recht und Ethik der modernen Medizin". 

mit diesem neuartigen, nicht nur 
wirtschaftlichen Machtfaktor Gen 
umgehen will. Eine Schlüsselrolle - so 
viel steht fest - wird dabei das Patent- 
system spielen. 

Rechtliche Hintergründe 
Im Allgemeinen werden die patent- 
rechtlichen Prinzipien solange als un- 
problematisch angesehen, wie sie 
sich auf nichtlebende Materie, etwa 
die Erfindung einer Maschine oder ei- 
ner chemischen Substanz, erstrecken. 
Die Patentierung von Genen, isolier- 
ten Körperteilen oder -funktionen hat 
jedoch eine grundsätzliche Kontrover- 
se ausgelöst. Im Zentrum steht dabei 
die Frage, ob die Kriterien der Paten- 
tierbarkeit umstandslos auf den 
pflanzlichen, tierischen oder gar 
menschlichen Bereich übertragen 
werden können. In der Bundesrepu- 
blik wird dies gegenwärtig heftig dis- 
kutiert. Anlass ist die EU-Richtlinie 981 
44lEG ,,Rechtlicher Schutz biotechno- 
logischer Erfindungen", die von den 
Mitgliedstaaten formal bis spätestens 
30. Juli 2000 umgesetzt hätte wer- 

den müssen. Bislang hat jedoch - au- 
ßer Finnland und Dänemark - noch 
kein EU-Land die Implementierung 
der Richtlinie in nationales Recht voll- 
zogen, die niederländische Regierung 
entschloss sich bereits 1998 - mit Un- 
terstützung Italiens - eine Nichtig- 
keitsklage beim Europäischen Ge- 
richtshof zu erheben. 

Die Richtlinie hat die europaweite 
Harmonisierung des Patentrechts 
zum Ziel und bestimmt in ihren Sach- 
vorschriften, welches ,,biologische 
Material" unter welchen Vorausset- 
zungen wie patentrechtlich zu schüt- 
zen ist. Die Terminologie gemahnt fa- 
tal an die Bezeichnung Menschenma- 
terial aus der Zeit der Weltkriege und 
entkleidet, zur bloßen Ware degra- 
diert, die belebte Natur ihrer Würde. 
Die Begriffswahl ist damit Signal für 
die technizistische Ausrichtung der 
Richtlinie, die das klassische Patent- 
recht wie selbstverständlich auf orga- 
nisches Leben anwendet - und dabei 
lediglich in der Präambel vorgibt, des- 
sen Besonderheiten zu berücksichti- 
gen. 

INTERNATIONALE POLITIK 

Die Mitverantwortung der ren Interessen durch die Arbeitspartei fig geringes Interesse, 
Arbeitspartei repräsentiert fühlte.5 Dies und nicht sich in diesezu integrie- 
Auch wenn Ehud Barak und die Ar- 
beitspartei von diesen politischen Zu- 
ständen derzeit stark betroffen sind, 
so haben sie doch die Entwicklung 
dahin mitzuverantworten. Denn es 
waren nicht zuletzt die Monopolstel- 
lung der Arbeitspartei in vielen staatli- 
chen und gesellschaftlichen Bereichen 
(zum Beispiel im Gesundheitswesen) 
und die daraus resultierenden Abhän- 
gigkeitsverhältnisse, welche die israe- 
lische Politik bis in die 90er Jahre 
prägten. 

Die Bedeutung der israelischen Ar- 
beitspartei rührt vor allem von den 
dichten gesellschaftlichen Netzwer- 
ken her, die sie bereits vor der Staats- 
gründung geschaffen hatte. Denn die 
Mapai (Partei der Arbeiter Eretz Isra- 
els, wie sie damals noch hieß) ver- 
stand sich zwar als Partei der Arbeiter- 
klasse, doch gab es im leschuw (der 
jüdischen Gemeinschaft in Palästina 
vor 1948) weder eine ausgeprägte 
Klassengesellschaft noch eine Arbei- 
terklasse im eigentlichen Sinn. Im Ge- 
genteil, zunächst waren die Nation 
und der Staat zu errichten, in der die 
zukünftige Arbeiterklasse den ihr zu- 
stehenden Platz erhalten würde. Die 
Mapai konnte entscheidende Teile der 
Bevölkerung mobilisieren, weil sie das 
dominierende Element in den vor- 
staatlichen militärischen Verteidi- 
gungseinheiten und in der Histadrut 
war. Die Histadrut ist bis heute eine 
allgemeine Gewerkschaft, damals 
waren auch soziale Versorgungsein- 
richtungen wie die Krankenkasse und 
ein allgemeines Schulwesen an sie an- 
geschlossen. 

Der prägende Einfluss der Arbeits- 
partei auf Gesellschaft und Politik 
blieb auch nach der Staatsgründung 
Israels erhalten, denn nach der Staats- 
gründung wurde sie die führende Par- 
tei im neu gegründeten Parlament. 
Allerdings wurden ihre Strukturen zu- 
nehmend als undurchdrinqbar und - 
hierarchisch wahrgenommen. So 
wurde beispielsweise die Besetzung 
aller parteilichen und politischen Äm- 
ter durch ein (nicht-gewähltes!) No- 
minierungkomitee bestimmt, wo- 
durch sich ein Patronage-System ent- 
wickelte, das die Partei in den Augen 
der Bevölkerung zur Vertreterin be- 
stimmter Bevölkerungsgruppen wer- 
den ließ. Dazu zählten insbesondere 
aschkenasische, d.h. europäisch 
stämmige Juden oder Vertreter der 
Bürokratie, während sich die schnell 
wachsende Gruppe orientalischer Ju- 
den (Misrachim) immer weniger in ih- 

zuletzt die Schuld, die der Parteifüh- 
rung an den im Jom-Kippur-Krieg von 
1973 erlittenen Verlusten gegeben 
wurde, führten schließlich 1977 zum 
Sturz der Arbeitspartei. Die Partei war 
zum schwerfälligen Apparat verkom- 
men, dem die Bevölkerung ihr Ver- 
trauen entzog. 

Erst 1992 setzten sich die Forde- 
rungen nach parteiinterner Demo- 
kratisierung in Form von sogenannten 
prirnaries durch. Seither werden die 
Kandidatinnen und Kandidaten für 
die Wahlen zur Knesset in einer Ab- 
stimmung von allen Parteimitgliedern 
bestimmt. Dies veränderte jedoch zu- 
nächst nichts an der Parteiführung, 
denn um den Spitzenplatz konkurrier- 
ten damals keine jüngeren Politiker 
oder gar Politikerinnen, sondern die 
beiden über 70-jährigen Parteivetera- 
nen Schimon Peres und Jizchak Rabin. 
Positiv haben sich die primaries auf 
die Meinungsvielfalt innerhalb der 
Partei ausgewirkt, was auch auf die 
Rolle der Medien im israelischen All- 
tag zurückgeführt werden kann. 
Denn um sich durch die Medien vor 
einer breiteren Öffentlichkeit profilie- 
ren zu können, müssen die Abgeord- 
neten durch provokative Meinung 
auffallen. Dadurch wird jedoch bis- 
weilen die Parteidisziplin untermi- 
niert. Dem internen Demokratisie- 
rungsprozess waren die primaries 
hingegen nur begrenzt förderlich, da 
sich in der derzeitigen Form vor allem 
diejenigen Bewerberinnen und Be- 
werber durchsetzen, die sich einen 
aufwendigen Wahlkampf leisten kön- 
nen. Dies trifft kaum auf die junge 
Generation zu, so dass der jüngste 
Knesset-Abgeordnete der Arbeitspar- 
tei derzeit 39 Jahre alt ist. 

Ein weiterer Faktor, der in Israel 
von politischer Partizipation ab- 
schreckt, insbesondere in den Reihen 
der Arbeitspartei, ist die andauernde 
Koo~tieruna von Generälen nach der 

< 

Beendigung ihrer militärischen Karrie- 
re in hohe, wenn nicht die höchsten 
Parteiämter. Wie seinerzeit schon Jitz- 
hak Rabin, wurden Ehud Barak, ehe- 
maliger Generalstabschef der israeli- 
schen Armee, oder auch Matan Vil- 
nai, ehemaliger stellvertretender Ge- 
neralstabschef und heute Minister für 
Wissenschaft, Kultur und Sport, bin- 
nen eines Jahres nach ihrem Aus- 
scheiden aus der Armee Ministerpo- 
sten angeboten. Ihnen schlägt dop- 
pelter Unmut aus der Partei entge- 
gen: Sie sind nicht vertraut mit den 
Strukturen der Partei und zeigen häu- 

ren; zusätzlich wird ih- 
nen vorgeworfen, auf 
Kosten des Parteinach- 
wuchses bevorzugt 
Freunde und Unterge- 
bene aus ihren Tagen 
beim Militär zu beför- 
dern. 

Vor einer doppelten 
Herausforderung 
Zwar bemüht sich die 
Arbeitspartei in den ver- 
gangenen Jahren um 
ein neues Gesicht, doch 
der alte Ruf hält sich 
zäh. Sie ist zudem ge- 
schwächt durch Macht- 
kämpfe zwischen der 
Fraktion und der Partei und durch 
eine schwere finanzielle Krise. So 
wollte der neue Parteivorsitzende 
Ehud Barak weitere Modernisierungs- 
vorhaben anstoßen. Zugleich hat er Ausgerechnet in der 
jedoch durch seinen Wahlkampf und kritischen Phase des 
Strafzahlungen von über fünf Millio- Friedensprozesses 
nen DM (für staatliche Gelder, die an hat ein Prozess der 
fiktive gemeinnützige Vereine geflos- Selbsterneuerung in 
Sen sind!) den Schuldenberg der Par- der Partei eingesetzt. 
tei derart vergrößert, dass die Partei 
und Unterorganisationen wie die Ju- 
gendorganisation ,,Young Labour" 
momentan auf fast allen Ebenen 
handlungsunfähig sind. Ein Großteil 
des Parteivermögens, vor allem Im- 
mobilien und Grundstücke, müssen 
abgestoßen werden; sogar die Partei- 
zentrale in der Tel Aviver Allenby-Stra- 
ße steht zum Verkauf. Einige Stim- 
men vermuten jedoch auch, dass es 
zur Strategie Baraks gehört, die Partei, 
mit der ihn bis vor wenigen Jahren 
nichts verband, zugrunde zu richten, 
um auf ihren Trümmern eine gänzlich 
neue Partei entstehen zu lassen. Die 
stetig sinkenden Mitgliedszahlen von 
derzeit noch 89.000 dürften in die- 
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--U"-- in die Regierungspolitikzu integrieren schen Fragen zu treffen Im Ausland, 

sem Fall für Barak geringer Anlass zur 
Sorge sein. 

Ausgerechnet in dieser kritischen 
Phase des Friedensprozesses sowie 
der wachsenden innerisraelischen 
Spannungen hat also ein Prozess der 
Selbsterneuerung in der Partei einge- 
setzt. Doch ebenso unklar wie das 
Schicksal der Partei selbst ist auch ihr 
innenpolitischer Kurs: Zunächst hatte 
Barak - unter vehementem Protest ei- 
nes Großteils seiner Partei und seiner 
Wähler - versucht, das religiöse Lager 

und dem Motto seines Wahlbündnis- 
ses ,,Israel Achat" (Ein Israel) gerecht 
zu werden. Nach wiederholten Ent- 
täuschungen durch seine Koalitions- 
partner hat er nun jedoch zu einer 
,,säkularen Revolution" aufgerufen: 
Machtdomänen des religiösen Esta- 
blishments wie das Religionsministeri- 
um werden abgeschafft, und Israel 
soll nach 52 Jahren endlich eine Ver- 
fassung erhalten. Letztere war bisher 
sowohl an den ungeklärten Landes- 
grenzen gescheitert, als auch am Pro- 
test der Orthodoxen, für die nicht ein 
säkulares Dokument, sondern die Bi- 
bel die Prinzipien eines jüdischen 
Staates festlegt. Ob Barak und d.ie Ar- 
beitspartei für diese Projekte eine 
Mehrheit in der Knesset finden oder 
ob es ein weiteres Mal Neuwahlen 
geben wird, ist derzeit nicht abzuse- 
hen. 

Wegen der Ungewissheit des Ab- 
stimmungsverhaltens der enttäuschten 
israelischen Wählerinnen und Wähler 
wagt derzeit aber kaum ein israelischer 
Politiker konkrete Aussagen'bezüglich 
der offenen innen- und außenpoliti- 

das auf a~bschließende Lösungen im 
Friedensprozess drängt, wirbt man mit 
dem Hinweis auf die ,,constituency", 
die eigene Wählerschaft, um Verständ- 
nis. Diese dürfe man nicht mit weitge- 
henden Vorschlägen zu Jerusalem oder 
der Rückkehr palästinensischer Flücht- 
linge überfordern, wenn man den be- 
reits schwachen Rückhalt im Volk und 
die Wiederwahl nicht gefährden wolle. 
Doch obwohl - oder gerade weil -die 
israelische Führung dieses Problem mit 
ihren palästinensischen Partnern teilt, 
scheint hier eine Lösung weniger denn 
je in Sicht. SDW 
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M A G A Z I N  

I n Spanien, so scheint es, laufen die 
Uhren anders. Während der Zeit 
konservativ-liberaler Regierungen 

in Europa trotzten die Iberer den 
Trend und verhalfen Felipe Gonzalez 
und seiner Spanischen Sozialistischen 
Arbeiterpartei PSOE dreimal hinter- 
einander zu einer absoluten Mehr- 
heit. Heute, wo in fast allen großen 
europäischen Ländern Sozialdemo- 
kraten das Sagen haben, befindet sich 
die PSOE nach ihrer katastrophalen 
Niederlage bei den Parlamentswahlen 
vom 12 März. in einer permanenten 
Krise. 

Der Rücktritt des durch die ersten 
Vorwahlen in der Geschichte der 
PSOE, den sog. ,,primarias" gekürten 
Hoffnungsträgers Borrell und die 
Übernahme der Macht durch den Ap- 
parat, symbolisiert durch die Spitzen- 
kandidatur des in eben jenen Vor- 
wahlen unterlegenen Generalsekre- 
tärs Joaquin Almunia, hatte nicht nur 
die eigen Basis tief verunsichert, son- 
dern auch die Glaubwürdigkeit der 
Partei in der Öffentlichkeit untergra- 
ben. Entsprechend verheerend fiel 
das Ergebnis der Parlamentswahlen 
aus, bei denen es der Rechten in Spa- 
nien erstmals gelang, eine absolute 
Mehrheit zu erringen. Almunia trat 
noch in der Wahlnacht von all seinen 
Ämtern zurück. Der Parteivorstand 
folgte ihm kurz darauf. Die so füh- 
rungslose Partei berief eine politische 
Kommission mit dem Ministerpräsi- 
denten Andalusiens, Manuel Chavez 
zur Vorbereitung eines Parteikongres- 
ses und zur Führung der Geschäfte 
ein. Chavez, der in Andalusien die so- 
zialistische Mehrheit verteidigen 
konnte, stand vor der Aufgabe, zwi- 
schen den unterschiedlichen, ,,Famili- 
en" genannten Strömungen der Par- 
tei und den sich tagtäglich in der Pres- 
se selbst präsentierenden Kandidaten 
für das Amt des Generalsekretärs zu 
vermitteln und ein Verfahren zur 
Durchführung der Wahlen festzule- 
gen. 

Die neue Kandidatlnnen-Lage 
Nachdem die formellen Hürden für 
eine Kandidatur erhöht werden konn- 
ten, zeichneten sich vier Kandidatu- 
ren für das verwaiste Amt des Gene- 
ralsekretärs ab: Rosa Diez, Europaab- 
geordnete und ehem. baskische Mini- 
sterin, Matilde Fernandez die den 
,,guerristas" zugerechnet wurde, der 
Ministerpräsident von Kastilien La 
Mancha, Jose Bono, sowie der Leone- 
ser Abgeordnete Rodriguez Zapatero. 

Rosa Diez, die als erste ihre Kandi- 
datur bekannt gab, konnte auf ihre 

hohe persönliche Popularität an der 
Basis anknüpfen und forderte ener- 
gisch einen neuen, volksnahen Politik- 
stil ein. Dabei legte sie schon in ihrer 
ersten Pressekonferenz wert darauf, 
sich von dem ü b e ~ a t e r  Felipe Gonza- 
lez emanzipiert zu haben, was unwill- 
kürlich Zweifel an ihrer Unabhängig- 
keit schürte. 

Matilde Fernandez stellte sich ex- 
plizit als Kandidatin des nach dem 
ehemaligen zweiten Mann der PSOE, 
Alfonso Guerra als ,,guerristas8' titu- 
lierten linken Parteiflügels zur Wahl , 
während Jose Bono seine Erfolge in 
der traditionell konservativ geprägten 
Region Kastilien La Mancha als Beweis 
für seine Eignung als Spitzenkandidat 
ins Feld führte. Der bis dato weithin 
unbekannte Zapatero, der für die 
Strömung ,,Neuer Weg" die Überra- 
schung des Wahlkampfes war, profi- 
lierte sich vor allem durch seine Ju- 
gendlichkeit. 

Der Sieger der primarias vor zwei 
Jahren, der Katalane Jose Borrell, wur- 
de von der Öffentlichkeit eine Zeitlang 
als Kandidat gehandelt, verzichtete 
aber auf eine abermalige Kandidatur. 

Die Wahlen 
Die Auseinandersetzungen im Vorfeld 
des Parteitages rankten sich in erster 
Linie um die Frage des Wahlmodus. In 
der PSOE hatte es seit der Machtüber- 
nahme der jungen Garde um Felipe 
Gonzalez und Alfonso Guerra auf 
dem letzten Exilparteitag im franzosi- 
chen Soresnes 1976, keine derartigen 
Auseinandersetzungen mehr gege- 
ben. Die Strömungen und politischen 
Familien, die die PSOE dominieren, 
konnten sich auf keinen Kompromiß 
verständigen. Insbesondere Diez und 
Fernandez, die nicht damit rechnen 
konnten, im ersten Wahlgang eine 
ausreichende Stimmenzahl zu erhal- 
ten, spekulierten auf eine ,,deal" zwi- 
schen den Wahlgängen. Zu den Be- 
sonderheiten der PSOE Statuten ge- 
hört nämlich, das der gewählte Gene- 
ralsekretär nach seiner Wahl dem 
Kongreß eine Liste für den Vorstand 
vorlegen muß, über die die Delegier- 
ten dann im Block abstimmen müs- 
sen. Bono, Befürworter nur eines 
Wahlgangs, hatte daher schon bei 
der Vorstellung seiner Kandidatur zu 
Protokoll gegeben, er werde kein Ge- 
neralsekretär, der in der Nacht vor den 
Wahlen in einem Hinterzimmer des 
Kongresses Kompromisse werde ein- 
gehen müssen. 

Das vehemente Eintreten des Vor- 
sitzenden der politischen Kommissi- 
on, Manuel Chavez, für nur einen 

Wer ist Zapatero? 
Der K o n g r e ß  der spanischen PSOE 

Von Niels Annen 

Wahlgang wurde so in der Öffentlich- 
keit allgemein als Votum für Bono in- 
terpretiert, zumal die andalusische 
Delegation mit etwa einem Drittel der 
Stimmen die mit Abstand größte re- 
gionale Gruppe auf dem Parteitag 
stellen. Zusammen mit dem Stim- 
menblock aus Kastilien La Mancha 
schien eine Mehrheit im ersten Wahl- 
gang für Bono als durchaus wahr- 
scheinlich 

Auf dem Kongreß in Madrid wur- 
de zunächst das Verfahren kontrovers 
abgestimmt. Auch dies ein Novum für 
einen Parteitag der Sozialistischen Ar- 
beiterpartei Spaniens. Die Reihenfol- 
ge der Redner wurde per Los be- 
stimmt. 

So betrat Rosa Diez als erste das 
Podium. Ihre emotionale, aber wei- 
testgehend inhaltsleere Rede wurde 
mit höflichen Applaus bedacht. 

Jose Bono, in staatsmännischer 
Manier, verwies auf seine fünf absolu- 
ten Mehrheiten in seiner Heimatregi- 
on und legte den Schwerpunkt auf 
die kommende Auseinandersetzung 
mit der regierenden Volkspartei. 

Die anschließende Rede von Ma- 
tilde Fernandez rekurrierte auf tradi- 
tionelle sozialistische Werte und ge- 
riet zur Abrechnung mit der PSOE Po- 
litik der letzten Jahre. Die ehemalige 
pragmatische Ministerin in der prag- 
matischen Regierung Felipe Gonza- 
lez'stellte, so schrieb es ,,EI Pais" den 
Pragmatismus an sich in Frage. Von 
diesem negativen ~ n t e r t o n  hob sich 
der letzte Redner, Rodriguez Zapatero 
durch seinen Optimismus ab. Ohne 
auf politische Grundsatzfragen einzu- 
gehen verwies Zapatero auf die Stär- 
ken der PSOE, die neuen Herausforde- 
rungen durch die Informationstech- 
nologien und die Notwendigkeit ei- 
nes ,,sanften Wandels". Dieser ,,cam- 
bio tranquilo", zur Charakterisierung 
einer neuen Oppositionsstrategie ge- 

Der Rücktritt des 
Hoffnungsträgers 
Borrell hatte die 
eigen Basis tief 
verunsiche~ und  die 
Glaubwürdigkeit in  
der Öffentlichkeit 
untergraben. 

Niels Annen ist IUSY-Vice-President und lebt in Hamburg 
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Jugendliche brauchen darüber 
hinaus auch die Möglichkeit, in ihrem 
Umfeld frühzeitig Verantwortung zu 
übernehmen um es entsprechend mit 
gestalten zu können. Dies setzt vor- 
aus, dass sie Anerkennung finden, 
Selbstvertrauen besitzen und Hilfe- 
stellungen erhalten um ihre Chancen 
und Perspektiven nutzen zu können. 
In einer Zeit, in der die Elterngenerati- 
on Jugendlichen keine ausreichende 
Orientierung mehr geben kann, da 
die gesellschaftlichen Veränderungen 
die Menschen permanent vor neue 
Herausforderungen stellen, muss ne- 
ben der Familie Jugendarbeit und 

Ein friedliches Schule Unterstützung anbieten und 
Zusammenleben organisieren. Dazu gehören ausrei- 

erfordert starke und chende Betreuungsangebote vor al- 
selbstbewusste lem für Kinder in sozial benachteilig- 

Persönlichkeiten. ten Gebieten, genauso wie Hilfestel- 
lungen für junge Menschen beim 
Übergang von der Schule in den Beruf 
oder aber Angebote, die Familien in 
schwieriger sozialer Lage stabilisieren. 

Die jüngste Shell-Jugendstudie 
hat gezeigt, dass Vorbehalte gegen- 
über Ausländerinnen und Ausländern 

bei den Jugendlichen am größten 
sind, die über wenige oder gar keine 
Kontakte zu ihnen verfügen. Dies 
zeigt, wie wichtig insbesondere die 
interkulturelle Jugendarbeit im Kampf 
gegen Rechtsextremismus und Frem- 
denfeindlichkeit ist. Denn ihr geht es 
darum, Zusammenleben zu organi- 
sieren, um Lebensweisen, Gewohn- 
heiten und kulturelle Hintergründe 
anderer Nationalitäten zu erfahren 
und verarbeiten zu können. 

Nicht zuletzt kommt es darauf an, 
die klare Mehrheit gegen rechts sicht- 
bar zu machen. Junge Menschen 
brauchen Vorbilder und positive Bei- 
spiele, die das friedliche und gleich- 
wertige Zusammenleben unterstüt- 
zen und anerkennen. Dies gelingt be- 
sonders gut, wenn Jugendliche ihre 
Altersgenossen selbst versuchen zu 
überzeugen. In Nordrhein-Westfalen 
initiieren wir deshalb ein Bündnis „Ju- 
gend NRW gegen Intoleranz, Gewalt 
und Rechtsextremismus". Darüber 
hinaus fördern wir eine landesweite 
Aktion mit dem Titel ,,Respect: Ju- 
gend gegen Gewalt" oder Maßnah- 
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men der jungen Musikszene gegen 
Rechts. 

Fazit 
Die Bekämpfung von Rechtsextremis- 
mus, Fremdenfeindlichkeit und Ge- 
walt, fordert jeden von uns täglich 
neu. Zivilcourage, Toleranz und An- 
erkennung gegenüber anderen kann 
jeder von uns auf ganz unterschiedli- 
che Weise zeigen. Wir müssen dar- 
über hinaus dafür Sorge tragen, dass 
Jugendliche unabhängig von ihrer 
Nationalität ausreichende Zugangs- 
möglichkeit zu Arbeit und Bildung 
haben, und ihnen Mitgestaltungs- 
möglichkeiten bei öffentlichen Be- 
langen bieten. Sie müssen sich zuge- 
hörig fühlen zur sozialen Gemein- 
schaft. Dies sagt sich leicht, ist aber 
harte Arbeit. 

Ein friedliches Zusammenleben er- 
fordert starke und selbstbewusste Per- 
sönlichkeiten. Unsere Demokratie ist 
dann stabil, wenn die Bereitschaft 
vorhanden ist, die Freiheit und Rechte 
des Einzelnen anzuerkennen und 
wenn nötig zu verteidigen. 
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I n der letzten spw hat Fiete Sass ei- 
nen sehr interessanten -Aufsatz 
zum Thema ,,Human Capital" veröf- 

fentlicht, der hoffentlich den Ausgangs- 
punkt einer breiteren Debatte zur Positi- 
onsbestimmung von Sozialistlnnen zur 
Informationsökonomie bilden wird. Ich 
will ausgehend von Fietes Text einige 
theoretische und strategische Bemer- 
kungen machen, die nicht unbedingt 
im Gegensatz zu Fietes Ausführungen 
stehen, aber andere Akzente setzen 
und einige neue Aspekte einbringen. 

Vom ,,Wert" des ,,Human Capital" 
Fiete Sass weist darauf hin, dass Human 
Capital nicht Kapital im eigentlichen 
Sinne ist, weil es an freie Personen ge- 
bunden ist. Niemand, selbst diese Per- 
sonen nicht, kann es (also sich) verkau- 
fen und dieses ,,Kapital" damit realisie- 
ren. Der ,,Wert" des Human Capital ist 
also sowieso eine fiktive Größe, aber es 
handelt sich auch gar nicht um einen 
Wert im werttheoretischen Sinne, der ir- 
gendwie durch seine Reproduktionsko- 
sten, letztlich die dazu gesellschaftlich 
notwendige Arbeit, bestimmt wäre, 
sondern um einen fiktiven Preis, der 
auantitativ bestimmt ist ,,aus den (ab- 
gezinsten) späteren Erträgen, hier Ein- 
kommen" (Sass: 40). Ein Mensch mit 
einem Jahresbruttoeinkommen von 
100.000 DM könnte so bei einem Zins- 
satz von 5% den fiktiven Wert seines 
Human Capital als 100.000/0,05 = 2 
Mio. DM bestimmen. Es handelt sich 
sozusagen um den ,,Shareholder Va- 
tue" der Arbeitskraft, wobei unter bür- 
aerlichen Verhältnissen die Person 
selbst ihr eigener und einziger Shareh- 
older ist. Ohne das Wort ,,Human Capi- 
tal" zu verwenden, beschreibt schon 
Marx dieses Phänomen genau, nicht 
ohne hinzuzufügen: „Die Verrückheit 
der kapitalistischen Vorstellungsweise 
erreicht hier ihre Spitze" (MEW 25: 
483). Der so ermittelte fiktive Wert 
hängt ab von erwarteten realisierbaren 
Erträgen bzw. Einkommen einerseits, 
dem allgemeinen Zinsniveau anderer- 
seits, kann also je nach ökonomischer 
Lage und ihrer Einschätzung heftig 
schwanken. Kaufen kann man sich da- 
für wie gesagt sowieso nichts. 

Tatsächlich kaufen und verkaufen 
kann man Kapital in anderen Formen, 
dessen Preis auf gleiche Weise durch die 
Kapitalisierung erwarteter Erträge be- 
stimmt wird. Die gilt zum Einen für (von 
Marx so genanntes) fiktives Kapital in 
seinen verschiedenen Formen, nämlich 
Wertpapiere aller Art, insbesondere 
auch Aktien, die nur Eigentumstitel an 
Anteilen und Profiten eines Kapitals 
sind, das real z.B. in Form von Gebäu- 

den, Maschinerie oder auch Geld ganz 
woanders angewendet wird (vgl. MEW 
25: 483ff.). Der Markt- bzw. Kurswert 
dieses fiktiven Kapitals kann ein Mehrfa- 
ches des realen Kapitalwerts betragen, 
erst recht, wenn die Kurse auch noch 
spekulativ überhöht sind, wie im ge- 
genwärtigen Casino-Kapitalismus. Zum 
Zweiten bestimmt sich so der Boden- 
preis im Kapitalismus, nämlich aus der 
Kapitalisierung der Grundrente (vgl. 
etwa MEW 25: 636f.), der nach Marx 
dritten grundlegenden Einkommens- 
form im Kapitalismus neben Profit und 
Arbeitslohn (MEW 25: 822). 

Wertschöpfung oder Ausbeu- 
tung? 
Welchen sozialökonomischen Charak- 
ter haben nun die Erträge bzw. Einkom- 
men, die der quantitativen Bestimmung 
des Human Capital zugrundeliegen? 
Zum einen sind es Löhne, so gesehen 
kann jede einigermaßen ,,beschäfti- 
gungsfähige" Arbeitskraft als Human 
Capital betrachtet werden. Das span- 
nende Thema, um das es auch bei Sass 
geht, sind allerdings die weit über übli- 
chen Löhnen auch qualifizierter Be- 
schäftigter liegenden Einkommen, die 
von besonders begehrten ,,Knowledge 
Workern" insbesondere in aufstreben- 
den Bereichen der ,,New Economy" er- 
zielt werden. Diese sind offenbar nicht, 
wie es Löhne in marxistischer Sicht all- 
gemein sind, durch den Wert der Ar- 
beitskraft bestimmt, also ihren Repro- 
duktionskosten auf dem historisch er- 
reichten und gesellschaftlich im Rah- 
men der Kräfteverhältnisse zwischen 
Kapital und Arbeit durchgesetzten Ni- 
veau (incl. aller Abgaben, Altersvorsor- 
ge und den normalen Annehmlichkei- 
ten des Lebens). Sondern sie liegen 
deutlich darüber, auch unter Berück- 
sichtigung des Qualifizierungsauf- 
wands, werden keineswegs von allen 
qualifizierten Erwerbstätigen erreicht. 

Dies ist allerdings keinerlei Erklä- 
rung, sondern ein klassischer Zirkel- 
schluss, denn wie wir eben sahen, ist 
genau andersherum dieses Human Ca- 
pital gerade durch die Höhe dieser Ein- 
kommen bestimmt, die es hier erklären 
soll, und davon unabhängig überhaupt 
nicht zu bestimmen. Auch die in der 
,,Human Capital lnvestitionsrechnung" 
nach Davenport (Sass: 41) genannten 
Faktoren ermöglichen keine solche 
Bestimmung.Als Legitimationsideolo- 
gie wird diese angebliche Erklärung al- 
lerdings gerne aufgegriffen. 

Selbstverständlich ist trotzdem et- 
was Wahres an diesen Modellen, reflek- 
tieren sie reale Bedingungen und Prozes- 
se. Zum Einen ist ein qualifiziertes Ar- 

Über Human 
Capital, Cyberlords 

und modernen 
Sozialismus 

Mehr als nur Anmerkungen zum Artikel 
von Fiete Sass in spw 1 14 

von Ralf Krämer* 

beitskräftepotential selbstverständlich 
eine wichtige Bedingung für hochpro- 
duktive Produktion. Aber es geht immer 
um gesellschafiliche Produktion und 
Produktivität und es ist nur eine Bedin- 
gung, und sie ist nicht individualisierbar 
und nicht wie oben dargestellt als „Hu- 
man Capital" quantifizierbar. Auch das 
Anlagevermögen einer Volkwirtschaft 
wird ja in keiner seriösen Statistikin Höhe 
seines Shareholder Value oder fiktiven 
Kapitalwerts ausgewiesen, sondern aus- 
gehend von den Anschaffungs- oder 
Wiederbeschaffungspreisen. 

Zum Anderen haben die von Sass 
dargestellten Faktoren und Anforde- 
rungen an dieTräger des ,,Human Capi- 
tal" sowie angemessene Formen des Die Gier nach 
Managements und der Betriebsorgani- globalen Informati- 
sation tatsächlich große Bedeutung da- onsrenten ist eine 
für, ob diese Person oder der Betrieb in zentrale Triebkraft 
der Lage ist, unter den gegebenen Be- des modernen 
dingungen besonders hohe Ein kom- lmperialismus 
men oder Erträge zu erzielen oder ob 
ihnen das nicht gelingt und sie ggf. so- 
gar in der Pleite enden. Aber es geht 
hier um Mechanismen, die zu einer ex- 
trem ungleichen Aneignung gesell- 
schaftlich produzierter Werte führen, 
nicht um die Produktion besonders ho- 
her Werte. 

Anders gesagt: Dort wird über den 
im Betrieb selbst produzierten Mehr- 
wert hinaus Extramehrwert angeeignet, 
zu Lasten anderer Bereiche der Wirt- 
schaft und der dort Arbeitenden. Auch 
Sass sagt zurecht: „Das Ganze ist ein 
beispielloser Raubzug" (Sass 45). Aller- 
dings erleben wir nicht nur und primär 
einen Raubzug zu Lasten der Profite an- 
derer Firmen, sondern v.a. auch zu La- 
sten der Arbeitenden bzw. der Arbeite- 
rlnnenklasse. Denn dass zugleich die 
Profite insgesamt gestiegen sind, liegt 
nicht an höherer Wertschöpfung durch 
verstärkte Nutzung immaterieller Pro- 

* Ralf Krämer. Dortmund, Sozialwissenschaftler 
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dukte und Produktion, sondern an der 
vom Kapital auf Basis der ungünstigen 
Kräfteverhältnisse in Zeiten von Mas- 
senarbeitslosigkeit durchgesetzten Um- 
verteilung zu Lasten der Löhne bzw. 
steigenden Mehrwertrate. 

Und in dem Maße, wie hier tätige 
,,Knowledge Worker" übermäßig hohe 
Einkommen erzielen, auch wenn sie als 
Angestellte tätig sind und dies auf- 
grund ihrer besonderen Bedeutung 
oder ,,Produktivitätr' für den Betrieb 
durchsetzen können, oder als kleine 
Selbständige, die keine oder nur weni- 
ge Lohnabhängige beschäftigen, sind 
ihre Einkommen Bestandteile solchen 
Extramehrwerts, beruhen also auf Aus- 
beutung. Das ist kein moralischer Vor- 
wurf, aber es es sollte analytisch klar 
sein, weil es Konsequenzen für die Ver- 
allgemeinerungsfähigkeit der damit zu- 
sammenhängenden Interessen und für 
die Strategie hat. 

50 

lnformationsrenten 
Es geht nicht nur um den in allen kapita- 
listischen Wirtschaftszweigen üblichen 
Extraprofit, den sich die produktiveren 
oder qualitativ besseren Produkte her- 
stellenden Betriebe zu Lasten ihrer Kon- 
kurrenten aneignen können. Dieser Pro- 
zess treibt die Produktivkraftentwicklung 
voran und ist insoweit gerechtfertigt, 
und durch das Nachziehen oder Über- 
holen der Konkurrenz sind diese Extra- 
profite immer wieder gefährdet. Es geht 
auch nicht nur darum, dass aufgrund 
des raschen Wachstums in dieser Bran- 
che das Produktionspotential und insbe 
sondere das Potential qualifizierter Ar- 
beitskräfte gegenüber der wachsenden 
Nachfrage knapp ist und deshalb die 
Profitraten und die Einkommen hier 
überdurchschnittlich sind. Auch diese Si- 
tuation ist zeitlich begrenzt, und danach 
werden sich die Löhne hier denen für 
qualifizierte Arbeitskraft in anderen Be- 
reichen tendenziell angleichen, bei Über- 
angebot vielleicht sogar darunter fallen. 
Es gibt aber einen spezifischen, in dieser 
Form nur für lnformationsprodukte zu- 
treffenden Grund dafür, dass in diesem 
Sektor erfolgreiche Unternehmen dauer- 
haft überdurchschnittliche bis exorbitan- 
te Profite erzielen können, von denen 
dann auch die für diese spezifischen Pro- 
dukte individuell wichtigen Personen 
(seien es z.B. Musik- und Filmkünstler 
oder ,,Programmierkünstler") durch ex- 
orbitante Einkommen profitieren kön- 
nen. 

Als lnformationsprodukte betrachte 
ich hier z.B. Software, Texte, Musik, Fil- 
me, Erfindungen, Design und andere 
Ideen usw., also Produkte, die wesent- 
lich Resultate geistiger Arbeit sind und 
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deren Ve~ielfältigung und Verbreitung 
nur relativ geringe bis nahezu gar keine 
Kosten verursacht. Die wesentlichen 
Kosten fallen bei der Entwicklung bzw. 
ursprünglichen Produktion an, hier ist 
erheblicher Kapitalvorschuss notwen- 
dig, der heute häufig über die Börse 
oder andere Kapitalanlagemodelle von 
vermögenden Privathaushalten einge- 
sammelt wird. Wenn das Produkt kein 
Erfolg wird, kann dieser Einsatz verlo- 
rengehen. Wenn das Produkt aber ein 
Erfolg wird und der ,,break even point", 
also die für die Kostendeckung notwen- 
dige verkaufte Auflage bzw. Nutzung 
überschritten wird, dann ist es fast so 
gut wie eine Lizenz zum Gelddrucken, 
weil mit jeder zusätzlich verkauften Ko- 
pie oder Lizenz ein Vielfaches von Ein- 
nahmen gegenüber den zusätzlichen 
Kosten entsteht. Der ökonomischen 
Form nach handelt es sich dabei nicht 
um gewerbliche Profite, sondern um 
Renten, Informationsrenten. 

Marx hat die Grundrente analysiert, 
die sich die Eigentümer knapper, nicht 
beliebig produzierbarer Produktionbe- 
dingungen wie Ackerboden, Rohstoff- 
quellen, lnfrastruktureinrichtungen usw. 
aneignen. Die produzierenden Betriebe 
sind auf die Nutzung dieser Produktions- 
bedingungen angewiesen, können an- 
dererseits mittels dieser Nutzung über- 
durchschnittliche Profite erzielen. Soweit 
die Kapitalisten der Produktionsbetriebe 
und die Eigentümer dieser Produktions- 
bedingungen nicht identisch sind, fließt 
letzteren die Differenz zwischen diesem 
überdurchschnittlichen und dem nor- 
malen Profit als Rente, konkret als Pacht 
oder irgendeine andere Form von Nut- 
zungsentgelt zu. Da sie auf einer mono- 
polistischen Position beruhen, unterlie- 
gen diese Renteneinkommen nicht dem 
Ausgleich der Profitraten, sondern kön- 
nen dauerhaft und in großer Höhe be- 
stehen. 

lnformationskapitalismus und 
moderner Imperialismus 
Nun könnte man meinen, dass Infor- 
mationsprodukte ganz im Gegensatz 
dazu doch gerade keine knappen Pro- 
duktionsbedingungen, sondern belie- 
big und extrem billig zu vervielfältigen 
sind. Technisch gesehen ist das richtig, 
und das ist die Basis für die Verbreitung 
von ,,Raubkopien", ,,Markenpiraterie" 
usw. Aber gesellschaftlich ist es nicht SO, 

sondern die lnformationsprodukte sind 
als kapitalistisches Eigentum produziert 
worden. Das Eigentumsrecht bezieht 
sich auf das ideelle Produkt, die Urhe- 
berschaft der Idee bzw. des ursprüngii- 
chen Produkts, das den folgenden KO- 
pien oder Anwendungen zugrunde 
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gendliche zugenommen. Bei den 
Kommunalwahlen 1999 hat die DVU 
in Dortmund bei den 16 bis 25-jähri- 
gen beispielsweise einen Stimmenan- 
teil von 9,9 % erreicht; die Republika- 
ner in Herne sogar einen Anteil von 
rund 15 %. Darüber hinaus nimmt 
vor allem die NPD mittlerweile nicht 
nur eine Schlüsselrolle bei der Mobili- 
sierung des rechten Spektrums ein, 
sondern sie gewinnt politisch und 
kommerziell zunehmend Einfluss auf 
jugendliche Subkulturen. Erfolgreich 
nutzen rechtsradikale Akteure dabei 
zeitgemäße technische und kulturelle 
Medien wie lnternet und Skin-Musik 
als Transmissionsriemen für ihre Agi- 
tation und finden damit bei Jugendli- 
chen zahlreiche Abnehmer - unab- 
hängig von ihrer politischen Gesin- 
nung. Dies kann dann schnell zur 
,,Einstiegsdroge" in die rechte Szene 
werden. 

Hinzu kommt, dass gerade in letz- 
ter Zeit die Zahl der jungen Menschen 
aus dem gewaltbereiten rechten 
Spektrum gestiegen ist und die verüb- 
ten Straftaten schwerere Folgen hat- 
ten, als noch im vergangenen Jahr. 
Vermehrte Waffen- und Sprengstoff- 
funde bei neonazistischen Gruppen 
verbunden mit der zunehmenden Be- 
reitschaft, sie auch einzusetzen, ver- 
anlassten Heinz Fromm, den Präsi- 
denten des Verfassungsschutzes, 
jüngst sogar von Ansätzen für einen 
rechten Terrorismus zu sprechen. 

Die gesamtgesellschaftliche 
Verantwortung 
Gleichwohl wäre es nun völlig falsch, 
Rechtsextremismus als Jugendpro- 
blem zu begreifen. Rechtsextremis- 
mus kommt vielmehr aus der Mitte 
der Gesellschaft. Viele Menschen ha- 
ben das Gefühl, dass sie in einer Zeit 
des raschen ökonomischen und so- 
zialen Wandels nicht mehr mithalten 
können. Einmal Gelerntes verliert vor 
allem in der Arbeitswelt rasch an Be- 
deutung. Dies führt zu Verunsiche- 
rung und zum Verlust von Orientie- 
rung. 

Wir wissen, dass immer dann, 
wenn das Selbstwertgefühl eines 
Menschen in Frage gestellt ist, wenn 
Angst vor persönlichen Misserfolgen, 
fehlende Perspektiven, Unsicherheit 
und Angst, zu den Verlierern zu ge- 
hören, das Lebensgefühl bestimmen, 
die Empfänglichkeit für scheinbar ein- 
fache Lösungen und autoritäre Struk- 
turen besonders groß ist. Dies trifft 
auch Jugendliche, aber eben nicht al- 
lein und schon gar nicht nur benach- 
teiligte Jugendliche. 

Paul Spiegel konstatierte vor kur- 
zem in unserer Gesellschaft eine ,,still- 
schweigende Zustimmungsbereit- 
schaft". Dazu gesellt sich eine seit 
mehreren Jahren beobachtbare ,,Kul- 
tur des Wegsehens". „Die Zeit" be- 
schrieb dies vor uber einem Jahr so: 
,,Erst gewöhnt man sich an die Bom- 
berjacken, dann akzeptiert man sie. 
Wenn Reporter nachfragen, antwor- 
ten biedere Bürger: ,Uns hat noch 
kein Rechter etwas getan."' 

Daran sind Politik, Medien, Wirt- 
schaft - kurz: die so genannten Eliten 
- nicht ganz unschuldig. Bekannte 
Stichworte sind: Die Kampagne ge- 
gen die doppelte Staatsbürgerschaft, 
ein (wenn auch schnell wieder zu- 
rückgezogenes) Hitlerplakat im nord- 
rhein-westfälischen Landtagswahl- 
kampf, politische Meinungsäußerun- 
gen, wie „Wir brauchen weniger Aus- 
länder die uns ausnützen, und mehr, 
die uns nützen;" oder „die Grenze der 
Belastbarkeit durch Zuwanderung ist 
erreicht," und nicht zuletzt ,,Kinder 
statt Inder". 

Hier wird deutlich, wie wenig sen- 
si bel selbst überzeugte Demokraten 
häufig agieren, denn solche Aussa- 
gen sind durchaus geeignet, kollekti- 
ve Feindbilder und Stimmungen zu 
schaffen. 

Jugend, Jugendarbeit und 
Rechtsextremismus 
Es ist eine vielfache Erfahrung: Je in- 
tensiver eine öffentliche Debatte ge- 
führt wird, umso mehr drängt die Dis- 
kussion zu schnellen, sichtbaren Maß- 
nahmen und umso schwerer haben es 
langfristig angelegte Konzepte. Selbst- 
verständlich bleibt es richtig und wich- 

tig, der demokratischen Überzeugung 
der großen Mehrheit symbolische Fo- 
ren und symbolischen Ausdruck zu 
schaffen. Richtig ist auch, rechtsextre- 
mer und fremdenfeindlicher Gewalt 
und Volksverhetzung mit der ganzen 
Härte des Gesetzes zu begegnen. Aber 
es wäre grundfalsch, darüber die Be- 
deutung auf Dauer angelegter, prä- 
ventiver Konzepte gering zu achten. 
Besonders in der Arbeit mit Jugendli- 
chen gilt das Prinzip der Nachhaltig- 
keit. Erst dauerhaft angelegte und 
konsequent realisierte Präventionskon- 
zepte vermitteln die demokratische 
und soziale Kompetenz, wichtige 
Schlüsselqualifikationen, um rassisti- 
sche Einflüsse reflektieren und abweh- 
ren zu können. 

Vor allem die Jugendarbeit ist hier 
nicht nur sehr kreativ, sondern sie ar- 
beitet seit vielen Jahren - häufig von 
der Presseöffentlichkeit unbemerkt - 
kontinuierlich mit jungen Menschen. 
Aber sie kann genauso wenig wie 
Schule die gesellschaftlichen Proble- 
me allein schultern geschweige denn, 
lösen. 

Gerade bei Jugendlichen treten 
häufig Unsicherheiten geballt auf. Vie- 
le von ihnen wissen oft noch nicht ein- 
mal, ob sie überhaupt die Chance auf 
einen Ausbildungs- oder Arbeitsplatz 
erhalten. Deshalb gehört die Bekämp- 
fung der Jugendarbeitslosigkeit nach 
wie vor zu den wichtigsten politischen 
Handlungsfeldern. Allerdings müssen 
wir uns auch darüber klar sein, dass 
dies allein Rechtsextremismus nicht ' 

verhindert. Dies zeigen insbesondere 
die Erfahrungen in den neuen Bundes- 
ländern. Viele der braunen Schläger 
gehen tagsüber einem Beruf nach. 

Weder in NRW noch 
in anderen Bundes- 
ländern ist überra- 
schend und unver- 
mittelt eine neue 
Welle rechtsextre- 
mer Gewalt herein- 
gebrochen. 
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II Es ging nicht um 
Sicherheit ... II 
Eine amerikanische Historikerkonferenz zum 
Kalten Krieg 1946-1 990 

Von Frank Schauff 

Die amerikanischen 
Historiker beurteilen 

die US-amerikani- 
schen Politik im 

Kalten Krieg von 
einem deutlich 

kritischen Blickwin- 
kel aus 

Frank Schaue Historiker und lnte 
und Berlin 

E nde Juni diesen Jahres fand in 
Toronto die 26. Jahrestagung 
der Society for Historians o f  

Arnerican Foreign Relations (SHAFR) 
statt. Schwerpunkt bildeten der Ko- 
reakrieg sowie andere Facetten des 
Kalten Krieges in den Jahren 1946 - 
1990. Die Diskussion der meist aus 
den USA stammenden, durchaus bür- 
gerlichen Historiker war aus mehreren 
Gründen beachtlich. Zunächst fehlte 
der Diskussion um den Kalten Krieg 
jener Triumphalismus, der in der deut- 
schen Debatte vorherrscht. Des weite- 
ren gingen die dort anwesenden Hi- 
storiker ausgesprochen kritisch mit 

~rantionaler Sekretar der Jusos, lebt in Düren 

der eigenen Regierung um. Zuletzt 
nahmen sie dabei Deutungsmuster 
auf, die wiederum in der deutschen 
Debatte völlig fehlen. 

Insgesamt gesehen wurden die 
von US-Regierungen von Truman bis 
Reagan vertretenen Politikmuster und 
der Aufwand, der von amerikanischer 
Seite auf den Kalten Krieg verausgabt 
wurde, kritisch hinterfragt. So wiesen 
Stephen M. Streeter (McCaster Uni- 
versity) für Guatemala in den 60er 
und 70er Jahren, Jeffrey F. Taffet 
(Georgetown University) für Chile in 
den 60er Jahren und LeeAnna Y Keith 
(Meredith College) für die Dominika- 
nische Republik der 60er Jahre nach, 
dass die Fehlwahrnehmung und der 
schematische Antikommunismus der 
US-amerikanischen Führungen natio- 
nalistische Gruppierungen in eine lin- 
ke Richtung drängten. Taffet kam zu 
dem Schluss, dass das Verhalten der 
US-Führung unter Lyndon B. Johnson 
gegenüber der chilenischen Führung 
unter Frey dazu führte, dass diese sich 
gegen die US-Politik der niedrigen 
Kupferpreise wehrte, was Johnson 
wiederum zum Anlass nahm, die chi- 
lenische Regierung aufgrund der For- 
derungen amerikanischer Unterneh- 
men unter Druckzu setzen und damit 
die Wahl von Salvador Allende be- 
günstigt zu haben. Die Dependenz- 
theorie, die in der aktuellen theoreti- 

Zur aktuellen Debatte um 
Rechtsextremismus, 
Fremdenfeindlichkeit und Gewalt 
Von Birgit Fischer 

echtsextremismus, Fremden- R feindlichkeit und Gewalt sind 
wieder ein öffentliches Thema. 

Das ist gut so. Die tatsächlichen Hin- 
tergründe des Düsseldorfer An- 
schlags, bei dem acht Aussiedler zum 
Teil schwer verletzt wurden, sind im- 
mer noch ungeklärt. Aber unabhän- 

Birgit Fischer; Ministerin für Frauen, Jugend, Familie und Gesundheit des 
Landes NRW lebt in Bochum 

gig davon war es dringend notwen- 
dig, die schleichende Gewöhnung der 
Öffentlichkeit an eine zunehmende 
alltägliche rechtsradikale und frem- 
denfeindliche Gewalt zu durchbre- 
chen - in Ost- und Westdeutschland. 
Denn bis zu diesem Zeitpunkt wurde 
das Problem Rechtsextremismus von 
vielen unterschätzt, bestenfalls wurde 
es als ostdeutsches Sonderproblem 
wahrgenommen. 

Tatsache ist jedoch: Weder in 
NRW noch in anderen Bundesländern 
ist überraschend und unvermittelt 

schen Debatte von vielen als veraltet 
angesehen wird, sei auf diesen Zu- 
sammenhang völlig zutreffend anzu- 
wenden. 

Mark T. Gilderhus (Texas Christian 
University) forderte in der Diskussion, 
in bezug auf die amerikanische Politik 
des Kalten Krieges insbesondere in La- 
teinamerika müßten dahinterstehen- 
de Unternehmensinteressen wieder 
stärker in den Vordergrund gerückt 
werden. 

Hinsichtlich der Entkolonialisie- 
rung Schwarzafrikas stellte John Kent 
(London School of Economics) fest, er 
habe seinen Studenten verboten, das 
Wort ,,Sicherheit" im Zusammenhang 
mit dem Kalten Krieg zu benutzen. Es 
sei nicht um Sicherheit gegangen, 
sonder letztlich um „die Herzen und 
Köpfe der Menschen", um die soziale 
und politische Ordnung der Welt. 

Insgesamt bewerteten die ameri- 
kanischen Historiker die Beweggrün- 
de der US-amerikanischen Politik im 
Kalten Krieg von einem deutlich kriti- 
schen Blickwinkel aus. Wiederholt be- 
tonten sie den irrationalen, ja aggres- 
siven Charakter US-amerikanischer 
Außenpolitik seit 1945 und schreck- 
ten dabei vor Analogien und Schlüs- 
sen nicht zurück, die Linken in Europa 
und insbesondere Deutschland mitt- 
lerweile leider abhanden gekommen 
sind. SPW 

eine neue Welle rechtsextremer Ge- 
walt hereingebrochen. Die Situation 
zumindest in Nordrhein-Westfalen ist 
vielmehr äußerst ambivalent. Berichte 
und Einschätzungen des Verfassungs- 
schutzes machen dies deutlich. 

Die Fakten 
In Nordrhein-Westfalen ist die Zahl 
rechtsextremer und fremdenfeindli- 
cher Anschläge seit 1993 (Brandan- 
schlag in Solingen) fast kontinuierlich 
zurückgegangen. 1999 verzeichnete 
der nordrhein-westfälische Verfas- 
sungsschutz 576 fremdenfeindliche 
Straftaten. Gegenüber dem Vorjahr 
ist das ein Rückgang um knapp 14 
Prozent. Auch rechte Parteien haben 
in Nordrhein-Westfalen insgesamt so 
gut wie keine Bedeutung. Republika- 
ner und DVU sind kaum wahrnehm- 
bar, die NPD als Wahlpartei ist in NRW 
ebenfalls praktisch bedeutungslos. 

Parallel dazu hat jedoch der Ein- 
fluss rechtsradikaler Parteien auf Ju- 

liegt. Als solches ist es ein Monopol, 
und damit eine potenzielle Basis für 
Renteneinkommen. Dieses Eigentum 
soll möglichst hoch verwertet werden, 
indem möglichst nicht nur ein Rücklauf 
der Kosten oder normaler Profit erzielt 
wird, sondern darüber hinausgehende 
Informationsrenten. 

Das Hauptinteresse des Informati- 
onskapitalismus besteht daher darin, 
die technisch mögliche billige Verbrei- 
tung und Nutzung von Informations- 
produkten zu verhindern. Dabei kann 
es, im Soharebereich oder bei Handys 
z.B., durchaus sinnvoll sein, bestimmte 
Produkte sogar kostenlos zu verbreiten, 
aber nur, um damit die Basis für die 
möglichst massenhafte Nutzung dar- 
auf aufbauender Dienste oder Informa- 
tionsprodukte zu schaffen. Die zentrale 
ökonomische Triebkraft der Informati- 
onsökonomie ist die Aneignung mög- 
lichst hoher Informationsrenten. Das 
gilt bis hinunter zu den ,,Start-ups" und 
den einzelnen Unternehmensgründern 
in diesem Bereich, denn davon träumen 
sie doch fast alle: jetzt reinklotzen und 
mit einem Produkt ganz vorne sein, 
und dann Geld scheffeln ohne Ende. 

Dabei ist dann die Qualität des Pro- 
dukts letztlich nicht mehr entscheidend, 
sondern ob es gelungen ist, eine mög- 
lichst starke, am besten nahezu mono- 
polistische Position auf dem entspre- 
chenden Markt aufzubauen. Dabei führt 
die Natur solcher lnformationsprodukte 
tendenziell zu einer Verfestigung mono- 
polistischer Positionen, weil der Ge- 
brauchswert steigt, wenn es möglichst 
viele benutzen und damit diverseTrans- 
aktionskosten sinken. Musterbeispiel ist 
hier sicherlich Microsoft, deren Win- 
dows-Betriebssystem eher schlecht ist, 
aber weil es fast jeddr hat, es bei fast j e  
dem neuen Computer dabei ist und da- 
für die meisten Anwendungsprogram- 
me existieren, verdient sich MS mit sei- 
nen Programmen dumm und dämlich, 
weil sie weltweit in gigantischen Aufla- 
gen verkauft werden. Um diese Stellung 
zu halten und auszunutzen, werden alle 
möglichen technischen und geschäftli- 
chen Tricks eingesetzt. 

Die Gier nach globalen Informati- 
onsrenten ist auch eine zentrale Trieb- 
kraft des modernen Imperialismus und 
eine Hauptmotivation der massiven Be- 
mühungen der entwickelten Staaten 
und insbesondere der USA, im Rahmen 
der W O  weltweit ihr Konzept der ,,In- 
tellectual Property Rights" (IPR) durch- 
zusetzen (vgl. Verzola 1). 

Cyberlords 
Betrachtet man nun die sich im Sektor 
der Informationsökonomie darstellende 

Klassenstruktur, kann man die Eigentü- 
mer intellektueller Eigentumsrechte 
(Software- und Medienunternehmen, 
aber auch Patentinhaber im Bereich der 
Pharmazie, Biotechnologie etc.), die Ei- 
gentümer der zur Produktion oder Ver- 
breitung der lnfo~mation~~rodukte nö- 
tigen Infrastruktur (z.B. des Internet), 
und die privilegierten Künstlerlnnen. 
besonders herausragenden Text- oder 
Softwareautorlnnen, Staranwälte etc., 
die sich lnformationsrenten aneignen 
und so übermäßige Profite oder Ein- 
kommen erzielen können, als die Ren- 
tiersklasse der Informationsökonomie 
bezeichnen. Der philippinische Autor 
Roberto Verzola hat dafür aus den Wör- 
tern ,,Cyberspace" und ,,Landlord" die 
Bezeichnung ,,Cyberlord" konstruiert.' 
Diese ,,Cyberlords" sind ein immer 
wichtiger werdender Teil der herrschen- 
den Klasse in den entwickelten Län- 
dern, in den USA vielleicht schon der 
dominante Teil. 

Die überwältigende Mehrheit der 
von Fiete Sass beschriebenen ,,Know- 
ledge Worker" gehört nicht zu diesen 
,,Cyberlords", sondern zu den von Ver- 
zola so bezeichneten ,,lntellectuals", die 
überwiegend von Einkommen aus ihrer 
Arbeit leben. 

,,Knowledge Worker Orientie- 
rung" 
Wie kann unter diesen Bedingungen 
die von Sass zurecht angemahnte 
"Knowledge Worker Orientierung" der 
Gewerkschaften (und der Linken) aus- 
sehen? Zunächst geht es sicher um so- 
zialen Schutz derjenigen überwiegen- 
den Mehrzahl der intellektuell Arbeiten- 
den, die keineswegs Millionäre oder auf 
dem Weg dahin sind. Sie leiden zuneh- 
mend unter wachsendem Stress und 
sozialer Unsicherheit, gerade auch 
wenn sie selbständig tätig sind. Die IG 
Medien hat große und international 
beispielhafte Erfolge bei der für Ge- 
werkschaften traditionell kaum vorstell- 
baren Organisierung von solchen "Frei- 
en". Dabei geht es selbstverständlich 
auch um angemessene Entgelte. Der 
Maßstab gewerkschaftlicher Aktivität 
kann dabei aber auch weiterhin nur in 
einem ausgewogenen Verhältnis von 
Leistungsprinzip und Solidarität beste- 
hen, nicht darin, privilegierte Gruppen 
bei der Aneignung möglichst hoher In- 
formationsrenten zu unterstützen. 

Der zentrale Ausgangspunkt linker 
und gewerkschaftlicher Herangehens- 
weise ist m.E., dass auch in diesem Sek- 
tor Menschen tätig sind, für die die An- 
wendung der eigenen Arbeitskraft 
nicht nur Verwertung ihres ,,Human 
Capital" ist, sondern zugleich Lebenstä- 

tigkeit, Verwendung der eigenen Le- 
benszeit. Und als Menschen und in Be- 
zug auf ihreZeit und Tätigkeit haben sie 
auch und v.a andere, menschliche Be- 
dürfnisse, sind sie nicht nur sozusagen, 
um einen Begriff von Marx aufzugrei- 
fen, ,,Charaktermasken" ihres eigenen 
,,Human Capital". Sie haben z.B. Be- 
dürfnisse an angenehmer und kollegia- 
ler Arbeit, selbstbestimmter und kürze- 
rer Arbeitszeit und qualitativ guter Ar- 
beit statt ständiger Hetze von einem 
Projekt zum nächsten. Sie haben sogar 
moralische Bedürfnisse und gesell- 
schaftliche Wertorientierungen auf Soli- 
darität und Gerechtigkeit und sie haben 
Möglichkeiten, diese betrieblich und 
gesellschaftlich geltend zu machen. 

Solche Prozesse voranzubringen 
und zu fördern, durch Regulierung und 
soziale Gestaltung andere Kriterien ein- 
zubringen als möglichst hohe Produkti- 
vität im Wirtschaftskrieg, das ist die 
Aufgabe von Gewerkschaften und Lin- 
ken. Diejenigen in der Informations- 
wirtschaft Tätigen, die dort diese Be- 
dürfnisse artikulieren, sich kritisch mit 
neuen Managementmethoden ausein- 
andersetzen und Kommunikation dar- 

,, Der Schlüssel zur 
Transformation einer 
monopolistischen in 
eine nicht-monopoli- 
stische Informations- 
Ökonomie liegt 
darin, monopolisti- 
sche intellektuelle 
Eigentumsrechte 
durch andere 
Formen der Beloh- 
nung intellektueller 
Tätigkeit zu erset- 
zen." 
Roberto Verzola 

Das neue Themenheft ist da! 
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C chweden war vom 24. bis zum schuldet zu sein. Ein Eindruck, der 
30. Juli der Gastgeber für die In- sich bei der großen Demonstration Jugend probt inter- über unter den Beschäftigten organisie- 

ren, das sind die Pioniere in diesem Be- 
reich (vgl. etwa Pickshaus u.a.). 

Mal zugespitzt und ohne die prakti- 
schen Schwierigkeiten unter den mo- 
mentan Bedingungen leugnen zu wol- 
len: Ob und inwieweit die zeitlichen An- 
forderungen an solche Jobs mit Regelar- 
beitszeiten vereinbar sind, hat wenig mit 
dem grundsätzlichen Charakter von In- 
formationsarbeit zu tun, sondern mit 
den heute hier üblichen und durchaus 
veränderbaren Konkurrenz- und Arbeits- 
bedingungen. Rein technisch gesehen 
ist lnformationsarbeit problemloser als 
irgend eine andere Arbeit unterbrechbar. 
Ob den Einkommen in der Informations- 
wirtschaft das Leistungsprinzip und so- 
ziale Kriterien zugrunde liegen oder ob 
die Ungleichheiten immer größer wer- 
den, hat nichts mit den besonderen dort 
herrschenden Qualifikationsanforderun- 
gen an die Arbeit zu tun, sondern mit 
den sozialen Bedingungen ihrer Anwen- 
dung und der Verteilung der gesell- 
schaftlichen Wertschöpfung. 

Ob eine Gesellschaft diese wach- 
senden Ungleichheiten zulässt oder da- 
gegen anreguliert, ist wiederum gesell- 
schaftlich und nicht technisch be- 
stimmt. Es ist z.B. eine Frage der Tarif- 
politik und des Arbeitsrechts, des Urhe- 
berrechts, der Sozialpolitik und des 
Steuersystems. Auch ein qualitativ 
hochstehendes und auf Chancengleich- 
heit (also Abbau statt Hinnahme vorge- 
gebener Ungleichheiten) ausgerichtetes 
Bildungswesen und die Förderung 
ständiger Weiterqualifizierungsmög- 
lichkeiten ist wichtig. Nur sollte man 
sich nichts vormachen: man wird die 
ungleiche Verteilung von ,,Human Ca- 
pital" nicht mit besserer Bildungspolitik 
in den Griff bekommen, denn die Un- 
gleichheit der erzielbaren Einkommen 
ist ja wie dargestellt kein Ausdruck ir- 
gendwie objektivierbarer individueller 
Leistungsbeiträge oder angeeigneter 
Bildung. Wenn man die soziale Un- 
gleichheit begrenzen will, muss man 
dies direkt mit den genannten Instru- 
menten angehen, es wird kein automa- 
tisches Resultat besserer Bildung sein. 

etwas anderes, als schlicht die modern- 
sten Elemente des Kapitalismus schon 
deswegen als potenziell sozialistisch zu 
betrachten, weil sie eben besonders 

- 
d t e r n a t i o n a l  Union of Socialist durch Malmö am Donnerstag bestä- 

- 
Youth, kurz IUSY Unter dem Motto tigte, die zuerst ,,nur" unter dem 
,,The Power of Solidarity" kamen Motto „The Power of Solidarity" ge- 

nationale Solidarität 
modern sind. Sozialismus erfordert im- 

mehr als 6000 Teilnehmerlnnen aus plant war, dann aber nach einigen IUSY-Festival 2000 in  MalmölSchweden mer noch eine Umwälzung der Pro- 
duktions- und Aneignungsweise, also 
nicht weniger als eine soziale Revoluti- 

Diskussionen noch den Zusatz „... ge- 
gen Rassismus und Xenophobie" be- 
kam. Das hat den kleinsten gemeinsa- 
men Nenner dieses Festivals deutlich 
gemacht. 

von Katja Pohl und Thilo Scholle 
über 100 Ländern und 150 Organisa- 
tionen zusammen. Die größte auslän- 
dische Delegation stellte der Juso- 
Bundesverband mit etwa 600 Ju- 
gendlichen. Aus anderen Ländern rei- 
sten u.a. die palästinensische Fatah- 
Jugend, viele Gruppen aus Südameri- 
ka, Mitglieder des ANC-Youth-Con- 
gress aus Südafrika, Genosslnnen aus 
Buthan, und auch elf Mitglieder der 
Young Democratic Socialists aus den 
USA an. 

On, was sicher nur als langwieriger Pro- 
zess begriffen werden kann. 

In Bezug auf die Informationsökono- 
Vieles hing von der individuellen 

Programmgestaltung auf dem Festi- 
val ab. Wer es nur auf die Programm- 
highlights abgesehen hatte, wird ent- 
täuscht zurückgekehrt sein. Wer aber 
die Möglichkeiten des Seminarpro- 
gramms voll ausgeschöpft hat und 
versucht hat mit anderen Festivalbe- 
suchern ins Gespräch zu kommen, 
wird erlebt haben, was internationale 
Solidarität bedeuten kann. 

insgesamt bleibt fraglich, was die 
Arbeit der IUSY über dieses Festival 
hinaus zur Formierung einer interna- 
tionalen sozialistischen Jugendbewe- 
gung beitragen kann. Die Ausstrah- 
lungsfähigkeit der IUSY in den Mit- 
gliedsorganisationen scheint be- 
grenzt zu sein. Bei den Jusos gewinnt 
man oft den Eindruck, als wäre IUSY 
und internationale nur für einen klei- 
nen Kreis ~userwählter transparent. 

Größtes Problem bleibt die große 
Heterogenität der Mitgliedsorganisa- 
tionen. Neben dem Problem der un- 
terschiedlichen politischen Überzeu- 
gungen und Herangehensweisen 
liegt auch ein Problem in der geringen 
Zahl der für die IUSY hauptamtlich 
Tätigen. Ein Ansatz, der auf dem Fe- 
stival bereits im Ansatz im Bereich der 
Studierenden erprobt wurde, könnte 
in der verstärkten Nutzung der neuen 
Medien liegen. So wurden hier e- 
mail-Adressen von Studentlnnen ge- 
sammelt, um einen gemeinsamen In- 
formationsaustausch zu starten. 

Sicherlich sind gemeinsame sozia- 
listische Perspektiven nicht von Heute 
auf Morgen zu haben. Nur mit dem 
konsequenten Aufbau neuer Kommu- 
nikationszusam,menhänge lässt sich 
überhaupt eine Perspektive erahnen. 
Sicherlich werden mittelfristig die 
Möglichkeiten des lnternets dazu bei- 
tragen, aber auch bei den Jusos ist es 
an der Zeit transparenter mit den in- 
ternationalen Beziehungen umzuge- 
hen. SPW 

mie liegt ein zentraler Widerspruch zwi- 
lnhatliche Heterogenität 
Die IUSY hat viele Mitglieder mit un- 
terschiedlichen Hintergründen, die 
eine gemeinsame Zielformulierungen 
nur sehr eingeschränkt zuließen. So 
glänzte die Delegation von Young La- 
bour aus GB auf der Demonstration 
mit der Fahne „New Labour - New Bri- 
tain", in der Festival-Zeitung wurde 
zudem Tony Blair als das größte ,,pro" 
zu Großbritannien genannt. Auch 
nach der Selbsteinschätzung der 15 
britischen Teilnehrnerlnnen zählten 
sich diese nicht mehr zur politischen 
Linken. Ihnen ginge es um Arbeits- 
plätze und nicht um Ideologie - ,,eine 
Flagge könne man nicht essen". Wie 
sich diese Aussagen der ,,Neuen Mit- 
te" mit einer sozialistischen Zukunfts- 
vision vereinbaren lassen, ist uns nicht 
ersichtlich. 

Problematisch auch teilweise das 
Verhältnis zwischen Nationalismus 
und Internationalismus bei einzelnen 
Delegationen. Dass die ,,Fatah-Ju- 
gend" aus Palästina über einen nicht 
unerheblichen Nationalstolz verfügte, 
war klar und aus der Geschichte ohne 
weiteres erklärbar. Bemerkenswert 
war das augenscheinlich gute Ver- 
hältnis zur israelischen Delegation. 
Schwieriger die Situation in den ehe- 
mals von Russland dominierten Teilre- 
publiken der Ex-UdSSR. Dort gibt es 
unter den sozialdemokratischen Or- 
ganisationen die Tendenz, Diskrimi- 
nierungen der alten russischen Elite 
mit neuer Ausgrenzung der heutigen 
russischen Minderheit zu begegnen. 

Deutlich mehr Möglichkeiten, sich 
selbst in den Diskussionsprozess ein- 
zubinden, gab es dagegen bei den 
Seminaren. Die Themenpalette reich- 
te von der EU-Osterweiterung über 
internationale Handelsbeziehungen, 
die grenzüberschreitende Zusam- 
menarbeit der Gewerkschaften, die 
Demokratisierungsprozess in Afrika 
und in Osteuropa, bis hin zu Fragen 
der Wahlkampf- und Kampagnenge- 
staltung. Durch die geringere Refe- 
rentenzahl kam auch ein viel intensi- 
verer Dialog zwischen Publikum und 
Podium zustande. 

schen der Möglichkeit, Informationen 
universell und praktisch kostenlos zur 
Verfügung zu stellen einerseits, und der 
Einschränkung dieser Möglichkeit und 
damit der Entwicklung des gesellschaftli- 
chen Reichtums sowie der Aneignung 

I 
I 

Eine rechte Verschwomng hinter „linken" 
An~ch lagen? Die  ,,Roten Brigaden" als deren 
Werkzeug? 

erheblicher Teile des gesellschaftlich pro- 
duzierten Reichtums durch die Monopo- 
lisierung intellektueller Eigentumsrechte 
andererseits. Die daraus resultierenden 

Anspruchsvolles Programm 
Neben vielen Seminarangeboten und 
vier Konferenzen zu den Schwer- 
punkten des Festivals ,,Equality", ,,La- 
bor", ,,DemocracyJ' und „The Future 
of Socialism", war viel Platz für neue 
Kontakte, Kulturen und die Erkun- 
dung der schwedischen Umgebung. 
Zum Thema ,,Equality" diskutierten 
u.a. die Friedensnobelpreisträgerin 
von 1992, Rigoberta Menchu aus 
Guatemala, und Nora Cortinas von 
den ,,Madres de la Plaza de Mayor' 
zu Fragen vor allem der Gleichstel- 
lung zwischen Mann und Frau. Die 
kontroverseste Konferenz fand am 
dritten Festivaltag statt. Hauptredner 
war der Generalsekretär der Welt- 
handelsorganisation WTO, Mike 
Moore. Hier offenbarte sich einmal 
mehr das Dilemma dieser Konferen- 
zen: Bei im Schnitt etwa sechs Podi- 
umsteilnehmern dauerte es etwa 1 
314 Stunden, ehe alle Redner mit ih- 
ren Eröffnungsstatements durch 
wahren. Für Fragen aus dem Publi- 
kum blieben da noch gerade mal 15 
Minuten Zeit. Am Tag vier wurde un- 
ter der Überschrift ,,Demokratie" dis- 
kutiert. Thabo Mbeki, Präsident Süd- 
afrikas, lieferte eine inhaltlich sehr in- 
teressante Rede ab und auch die an- 
deren Diskutanlnnen, darunter die 
mexikanische PRD-Vorsitzende Ame- 
lia Garcia, gaben aufschlussreiche In- 
puts. Am folgenden Tag wurde die 
Zukunft des Sozialismus erörtert. 
Hauptredner war der SPÖ-vorsitzen- 
de Alfred Gusenbauer, vor ein paar 
Jahren noch IUSY-Vice-President. 

Viele Teilnehmerinnen und Teil- 
nehmer bemängelten die ,,Ergebnis- 
losigkeit", bzw. die wenig konkreten 
Diskussionen. Diese Form scheint, wie 
einiges andere mehr, der großen 
Spannweite an Positionen einzelner 
IUSY Mitgliedsorganisationen ge- 
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lnformationsnutzer als auch der intellek- 
tuell Arbeitenden sowie der Entwick- 
lungsländer, deren Abstand hier noch 
viel größer und unaufholbarer ist als in 

Insgesamt bleibt 
fraglich, was die 
Arbeit der IUSY zur 
Formierung einer 
internationalen 
sozialistischen 
Jugendbewegung 
beitragen kann. 

allen anderen Bereichen, auf der ande- 
ren. Seite, kann eine zentrale Triebkraft 
zukünftiger Auseinandersetzungen sein. 

Bisher erfüllt der lnformationskapita- 
lismus seine ,,historische Mission", zum 
Zwecke der Aneignung von Informati- 
onsrenten in gewaltigem Tempo die in- 
formationstechnische Erschließung und 
Durchdringung der Welt voranzutrei- 
ben. Die Kehrseite dieser Entwicklung ist 

Farbentragend und schlagend, völkisch und 
reaktionär, männerbündlerisch und  elitär - 

die fortschreitende Privatisierung und 
Kapitalisierung der Medienwirtschaft 
und -infrastruktur bis hin zum Bildungs- 

Geschichte einer urdeutschen Organisation. 

ilter Grab 

wei SI 
2--- n 

eiten 
, U - J  -2 

Wesen sowie Polarisierung der Einkom- 
men und Vermögen. Auf die Dauer ist 
dieser Privatisierungs- und Polarisie- 
rungsprozess aus der Perspektive der Ge- 
sellschaften bzw. ihrer überwiegenden 
Mehrheit kontraproduktiv und sozial zer- 
störerisch, führt zur Einschränkung von 
Entwicklungsmöglichkeiten, kultureller 
Vielfalt und Demokratie. 

Demokratische Revolution 2 E 
und Judenernanzipatioi W N D  
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MAGAZIN THEORIE & STRATEGIE 

Wie aber gerade der Ansturm auf In- 
noregio gezeigt hat, kann und muss 
dieser Ansatz umfassender ausgebaut 
werden (z. B. im Sinne des japani- 
schen Technopolis-Konzepts). 

neue Produkte kostet in einigen Bran- 
chen weit mehr als ihre Entwicklung 
und selbst ihre Produktion! An eine 
Liefertradition kann Ostdeutschland 
jedoch kaum noch anknüpfen. 

Eine öffentliche Förderung speziell 
des Exports ist daher nicht nur gerecht- 
fertigt, sondern sogar geboten. Über 
die bisherigen Maßnahmen hinaus 
gibt es dazu folgende Ansatzpunkte: 
1 .  Umorientierung der Beschaf- 
fungspolitikvon Bund und alten Bun- 
desländern. Bisher vergeben die west- 
deutschen Länder und Kommunen 
nur ein Prozent ihres Auftragsvolu- 
mens nach Ostdeutschland. 

2. Stärkere Förderung von Marke- 
ting, Marktforschung und Beratung 
im Auslandsgeschäft 
3. Obwohl die traditionell engen 
Außenhandelsbeziehungen Ost- 
deutschlands zu Mittel-Ost-Europa 
weitgehend abgebrochen wurden, 
ist ihr Anteil am Gesamtexport Ost- 
deutschlands mit mehr als 20 % im- 
mer noch höher als der entsprechen- 
de Anteil am westdeutschen Ge- 
samtexport (unter 10 %). Daher soll- 
te die politisch-strategische Unter- 
stützung des ostdeutschen Exports 
vorrangig auf Mittel-Ost-Europa ori- 
entieren. 

SPW 

Das Leitbild darf 
nicht mehr das 

Einholen, die 
Angleichung an 

Westdeutschland 
sein, sondern die 

eigenständige 
Partnerschaft und 

Ergänzung. 

Ein Interview mit dem Juso-Bundesvorsitzenden 
Benjamin Mikfeld 3.5 Förderung des Marktzugangs 

statt Marktgläubigkeit 
Alle Fortschritte in der Produktion 
nützen nichts, wenn die Produkte kei- 
nen Absatz finden. Selbst wenn wir 
uns einmal vorstellen, die Schwächen 
der ostdeutschen Industrie seien 
durchweg behoben, so blieben die 
Absatzschwierigkeiten immer noch 
bestehen. Denn das Marketing für 
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lichkeiten. Sie ist ein erster Schritt, 
weitere müssen folgen. 

spw: Als wir 1996 die damalige 
Juso-Vorsitzende Andrea Nahles inter- 
viewten, war sie voller Optimismus 
über die Möglichkeiten der Jusos, 
wieder eine bedeutendere Rolle in der 
SPD einzunehmen. Der Kölner Ju- 
gendparteitag im November 1996 
und die Debatte um die Ausbildungs- 
finanzierung schien ihr ja auch in der 
Folgezeit zunächst recht zu geben. 
Auf diesen politischen Frühling ist 
aber sehr rasch Ernüchterung einge- 
kehrt. 

Mikfeld: Maßgebliche Bedingun- 
gen haben sich seit 1996 geändert. 
Erstens regiert die SPD im Bund und 
damit vollzieht sich in der Partei eine 
Schließung des demokratischen 
Raums. Zweitens haben wir einen 
neuen Parteivorsitzenden, der eher 
wenig Wert auf Nähe zu den Jusos 
legt. 

Wir haben damals als Verband ge- 
meinsam am konkreten Thema der 
Ausbildungskrise mit der Umlagefi- 
nanzierung eine plausible politische 
Lösung gesellschaftlich bekannt ge- 
macht und uns innerparteilich durch- 
gesetzt. Das war auch wichtig für die 
Binnenidentifikation. Ich selbst habe 
dieses Vorgehen damals für vollkom- 
men richtig erachtet. 

Heute ist der Verband durch zwei 
Jahre Rot-grün und die Ignoranz ge- 
genüber Beschlüssen und Wahlver- 
sprechen desillusioniert und frustriert 
worden. Vielleicht haben wir mit der 
Formulierung vom Politikwechsel zu 
hohe Erwartungen aufgebaut. Die 
Kehrseite der starken Orientierung auf 
einzelne politische Instrumente war, 
dass einer jungen Juso-Generation 
quasi eine bipolare Weltordnung pro 
oder contra Ausbildungsumlage ver- 
mittelt wurde. Die Auseinanderset- 
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Soziale Republik Europa kommt SRE, das ja kurz vor der SI-Tagung im 
letzten Jahr entstand, eine bedeuten- 
de Rolle. Die Diskussionen in der SRE 
kreisen vor allem um die Frage, mit 
welcher Strategie die Vorherrschaft 
neoliberaler Politikkonzepte in Orga- 
nisationen wie der W O  und dem 
IWF am wirkungsvollsten gebrochen 
werden kann, ob diese Institutionen 
in sich reformierbar sind oder ob sie 
nur durch Unterordnung unter die 
UNO bzw. ihre Unterorganisationen 
kontrolliert werden können. 

Dritter Schwerpunkt ist die Har- 
monisierung der Steuer- und Sozialsy- 
steme in der EU. Weitgehende Einig- 
keit besteht hier bereits über die Not- 
wendigkeit von Mindeststeuersätzen 
und kompatiblen Gewinnermitt- 
lungsvorschriften im Bereich der Un- 
ternehmensbesteuerung. Einigen Dis- 
kussionsbedarf gibt es dagegen noch 
im Zusammenhang mit einer europa- 
weiten Öko- teuer. 

Mit Blick auf die recht unter- 
schiedlichen nationalstaatlichen Tra- 
ditionen durchaus überraschend ist, 
dass zu arbeits- und tarifrechtlichen 
Fragen bereits weitgehende Überein- 
stimmung dahingehend erzielt wer- 
den konnte, dass kollektiwertragliche 
Lösungen angestrebt werden sollen, 
wobei gesetzliche Regelungen dafür 
sorgen müssen, dass die Arbeitneh- 
merlnnen und ihre Vertretungen eine 
starke Position erhalten. 

Spätestens zum EU-Gipfel Anfang 
Dezember in Nizza sollen in diesen 
Bereichen veröffentlichungsreife ge- 
meinsame Positionen erarbeitet wer- 
den, mit denen Alternativen zur der- 
zeit vorherrschenden politischen Inte- 
gration Europas auf der Basis von Mi- 
nimalkonsensen aufgezeigt werden 
können. SPW 

spw: Ende letzten Jahres hast Du mit nachvollziehbaren Gründen längst 
der Bundesgeschäftsführerin Jessika verloren. Die individuelle Platzierung 
Wischmeier und der stellvertretenden auf dem Markt der Möglichkeiten ist 

jetzt in Schwung Bundesvorsitzenden Bettina Kohl- oft der einzige Ausweg. Die Linke 
rausch eine umfangreiche Diagnose steckt im Hinblick auf den Generatio- 
des gesellschaftlichen Umfeldes jung- nenumbruch daher sowohl in der 

Von Burkhard Winsemann sozialistischer Strategie vorgenom- Modernitäts- als auch in der Vertrau- 
men. enskrise. 

Mikfeld: Wir haben die Frage auf- spw: Mit  diesen Problemen ste- 
geworfen, ob wir Jusos noch über die hen die Jusos aber nicht allein. 

Am Rande der mit 550 Teilnehmerln- 
nen überaus motivierenden Sommer- 
universität der Gauche Socialiste in 
Nantes fand am 1. September eine 
Vorstandssitzung des Vereins Soziale 
Republik Europa, der im letzten Jahr 
gegründeten Organisation der sozial- 
demokratischen und sozialistischen 
Linken in  Europa, statt. 

Die inhaltlichen Diskussionen kon- 
zentrieren sich auf drei Bereiche in 
denen noch in diesem Jahr Positions- 
papiere verabschiedet werden sollen, 
die die bereits im Gründungsmanifest 
angelegten Positionen konkretisieren 
sollen. 

Der grundlegenden Forderung 
nach einer sozialen Republik Europa 
entsprechend wird eine nur auf das 
im Zusammenhang mit der Erweite- 
rung Nötigste beschränkte Reform 
der EU-Institutionen abgelehnt, weil 
sie den weiteren lntegrationsprozess 
praktisch zum Stillstand bringen wür- 
de. Der von Bundesaußenminister 
Joschka Fischer angestoßenen Debat- 
te über einen europäischen Bundes- 
staat, einen stärker integrierten Kern 
der EU steht die SRE deshalb positiv 
gegenüber. Die Verabschiedung einer 
Verfassung soll es ermöglichen, politi- 
sche Kontrolle über die ökonomische 
Integration zurückzugewinnen und 
mehr Transparenz und Demokratie zu 
schaffen. Die Verfassung soll jedoch 
nicht Motor einer weiteren Zentrali- 
sierung werden, sondern durch klare 
Kompetenzzuweisungen an die ein- 
zelnen Ebenen dezentrale Regelungs- 
möglichkeiten sichern. 

Die Globalisierung und die Rolle 
der EU bei der Entwicklung einer ge- 
rechten Weltwirtschaftsordnung spie- 
len bereits im Gründungsmanifest der 

richtigen Konzepte verfügen, um un- Mikfeld: Richtig, alle politischen 
sere eigene Generation für linke Poli- Lager kämpfen gegenwärtig um die 
tik zu gewinnen. Jugendliche und junge Generation. Unsere eindeuti- 

Ich formuliere 
weiterhin den 
ernsthaften An- 
spruch, die Jusos zu 
einer modernen und 
linken Jugendorgani- 
sation weiterzuent- 
wickeln. 

junge Erwachsene wachsen heute in gen politischen Gegner sind der Neo- 
einen entgrenzten Kapitalismus hin- liberalismus und der modernisierte 
ein, in dem für sie viele alte Gewißhei- Rechtskonservatismus a la Roland 
ten ihre Gültigkeit verloren haben. 
Mehr als älteren Generationen ist Ju- 
gendlichen klar, dass eine neue Epo- 
che des Kapitalismus angebrochen 
hat. Für viele ist Aktienzockerei oder 
auch die Realisierung einer Geschäfts- 
idee eine konkretere Utopie als der 
sozial-ökologische Umbau oder die 
Re-Regulierung der Weltwirtschaft. 
Dies bedeutet keineswegs, dass Zu- 

Koch, vielleicht sogar ein erstarkender 
Rechtspopulismus. Als größten ideo- 
logischen Konkurrenten sehe ich aus 
Sicht einer neuen jungen Linken vor 
allem den neuen Sozialliberalismus a 
la Bury, Gabriel & Co. Entschieden ist 
noch nichts. Wir müssen selbstbe- 
wußt genug sein um zu sagen, dass 
wir die besseren Entwürfe für die Zu- 
kunft einer neuen Gesellschaft haben. 

achdem die Arbeit des Vor- 
stands bisher durch Unklar- 
heiten über praktikable und 

effektive Arbeitsweisen noch etwas 
schleppend verlaufen war, nimmt das 
Projekt jetzt Fahrt auf. Das gilt sowohl 
für den inhaltlich-programmatischen 
Bereich als auch für die Ausweitung 
der Kontakte zu bislang noch nicht 
beteiligten Parteien bzw. den darin 
aktiven linken Gruppierungen. Hier 
zeigt sich, dass die Kontakte nach 
Spanien und Italien noch recht zart 
sind und intensiver Pflege bedürfen. 
Auf der anderen Seite werden zur Zeit 
weitere Kontakte entwickelt, so nach 
Österreich und in (Noch-)Nicht-EU- 
Staaten wie die Schweiz und die 
Tschechische Republik. 

Die Diskussionen 
kreisen um die 

Frage, mit welcher 
Strategie die 

Vorherrschaft 
neoliberaler Politik- 

konzepte gebrochen 
werden kann, 

kunftsfragen nicht mehr gestellt wer- Und wir müssen den Mut haben, die- 
den. Aber Gesellschaftkritik artikuliert se nicht dogmatisch zu verkünden, 
sich oft diffus und fragmentiert. Was sondern im offenen Diskurs weiterzu- 
fehlt sind neue Politikformen und 
neue am individuellen Bewußtsein 
ansetzende Deutungsmuster der Lin- 
ken im flexiblen Kapitalismus. Kaum 
ein 2Ojähriger hat mehr die Erfahrung 
von kollektivem Engagement. Die jun- 
gen Meinungsmacherlnnen finden 
sich heute weniger in den Interessen- 
Vertretungen und Jugendverbänden, 
sondern kommunikativen Schaltzen- 
tralen der Agenturen und Redaktio- 
nen. Zwar machen viele Jugendliche 
erhebliche Unsicherheits- und Aus- 
grenzungserfahrungen. Das Vertrau- 
en in die Gestaltungskompetenz der 
politischen Klasse haben sie aber aus 

entwickeln. 

Realismus, Reformperspektive 
und Konfl ikt fähigkeit  
Unsere aktuelle Kampagne trägt da- 
her den Titel ,,Neue Zeiten denken". 
Im Kern geht es darum, neue Politik- 
formen zu erproben und die Ausein- 
andersetzung mit der Frage ,,Wie 
wollen wir als junge Generation in 
Zukunft arbeiten, wirtschaften und le- 
ben?" als kreativen und offenen Pro- 
zeß zu organisieren. Die Kampagne 
wird von vielen Gliederungen ange- 
nommen und um eigene Ideen er- 
gänzt. Sie ist kein fertiges Konzept 

Benjamin Mikfeld, studiert Sozialwissenschaften an der Ruhr-Universität 
Bochum und ist seit Frühjahr 1999 Bundesvorsitzender der Jusos, seit 1995 

gewähltes Mitglied im SPD-Parteivorstand, er lebt in Bochum. 
Das Interview führte Reinhold Rünker: 

Burkhard Winsemann arbeitet als wissenschafttlicher Mitarbeiter im 
Deutschen Bundestag und lebt in Berlin. 

8 spw. Zeitschrift für Sozialistische Politik und Wirtschaft. Heft 1 1  5. 2000 



Warum unterschei- 
den wi r  uns am 
Beginn des 2 7.  

Jahrhunderts in 
manchen Fragen 

gelegentlich kaum 
noch von der SPD- 
Rechten der 70er? 

zung mit gesellschaftlicher Komplexi- 
tät und tiefgreifenden Umbrüchen ist 
dabei leider in den Hintergrund getre- 
ten. Nach Ansicht vieler auch kriti- 
scher Jugendlicher haben wir es uns 
zu einfach gemacht. 

spw: Heißt das jetzt, dass Ihr stär- 
ker auf Konfrontation zur Regierung 
gehen wollt? 

Mikfeld: Das wäre zu einfach. Wir 
müssen vielmehr tagespolitischen 
Realismus, mittelfristige Reformper- 
spektiven und politische Konfliktfä- 
higkeit zusammendenken. Die Jusos 
sind keine kollektive Großmacht in 
der SPD. Sie waren es auch in den 
letzten Jahren nicht. Das wissen alle, 
also macht es auch keinen Sinn zu 
bluffen. Wir können unsere Potenzia- 
le ausschöpfen, wenn wir erstens in 
relevanten Zukunftsfragen intelligen- 
te Lösungen über einzelne Instrumen- 
te hinaus vorausdenken und es uns 
gelingt, Zustimmung in unserer eige- 
nen Generation dafür zu mobilisieren. 
Die anlaufende Bildungsdebatte wird 
hier von zentraler Bedeutung sein. 
Zweitens müssen wir die Spielräume 
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nutzen, die sich uns trotz struktureller 
Schwächungen bieten. Ähnlich wie 
Franz Müntefering Mitte der 90er den 
Jugendparteitag durchgesetzt hat, 
bietet die aktuell von ihm in Koopera- 
tion mit uns die Wege geleitete Ju- 
gendinitiative der SPD eine Arena, die 
wir Jusos für uns nutzen müssen. So 
wird z.B. der Parteitag 2001 einen bil- 
dungs- und jugendpolitischen 
Schwerpunkt haben. Die Chancen 
nutzen bedeutet auch, den anstehen- 
den Generationenwechsel in der SPD 
als machtpolitische Frage zu begrei- 
fen und als neue linke Generation Po- 
sitionen zu besetzen. 

spw: Nun geht Dir der Ruf voran, 
die Jusos so entschlossen reformieren 
zu wollen, dass manche dabei nicht 
Schritt halten können.. 

Mikfeld: Ich formuliere weiterhin 
den ernsthaften Anspruch, die Jusos 
zu einer modernen und linken Ju- 
gendorganisation weiterzuentwik- 
keln. Wer darin einen Gegensatz sieht 
und eine Kultur des Stillstands pre- 
digt, denkt und handelt nicht nur 
vollkommen unhistorisch. Er oder sie 
macht es den sich in manchen Regio- 
nen tummelnden Grüppchen von 
stramm regierungstreuen jungen So- 
zialliberalen verdammt leicht, eine 
Bedeutung zu gewinnen, die ihnen 
eigentlich nicht zusteht. 

Wir erleben ja nun wirklich nicht 
erst seit heute eine voranschreitende 
Erosion der Substanz des Juso-Ver- 
bandes. Viele Jahre hat dies auf Bun- 
desebene der Partei kaum jemand in- 
teressiert. Jetzt aber sind die Probleme 
so offensichtlich, dass auf die Jusos 
auf allen Ebenen ein stärkerer Druck 
ausgeübt wird. Wir haben massive 
Mobilisierungsdefizite bei den Jung- 
wählerlnnen und die Mitgliederstruk- 
tur zeigt, dass wir mehr Besitzer des 
roten Parteibuches über 80 als unter 
25 Jahren haben. Nun sind daran kei- 
neswegs die Jusos alleine Schuld. Und 
schon gar nicht lassen wir uns die Rol- 
le des Sündenbocks zuschieben. Aber 
das strategische Ziel, politische Mei- 
nungsführerschaft in unserer eigenen 
Generation zu erlangen, will ich aus 
Sicht der Jusos ausdrücklich formulie- 
ren. Hier müssen wir zuerst mal unse- 
re Strukturen überprüfen. Sind wir 
noch in den entscheidenden Debatten 
präsent? Können wir überhaupt noch 
Themen setzen? Entspricht die Art 
und Weise wie wir Politik machen, 
noch den Ansprüchen von Jugendli- 
chen und jungen Erwachsenen im 
Jahr 2000? Auch wer Kritik formulie- 
ren und Druck entfalten will, braucht 
gesellschaftliche Zustimmung. 

THEORIE & STRATEGIE 

Meines Erachtens wird die Frage, 
ob die Jusos sich einen politisch-kul- 
turellen Erneuerungschub zutrauen 
über ihre Existenz als linke Jugendor- 
ganisation entscheiden. Viel Zeit 
bleibt dafür nicht. Womöglich wird 
ein weiterer Generationenwechsel in 
verantwortlichen Positionen erforder- 
lich sein, um alte Irrationalitäten und 
Sandkastenspiele zu überwinden. 

Zeitgemäße Kapitalismuskritik 
spw: Verstehe ich Dich richtig, dass es 
Euch im Kern darum geht, soetwas 
wie eine neue politische Generation 
gerade auch in Abgrenzung zu der 
heute dominierenden ,,68er-Generati- 
on" zu formieren? 

Mikfeld: Der Impuls von 1968 ist 
doch seit Anfang der 8Oer nur noch 
ein sanftes Zucken. Und die meisten 
so genannten 68er haben sich in sich 
in Nostalgiker und Opportunisten 
aufgespalten. Zukunftsfähig ist das 
für die Linke nicht. Inwieweit die 
Quellen linker Formierung, die alten 
und neuen sozialen Bewegungen der 
ersten vier Nachkriegsjahrzehnte 
noch taugen, bleibt abzuwarten. In 
unserer eigenen Generation ist der 
Bezug auf die alte Arbeiterbewegung 
denkbar gering. Auch das linksalter- 
native Milieu hat sich post-moderni- 
siert. Es ist an Schulen und Hochschu- 
len verschwindend gering. Dieser Kul- 
turbruch mit der alten Linken ist real. 
Daher helfen alte Beschwörungsfor- 
meln auch nicht weiter. 

spw: In der aktuellen Juso-Diskus- 
sion finden sich neuerdings Schlag- 
worte wie ,,Abschied vom Massenver- 
band", ,,Chancenprogramm" und 
,,GenerationengerechtigkeitJ'. Sind 
die klassischen Diskussionsthemen 
der Jusos aus den 70er und 80er Jah- 
re - z. B. die Staatsfrage, Krisenanaly- 
se des Kapitalismus, antikapitalisti- 
sche Strukturreform, Doppelstrategie 
und antimonopolistisches Bündnis - 
out? 

Mikfeld: Kapitalismuskritik auf 
der einen und Selbstkritik und Er- 
neuerung müssen ja nicht in Wider- 
spruch zueinander stehen. Im Gegen- 
teil. Ich bin vor kurzem auf einen nun 
in Deutschland veröffentlichten Text 
von Stuart Hall aus dem Jahr 1989 
gestoßen. Darin stellt er die damals 
für die britische Linke entscheidende 
Frage: sind die Neuen Zeiten das Pro- 
dukt der Thatcher-Revolution oder ist 
der Thatcherism viel mehr der Ver- 
such, eine politische Antwort auf 
weitaus tieferliegende ökonomische 
und gesellschaftliche ~ m b r ü c h e  ZU 

formulieren. Genau vor dieser strate- 
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durch Vergabe von Anteilsrechten er- 
folgen. 

Da sich jedoch die neoliberale 
Ideologie durchsetzte, ist genau das 
eingetreten, was die Opposition be- 
fürchtet hatte: Die Privatisierung hat 
nicht nur zur Verschleuderung des 
~roduktivkapitals geführt, sie hat dem 
öffentlichen Sektor sogar soviel geko- 
stet, dass dafür eine ordentliche Sa- 
nierung möglich gewesen wäre. 
Zweitens sind die Ostdeutschen nicht 
nur weitgehend vom Produktivkapital 
ausgeschlossen worden. Es hat dar- 
über hinaus auch die erhoffte Offensi- 
ve westlicher Investoren nicht (oder 
höchstens 1994 - 1996) stattgefun- 
den. 

Mit der Industrie wurde auch de- 
ren Forschung und Entwicklung pri- 
vatisiert bzw. abgewickelt. Der Rück- 
zug des Staats bedeutete in diesem 
Fall aber die sträfliche Ver- 
nachlässigung einer seiner originären 
Aufgaben! Denn FuE sind zwar privat 
verwertbar, darüber hinaus aber auch 
ein öffentliches Gut für das der Staat 
die Verantwortung trägt. 

Der ganz überwiegende Teil des 
Treuhandvermögens ging in westliche 
Hände. Hinzu kamen die Rückgabere- 
gelung für Alteigentümer in West- 
deutschland und die Gewinne aus 
dem Konjunkturprogramm für die 
westdeutsche Wirtschaft. Nimmt 
man das alles zusammen, so erweist 
sich der sogenannte Aufbau Ost als 
„das größte Bereicherungsprogramm 
für Westdeutsche, das es je gegeben 
hat." (H. Voscherau) Damit schließt 
sich der Teufelskreis, in dem sich die 
deutsche Einheit ökonomisch be- 
wegt. Denn dem Einkommenstrans- 
fer von West nach Ost, der die Gemü- 
ter immer wieder beschäftigt und der 
den Aufschwung Ost tatsächlich in 
gewissem Sinne behindert, liegt ein 
Vermögenstransfer von Ost nach 
West zugrunde, der die Gemüter 
zwar kaum beschäftigt, aber jenen 
erst notwendig und möglich macht! 

eine zweite lnvestitionsoffensive Ost 
und zumal für die Ansiedlung von 
Großunternehmen. 

3.2 Alternative statt nachahmende 
Entwicklung 
Erst wenn wir in Deutschland die wirt- 
schaftliche Entwicklung auf diese 
Weise nicht sich selbst überlassen, 
sondern politisch gestalten wollen, 
stellt sich die an sich naheliegende 
Frage, ob der Osten die westdeutsche 
Wirtschaft eigentlich kopieren oder 
nicht vielmehr einen komplementären 
Entwicklungsweg einschlagen sollte. 
Wir sollten aus der Not sozusagen 
eine Tugend machen und z. B. viel 
entschiedener auf ökologische 
Modernisierung setzen. Das Leitbild 
für die ostdeutsche Wirtschaft darf je- 
denfalls nicht mehr das Einholen, die 
Angleichung an Westdeutschland 
sein. Das Leitbild muss die eigenstän- 
dige Partnerschaft und Ergänzung 
sein. Nur so kommt Ostdeutschland 
aus seiner Rolle als Filialökonomie her- 
aus. 

3.3 Vermögenspolitische Aktivie- 
rung statt Transferleistungen für 
den Konsum 
Am effizientesten wäre es, wenn die 
Politik sozusagen gleich zwei Fliegen 
mit einer Klappe schlagen und sich 
auf die Stärkung der Eigenkapitalba- 
sis der Unternehmen und auf die 
Weckung der Initiative, Aktivität und 
Kreativität der Menschen zugleich 
konzentrieren würde. Soll diesen Kri- 
terien zusammengenommen ent- 
sprochen werden, so folgt: 

Arbeitgeber und Gewerkschaften 
sollten sich in Ostdeutschland zusam- 
mentun und der alten Forderung 
nach einer Beteiligung der Arbeitneh- 
mer am Produktivvermögen endlich 
zum Durchbruch verhelfen; 

Mit  der Beteiligung am Produktiv- 
vermögen erhalten die Beschäftigten 
zugleich die Möglichkeit einer ergän- 
zenden Altersversorgung; 

Einzelbetriebliche Arbeitnehmer- 
beteiligungen werden durch staatli- 
che Bürgschaften abgesichert (wie es 
in einzelnen Bundesländern schon - 
unzulänglich - geschieht); 

Überbetriebliche Arbeitnehmer- 
beteiligungen werden von Landes- 
fonds verwaltet und zur Entwicklung 
des jeweiligen Landes gewinnbrin- 
gend angelegt; 

Die Arbeitnehmer erhalten für den 
Teil ihres Einkommenszuwachses, den Der Aufbau Ost 
sie in das Betriebskapital bzw. einen erweist sich als ,,das 
regionalen Fonds einbringen, einen größte Bereiche- 
staatlichen Zuschuß in relevanter rungsprogramm für 
Höhe; Westdeutsche, das 

Die öffentliche Förderung privater esje gegeben hat." 
Investitionen wird an die Bedingung (H. Voscherau) 
geknüpft, dass die Arbeitgeber die Ar- 
beitnehmer am Erfolg des Unterneh- 
mens beteiligen; 

3.4 Förderung von Netzwerken 
statt von ,,Einzelkämpfern " 
Die ökonomische Forschung hat seit 
den 80er Jahren neben Markt und 
innerbetrieblicher Organisation die 
Bedeutung von Kooperationsbezie- 
hungen der Unternehmen unterein- 
ander und mit öffentlichen Institutio- 
nen als dritte Säule einer lebendigen 
Wirtschaft herausgearbeitet. Der Er- 
folg einer Wirtschaft beruht nicht nur 
auf dem Wettbewerb von Einzel- 
kämpfern, sondern auch auf diesen 
gewachsenen Netzwerken (Synergie- 
effekte). Diese Kooperationsbezie- 
hungen sind in Ostdeutschland im- 
mer noch unterentwickelt. 

Die neuen Förderprogramme des 
Bundes wie ,,lnnonet" und zumal ,,In- 
noregio" sind eine wichtige Hilfe bei 
der Bewältigung dieser Probleme. 

3. Forderungen 

3.7 lndustriepolitische Offensive 
statt neoliberalem Rückzug des 
Staates 
Mit der Treuhandprivatisierung wurde 
der neoliberale Rückzug des Staates 
aus der Wirtschaft ins Extrem getrie- 
ben, und im Extrem führt er offenbar 
nicht zur Belebung, sondern zur Zer- 
störung der Wirtschaft. Die Lehre aus 
diesem Privatisierungsprozess ist da- 
her eine Rückkehr zur Industriepolitik. 
Sie muss massive Anreize geben für 

Foto: Christ ian Kiel (Berlin) 
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Aufschwung Ost? sie aber nicht zuerst eines für Ost- Erstens in den hinlänglich bekann- 
ten Schwächen der zentralistischen 

gisch entscheidenden Frage sehe ich 
die deutsche Linke gegenwärtig im 
Hinblick auf die Auseinandersetzung 
mit dem neuen Sozialliberalismus 
Schröders. Nehmen wir für uns in An- 
spruch, eine linke Konzeption als Ant- 
wort auf die Neuen Zeiten zu entwik- 
keln oder erklären wir alles Neue per 
se mit dem analytischen General- 
schlüssel von der Hegemonie des 
Neoliberalismus. Die marxistische Ka- 
pitalismuskritik existiert doch vielfach 
nur noch entstellt in Form eines Vul- 
gärkeynesiasmus. Wir bräuchten -ins 
Unreine gesprochen - so etwas wie 
die Synthese aus einer politischen 
Ökonomie der new economy plus Re- 
qulationstheorie plus einer materiali- 

Zweitens entgrenzt diese Entwick- 
lung die Arbeitsverhältnisse, wie wir sie 
mal kannten. Die Grenzen zwischen 
lohnabhängiger und selbstständiger 
Arbeit werden flüssiger. Damit ent- 
steht nicht das Reich der Freien und 
Flexiblen. Für viele bedeutet es es neue 
Risiken. Aber es gibt auch keine Rück- 
fahrkarte in dieZeit, in der Papa tagaus 
tagein mit Henkelmann durchs Tor 9 
spaziert. Heute vergessen manche, 
dass die gesellschaftlich-reale Kehrseite 
des geschützten Normalarbeitsverhält- 
nisses das Leitbild vom männlichen Fa- 
milienernährer war. 

Dies wiederum wirkt sich drittens 
auf die Lebensführung aus. Die Anfor- 
derunqen, Arbeit und Privatleben un- 

deutschland! 
Gewiss hat die ostdeutsche 

Marktwirtschaft als solche auch Fort- 
Planwirtschaft, die nur durch die Ab- Bemerkungen nach 10 Jahren deutscher Einheit 
schottung gegenüber dem Weltmarkt 
versteckt bleiben konnten, aber nun, schritte gemacht. So ist das BIP pro 

Einwohner bis 1996 auf 56,8 O/O des 
westdeutschen Niveaus angestiegen, 
die Arbeitsproduktivität bis 1997 auf 
60,4 % und das Bruttoeinkommen 
der abhängig Beschäftigten bis 1996 
auf 74,4 % der Werte in den alten 

von Dr. Edelbert Richter in der unmittelbaren Konfrontation 
mit ihm, natürlich offenbar werden 
mussten. Es ist jedoch ein billiger 
ideologischer Trick, diese Schwächen 
als die Hauptursache oder gar die ein- 
zige Ursache des Zusammenbruchs 
hinzustellen. Denn die DDR war we- 

1. Gegenwärtige Stagnation 
Bundesländern angewachsen. Aber 
seitdem stagnieren alle diese Größen 
und bleiben die Wachstumsraten hin- D er wirtschaftliche Fortschritt, 

den Ostdeutschland in den 
zehn Jahren seit der Wie- 

dervereinigung erlebt hat, kann am 
besten abgelesen werden an der Brei- 

der ,,bankrott3' noch war das 
Produktivkapital, das sie hinterließ, 
,,alles Schrott". Zudem zeigt der Ver- ter denen Westdeutschlands zurück! 

Von einem Aufholen kann demnach 
keine Rede mehr sein. 

gleich mit anderen, ähnlich entwi- 
ckelten Ländern des ehemaligen Ost- 
blocks (Tschechien, Ungarn, Polen), 
dass es in keinem von ihnen zu einer 

te und Qualität des Warenangebots 
und an der stark verbesserten Infra- 
struktur (Telekom, Straßen, Stadter- 

Dagegen verweist man nun seit 
1998 gern auf das außerordentliche 
Wachstum speziell der Industrie und 
des Exports. In der Tat lag die Zu- 

stischen Milieu- und Lebensweisefor- 
schung plus Gramsci. 

Dies hat dann auch Konsequen- 
zen für die von dir thematisierte 
Agenda der Jusos. Den Anspruch, 
emanzipatorische Antworten auf die 
Inividualisierung, die Pluralisierung 
von Lebensstilen, die Technikentwick- 
lung, die Zukunft von Bildung usw. zu 
formulieren, vermisse ich bei Teilen 
der Linken. Zumindest aber eine neue 
Generation muß diese Themen wie- 
der aufgreifen. Genau das ist die Auf- 
gabe der Jusos. 

spw: Vor einiger Zeit hast Du zu- 
sammen mit Thomas Westphal in ei- 
nen spw-Artikel geschrieben: ,,Der 
entfesselte Kapitalismus verdampft 
alle Traditionen, die sowohl den Kon- 
servativen als auch der klassisch refor- 
mistischen Sozialdemokratie heilig 
sind" (spw 2/99, S. 22-27). 

Mikfeld: Dabei handelt es sich ja 
um eine Anspielung auf eine Passage 
im Kommunistischen Manifest. Man 
kann den entsprechenden Satz auch 
noch vervollständigen: „... und die 
Menschen sind endlich gezwungen, 
ihre Lebensstellung, ihre gegenseiti- 
gen Beziehungen mit nüchternen Au- 
gen anzusehen." 

Genau das passiert ja heute. Ent- 
kleidet man die neue Realität mal ih- 
res in Werbeagenturen und Redakti- 
onstuben ausgedachten glitzernden 
Schleiers der Startup-Millionäre, so 
blickt man dennoch auf erhebliche 
und für viele brutale Veränderungen 
im Lebensalltag, die ich in der Ten- 
denz, nicht hingegen in der sozialen 
Konsequenz für den Einzelnen, für ir- 
reversibel halte. 

Erstens hat die informationstech- 
nologische Revolution erhebliche 
Auswirkungen auf die gesellschaftli- 
che Kommunikation und Konsumwei- 
sen sowie auf die Organisation von 
Wertschöpfungsprozessen. 

ter einen Hut zu bekommen wach- 
sen. Aber es steigen auch die Chan- 
cen, aus alten Zwängen auszubre- 
chen und eine selbstbestimmte Le- 
bensführung zu realisieren. Lebens- 
führung wird reflexiver und die Fähig- 
keit zur Selbstorganisation und Bio- 
grafieplanung eine Kernkompetenz 
für den Alltag. 

Möglicherweise erreichen wir da- 
mit eine qualitativ neue Stufe der In- 
dividualisierung, die alle sozialen Mi- 
lieus und alle Lebensbereiche umfaßt. 
Das fatale darin ist, dass Auflösung 
der Arbeits- und Lebenswelt des Mo- 
dell Deutschland auch unter der Be- 
dingung rot-grüner Politik doppelt 
gespalten verläuft. Zum einen haben 
die sozialen Realitäten der Moderni- 
sierungsgewinnerlnnen und die der 
Verliererlnnen immer weniger mitein- 
ander zu tun. Zum anderen entstehen 
neue Konflikte rund um die Frage der 
Lebensführung, die quer zu den so- 
zialen Spaltungen verlaufen. 

solchen Deindustrialisierung gekom- 
men ist. 

setzen. Dies klappt wirtschaftspoli- 
tisch zum Teil, kulturell überhaupt 
nicht. Ein neues Projekt, das in der 
Lage wäre, zwischen auseinanderdrif- 
tenden Gesellschaftsteilen zu vermit- 
teln, existiert aber auch auf Seiten der 
sozialdemokratischen Linken gegen- 
wärtig nicht. 

Diese neue Stufe der Individuali- 
sierung werden wir politisch nicht mit 
abstrakter Gerechtigkeitsrhetorik und 
miefigem Kollektivismus und schon 
gar nicht kulturell mit AWO-Sitzungs- 
saal, Willy-Brandt-Plakaten und 
Rheinhausen-Romantik, also dem 
symbolischen Repertoire der Nach- 
kriegsjahrzehnte, beantworten kön- 
nen. So leid mir das persönlich als 
Ruhr-Einwohner, dessen Opas beide 
unter Tage gearbeitet haben, ja auch 
tun mag. Aber ich habe den Eindruck, 
dass die Linke in der SPD diese Ent- 
wicklung nicht mit nüchternen Augen 
sieht, sondern die Augen immer fe- 
ster zukneift. 

Die polemischen Seitenhiebe aus 
unseren Reihen gegen die flexiblen 
und hochqualifizierten Beschäftigten 
in der New Economy demonstrieren 
den angedeuteten Kulturbruch. Die 
Freelancer und lnfobroker sind nicht 
die Mehrheit der Gesellschaft, wohl 
wahr. Den kommenden Facharbeiter 
des 21. Jahrhunderts und bereits ge- 
genwärtig wichtigen Meinungsma- 
cher aber den neuen Sozialliberalen 
zu überlassen oder sogar in die Arme 
einer sich modernisierenden CDU zu 
treiben, ist strategisch auch wenig 
klug. 

Warum sagen wir immer nur, was 
alles schlecht ist? Warum reduzieren 
wir uns auf die Nörglerrolle? Warum 
unterscheiden wir uns am Beginn des 
21. Jahrhunderts in manchen Fragen 
gelegentlich kaum noch von der SPD- 
Rechten der 70er? Warum haben wir 

neuerung usw.). So wichtig dies alles 
für das tägliche Leben ist, es belegt 
aber leider noch keinen eigenständi- 

wachsrate des verarbeitenden Gewer- 
bes 1999 als Folge der Mitte der 90er 
Jahre getätigten hohen lnvestitionen 
bei 10,5 % und die des Exports gar 
bei 18,4 %. Aber: Die betreffenden 
lnvestitionen pro Kopf sind seit 1997 

Eine zweite Ursache lag in der vor 
einer wenigstens annähernden wirt- 
schaftlichen Angleichung vollzoge- 
nen Währungsunion. Das wider- 

gen Aufschwung. Schaut man näm- 
lich genauer hin, so stellt sich heraus, 
dass ein Großteil der Waren aus West- 
deutschland kommt und die Verbes- 

sprach nicht nur der ökonomischen 
Vernunft allgemein, sondern auch 
speziell der Logik nachholender Ent- 
wicklung: Es gibt (jedenfalls auf Dau- 

serung der Infrastruktur nicht von der wieder zurückgegangen! Und sie sind 
ostdeutschen privaten Wirtschaft, 
sondern vom gesamtdeutschen Staat 

seit 1998 sogar hinter die der alten 
Bundesländer zurückgefallen. Trotz 
der gestiegenen Exporte hat sich au- 

Die in beträchtli- 
chem staatlichen 

Finanztransfers 
wirken wie ein 

Konjunkturpro- 
grarnm für West- 

deutschland! 

er) keine starke Währung ohne eine 
starke Wirtschaft, und es gibt keine finanziert worden ist. Obwohl also 

die Marktwirtschaft seit 10 Jahren 
(oder jedenfalls seit dem Abschluss 
der Privatisierung 1994) in Ost- 

ßerdem nichts daran geändert, dass 
die nicht FuE-intensiven (und d. h. 
nicht exportträchtigen) Zweige in der 

nachholende Entwicklung ohne Den Facharbeiter des 
2 1. Jahrhunderts 
den neuen Sozialli- 
beralen zu überlas- 
sen oder in die Arme 
der CDU zu treiben, 
ist strategisch wenig 
klug. 

Schutz und Förderung durch den 
Staat. Die schlagartige Aufwertung 
der Währung um 400 % führte so deutschland etabliert ist, ist das, was 

hier als Fortschritt ins Auge sticht, kei- 
neswegs allein auf sie zurück zu füh- 

ostdeutschen Industrie überwiegen. 
Zudem handelt es sich ganz überwie- 
gend um kleine und mittlere Unter- 

zum Verlust der Exportmärkte und 
damit der Exportindustrie. Und dabei 
fehlten weitgehend Schutz und ren, sondern in hohem Grade auf ei- nehmen. Die für Innovation, Produkti- 

nen anderen Markt und letztlich auf 
den Staat. 

vität und Vernetzung so wichtigen 
großen Unternehmen fehlen weitge- 
hend. Dass die Unternehmen, die 

Förderung durch den Staat in Gestalt 
einer gegensteuernden Industrie- und 
Strukturpolitik. Untrüglicher Beleg für dieseTatsa- 

che sind die seit 1992 permanent ge- 
genüber den selbst erzeugten Ein- 
kommen um rund 200 Mrd. DM hö- 

nicht in ostdeutschem Besitz sind, 
meist nur verlängerte Werkbänke 
sind, ist ein weiteres Defizit, das ge- 

Die ,,Schocktherapie" wurde - 
drittens -fortgesetzt in der vierjähri- 
gen Privatisierungspolitik der Treu- 

heren Konsum- und Investi- 
tionsausgaben in Ostdeutschland 
(sog. Produktionslücke). Das ist ein 

blieben ist. Schließlich muss man sich handanstalt. Die Einwände der Oppo- Soziale Basis wiedergewinnen 
spw: Ist die Linke immer noch nicht 
im 21 .Jahrhundert angekommen? 

Mikfeld: In jedem Fall zerbröselt 
die gesellschaftliche Basis für die alte 
Sozialdemokratie der Nachkriegszeit. 
Während die einen sich selbst als In- 
novatoren der neuen Zeit verstehen, 
fragen sich die anderen, wo sie in die- 
ser ganzen Rhetorik von Aufbruch 
und Wissengesellschaft noch vorkom- 
men. Sie wenden sich von der Politik 
ab. Der alte politische und symbo- 
lisch-kulturelle Kitt der Sozialdemo- 
kratie taugt nur noch für einen 
schrumpfenden Teil in den industriel- 
len Kernbelegschaften. Nur ein Bei- 
spiel: wir haben in NRW binnen zehn 
Jahren 1,5 Millionen Wählerlnnen 
verloren. Wolfgang Clement versucht 
diesem Zerfall der Basis des ,,Systems 
Rau" etwas Modernes entgegenzu- 

daran erinnern, dass bei einem Anteil 
der neuen Bundesländer von 19 % an 

sition dagegen waren: 
1. Eine überstürzte Pri- 

Drittel der gesamtwirtschaftlichen 
Nachfrage! Es wird zum kleineren Teil 
durch Kapitalimport und zum größe- 

der Bevölkerung Deutschlands der vatisierung werde schon aufgrund 
Anteil des ostdeutschen Indust- 
rieumsatzes am gesamtdeutschen 
1997198 gerade mal 7% betrug, und 

des riesigen Angebots und der gewal- 
tigen Nachfrageproblemedie Preise 

ren Teil durch Transferleistungen des gegen Null gehen lassen, also zur Ver- 
Staats finanziert. Das entsprechende 
Güterangebot wird aber hauptsäch- 
lich von der westdeutschen Wirt- 
schaft bereitgestellt. Die in beträchtli- 
chem Umfang kreditfinanzierten 
staatlichen Finanztransfers wirken da- 

der der Aufwendungen für FuE im 
verarbeitenden Gewerbe nur 5%! 

schleuderung des Produktivkapitals 
führen, und außerdem zu Kapitalver- 
nichtung in großem Maßstab. Es 

2. Ursachen müsse daher zunächst mit staatlicher 
Hilfe saniert werden, was sanierungs- 
fähig ist. 

Der Verlust von zwei Dritteln der In- 
dustrie und 80 % des industriellen 

her wie ein großangelegtes keyne- Forschungs- und Entwicklungspoten- 2. Die Orientierung auf die gro- 
sianisches Konjunkturprogramm für 
Westdeutschland. Eben deshalb sind 

tials in wenigen Jahren stellt die 
schwerste Katastrophe in der ostdeut- 
schen Wirtschaftsgeschichte dar. We- 

ßen Westinvestoren werde die Ost- 
deutschen ihres ohnehin nicht üppi- 
gen Vermögens berauben und ihnen 

der der 1. Weltkrieg noch die Welt- 
wirtschaftskrise noch der 2. Weltkrieg 
haben zu Potenzialverlusten derarti- 

die Initiative zum Aufbau der eigenen 
Wirtschaft aus der Hand nehmen. Es 
müsse daher statt des direkten, ob- 
jektweisen Verkaufs (der eben so- 
wieso keiner ist) eine Privatisierung 

gen Ausmaßes geführt. Worin liegen 
die Ursachen? Dc Edelbert Richtel; Md6 (SPD), lebt in Weima~ 
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Wichtig ist mir; dass 
der Verband 

kollektiv zukunfts- 
und politikfähig wird 

und sich politische 
Relevanz gemäß 

seiner Möglichkeiten 
zurückerkämpft. 

keine positiven Visionen als symbo- 
lisch-kulturellen Überbau von techno- 
kratischen Re-Regulierungen und De- 
visenspekulationssteuerkonzeptionen 
- so wichtig diese auch sind? Meines 
Erachtens wird eine moderne Linke 
die Forderung nach selbstbestimmter 
Lebensführung, nach Sicherheit in der 
Flexibilität und damit die Aspekte der 
individuellen Beschäftigungsfähigkeit 
und der Lebensqualität zum wesentli- 
chen Ausgangspunkt einer Neu-Profi- 
lierung machen müssen. 

Vom Nutzen u n d  Schaden der 
Strömungen 
spw: Viele denken bei den Jusos im- 
mer auch an die Strömungsauseinan- 
dersetzungen, die die Arbeit der letz- 
ten fünfundzwanzig Jahren prägten. 
Da hat sich ja einiges geändert. Wel- 
che Relevanz hat diese Entwicklung 
für die Arbeit der Jusos? 

Mikfeld: An die Stelle der Strö- 
mungen sind vielfach Regionalismen 
und machtpolitisch motivierte Cliquen 
getreten. Ein Fortschritt ist das nicht. 
Damit geht es nicht friedlicher, aber 
dafür politisch beliebiger ab. Die inne- 
ren Reibungsverluste sind immer noch 
viel zu groß. Auch die Juso-Linke hat 
zweifelsohne Fehler gemacht. Wenn 
sie in Zukunft eine Aufgabe hat, dann 
nicht als machtpolitischer Akteur auf 
Bundeskongressen, sondern als links- 
sozialistischer Diskussionszusammen- 

hang mit dem Anspruch, der konkre- 
ten und praktischen Juso-Arbeit ein 
theoretisches Fundament zu liefern. 
Wir wollen die zaghaften Prozesse in 
der Gesellschaft in Richtung einer Neu- 
en Linken im Juso-Verband und der 
SPD repräsentieren. 

spw: Liegt der Bedeutungsrück- 
gang der Strömungen auch daran, 
dass immer seltener theoretische Ar- 
beit als kollektiver Prozess stattfindet? 

Mikfeld: Ja und nein. Juso-Strö- 
mungen bildeten mal eine mehr oder 
weniger organische Einheit mit Denk- 
weisen, Formierungen und Vorden- 
kern real existierender linker Strömun- 
gen in der Gesellschaft. Wenn es kei- 
nen gesellschaftlichen Bezug gibt, ist 
die Gefahr von Sektierertum und Frak- 
tionismus noch größer. 

Dies heißt aber nicht, dass wir kei- 
nen kollektiven Neuanfang theoreti- 
scher Debatten wagen sollten. Nur 
müssen wir dann wirklich Neue Zeiten 
denken. Meines Erachtens gilt es, an 
den Debatten um das Projekt Moder- 
ner Sozialismus wieder anzuknüpfen. 

spw: Wie soll denn eine solche 
Verzahnung organisiert werden? 

Mikfeld: Schritt für Schritt. Wir ar- 
beiten im Moment daran, einen Kern 
von linken Personen im Jugendbe- 
reich als Gegengewicht zu den sich 
formierenden jungen Sozialliberalen 
zusammenzuführen. Mittelfristig 
brauchen wir sowohl einen organi- 

Die Sozialwissenschaften 
kaputtden ken 
Zum 70. Gebur ts tag  von l m m a n u e l  Wal lers te in  

Von Winfried Roth 

st Fortschritt unaufhaltsam, unver- 
meidlich? Gibt es eine andere Ge- 
schichte als die des Fortschritts? 

Kann man eine Geschichte Deutsch- 
lands schreiben? Hat die Französische 
Revolution Frankreich verändert? 
Warum müssen die Entwicklungslän- 
der sich entwickeln? 

Winfried Roth, Jorunalist, lebt in Berlin 
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lmmanuel Wallerstein stellt gerne 
Fragen, auch rhetorische, suggestive 
Fragen, die wichtigste: Brauchen wir 
ein neues Paradigma, einen neuen 
Entwurf sozialwissenschaftlicher Er- 
kenntnis, um uns in unserer Welt - 
wie weit ist sie überhaupt unsere? - 
zurecht zu finden? ,,Es ist deshalb an- 
gezeigt, das Werk der Sozialwissen- 
schaften der letzten 200 Jahre noch 
einmal zu beginnen, vielleicht nicht 
ganz von vorn, aber doch so gut wie. 
Die gesammelten Daten sind dabei 
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sierten Think Tank einer Neuen Linken 
als auch ein offenes Netzwerk in die 
Bereiche Arbeit, Wissenschaft und 
Kultur. Hier fordere ich vom Projekt 
spw im übrigen ausdrücklich Unter- 
stützung ein. 

spw: Der Bundesvorstand hat ja 
als Reaktion auf den Reformdruck im 
Verband beschlossen, eine Strategie- 
diskussion zu führen. Die ist mit ei- 
nem dreiviertel Jahr zwar knapp be- 
messen - schließlich findet ja auch 
wieder ein Wahlkongress in 2001 
statt. Denkst Du, dass diese Strategie- 
debatte zu einer „Re-Theoretisierung" 
im positiven Sinne beitragen kann? 

Mikfeld: Der Kongreß 2001 stellt 
ja auch nur eine Zwischenetappe dar, 
auf der zumindest mal alle Teile der 
Jusos Farbe bekennen müssen, wohin 
sie eigentlich wollen. Natürlich ist 
eine strategische Erneuerung ohne er- 
neuertes theoretisches Fundament ist 
nicht denkbar. Dieser Prozeß wird 
aber länger dauern. Wichtig ist mir 
zunächst, dass der.Verband kollektiv 
zukunfts- und politikfähig wird und 
sich politische Relevanz gemäß seiner 
Möglichkeiten zurückerkämpft. Die 
gemeinsam geteilte Einsicht, dass ein 
,,Weiter so" in wenigen Jahren zum 
Ende der Jusos führt, wäre aus meiner 
Sicht ein Riesenerfolg. Darauf ließe 
sich aufbauen. 

spw: Herzlichen Dank für dieses 
Gespräch SPW 

bestenfalls nur teileweise relevant", ist 
sich Wallerstein in „Die Sozialwissem- 
schaft kaputtdenken" von 1995 si- 
cher (S. 48). 

lmmanuel Wallerstein, am 28. 
September 1930 in New York gebo- 
ren, ist jüdischer Herkünft, seine El- 
tern emigrierten in den zwanziger 
Jahren aus Deutschland in die USA. 
Seine wissenschaftliche Laufbahn be- 
gann Wallerstein als Dozent an ver- 
schiedenen Universitäten in den USA 
und Kanada, bis er 1976 Leiter des 
,,Fernand-Braudel-Zentrums" an der 
Universität des Staates New York in 
Binghampton wurde. Internationale 
Bekanntheit erhielt er vor allem durch 
sein seit 1974 in drei Bänden veröf- 
fentliche~ Werk „The Modern World- 
System". Einen Einblick in Waller- 
steins Denken als nonkonformisti- 
scher Sozialwissenschaftler gibt das 
bereits erwähnte Buch „Die Sozialwis- 
senschaft kaputtdenken". Hierbei 
handelt es sich um eine leicht zu le- 
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schließlich wegen ,,kalten wahltakti- 
schen Kalküls" (I, 149) 1990 unter 
lgnorierung aller Warnungen von 
Fachleuten die überstürzte Wäh- 
rungsunion riskierte, die den größten 
volkswirtschaftlichen Rückschlag 
nach sich zog, der in der gesamten 
Geschichte des Kapitalismus bisher zu 
verzeichnen war. In kurzer Zeit verlor 
der Osten vier Millionen Arbeitsplät- 
ze, während im Westen zwei Millio- 
nen neue Arbeitsplätze entstanden. 
Der größte Teil der prinzipiell funkti- 
onsfähigen Volkswirtschaft der DDR 
wurde so zerlegt und privatisiert, dass 
drei Viertel der industriellen Arbeits- 
plätze liquidiert wurde. In Ost- 
deutschland bildete sich eine Zwei- 
drittelgesellschaft neuer Art heraus- 
nur ein Drittel behielt die Arbeit. Ein 
Drittel hat nach Verlust des alten Ar- 
beitsplatzes zwar einen neuen gefun- 
den, der aber oft unsicher und prekär 
ist, während ein weiteres Drittel aus 
der Erwerbsarbeit hinausgedrängt 
wurde oder als Langzeitarbeitslose 
kaum noch eine Erwerbsperspektive 
hat. Im Vergleich zur alten Bundesre- 
publik wurden die Verhältnisse inso- 
fern umgekehrt, als eine breite Zone 
instabiler und prekärer Beschäftigung 
etabliert wurde und die soziale Mar- 
ginalisierung vor allem durch Lang- 
zeitarbeitslosigkeit deutlich zunahm. 

Westdeutsche Handelsketten, die 
den Binnenmarkt der DDR unter sich 
aufgeteilt hatten, verdrängten Ostpro- 
dukte aus den Regalen der Kaufhäuser 
und Geschäfte und die traditionellen 
Märkte in Osteuropa brachen nicht 
weg, sie wurden den ostdeutschen 
Produzenten abgenommen. Im Inter- 
esse des Machterhalts der regierenden 
Partei musste Deutschland sich auf die 
,,denkbar teuerste Art vereinigen", 
heißt es in den ,,Thesen zur inneren 
Uneinigkeit" (1, 18) von Daniela Dahn, 
die den anderen Texten des von Vilmar 
herausgegebenen Buches vorange- 
stellt sind. Selbst die Enkel und Urenkel 
werden an den finanziellen Lasten 
noch zu tragen haben. 

Der Hamburger Publizist Karl- 
Heinz Roth bemerkt zu den Folgeko- 
sten der Währungsunion: „Die ,Wirt- 
schafts-, Währungs- und Sozialunion' 
war in allen Einzelheiten vorgedacht 
und wurde 1990 in ihrer radikalsten 
Planungsvariante realisiert ... Aber 
auch die volkswirtschaftlichen Folge- 
kosten eines solchen Vorgehens wa- 
ren in allen Varianten durchgespielt 
worden. Seit Mitte der fünfziger Jahre 
hatten die Planer immer wieder be- 
tont, dass sie um so höher sein wür- 
den, je schneller der Anschluss vollzo- 

gen würde." (111, 80) Roth weist aus- 
drücklich auf den autoritären Stil 
Kohls hin, der ,,Kommissarstrukturen" 
eingerichtet hatte: ,,Kohl gründete 
eine Reihe hierarchisch abgestufter 
Beratungsgremien, deren Teilnehmer 
er aus seiner persönlichen Klientel re- 
krutierte, und vereinbarte mit ihnen 
ein autokratisch von allen parlamen- 
tarisch-demokratischen Strukturen 
abgeschottetes Vorgehen ..." (111, 81 ) 

Im zehnten Jahr der Einheit er- 
reicht die ostdeutsche Industrie noch 
nicht den Produktionsausstoß von 
1989. Nach dem 2. Weltkrieg wurde 
trotz Demontagen und Reparationen 
der Vorkriegsstand schon 1950, d. h. 
nach fünf Jahren, wieder erreicht. Die 
offizielle Statistik bietet ein geschön- 
tes Bild, wenn sie immer wieder auf 
das Jahr 1991 als Basisjahr ausweicht 
und so eine Steigerung von 140 % er- 
rechnet. 

In der Landwirtschaft kam es an- 
ders, als es sich die Bundesregierung 
gedacht hatte. Die Nachfolgeunter- 
nehmen der LPG ließen sich nicht li- 
quidieren. Gelänge es der ostdeut- 
schen Landwirtschaft mit ihrem 
,,Flaggschiff" (1, 233), den Agrarge- 
nossenschaften, trotz aller Erschwer- 
nisse ihre Funktionsfähigkeit über ei- 
ner längeren Zeitraum zu beweisen, 
könnte sie auch in Westeuropa an 
Anziehungskraft gewinnen. 

Soziale Liquidierung 
Eines der schäbigsten Kapitel in der 
Regierungszeit Kohls stellt die ,,sozia- 
le Liquidierung" oder Ausgrenzung 
ostdeutscher Eliten dar, obwohl es ein 
Potential ostdeutscher demokrati- 
scher ,,Gegeneliten" gab (1, 85). Be- 
reits 1993 waren etwa drei Viertel der 
im Wissenschaftsbereich tätigen Ost- 
deutschen entlassen worden (heute 
91 % ). Die Neuausschreibung aller 
Lehrstühle führte dazu, dass fast alle 
Stellen an westdeutsche Bewerber 
vergeben wurden. Besonders gilt dies 
für leitende Positionen. Nur sehr we- 
nige Ostdeutsche wurden Institutsdi- 
rektoren. Von den 1700 Wissen- 
schaftlern der Akademie der Wissen- 
schaften, die positiv evaluiert wurden, 
erhielt nur ein verschwindend kleiner 
Teil eine unbefristete Stelle. Mit  Zah- 
len belegt wird die Dezimierung der 
industriellen Forschung, die im Kon- 
trast zu dem lauthals verkündeten 
,,Aufbau Ost" stand. Die soziale Liqui- 
dation erheblicher Teile der ostdeut- 
schen Eliten wird von Vilmar als Tat- 
bestand gewertet, der zu den klassi- 
schen Politikmustern der strukturellen 
Kolonialisierung gehört. Der Elitenan- 

teil der Ostdeutschen in Deutschland 
müsste entsprechend ihrem Bevölke- 
rungsanteil bei etwa 20 % liegen. Die 
Ostdeutschen sind in allen Elite-Berei- 
chen unterrepräsentiert. An der Spit- 
ze der Wirtschafts- und Justizhierar- 
chie ist kein einziger Ostdeutscher zu 
finden. Die ehemaligen Bezirkszeitun- 
gen sind durchweg in der Hand west- 
deutscher Medienkonzerne, kein 
Chefredakteur stammt aus dem 
Osten. 

Nach 1990 fand'über die Privati- 
sierung der Treuhand ein gigantischer 
Vermögenstransfer Ost-West statt. 
Die Ostdeutschen wurden um ihren 
Besitzanteil am Volkseigentum ge- 
bracht. Dieser Transfer wird heute 
eher verschwiegen, während der Fi- 
nanztransfer West-Ost übertrieben 
herausgestellt wird. Der Ökonom UI- 
rich Busch belegt schlüssig, dass die 
Ostdeutschen für ein weiteres Jahr- 
zehnt einen ,,Anteils- und Entschädi- 
gungsanspruch" (1, 191) haben, der 
aus ihrer umfassenden Enteignung 
nach 1990 herrührt. Finanztransfers 
haben bis dahin praktisch den Cha- 
rakter von Re-Transfers. 

Zehn Jahre nach Herstellung der 
Einheit zeigt sich, dass sich eine ost- 
deutsche Sonderidentität herausge- In kurzer Zeit verlor 
bildet hat. Deutschland ist ein Staat, der Osten vier 
der in zwei Gesellschaften zerfällt. Millionen Arbeits- 
Umfragen bestätigen immer auf's plätze, während im 
Neue, dass 80-88 % der Ostdeut- Westen zwei 
schen sich als ,,Deutscher zweiter Millionen neue 
Klasse" fühlen. Wer es mit der viel be- entstanden. 
schworenen ,,inneren Einheit" ernst 
nimmt, darf sich nicht auf die kriti- 
sche Analyse beschränken. Es bedarf 
humaner Alternativen, wozu Roesler 
und Vilmar Vorschläge unterbreiten. 

Zehn Jahre sind nicht ausreichend 
für eine Gesamtbewertung des Vor- 
gangs. Allerdings sollte akzeptiert wer- 
den, dass „die Geschichte noch offen 
ist, dass das Ergebnis jedes Anschlusses 
von dieser zeitlichen Reife sowohl dau- 
erhafte Integration als auch fortgesetz- 
te Ambivalenz oder erneute Abspal- 
tung heißen kann." (11, 322) SPW 

Literatur: 
Fritz Vilmar (Hrsg.): Zehn Jahre Vereinigungs- 

politik. Kritische Bilanz und humane Alter- 
nativen. Band 1, Reihe Kritische Analysen 
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von Fritz Vilmar. 1. und 2, durchgesehene 
Auflage. Berlin 2000. 

Jorg Roesler: Der Anschlussvon Staaten in der 
modernen Geschichte. Eine Untersu- 
chung aus aktuellem Anlass. Frankfurtl 
M., Berlin, Bern, Bruxelles, New York, Ox- 
ford, Wien 1999. 

Karl Heinz Roth: Anschließen angleichen ab- 
wickeln. Die westdeutschen Planungen 
zur Übernahme der DDR 1952-1990. 
Hamburg 2000. 
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10 Jahre 
Vereinigung 
BRD-DDR 
Kritische Bilanz u n d  

Von Siegfried Prokop 

humane Alternativen 

,,Helmut Kohl hat die deutsche Einheit 
hervorragend gestaltet", behauptete 
Angela Merkel in einem vom 
Deutschlandfunk Ende August gesen- 
deten Interview. Die CDU vermag sich 
offenbar ebenso wie manche ,,Trans- 
formationsforscher" noch immer 
nicht von der Legende ,,Kanzler der 
Einheit" zu verabschieden. Welche 
Verdienste Kohl beim Zustandekom- 
men der äußeren Einheit zuzuschrei- 
ben sein werden, wird von den Histo- 
rikern noch bis ins Detail erforscht 
und festgestellt werden. Dass aber 
Kohl für die innere Einheit nicht we- 
nig neue Barrieren errichtete, steht 
schon heute fest. 

Die Strukturelle Kolonialisierung 
Fritz Vilmar, emeritierter Politologe der 
Freien Universität Berlin, hat keine 
Schwierigkeiten mit der Wahrheit. Er 
gab zusammen mit Wolfgang Dümcke 
1995 das Buch ,,Kolonialisierung der 
DDR" heraus, das bis jetzt die einzige 
umfassende und grundlegende Kritik 

Dass Kohl für die der (west)deutschen Vereinigungspoli- 
innere Einheit nicht tik geblieben ist. Dieses Buch, das in 
wenig neue Barrie- Deutschland immerhin drei Auflagen 

ren errichtete, steht erlebte, erschien inzwischen unter Mit- 
schon heute fest. wirkung von Gislaine Guittard auch in 

Frankreich. Die bei der Übertragung 
ins Französische von Vilmar gewonne- 
nen Erfahrungen und Erkenntnisse, er- 
gänzt durch Beiträge namhafter ost- 
deutscher Publizisten, werden in dem 
jetzt vorliegenden Buch ,,Zehn Jahre 
Vereinigungspolitik präsentiert (I), das 
bislang zu verzeichnende thematische 
Lücken schließt und den häufig attak- 
kierten Terminus ,,Kolonialisierung" als 
,,strukturelle Kolonialisierung" präzi- 
siert. Dieser Begriff beschreibt aller- 
dings nur einen Trend des Vereini- 
gungsprozesses. Auf der anderen Seite 
habe sich die Demokratisierung vollzo- 

Siegfried Prokop (Jg. 1940). Prof Dr. phil., Historikel; war von 1983 bis 1996 
Professor für deutsche Zeitgeschichte an der Hurnboldt- Universität zu Berlin 
und danach Projektleiter an der Forschungsstelle für historische und 
sozialwissenschafiliche Studien Berlin / Verein für angewandte Konfliktfor- 
schung 
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gen, auf deren einzelne Bestandteile 
der Herausgeber ausdrücklich hin- 
weist. Manches spricht für die Sicht 
Vilmars. Die Summe der Entscheidun- 
gen der Regierung Kohl diente nicht 
der Menschenwürde und der demo- 
kratischen Selbstbestimmung der Ost- 
deutschen, sondern lediglich der Über- 
tragung der sozio-ökonomischen 
Strukturen der Alt- BRD auf Ost- 
deutschland. Diese Übertragung 
nahm den Charakter eines Sieges an, 
der diese Strukturen gegen jede Kritik 
immunisierte und der die basisdemo- 
kratischen Impulse der DDR vom 
Herbst 1989 zunichte werden ließ. Ab- 
gewickelt wurde nicht nur die demo- 
kratisierte DDR des 89er Aufbruchs, 
abgewickelt wurden auch viele ihrer 
Bürger. Nach wie vor gibt es Argumen- 
te gegen die Sicht Vilmars, die beden- 
kenswert sind. 

Kolonialisierung setze Eroberung 
voraus, meint der Berliner Wirt- 
schaftshistoriker Jörg Roesler: „Der 
Weg der Kolonialisierung wurde im 
großen Maßstab im 19. Jahrhundert 
vor allem in Asien und Afrika beschrit- 
ten, nachdem bis zum Ende des 18. 
Jahrhunderts die größten traditionel- 
len Kolonialreiche in Lateinamerika zu 
finden waren." (11, 20) Roesler, der 
zwölf Fälle von Vereinigungen in der 
Geschichte vergleichend untersuchte, 
entschied sich im Ergebnis des Ver- 
gleichs für den Terminus ,,Anschluss": 
In der am 12. April 1990 unterzeich- 
neten Koalitionsvereinbarung hatte 
sich die neue DDR-Regierung unter 
Lothar de Maiziere zur staatlichen 
Einheit Deutschland auf dem durch 
Artikel 23 des Grundgesetzes vorge- 
zeichneten Weg, der den Beitritt zur 

Bundesrepublik regelte, bekannt: 
,,Damit waren die vor den Wahlen in 
der deutschen Öffentlichkeit noch ge- 
führten Diskussionen, ob die Einheit 
Deutschlands besser nach Artikel 146 
oder Artikel 23 erreicht werden sollte, 
ob die Einheit besser auf dem Wege 
des Anschlusses oder durch Zusam- 
menschluss zustande kommen wür- 
de, gegenstandslos geworden." (11, 
94/95) Einheit und Freiheit in 
Deutschland zu vollenden, hielt Hel- 
mut Kohl für einen ,,beispiellosen Vor- 
gang". Roesler hält dagegen, dass 
Kohl 1990 lediglich Maßnahmen er- 
griffen habe, „als handele es sich um 
Steine aus einem Serienbaukasten, 
,Anschluß' genannt." (11, 31 5) 

Allzuweit ist Roesler von der Sicht 
Vilmars nicht entfernt, denn am 
Schluss seines Bandes fügte er dem 
Begriff ,,Anschluss" noch das Prädikat 
,,total" hinzu. Das, was in seinem 
Buch mit einem ,totalen' Anschluss 
apostrophiert wurde, habe es so nur 
noch in Quebec, in der Slowakei und 
in Estland gegeben, jenen An- 
schlussfällen, bei denen auch die Ei- 
gentumsverhältnisse in den Anglei- 
chungsprozess einbezogen wurden. 
In dieser Fast-Vollständigkeit sei der 
Anschluss nicht einmal in Österreich 
erfolgt. Wie man auch immer zur Ge- 
samtbewertung der Vereinigung ste- 
hen mag, die Fakten sprechen eine 
deutliche Sprache. 

Die historische ,,Leistungn von  
Helmut Kohl 
In dem von Vilmar herausgegebenen 
Buch wird unter kritischer Berücksich- 
tigung vielfältiger Quellen der Nach- 
weis geführt, dass Helmut Kohl aus- 
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sende Sammlung von Vorträgen und schichte der Sowjetunion eine Spur 
Zeitschriftenaufsätze. des Antisemitismus; auch die popu- 

Iäre ,,Solidarität mit der Dritten 
Moderne u n d  Rassismus 
In das Zentrum Wallersteins theoreti- 
schem Projekt führt die Beschäftigung 
mit der Frage: Ist der Rassismus ein 
schäbiges Relikt der Vormorderne 
oder die Ideologie des 21. Jahrhun- 
derts? Die herrschende Vorstellung 
war: wir entfernen uns langsam, aber 
unaufhaltsam aus dem Dunkel der 
Unaufgeklärtheit, aus dumpfer Befan- 
genheit, aus rohen, gefährlichen Vor- 
urteilen. Kein Zweifel: unsere modere- 
ne Zivilisation - der demokratische 
Kapitalismus - propagiert die Gleich- 
berechtigung. Nur: ,,Rassismus und 
Unterentwicklung (...) sind besondere 
Ausdrucksformen eines grundlegen- 
den Vorgangs, durch den unser eige- 
nes historisches System organisiert 
wurde: Ein Prozess, bei dem die einen 
eingeschlossen und die anderen aus- 
geschlossen werden." (S. 101) 

Rassismus verleiht den Einge- 
schlossenen, den Bevorzuqten ein Be- 
wusstsein der Größe, er schafft ein 
Gefühl der Solidarität zwischen Men- 
schen, die sonst vielleicht - der weiße 
Executive Director und der weiße 
Wohlfahrtsempfänger in Los Angeles 
- nur wenig miteinander gemein hät- 
ten. Vor allem die Gewissheit rassi- 
scher Überlegenheit hat, so Waller- 
stein, die Klassengegensätze zum Ver- 
schwinden gebracht. 

Rassismus und Unterentwicklung 
Wallerstein konstatiert eine Paral- 

lelität von ,,Rassismus als Phänomen 
innerhalb einzelner Staaten" und 
,,Unterentwicklung als Phänomen des 
zwischenstaatlichen Systems". Der 
Rassismus wurde durch das Verspre- 
chen der Gleichheit erträglich, die Un- 
terentwicklung durch die Chance ei- 
ner Entwicklung: ,,(...) fast alle Men- 
schen, fast alle ideologischen Denk- 
richtungen haben für eine gewisse 
Zeit das universalistische Ideal einer 
Welt ohne Rassismus und ohne Ar- 
mut proklamiert; aber alle haben 
trotzdem auch weiterhin Institutio- 
nen unterstützt und aufrecht erhal- 
ten, die direkt und indirekt diese an- 
geblich unerwünschten Realitäten ha- 
ben fortbestehen und sogar zuneh- 
men lassen." (S. 102) 

Den Linken aller Schattierungen - 
und er zählt sich neben Gunnar Myrd- 
al, Stuart Hall oder Etienne Balibar zu 
den wenigen ,,anderen" - wirft Wal- 
lertein vor, den Rassismus zwar mora- 
lisch verurteilt, aber nicht oder nur 
oberflächlich analysiert zu haben. 
Nicht allein zieht sich durch die Ge- 

Welt" von den sechsziger Jahren bis 
heute habe allzuoft Elemente des 
,,Paternalismus" oder rassistische 
Stereotype aufgewiesen. 

Die Sozialwissenschaft ,,kaputt- 
denken" 
,,Unthinking Social Science" heißt 
Wallersteins Buch über die etablier- 
ten Sozialwissenschaften im engli- 
schen Original. Denn Wallerstein 
hält viele der seit dem 18. Jahrhunx- 
dert formulierten ,,apriorischen Sät- 
ze" für ,,irreführendr' und ,,einen- 
gend": „Wir müssen die heilige Drei- 
faltigkeit von Politik, Wirtschaft und 
Kultur abschaffen, von denen man 
annimmt, dass sie drei autonome 
Bereiche mentrschlichen Handelns 
mit einer eigenen Logik und eigenen 
Prozessen sind: (...) der öffentliche 
Bereich der Machtausübung, der 
halböffentliche Bereich der Produkti- 
on und der persönliche Bereich des 
alltgälichen Lebens." (5. 270, 1 150 

Wallersteins zentraler Vorwurf 
gegen Politologie, Soziologie, Öko- 
nomie und Anthropologie lautet: 
„Die Unterschiede (...) innerhalb je- 
der einzelnen sogenannten Disziplin 
sind viel größer als die Unterschiede 
untereinander" (5. 286). 

Wallerstein zeichnet die Geschich- 
te der ,,lnstitutionalisierung", um 
nicht zu sagen der ,,Erfindung" dieser 
,,DisziplinenJ' im 18. und 19. Jahrhun- 
dert nach. Die Startlinie: die ,,bürgerli- 
chen Revolutionen" in Europa und 
Nordamerika. Der Starre der vorrevo- 
lutionären Verhältnisse folgte die Be- 
wegung, die stete ,,Entwicklung" und 
damit die gesteigerte Unberechenbar- 
keit der neuen Ära. ,,Gesellschafts- 
analyse", zuvor nichts als die Leiden- 
schaft einiger Intellketueller, wurde 
auf einmal für die Mächtigen zur bit- 
teren Notwendigkeit, wollte man 
nicht den Überblick und möglicher- 
weise die Macht verlieren. Fakultäten 
mit ungewohnten Namen, wissen- 
schaftliche Gesellschaften und Zeit- 
schriften entstanden. Der, wie es 
schien, unbestreitbaren Trennung von 
Öffentlichem und Privatem, von 
Markt, Gesetz und Macht entsprach 
die Aufsplitterung des sozialwissen- 
schaftlichen Denkens. 

Wallersein erinnert wiederholt an 
Gunnar Myrdals schon historisch ge- 
wordene und doch alles andere als 
erledigte Kritik an der häufigen Be- 
schränktheit (und letztlich Irrationali- 
tät) sozialwissenschaftlicher Modelle. 
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Weitaus mehr als in der Naturwissen- 
schaft überwiegt an den sozialwis- 
senschaftlichen Fakultäten heute im- 
mer noch lineares Denken, wird Kom- 
plexität systematisch ignoriert. 

Auseinandersetzung m i t  Marx 
u n d  Braudel 
Weiten Raum im Werk Wallersteins 
nimmt die Auseinandersetzung mit 
den Geschichts- und Entwicklungs- 
theorien von Fernand Braudel und 
Karl Marx ein. Wallerstein sieht sich 
durchaus in der Tradition eines un- 
dogmatischen, selbstkritischen Mar- 
xismus, wie ihn vielleicht Eric Hobsba- 
wm, Ernest Mandel oder Paul Baran 
vertraten. Wichtige Anregungen ver- 
dankte er etwa Marx' Thesen über 
,,Konkurrenz und Weltmarkt" und 
über die Interdependenz von Politi- 
schem, Ökonomischem und Kulturel- 
lem. 

Fernand Braudel - langjähriger 
Herusasgeber der Zeitschrift ,,Annales 
d'histoire economique et sociale", 
Autor von Werken wie ,,Sozialge- 
schichte des 15. - 18. Jahrhunderts" 
und „Das Mittelmeer und die medi- 
terrane Welt in der Epoche Philipps 
11." - gehörte seit den fünfziger Jah- 
ren zu den einflussreichsten französi- 
schen Sozialwissenschaftlern. Bei uns 
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ist er - auch wenn inzwischen etliche 
seiner Texte in deutscher Übersetzung 
vorliegen - wenig bekannt. Mit Brau- 
del teilt Wallerstein die Überzeugung 
von der Notwendigkeit einer Synthese 
von Sozial- und Geschichtswissens- 
haft, das Interesse an ,,historischen 
Konjunkturen", zyklischen Verläufen, 
Kampagnen, das Misstrauen gegen 
alle ,,überhistorischen Konstanten'' - 
und die radikale Ablehnung der Idee 
eines ,,linearen gesellschaftlichen 
Fortschritts". 

Wallerstein wirft den siegreichen 
,,Weltanschauungen8' des 19. Jahr- 
hunderts - Liberalismus und Marxis- 
mus - aber fatale Defizite vor: Erstens 
den ,,metaphysischen" Glaube an 
,,Entwicklung" und zwar unaufhalt- 
sam zum Höheren, Besseren - in Poli- 
tik und Ökonomie, in Technik und 
Kultur. Sein zweiter Vorwurf an die 
Adresse der beiden ,,großen Ideologi- 
en": Eurozentrismus - die weitgehen- 
de Ausblendung der ,,Welt-Periphe- 
rie" und damit des größten Teils der 
Menschheit. Und das dritte Defizit: 
die nicht unbedingt rhetorische, aber 
faktische Ignoranz gegenüber kultu- 
rellen Machtverhältnissen, insbeson- 
dere der Hierarchie der Geschlechter. 

Sozialwissenschaft. Sie ist der Ruf 
nach einer Debatte über das Paradig- 
ma" (S. 304). In Deutschland ist die 
,,Weltsystemanalyse" - der Begrifft 
klingt in der deutschen Übersetzung, 
anders als im Englischen, etwas sek- 
tiererisch -viel weniger beachtet wor- 
den als in den USA, Frankreich oder 
Lateinamerika. 

„Die Weltsystemanalyse stellt die 
Analyseeinheit in den Mittelpunkt der 
Debatte. (...) Sie ersetzt den Begriff 
Gesellschaft durch den Begriff histori- 
schesSystem. Natürlich ist das nur ein 
semantischer Austausch. Aber er be- 
freit uns von der zentralen Konnotati- 
on, die die Gesellschaft bekommen 
hat, von ihrer Bindung an den Staat. 
(...) Überdies unterstreicht der Begriff 
historisches System die Einheit der hi- 
storischen Sozialwissenschaft. Die 
Einheit ist zugleich systematisch und 
historisch." (S. 292f) 

Im Mittelpunkt von Wallersteins 
Untersuchungen stehen nich das Ka- 
russell der bedeutenden Ereignisse, 
nicht die Geschichte nationalstaatli- 
cher Gesellschaften, sondern die lan- 
gen Zeitabläufe, die großen Räume, 
das Gegeneinander oder Miteinander 
von zyklischen Bewegungen und sä- 
kularen Trends -mit anderen Worten: 
die Geschichte der historischen Syste- 
me, der Weltsysteme, in der Gegen- 
wart: der kapitalistischen Weltwirt- 
schaft. 

Fast ebenso wichtig ist Wallerstein 
die Forderung nach einer intensiven 
Beschäftigung der ,,scientific commu- 
nity" mit ihrer eigenen - über weite 
Strecken recht trostlosen - Geschich- 
te. Im Trümmerstaub der sozialwis- 
senschaftlichen Paradigmen des 19. 
Jahrhunderts flimmern zwei erkennt- 
nistheoretische Provokationen: Zu- 
nächst ,,Theorie der Wirtschaftsge- 
schichte statt Wirtschaftstheorie! 
Theorie der Sozialgeschichte statt 
Theorie des Sozialen" und schließlich 
die Proklamation ,,Geschichte ist 
Theorie!" 

Ein großes Programm, und in 
manchen Formulierungen seines Au- 
tors blitzt - trotz eingestreuter Relati- 
vierungen - auch ein beachtlicher, 
vielleicht sogar vermessener Ehrgeiz 
auf. 

immanuel Wallerstein begann sei- 
ne wissenschaftliche Laufbahn mit Ar- 
beiten über die neuere Geschichte 
Afrikas. Die ,,Weltsystemanaiyse" ent- 
stand in den internationalen Diskus- 
sionen der späten sechziger und der 
siebziger Jahre über den ,,Nord-Süd- 
Konflikt", die Probelme der 
,,Unterentwicklung",der ,,Modernisie- 

rung", des ,,take off". Die Analysen 
von Andre Gunder Frank, Johan Gal- 
tung oder Samir Amin stellten die da- 
mals vorherrschenden ,,Entwicklungs- 
euphorie" radikal in Frage. 

Die Grundthese der ,,Weltsystem- 
analyse", bezogen nicht nur auf „un- 
sere" Welt, sondern auch auf das „ko- 
loniale Indien", das ,,imperialistische 
Japan" oder die Sowjetunion lautet: 
nationale Entwicklung, nationalstaatli- 
che, regionale und selbst lokale Ge- 
schichte und Gegenwart können nur 
in einer, aus einer globalen Analyse er- 
klärt werden, von der Wirtschafts- bis 
zur Mentalitätsgeschichte, von der Re- 
gierungs- bis zur Familiengeschichte: 
„Die wirkliche Neuheit ist also, dass die 
Perspektive der Weltsysteme leugnet, 
dass der Nationalstaat in irgendeiner 
Form eine relativ autonome Gesell- 
schaft repräsentiert, die sich mit der 
Zeit entwickelt." (S. 317) Vor allem 
aber: Unterentwicklung ist kein bedau- 
erliches Relikt der Vormoderne, son- 
dern unve;meidliches Resultat eben 
der sich seit vierhundert, fünfhundert 
Jahren so dynamisch entwickelnden 
kapitalistischen Weltwirtschaft. 

Vorläufer der neuen hiostorischen 
Sozialwissenschaft ist für Wallerstein 
am ehesten eine Paria-Diszplin unter 
den etablierten Sozialwissenschaften 
- die Wirtschaftsgeschichte. Zweifel- 
los ist es kein Vorurteil, die bisherige 
akademische Wirtschaftsgeschichte 
weitgehend als deskriptiv und theo- 
rielos abzutun. Umgekehrt: Theorie, 
die Geschichte ignoriert - und dieser 
Vorwurf geht vor allem an die zeitge- 
nössische Wirtshcaftstheorie - ist kei- 
ne Theorie. 

Freilich: So ganz neu ist der An- 
spruch der Weltsystemanalyse - ob 
man nun an Schumpeter oder an Alt- 
husser denkt - nicht. Gerade der Mar- 
xismus, die Marxismen hatten von 
Anfang an für einen breiteren Gesell- 
schaftsbegriff und für eine Theorie 
des globalen Kapitalismus plädiert. 
Nur blieben solche Ansätze all ZU oft 
im Sand eines teleologischen Sche- 
matismus und tagespolitischer Tabus 
stecken. immerhin kamen von marxi- 
stischen Theoretikern wie Maurice 
Godelier oder Emilio Sereni differen- 
zierte Beiträge zu dieser Diskussion. 
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,,Die kulturellen 
Rebellionen der 
Gegenwart sind 
Konsequenz der 

unerbittlichen 
Ausweitung des 

formal immer 
rationaleren, 

eigentlich aber 
immer irrationaleren 
historischen Sozialsy- 

stems. " 

Die Weltsysternanalyse 
Wallersteins Alternative besteht in der 
Utopie einer Welt, einer Wissenschaft 
ohne Grenzzäune. Die Sozialwissen- 
schaften sollen zu einer einzigen Dis- 
ziplin werden, er schlägt für sie den 
Namen ,,historische Sozialwissen- 
schaften" (oder ,,soziologische Ge- 
schichte") vor. Außerdem postulierte 
er mit der ,,Weltsystemanalyse" einen 
neuen Begriff: „Die Weltsystemanaly- 
se ist kein Paradigma der historischen 

Die Bedeutung der Französi- 
schen Reovlution 
Eine weitere für Wallersteins wissen- 
schaftliches Interesse zentrale Frage 
lautet: steht am Anfang aller Entwick- 
lung eine industrielle Revolution, erst 
recht eine bürgerliche Revolution? 
Wallerstein stellt diese Gewissheit von 
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Maximilien Robespierre 

von Thomas Westphal 

Von der sogenannten new economy 
war an dieser Stelle schon öfter die 
Rede. Mittlerweile vergeht kein Tag . .- 
ohne eine entsprechende Berichter- 
stattung über die kommenden Seg- 
nungen der neuen Wirtschaftsstruk- 
turen. Die Tages- und Wirtschaftspres- 
se bearbeitet das Thema in der ge- 
wohnt modischen Form. Wem es als 
erstes gelingt eine neu Entwicklungs- 
parole zu platzieren, der macht den 
Trend von morgen. Während sich das 
Publikum langsam mit dem Thema 
new economy anfreundet, haben die 
ganz schnellen Medien diese bereits 
wieder abgeschrieben. Die Unterneh- 
men am neuen Börsenmarkt waren 
gestern noch die modernen Helden, 
heute sind sie ruchlose Geldvernichter. 
Das lnternet war gestern noch das In- 
strument der vierten industriell- tech- 
nologischen Revolution, das jeden in 
den Bann zieht und unsere Kommu- 
nikation grundlegend verändern 
wird. Heute werden die immer härter 
aufdrehenden Propagandafeldzüge 
der lnternetwirtschaft als Volksver- 
dummung zum Weichklopfen derer, 
die immer noch nicht ,,drin sind", kri- 
tisiert. Die Berichterstattung über die 
Entwicklung mag den Vermarktungs- 
bedingungen der modernen Medien- 
wirtschaft entsprechen. Mit Berichter- 
stattung, die einen entsprechenden 
lnformationsgehalt vorweisen kann, 
hat dies nun wahrlich nichts zu tun. 
Es liegt eher der Verdacht nahe, das 
heutige Journalisten selber Opfer ei- 
ner sich verändernden, immer schnel- 
ler werdenden Arbeitskultur in der 
neuen Wirtschaft geworden sind. 
Halb verdaute Dauerkommunikation 
mit sich ständig widersprechende Aus- 
sagen, drängt Qualitätsbewußtsein 
und Durchdringungsgrad im Berufs- 
stand der Journalisten vollständig an 
den Rand. 

Jüngstes ,,Opfer" dieser Berichter- 
stattung wurde die Bildungsministe- 
rin und Mitherausgeberin dieser Zeit- 
schrift Edelgard Bulmahn. lhre IT- Of- 
fensive mit dem Slogan ,,Anschluss 
statt Auschluss" wurde als Teil einer 
Kampagne der lnternetwirtschaft 
entlarvt, die nur dazu diene Panikma- 
che zu betreiben und den Internet- 
verweigerern den ,,Schweiß auf die 
Stirn zu treiben". 

Es kann einer Bildungsministerin 
eigentlich nicht zum Vorwurf gerei- 
chen, wen sie den Versuch unter- 
nimmt eine drohende Spaltung zwi- 
schen lnformationselite und ,,Inter- 
netproletariat" zu vermeiden. 

*** 
Im Zusammenhang mit der IT- Of- 
fensive des Bildungsministerium er- 
scheint ein anderer Punkt interessan- 
ter: 

Unter der Überschrift : „Die @- 
Kids kommen", thematisierte die 
Kulturwissenschaftlerin Jutta Greis 
vor einiger Zeit die Widersprüche, die 
mit wachsender PC-Nutzung im Be- 
reich der Arbeitskompetenzen, Sozi- 
alverhalten und Mentalitäten der 
nachwachsenden Arbeitsgeneration 
auftreten: 

,,Multitasking ist Kompetenz und 
Attitüde der nachwachsenden Gene- 
ration im Privaten wie im Job. Sie 
spielen oder arbeiten am Computer, 
telefonieren dabei mit Freunden, es- 
sen und hören Musik, alles parallel 
(...). Einerseits imponiert die Schnel- 
ligkeit, mit der Informationen verar- 
beitet werden: Der Multitasking ge- 
übte Nachwuchs ist flexibel, reakti- 
onsschnell und in der Lage auf meh- 
reren Ebenen zu kommunizieren und 
zu handeln. Anderseits spricht eini- 
ges dafür, dass Multitasking eher zu 
Qualitätsverlusten führt, weil die vie- 
len Reize physiologisch gar nicht rich- 
tig verarbeitet werden können. Die 
Konzentrationsfähigkeit leidet auf 
die Dauer." Frau Greis rät, den Trend 
zur Beschleunigung und Parallelakti- 
vitäten beim Nachwuchs zu begleiten 
und gleichzeitig Qualitätsbewußt- 
sein und Gründlichkeit zu fördern. 

Kurzum: Bei einer IT Offensive 
des Bildungsministeriums kann nicht 
allein die Frage ,,Bist Du schon drin?" 
im Vordergrund stehen. Die Frage 
nach den Bildungsthemen, die Suche 
nach einer modernen Pädagogik die 
eine Balance zwischen Flexibilität, 
Schnelligkeit und Qualitätsbewußt- 
sein vermittelt, die Ausbildung von 
Lehrern die als natürliche Autoritäten 
in der neuen Technologie akzeptiert 
und nicht als blutige Anfänger mit 
dem moralischen Zeigefinger von 
den @-Kids abgetan werden, dies 
alles sind drängende Fragen einer 

zeitgemäßen Bildungspolitik. Sie war- 
ten auf eine konzeptionelle Antwort. 

*** 
Das Beispiel der Kulturwissenschaft- 
lerin zeigt jedoch auch, dass die De- 
batte über die new economy keine 
reine Wirtschaftsdebatte ist. Ginge 
es nur darum, dass neue Sektoren 
mit neuen Traumgewinnen in den 
Wirtschaftsstrukturen empor steigen 
und alte Branche verdrängen, könn- 
ten wir das Thema schnell verlassen. 
Innerhalb der spw nimmt die 
Durchleuchtung der new economy, 
der lnformationsgesellschaft, des 
postindustriellen Kapitalismus, der 
Rolle des human capital und der Bil- 
dung etc. deshalb einen breiteren 
Raum ein, weil wir davon ausgehen, 
dass es sich dabei um die Herausbil- 
dung einer neuen kapitalistischen 
Verwertungsstruktur handelt, die 
anderen Gesetzen folgt als dies ihre 
historischen Vorgänger taten. Es 
handelt sich im Sinne von Gramsci 
wohl eher um eine passive Revoluti- 
on, also um die Umwälzung aller 
bestehenden Regeln, Normen und 
Akkumulationsbedingungen zur 
Schaffung einer neuen Wachstums- 
epoche des Kapitalismus. Eine sol- 
che passive Revolution bringt selbst- 
verständlich auch neue Widersprü- 
che in der Kultur- und Lebensweise 
einer Gesellschaft hervor. Wir wer- 
den uns diesen Widersprüchen wid- 
men und aus der Analyse neue Poli- 
tikansätze für einen modernen Sozi- 
almus entwickeln müssen. Die hier 
und da immer wieder aufflackernde 
Annahme diese passive Revolution 
könne noch aufgehalten werden, 
halte ich jedoch für eine irrige An- 
nahme. 

Kurzum schon die Bildungsfrage 
zeigt: der Strategievorschlag, sich als 
fortschrittliche sozialistische Linke in 
die Klassen- und Kulturauseinander- 
setzungen um den neuen Kapitalis- 
mus einzuschreiben ist keine redu- 
zierte Minimal-Strategie, weil die Zei- 
ten für Sozialisten nun mal so hart 
sind, es wird viel mehr ein steiniger 
Weg der euphorisch bis hektischen 
Modernierungsrethorik eine tragfä- 
hige Reformperspektive auf dem Bo- 
den der new economy entgegen zu 
setzen. SPW 

Liberalen, Marxisten und Konservati- 
ven in Frage. Die ,,Große Industrielle 
Revolution" am Ende des 18. Jahr- 
huncerts ist für ihn nicht mehr und 
nicht weniger als ein Mythos. Häu- 
fungen technologischer oder produk- 
tionsorganisatorischer Innovationen 
habe es in der Wirtschaftsgechichte 
immer wieder gegeben, ohne dass ih- 
nen epochale Bedeutung zugeschrie- 
ben worden sei. Sein Verdacht: die 
Proklamierung, die Erfindung einer 
industriellen Revolution wurde not- 
wendig, um eine von da an unauf- 
haltsame, unendliche Entwicklung 
suggerieren zu können -allen wird es 
immer besser und besser gehen. Der 
Weg - der industrielle Fortschritt - 
war der richtige und der einzige: of- 
fen blieb allenfalls, ob das Kapital 
oder das Proletariat auf diesem Weg 
dasKommando führen sollte. 

Ein für unser demokratisches, auf- 
geklärtes Selbstverständnis funda- 
mentales Ereignis wird von Waller- 
stein in neuem Licht angestrahlt: die 
Französische Revolution. Unbestritten 
bleibt auch in seiner Sichtweise, dass 
zwischen 1789 und 1795 eine Dyna- 
stie gestürzt, führende Persönlichkei- 
ten hingerichtet, eine Republik ausge- 
rufen wurde. Aber in seinen Augen 
waren diese Ereignisse nicht wirklich 
revolutionär: ,,(...)ich glaube, dass das 
Konzept des Aufstiegs einer Bour- 
geoisie, die irgendwie eine Aristokra- 
tie stürzte, mehr oder weniger das 
Gegenteil dessen ist, was wirklich pas- 
sierte, nämlich, dass sich die Aristo- 
kratie selbst in eine Bourgeoisie ver- 
wandelte, um ihre kollektiven Privile- 
gien zu retten." (S. 88) 

Der Feudalismus musste und 
konnte nicht gestürzt werden, weil er 
sich schon selbst abgeschafft hatte. 
Dem Feudaladel in Frankreich - wie 
davor und danach in anderen Län- 
dern - erschien eine über den freien 
Markt und freie Wahlen vermittelte 
Herrschaft allmählich effizienter als 
das wirtschaftlich stagnative und von 
zahllosen Agrarrevolten geschwächte 
Feudalregime. 

Veränderung sollte also nicht 
mehr blockiert, sondern kontrolliert 
werden. ,,Alles muss sich ändern, da- 
mit alles gleich bleibt," heißt es in To- 
masi di Lampedusas Roman „Der Leo- 
pard", der von der burgerlichen Revo- 
lution in Süditalien um 1860 handelt. 
Die neue industrielle Bourgeoisie war 
- bei vielen Ausnahmen - nichts als 
die intellektuell aufgeschreckte und 
zu verheißungsvolleren Produktions- 
und Machttechniken übergegangene 
Feudalklasse. 

„Als der Staub sich legte, stellte 
sich heraus, dass die Veränderungen 
[in Frankreich] weniger aufsehener- 
regend waren als häufig versichert 
wird. Die größeren landwirtschaftli- 
chen Gebilde blieben größtenteils in- 
takt, obwohl natürlich hier und da 
der Name des Eigentümers gewech- 
selt hatte. (...) Die Klasse der freien 
Bauern (...) trat stärker hervor als zu- 
vor, allerdings weitgehend auf Ko- 
sten der kleinsten produzenten (...). 
Die Agrarreformen gingen manch- 
mal geräuschvoll vor sich, aber sie 
passen sich ein in eine langsame, 
gleichmäßige Kurve eines mehrere 
Jahrhunderte andauernden paralle- 
len Wandels in vielen Teilen Westeu- 
ropas. Was das Gewerbe betrifft, so 
wurden gewiss die Zünfte abge- 
schafft. Auch verschwanden Binnen- 
zölle, was einen größeren, freien Bin- 
nenmarkt schuf. Dennoch sollte man 
nicht vergessen, dass es schon vor 
1789 eine Zone ohne interne Zoll- 
schranken gab: die Fünf großen Gü- 
ter, die Paris einschlossen. Dieses Ge- 
biet hatte annähernd die Größe Eng- 
lands." (S. 18) 

War die französische Revolution 
also nur ein Machtwechsel ohne epo- 
chale Bedeutung? 

,,Ich meine, die Bourgeoisie, oder 
die kapitalistischen Schichten, oder 
die herrschenden Klassen (...) zogen 
aus dem französischen revolutionären 
Aufruhr zwei Schlüsse. Einer war ein 
Gefühl großer Bedrohung, nicht nur 
durch das, was von den Robespierres 
dieser Welt, sondern von den ungebil- 
deten Massen getan werden könnte, 
die zum ersten Mal ernsthaft über die 
Erringung staatlicher Macht nachzu- 
denken schienen. (...) Diese system- 
feindlichen Aufstände waren viel- 
leicht nicht besonders erfolgreich. 
lhre Bedeutung liegt aber einfach dar- 
in, dass sie überhaupt stattfanden 
und so Vorboten eines bedeutenden 
qulitativen Wandels in der Struktur 
des kapitalistischen Weltsystems und 
einen Wendepunktseiner politischen 
Entwicklung bildeten. Daraufhin kam 
die Welt-Bourgeoisie, wie ich glaube, 
zu einem zweiten und sehr logischen 
Schluss. Stetiger Wandel in kurzen 
Abständen war unvermeidbar, und es 
war daher hoffnungslos, den histori- 
schen Mythos aufrecht zu erhalten, 
(..J dass politischer Wandel 
außergewöhnlich,meistens kurzlebig 
und normalerweise unerwünscht war. 
Nur wenn die Welt-Bourgeoisie die 
Normalität des Wandels akzeptierte, 
hatte sie eine Chance, ihn zu bändi- 
gen und zu verlangsamen." (S. 21) 

Wallersteins irritierende Bilanz 
lautet: „Die Französische Revolution 
hat Frankreich nicht besonders verän- 
dert. Aber sie hat das Weltsystem ver- 
ändert." 

Wallerstein unterstreicht gewöhn- 
lich als nebensächlich angesehene 
Momente: 

Die beginnende Formierung lang- 
fristig orientierter systemfeindlicher 
Bewegungen: in erster Linie die frühe 
Arbeiterbewegung; 

Dann die Differenzierung der mo- 
dernen Ideologien (und zugleich der 
Sozialwissenschaften), die politischen 
Interessen untergeordnet sind und 
die unmögliche Trennung von Markt, 
Staat und Privatsphären reproduzie- 
ren; 

Ganz besonders hebt Wallerstein 
den durch die Revolution in Frank- 
reich ausgelösten Aufstand der 
Schwarzen in Haitit 1804 und den 
fast zur gleichen Zeit einsetzenden 
Modernisierungsschub in Ägypten 
hervor - wenn man so will, die ersten 
modernen Konflikte zwischen Peri- 
phrie und Metropolen. 

Wandeln wir Wallersteins These 
zur Französischen Revolution auf sei- 
ne eigene Arbeit um, könnte gesagt 
werden: Die Arbeiten Wallersteins ha- 
ben die Geschichte nicht besonders 
verändert. Aber sie haben den Blick 
auf geschichtliche Zusammenhänge 
verändert. SPW 
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Die Arbeiten 
Wallersteins haben 
die Geschichte nicht 
besonders verändert. 
Aber sie haben den 
Blick auf geschichtli- 
che Zusammenhän- 
ge verändert. 




